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Vorwort 
Angesichts der empirischen Belege für die Individualität der Entwicklungsver-
läufe und wegen des zunehmenden Interesses an den Determinanten und Sequen-
zen der altersabhängigen Veränderungen hat sich die neuere entwicklungspsycho-
logische Forschung von der Auseinandersetzung mit den Altersgrenzen abge-
kehrt. Die Angabe von Altersstufen erschien, auch wenn sie erfolgte, nur bedingt 
gültig oder gar problematisch. Die gesetzlichen Bestimmungen, die Altersgrenzen 
festsetzen und obendrein auch die Individualität der Entwicklung des Einzelnen 
berücksichtigen, blieben aber erhalten. 
Dieses Spannungsfeld interessierte besonders, weil sich die Jurisprudenz u. a. 
auch auf das Fehlen oder Vorliegen neuer "Entwicklung~psychologischer )~~~ti~~-­
de" berufen muß, 'Yennsi~_Älliic:!rungsbestrebungen begrüp_c!~I1_ ~iJl~ Auf der 
anderen Seite kann sich die erfahrungswissenschaftliche Psychologie durchaus mit 
dem traditionsreichen Recht im Widerspruch befinden, da ~lizite erfahrungs-
wissenschaftliche Forschungsergebnis~e.aufgrlln~~er r~l~~ivJ~~Ii~;-Ge~~hich-te­
derempirischen Psychologie -nicht Grundl~g~ der_.~~~h!!i_<::ben F_~~!.~~_tZ!:l_~g2':~)ll 
Altersgren~el1.gewe..s~l1sein ko.~!1.~.~!1"~:_ - ----
Die hier erfolgte Auseinandersetzung mit den Befunden einer jungen empiri-
schen Wissenschaft auf der einen und den rechtlichen Altersgrenzen auf der ande-
ren Seite könnte zu der Erkenntnis führen, daß die Altersgrenzen des Deutschen 
Rechts tatsächlich empirisch unbegründet sind. Sie könnte aber auch darauf hin-
weisen, daß die Abkehr des Interesses von den Altersnormen in der Entwick-
lungspsychologie ein problematischer Schritt gewesen ist. Ein wiederbelebtes In-
teresse mag z. B. eine einfache Antwort auf die Frage von Damon (Human Deve-
lopment, 1979,22,206) sein, warum man die sozial-kognitive Entwicklung erfor-
schen soll. 
Herr Professor Dr. Dr. H. Wegener und Herr Professor Dr. D. Wendt förder-
ten die Tätigkeit des Verfassers am Institut für Psychologie der Christian-Al-
brechts-Universität, Kiel, insgesamt und insbesondere den vorliegenden Beitrag. 
Die Durchführung einer im folgenden u. a. berichteten, empirischen Untersu-
chung ermöglichten die Herren Professoren N. H. Anderson, Ph. D., und 
G. Mandler, Ph. D., La Jolla, während eines dem Verfasser von der Volkswagen-
Stiftung, Hannover, gewährten Forschungsaufenthalts am Center for Human 
Information Processing der University of California, San Diego. Prof. Dr. Dr. E. 
Graue regte einige Ergänzungen des Manuskripts aus juristischer Sicht an. Ihre 
Unterstützung gaben weiterhin die Herren Professoren Dr. U. Baumann, Dr. D. 
Frey und Dr. U. Grau, Kiel, aber auch die Kieler Kollegen des Verfassers. Frau 
G. Gentzen und Frau A. M. Grimm schrieben die Typoskripte. Ihnen allen ist 
der Verfasser in großem Dank verbunden. 
Kiel, im Sommer 1983 Dr. Wilfried Hommers 
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1. Problemstellung, Untersuchungs gründe und Aufbau 
Einführung in die Problemstellung 
Die Entwicklung des Menschen vom Kleinkind zum Erwachsenen ist eine der 
Grundtatsachen des individuellen Lebens,- die si<ehi!ll~(!llschaftlichen Zusam- ____ _ 
_ !n.el!le~e.n in vielfältiger Weise widerspiegelt. Sie ist so wichtig,~,!ß.~ie dasJ--g.(:ljfi: 
_ zi(!rte Recl{t-rn ~[;;lge;;teIlenb-eelii.1Iußi: -hat: Das erke~nt man auf den verschiede-
nen Rechtsgebieten: So ~erde;; i~-de'~ts~hen Zivil- und Strafrecht mehrere Al-
tersgrenzen und Altersspannen bei der generellen Zu- oder Aberkennung von 
Handlungsfähigkeit, Verantwortlichkeit oder Schuldfähigkeit festgelegt: das noch 
nicht sieben Jahre alte Kind ist nach § 104 BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) "ge-
schäftsunfähig" und nach § 828 BGB "nicht verantwortlich" für einen von ihm 
angerichteten Schaden; der noch nicht 14 Jahre alte Minderjährige gilt nach 
§ 19 StGB (Strafgesetzbuch) als "schuldunfähig"; die "Volljährigkeit" beginnt 
heute mit der Vollendung des 18. Lebensjahres (§ 2 BGB). Angesichts solcher 
Gesetzesbestimmungen kommt die Frage auf, ob sich die BerücksichtiguIlg<ies 
Entwicklungsg~s(;hel1~n~.il!l gt:lt~n~t:!.1._~<:c.ht)n ihren Einzelheiten auf empirisch 
gültige Gesetzmäßigkeiten des individuellen Entwicklungsverlaufs gründet. Diese 
Frage bildet den gedanklichen Ausgangspunkt der folgenden Erörterungen. 
Zur Beantwortung dieser Frage.s!dl:t!QgJ;>_edarL(!§_4(!J:J::!!!~. de~_~tiahm!1gswi~_ 
senschafdi<;heJ;l_ Vsychülogie. Die Psychologie sieht sich überhaupt als Grundla-
genwisse!lscl1aft ... \l.mLalLa.ngewandte Disziplin vor die Aufgabe gestellt, die 
Rech~32flege de lejie lata und de lege ferenda zu untt;rstützen. De lege lata werden 
Psychologen zur Vorbereitung der richterlichen Entscheidungsfindung bei kon- f 
kreten Rechtsstreitigkeiten als Sachverständige zu Rate gezogen. De lege ferenda I 
bedient sich der Gesetzgeber empirischer Erkenntnisse der Psychologie nach An- ! 
hörung psychologischer Expertenmeinungen. Erfahrungswissepschaftliche For-
schung mit Bezug auf Gesetzgebung und Rechtsprechung ist daher von der Psy-
chologie ganz allgemein gefordert. Dabei gewinnen entwicklungs psychologische 
Beiträge das besondere Interesse der Jurisprudenz, denn die gesetzlichen Alters-
stufen tragen der Entwicklung kognitiver und motivationaler Prozesse Rechnung. 
Die vorliegende Untersuchung greift die zivilrechtliche Handlungsfähigkeit aus I 
den Regelungen des Deutschen Rechts heraus, die die Entwicklung berücksichti- ' 
gen. An der zivilrechtlichen Altersgrenze der Handlungsfähigkeit bei Erreichen 
des Alters von sieben Jahren soll also exemplarisch die Problematik der empiri-
schen Begründung von gesetzlichen Altersgrenzen aufgezeigt werden. Die durch 
dieses Beispiel gewählte Fragestellung liegt zum größten Teil in der Bestimmung 
des Alters, zu dem der Mensch die Fähigkeit erwirbt zu verstehen, daß bestimmte 
Handlungen Unrecht beinhalten, und einzusehen, daß er für selbst begangenes 
Unrecht einzustehen habe. Aber die gesetzliche Altersstufe zu der so umschriebe-
nen "Deliktsfähigkeit" fällt zusammen mit derjenigen zu einem zweiten Bereich 
der Handlungsfähigkeit, der "Geschäftsfähigkeit". Daher ist die Entwicklungs-
psychologie der Delikts- und der Geschäftsfähigkeit Gegenstand der vorliegen-
den Untersuchung. 
Die Deliktsfähigkeit wird im § 828 BGB als zivilrechtliche Verantwortlichkeit 
bezeichnet. Sie wird dort für Kinder unter dem Mindestalter von sieben Jahren 
ausgeschlossen und für ältere Minderjährige bis zum Erreichen des 19. Lebensjah-
res unter eine Bedingung gestellt: Absatz 1 des § 828 BGB lautet: "Wer nicht das 
siebente Lebensjahr vollendet hat, ist für den Schaden, den er einem anderen 
zufügt, nicht verantwortlich"; Absatz 2 fährt dann fort: "Wer das siebente, aber 
nicht das 18. Lebensjahr vollendet hat, ist für den Schaden, den er einem anderen 
zufügt, nicht verantwortlich, wenn er bei der Begehung der schädigenden Hand-
lung nicht die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einsicht hat. 
Das gleiche gilt von einem Taubstummen." Durch Reichsgerichts- und Bundes-
gerichtshof-Entscheidungen ist die Formulierung des § 828 BGB "zur Erkenntnis 
der Verantwortlichkeit erforderliche Einsicht" genauer interpretiert worden. Da-
zu finden sich umfassende Erörtertungen bei Deutsch (1964), Geilen (1965) und 
Waibel (1970), in Handkommentaren (Erman 1972; Palandt 1978), in Großkom-
mentaren (Denecke et al. 1959; Fischer et al. 1960; Soergel & Siebert 1969; 
Rebmann & Säcker 1978) oder in der Darstellung der Rechtslage bei Undeutsch 
(1967) unter psychologischem Gesichtspunkt (v gl. auch unter Kapitel 2). Die 
geistige Entwicklung des Minderjährigen soll danach so weit fortgeschritten sein, 
daß der Handelnde in der Lage ist, das Unrecht seiner Handlung gegenüber dem!) 
Mitmenschen (Unrechtserkenntnis) und zugleich die Verpflichtung zu erkennen, 
in irgendeiner Weise für die Folgen der Tat einstehen zu müssen (Vergeltungs-
pflichtverständnis). In dieser höchstrichterlichen Auslegung wird nur auf die in-
tellektuelle (erkennende wie wertende) Fähigkeit abgestellt, nicht dagegen auf die 
Fähigkeit, gemäß dieser Einsicht zu handeln. Letzteres muß aber in anderen 
forensischen Fragestellungen (§ 276 BGB, § 20, 21 StGB, § 3 JGG) geprüft 
werden. Im Zusammenhang mit der Altersgrenze der Deliktsfähigkeit ist daher 
vor allem die Entwicklung von Unrechtserkenntnis und von Vergeltungspflicht-
verständnis zu untersuchen. 
Die Geschäftsfähigkeit wird im § 104 BGB über den Ausschluß der Geschäfts-
fähigkeit im Zusammenhang mit der Siebenjahresgrenze genannt: "Geschäftsun-
fähig ist: 1. wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat ... ". Die Geschäftsfä-
higkeit ist demnach ebenfalls das Ergebnis eines Entwicklungsvorganges, durch 
den diese zivilrechtliche Altersgrenze begründet werden müßte. Die Formulie-
rung des § 107 BGB stellt dann klar, daß das Zivilrecht bei Erreichen dieser 
Altersstufe einen Wechsel in der Fähigkeit, reine Vorteilserlangungen kognitiv zu 
1) So das Reichsgerichtsurteil vom 8. 12. 1902. In Urteilen des Bundesgerichtshofs 
wurde die Unrechtserkenntnis z. T. auf ein Gegenüber im Plural bezogen oder gar nicht 
auf ein Gegenüber bezogen (vgl. aber die empirischen Ergebnisse u. 5. 88ff.). 
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überschauen, unterstellt. Im Zusammenhang mit der Altersgrenze der Geschäfts-
fähigkeit ist daher die Entwicklung dieser situationsspezifischen Fähigkeit zu 
untersuchen. 
Gründe für die Untersuchung 
"," }:>ie Alt~rsgrenzen und Altersspannen des Zivilrechts wurden zum Teil unter 
. dem Gesichtspunkt der Übereinstimmung mit vermutetenEnt~{ckf~~gsvef1äu­
fen aufgest~llt (v gl. "Die Motive zum Entwurf eines Bürgerliche~ Gesetzbuches 
für das Deutsche Reich" Band I, S. 129 und S. 131). Die zivilrechtlichen Alters-
grenzen wurden bei der Diskussion des Entwurfs des BGB aber auch als willkür-
lich aufgefaßt. Dittenberger (1903, S. 12) berichtete, daß in der Kommission für 
die zweite Lesung des Entwurfs zum BGB die Willkürlichkeit einer jeden rechts-
erheblichen Altersstufe betont worden sei. Man habe aber wegen Fehlens eines 
Nachweises der Unzweckmäßigkeit des geltenden Rechts den Anträgen auf Er-
streckung des Kindesalters bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahres (Dit-
tenberger a.a.O.) und auf Abschaffung der Altersgrenze (ViaI1974, S. 301) nicht 
stattgegeben. Bei der Festsetzung oder Beibehaltung von Altersgrenzen haben 
also auch andere als entwicklungspsychologische Gesichtspunkte eine Rolle ge-
spielt. 
Angesichts des einhelligen Urteils, daß die erfahrungswissenschaftliche Be-
gründung der Volljährigkeitsgrenze bei 18 Jahren (Wegener 1960; Thomae 1973; 
Schmitz 1974; Keller, Kuhn & Lempp 1975) fehlt, erscheint es daher grundsätz-
lich anzweifelbar, daß bei den Altersgrenzen überhaupt eine Entsprechung zwi-
schen psychologisch definierten Entwicklungsabläufen und Rechtsnormen be-
steht. Berkhauer & Steinhilper (1981, S. 265) meinen in ihrer Auseinander-
setzung mit der Forderung der Konferenz der Jugendminister und -senatoren, die 
Strafmündigkeit (§ 19 StGB) von 14 auf 16 Jahre heraufzusetzen, dementspre-
chend: "Eine in Jahren festgelegte Reifegrenze ist pseudoexakt und nur schein-
wissenschaftlich begründbar; in Wirklichkeit ist sie von politischen, wirtschaftli-
chen oder sozialen Gegebenheiten bestimmt." Vor diesem Hintergrund erhält die 
Auseinandersetzung mit der Fragestellung empirischer Begründung von Alters-
grenzen ihren grundsätzlichen Wert. 
Neben dem grundsätzlichen Zweifel empirischer Begründbarkeit von Alters-
grenzen waren andere Gesichtspunkte für die Wahl gerade dieser Altersgrenze 
maßgeblich. Diese unterste absolute Altersgrenze des Rechts hat eine bis in das 
Römische Recht zurückreichende Tradition. Trotzdem wurden in der Vergan-
genheit immer wieder Stimmen der Kritik, auch mit Bezug auf das Alter der 
Deliktsfähigkeit, laut. Diese diskutierten zum Teil eine Heraufsetzung dieser 
Altersgrenze auf das zehnte Lebensjahr (Politsch 1954;, Munkwitz 1962; Wille & 
Bettge 1971; Dauner 1980). Deutsch (1976, S. 302) meinte dagegen: "Angesichts 
der heute schnelleren Entwicklung der Kinder sollte man überlegen, ob die Gren-
ze nicht auf 6 Jahre vorverlegt werden soll, dem generelleren Zeitpunkt der 
Schulreife". Auch Schwimann (1965, S. 136f.) und Vial (1974, S. 304) redeten 
einer Herabsetzung der Altersgrenze von 7 Jahren das Wort. Vial (1974, S. 304) 
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stellte die Herabsetzung der Altersgrenze sogar ihrer Abschaffung als erwägens-
werte Alternative nach, da einerseits unter Hinweis auf die englischen Erfahrun-
gen mit einem Fehlen einer solchen Altersgrenze kaum mit einer Prozeßflut zu 
rechnen wäre, andererseits das möglichst frühzeitige Erlernen der "Spielregeln" 
des Rechtsverkehrs begünstigt werden könnte. 
Eine andere Richtung der Kritik befaßte sich mit den zur Altersgrenze assozi-
ierten Entwicklungsinhalten. Einige Autoren befürworteten die Übernahme des 
die Willens bildung einschließenden Schuldfähigkeitsbegriffes aus dem Strafrecht 
(Stutte 1951; Ehrhardt & Villinger 1961; Waibel 1970; vgl. auch Teichmann, 
JZ1) 1970, S. 618, Fußnoten 8 und 9). Der Referentenentwurf eines Änderungs-
gesetzes schadensrechtlicher Vorschriften von 1967 (Teil 11, S. 70ff.) sah sogar 
vor, "die zivilrechtliche Verantwortlichkeit der Personengruppen des § 828 
Abs. 2 in Anlehnung an die neuere strafrechtliche Regelung auch von der Fähig-
keit zu einsichtsgemäßem Handeln abhängig zu machen" (Soergel & Siebert 1969, 
S. 1042). Teichmann aZ 1970, S. 619) dagegen forderte statt des Einbezugs der 
Willensbildung die Aufgabe des individuellen Maßstabs in der Einsichtsfähigkeit 
in Unrecht und Vergeltungspflicht unter gleichzeitiger Änderung der bestehen-
den Beweislast an den klagenden Geschädigten. 
Ein weiterer Gesichtspunkt bei der Wahl dieser Altersgrenze zur Prüfung ihrer 
empirischen Fundierung war die überraschende Feststellung, daß andere Staaten 
(z. B. die Schweiz, Frankreich seit 1968, die angelsächsischen Rechte, vgl. 
Deutsch 1976, S. 301) ohne eine derartige absolute Grenze des zivilen Delikt-
oder Kontraktrechts auskommen. Die Altersgrenzen der Delikts- und der Ge-
schäftsfähigkeit des Minderjährigen im geltenden Deutschen Recht nehmen daher 
im internationalen Vergleich eine gewisse Sonderstellung ein (Stoljar o.J. § 287). 
Auch das psychologische Schrifttum motivierte zur Auseinandersetzung mit 
dieser Altersgrenze. Thomae (1973, S. 12) meinte, daß die Übereinstimmung 
zwischen den vom Gesetzgeber oder von sozialen Institutionen geschaffenen 
Altersstufen und den tatsächlichen Voraussetzungen beim Individuum von zwei 
Bedingungen abhänge: a) der Spezifität der geforderten Voraussetzungen und b) 
dem in der Altersstufe genannten Alter. Je spezifischer die Voraussetzungen und 
je geringer das Alter, desto eindeutiger könnten die Zeitpunkte des Erreichens der 
geforderten Fähigkeiten bestimmt werden. Als stützendes Beispiel nannte er die 
Schulreife, die "einigermaßen sicher festgestellt werden kann" (S. 12). Bei seiner 
sehr kurzen Schilderung der Frage der "Deliktshaftung junger Menschen" (S. 16) 
vermied Thomae aber eine direkte Stellungnahme zu seiner zuvor referierten 
Meinung, obwohl Schulreife und Deliktsfähigkeit eng in der Altersgrenze zusam-
menliegen. Er führte dafür lediglich die juristische Auffassung an, daß "von 
vornherein von der sozial definierten Verhaltensnorm " ausgegangen werde und 
nicht "von dem individuellen Verhaltensgefüge" (S. 16). Jedoch schließt diese 
juristische Auffassung gar nicht aus, daß die sozial definierte Verhaltensnorm, 
u. U. in Abhängigkeit von Entwicklungsverläufen, anders gesetzt wird, als sie es 
ist. Das belegen die vorgenannten juristischen Änderungswünsche der AIters-
1) JZ steht für Juristenzeitung (Abkürzungen vgl. auf S. 220). 
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grenze. Daher darf man sich doch von der allgemein gehaltenen Auffasssung 
Thomaes ermutigen lassen und annehmen, daß die empirische Fundierung der 
Altersgrenze vom vollendeten siebenten Lebensjahr unter den rechtlichen Alters-
grenzen am ehesten erfolgreich durchgeführt werden kann. 
Ein letzter Grund ergab sich aus der forensischen Begutachtungspraxis zur 
Deliktsfähigkeit der Minderjährigen im Alter von sieben bis achtzehn Jahren. 
Undeutsch (1967) und Bresser (1972) übten Kritik an der Rechtsprechungspraxis, 
trotz höchstrichterlicher Auslegung der Kriterien zivilrechtlicher Verantwortlich-
keit im Anschluß an die Vollendung des siebenten Lebensjahres, nur die Unrecht-
serkenntnis- oder die Gefährlichkeitserkenntnisfähigkeit zu beachten. Im BGH-
Urteil vom 17. 5. 1957 kam das z.B. folgendermaßen zum Ausdruck: "Kennt ein 
Jugendlicher die Gefährlichkeit seiner Handlung, so wird er im allgemeinen auch 
wissen, daß er zur Verantwortung gezogen werden kann, wenn er sie dennoch 
begeht". Diese auch in der Folge vertretene Indikationstheorie des BGH bedarf 
aber empirischer Stützung, damit das für die Verantwortlichkeit auch erforderli-
che Vergeltungspflichtverständnis aufgrund der Gefährlichkeitserkenntnis zuer-
kannt werden kann. Die erfolgreiche Prüfung der Gefährlichkeitserkenntnisfä-
higkeit wehrt somit die vom Beklagten zu vertretene Behauptung der Deliktsun-
fähigkeit ab. Jedoch kann wegen der Konjunktion für den Erweis der Deliktsun-
fähigkeit logischerweise statt des Fehlens der Gefährlichkeitserkenntnisfähigkeit 
auch der Mangel an Vergeltungspflichtverständnis belegt werden. Daher sind 
Fakten über die Entwicklung und die Methoden zur Erfassung der genannten 
kognitiven Fähigkeiten erforderlich. 
Bresser (1972, S. 12941) wollte stattdessen die Exculpierung in der Regel nur 
aus krankhaft retardierter Entwicklung zulassen: "Wer wiederholt Gutachten zur 
Frage der Deliktfähigkeit erstattet hat, ohne sich in begriffliche Konstruktionen 
oder vage Ermessensentscheidungen zu verlieren, weiß, daß eine Verneinung der 
Deliktfähigkeit in der Regel nur empirisch einleuchtend zu begründen ist, wenn 
eine intellektuelle Minderbegabung oder eine grobe, dann auch allemal organisch 
begründbare Entwicklungsstörung festgestellt werden kann. Solche als krankhaft 
zu wertenden Abweichungen diagnostisch zu sichern, ist das entscheidende An-
liegen vorwiegend des psychiatrischen Sachverständigen." Zur Frage der Prüfung 
des Verschuldens sagt er (Bresser 1972, S. 1295): "Letzten Endes wird bei jedem 
nicht krankhaft gestörten Kind praktisch nur eine vorwiegend normative, auf eine 
Tatbestandswürdigung und auf die Lebenserfahrung sich stützende Abwägung zu 
einem angemessenen Urteil führen können." Offenbar stützte sich Bresser nicht 
auf empirisch gewonnene Normen über den Entwicklungsverlauf, sondern nahm, 
-i;> wie sich zeigen wird irrtümlich, eine eindeutige Beziehung zwischen Intelligenz-
entwicklung und Entwicklung des moralischen Urteilens an. Direkte empirische 
Normen zur Entwicklung des moralischen Urteilens würden sich aber aus der 
Untersuchung der Fragestellung zur Deliktsfähigkeitsaltersgrenze ergeben 
können. 
1) Der Gebrauch der Schreibweisen "Delikts-" oder "Deliktfähigkeit" erfolgt in Zitaten 
nach dem betreffenden Autor. 
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Aufbau der Untersuchung 
Der Aufbau der vorliegenden Untersuchung leitet sich ab aus der Notwendig-
keit, die zuvor genannten Fragen der Delikts- und Geschäftsfähigkeit von Min-
derjährigen zu vertiefen und empirische Befunde zusammenzutragen, die sich 
direkt mit den genannten Fragestellungen befassen oder zumindest als Beiträge zu 
den in den Altersgrenzen berücksichtigten Entwicklungsvorgängen uminterpre-
tieren lassen. Im folgenden zweiten Kapitel wird daher eine ausführliche Darstel-
lung der rechtlichen Fragen vorgenommen. Dadurch wird die Vielschichtigkeit 
der forensisch-psychologischen Probleme, die mit den Altersgrenzen der Delikts-
und Geschäftsfähigkeit verbunden sind, verdeutlicht. Im anschließenden dritten 
Kapitel wird, da kaum empirische Beiträge mit ausdrücklichem Bezug zu den zu 
behandelnden Rechtsfragen existieren, versucht, Verbindungen zwischen ent-
wicklungspsychologischen Forschungsergebnissen und den im zweiten Kapitel 
ausgeführten rechtlichen Gesichtspunkten herzustellen. Dabei werden sowohl die 
methodischen Zugänge zur Behandlung der Fragestellungen als auch der Stand 
der möglichen Begründung der Altersgrenzen durch empirische Befunde selbst 
beschrieben. Ausführliche Übersichten stehen jeweils vor den einzelnen Kapiteln. 
Die schlußfolgernde Diskussion des vierten Kapitels gelangt zu dem Ergebnis, 
daß gegenwärtig weder eine Widerlegung, noch eine Bestätigung der Altersgrenze 
erreicht ist. Einerseits liegen keine Befunde vor, die die Altersgrenze des Zivil-
rechts falsifizieren würden. Andererseits reichen die gewonnenen Erkenntnisse 
über die in der Jurisprudenz angenommenen Entwicklungsvorgänge nicht aus, 
um die Altersgrenze vollkommen zu bestätigen. Allenfalls erlauben sie, die Vali-
ditätsvermutung der Altersgrenze aufrecht zu erhalten. Die für eine weitere Klä-
rung notwendigen Untersuchungen können auf bereits in der Literatur vorgefun-
dene Methoden oder auf solche, die in der vorliegenden Untersuchung entwickelt 
wurden, oder schließlich auf die hier vorgenommene psychologische Präzisierung 
der Entwicklungsaussagen zurückgreifen. 
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2. Altersgrenze des vollendeten siebenten Lebensjahres 
Dieses Kapitel dient dem Zweck, die in der Einleitung aufgeworfenen juristi-
schen und forensischen Fragen im Detail darzustellen. Dadurch wird das Thema 
der vorliegenden Untersuchung über di~.Rechtsaltersgrenze vom siebe!lten Le-
bensjahr in den Gesamtzusammenhang geschichtlicher Entwicklungen, gelt~~d-~~ 
rechtlicher Regelungen und herrschender forensischer Auffassungen eingeordnet. 
Weiterhin werden aber so die bei der empirischen Begründung der Altersgrenze 
zu berücksichtigende1l..E!1..!~i<:hlungs_~~rJ{m~~~_1:..~~~~t. 
Die vergleichende Rechtsgeschichte der untersten Altersgrenze u!J:d. ihrer Be-
gründungsversuche wird zuerst dargestellt. Schon im römischen Reqhi: wurden 
einige Aspekte der heute geltenden Regelungen entwi~rgleichend • 
erweist sich die Sonderstellung der deutschen Altersgrenze des Zivilrechts. Eth-
nologische Befunde wiesen aber zugleich auf die häufig um das siebente Lebens-
jahr erfolgende Änderung der an Kinder gestellten Anforderu11:g~!!! . .s..? __ daß die 
bestehende Sonderstellung unter den geltenden Rechten geradezu nach der Prü-
fung ihrer empirischen Rechtfertigung verlangt. 
Auf die in der Rechtsgeschichte nachweisbaren Merkmale der deliktrechtlichen 
Sonderregelung für Minderjährige geht die Untersuchung dann ein, um geeignete 
Gesichtspunkte für eine empirisch-psychologische Begründung der Altersgrenze 
zu bestimmen. Insbesondere wird als zu berücksichtigendes Kriterium der De-
liktsfähigkeit die Unterscheidungsfähigkeitvon Gut und Böse .. .aJJ.s dem französi-
schen Discernement-Begriff herausgestellt .. 
Die höchstrichterliche Auslegung zum geltenden Recht der ~vilrechtlichen 
Verantwortlichkeit des Minderjährigen ne.cl:LY.ollenduog des_siebenten Lebens-
Jahres (§ 828 Abs. 2 BGB)wirdanschlleßend referiert. Das erweitert die Zahl der 
einer kognitiven Entwicklung unterliegenden MerktIlale, die für die empirisch- ): 
psychologische Begründung derzIvilrechtlichen Altersgrenze in Frage kommen. 
I f Unrechts~!:..k:enntni.s.~-, V~rgeJE.unKSpflicht~rständnis- und Gefährlichkeitser- > 
kenntnisfähigkeit erweisen sich atsJiedingungen zivilrechtlicher Verantwort1ich 
•. k.~i~.l?~i"y<:>rsätzlicher oder fahrlä~~~!._Begehung unerlaubter Handlungen. Dar-
über hinau~nthält die h§<::h~~~i~.~Eerlich~. ~~Dg diß Ann.<!~~e einer Indika-
tionstheorie, nach der vom· vollendeten sie.benten LebeI1.si<l~r .. .a_Il-Vergeltungs-
pflichtverständnisfähigkeit aufgrund von Unrechts- oder Gefährlichk~tserkennt­
nisfähigkeit unterstellt wird. 
Die forensische Begutachtungspraxis zur Deliktsfähigkeit des Minderjährigen 
wird dann erörtert. Kenntnisse über die Entwicklung und Verfügbarkeit validier-
ter Testverfahren für die Feststellung der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit sind 
danach ergänzungsbedürftig zur befriedigenden Erfüllung des Auftrages des Ge-
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setzgebers. Die de-Iege-ferenda-Zielsetzung der vorliegenden Untersuchung ist 
daher auch de lege lata vorteilhaft. 
Bei der Geschäftsfähigkeit nennt das deutsche Zivilrecht ebenfalls die Alters-
stufe des vollendeten siebenten Lebensjahres. Daher ist auch eine Auseinanderset-
zung mit den diesbezüglichen kognitiven Entwicklungsresultaten erforderlich. 
Die in Frage kommenden Entwicklungsresultate werd~n hier aber nicht, wie 
zuvor bei der Deliktsfähigkeit, aus der Rechtsgeschichte und aus der höchstrich-
terlichen Auslegung gewonnen. Der Gesetzestext der §§ 104 und 107 BGB regelt 
die Geschäftsfähigkeitsfrage der Kinder vor und nach Vollendung des siebenten 
Lebensjahres so, daß eine Berücksichtigung des Entwicklungsstandes individuel-
ler Kompetenzen nicht möglich ist. Daher befaßte sich die Rechtsauslegung auch 
nicht mit der Bestimmung von individuellen Kriterien. In Analogie wird deswe-
gen die höchstrichterliche Auslegung zur Aberkennung der Geschäftsfähigkeit 
aus Krankheitsgründen (§ 104 Abs. 2 BGB) zur Gewinnung konkreter kognitiver 
Merkmale herangezogen. Aus § 107 BGB folgt jedoch als wichtiger Gesichts-
punkt direkt, daß den V()rteilserlangungen eine besondere Bedeutung bei der 
Begründung der Altersgrenze der Geschäftsfähigkeit zukommt. 
Zusätzlich wird in diesem Abschnitt auf die weiteren Voraussetzungen der 
zivilrechtlichen Haftung eingegangen, die sich aus den §§ 254 und 276 BGB zur 
Frage des Mitverschuldens und Verschuldens ergeben. Da sie durch § 276 Abs. 1 
Satz 3 unmittelbar im Zusammenhang mit der Altersgrenze der Deliktsfähigkeit 
stehen, kommen sie für die Begründung dieser Altersgrenze u. U. auch in Frage. 
Außerdem wird auf sie in der Begründung der befürworteten Verlegung der 
Deliktsfähigkeitsaltersgrenze auf die Vollendung des zehnten Lebensjahres Bezug 
genommen, so daß die Darstellung dieser Voraussetzungen der zivilrechtlichen 
Haftung erforderlich ist. 
Auf die sich inhaltlich eng an die Deliktsfähigkeit anschließenden, im Strafrecht 
berücksichtigten Entwicklungsmerkmale wird danach eingegangen. Dabei zeigt 
sich erneut die Sonderstellung der zivilrechtlichen Regelung, da im Rechtsver-
gleich die strafrechtliche Verantwortlichkeit eine größere Spannweite der Alters-
grenzen für die absolute Strafunmündigkeit besitzt. Weiterhin wird am Begriff 
der Haftungsmündigkeit in Parallelität zur Strafmündigkeit im Sinne des Akzep-
tierens des Einstehens für seine Taten deutlich, daß der wertende Aspekt des 
Vergeltungspflichtverständnisses auch losgelöst von höchstrichterlicher Ausle-
gung als bedeutsamer Entwicklungsvorgang für die Begründung der zivilrechtli-
chen Altersgrenze von sieben Jahren erscheinen muß. Aus der Integration von 
zivil- und strafrechtlichen Entwicklungsgesichtspunkten ergibt sich aber auch der 
Versuch, die entwicklungspsychologischen Vorstellungen des Zivil- und Straf-
rechts als Ausdruck einer umfassenderen Entwicklungsvorstellung des Gesetzge-
bers zu verstehen. 
Der abschließende Teil dieses Kapitels definiert auf diesem Hintergrund die 
einzelnen Komponenten und den exemplarischen Charakter der Problemstellung 
und leitet so zur Auseinandersetzung mit dem psychologisch-empirischen Be-
fundmaterial über. 
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2.1. Geschichte und Rechtsvergleich 
2.1.1. Regelungen und Begründungen einer unteren Altersgrenze 
Das Tömi,cheydht hatte drei Altersnormen (vgl. Kaser 1976, S. 66 f. und 
Dittenbergerf903, S. 2 ff.) für "infantes" (noch nicht Siebenjährige), .impuberes" 
(noch nicht 14jährige) und (nach der Lex Laetoria um 200 v. ehr.) für "minores 
viginti ui~ue annis" J noch nicht 25jährige), die der "curia minorum" unterla- ..., 
gen.B.eiMädchen..war die 14- ahresgrenze auf zwölf fahre vorverlegt , Die "infan-
res" waren strafunmündig. Die "impuberes" waren nur bedingt schuldfähig (vgl. 
Mommsen 1899, S. 76) . 
Die Unfähigkeit, die Worte der Formalakte zu sprechen ("qui fari non pos-
S~nt" ,-:mfans"), wurde al~egri.indung_deL .. .Grenzziehung beim Übergang von 
der "infantia" zur "impubertas" angesehen (Kaser 1976, S. 66f. und Dittenberger 
1903, S. 2 ff.) . Diese Begründung war danach allein auf das Aussprechen be-
stimmter Formeln abgestellt. Der Wille trat hinter die sprachliche Willensäuße-
3 nIL zurück. Jedoch galt bei der Deliktsfähigkeit im späteren römischen Recht 
schon die uffassung, daß den "infantes" auch die notwendige Einsicht fehle 
(Mommsen 1899, S. 76), so daß die Siebenjahresgrenze möglicherweise auch 
durch die Entwicklung dieser Einsichtsfähigkeit begründet erschienen sein könn-
te. Die .. impuberes infantia maiores" waren zu Rechtsgeschäften berechtigt, die 
ihre Rechtslage verbesserten (Kaser 1976, S. 66) . Sonst bedurften sie der "auctori-
tas tutoris" . Daher kommt auch der hier enthaltene Entwicklungsgedanke als 
unausgesprochener Begründungsgesichtspunkt der damaligen Zeit in Frage. 
Schließlich stammte die Wahl eigens der Zahl Sieben wohl aus der griechischen 
Philosophie (Waibel 1970, . 16 Fußnote 4). 
Daß sich die Auffassung über die SprechunfertigkcitJange hielt und mit einer 
Beobachtung ·über die zweite Zahnung verbunden wurde, zeigt ein Zitat aus dem 
mittelalterlichen Buch "Le Grand Proprietaire de toutes choses" bei Aries (1975, 
S. 76): .Die erste Altersstufe ist die Kindheit, die die Zähne einpflanzt, und es 
beginnt diese Altersstufe, wenn das Kind geboren ist, und dauert bis zu sieben 
Jahren, und in diesem Alter wird das, was geboren ist, das Kind genannt, was 
soviel besagt wie nicht sprechend, weil es doch in diesem Alter nicht sprechen 
kann, denn es hat noch keine wohlgeordneten und gefestigten Zähne, wie Isidor 
und Konstantin sagen." Hier verband sich der römische Rechtfertigungsgesichts-
punkt mit einer Begründungsmöglichkeit, die man im germanischen Rechtskreis 
fand und die sich auf die körperliche Entwicklung bezog. 
Neben diesen Vermutungen über intellektuelle Fähi keiten oder s rachliche 
Fertigkeiten kann die Wahl der Grenze gerade beim A ter von sie en a ren auch 
' durch Zahlenmystik bewirkt sein (Aries 1975, S. 78f.). Weiterhin kommt indirekt 
die Pubertät als Begründung in Frage. Die Pubertät wurde, wiedie Bezeichnung 
.impuberes" und die diesbezüglich geringere Altersgrenze für Mädchen schon 
andeuten" für den folgenden Übe gIDg.ID-det..Rechtsstellung herangezogen. Da-
bei handelte es sich zunächst noch um eine tatsächliche Feststellung. Ditten6erger 
(1903, S. 3) meinte, daß sich die Altersgrenze von 14 Jahren als durchschnittliche 
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Erfahrung über die Zeit der Pubertät ergab und daß die Grenze von sieben Jahren 
dann durch bloße Halbierung gewählt wurde. Amundsen & Diers (1969, 1973) 
fanden im Talmud als frühesten Zeitpunkt der Menarche das Alter von 12 Jahren, 
in der klassischen griechisch-römischen Literatur des zweiten vor- bis zweiten 
nachchristlichen Jahrhunderts das Alter von 13 oder 14 Jahren und in Quellen des 
Mittelalters den Altersbereich von 12 bis 15 Jahren. Jedoch beruhten die dortigen 
Angaben wahrscheinlich nicht auf systematischen Stichprobenerhebungen in der 
damaligen Zeit. 
Innerhalb der germanischen. Rechtsgeschichte wurden variierende Zeitangaben 
für die untereRechtsalt:er~gr~n-Ze gefunden: Na-Ch Conrad (1962, S. 153 und 
399f.) lag das allgemeine Mündigkeitsalter im angelsächsischen Recht bei 10 Jah-
ren, im fränkisch-salischen Recht bei 15 Jahren. Anders als das Römische Recht 
kannte das Germanische Recht aber im allgemeine.Q~nur ein~A~.ltersgrenze.. Nur 
für besondere Rechtsstellungen (deutscher König oder Kurfürsten) waren ;eite-
re, höhere Altersgrenzen der Mündigkeit festgesetzt. 
Begründungshinweise mit Bezug auf kognitive Fähigkeiten sind aus dem ger-
manischen Recht nicht bekannt, was mit dem Bestehen einer Volljährigkeitsgren-
ze als unterster Altersgrenze zusammenhängen könnte. Im germanischen Recht 
hatte dagegen hinreichende Körperkraft für die Wirksamkeit einer Verfügung 
Bedeutung (Conrad 1962, S. 399)J2j<: Körperkraft als Begründung für die mit 
der Volljährigkeitsgrenzev.erbundene Änderung der Rechtsstellung kann weiter-
~~hln-ln. Zu~a;nmenhang stehen mit der Bedeutung militärischer Gesichtspunkte bei 
Anerkennung der Volljährigkeit. Kämpfen und Arbeiten können wie ein Mann 
reichte als Kriterium aus (Stoljar o.J. § 79). 
Andererseits können körperliche Reifezeichen auch das Fehlen der Geburtster-
minkenntnis kompenSie~thab~en.Da die Kirchenbuchführung nicht immer or-
dentlich genug erfolgte und das Alter nicht bei jedermann eindeutig festzustellen 
war, bestimmte man im Sachsenspiegel und Schwabenspiegel die Mündigkeit 
nach den Zeichen körperlicher Reife (Conrad 1962, S. 398). 
Allerdings kann aber auch nicht ausgeschlossen werden, daß die Körperkraft 
als echter Stellvertreter der Geisteskraft genommen wurde, indem sie als in einem 
engen Verhältnis zueinander stehend vermutet wurden. Der Volksmund drückt 
mit dem Begriff "Weisheitszahn" noch heute die naiv-psychologische Annahme 
der Assoziation von körperlicher und geistiger Entwicklung aus. Zuvor wurde 
schon auf den~fröh~tvermuteten Zusammenhang zwischen Sprechfertigkeit und 
Wohlordnung der Zähne hingewiesen, die den römischen Begrifildungsgesichi:s-~ 
punkt mit dem Zeichen körperlicher Reife verband. 
Schließlich kommen Berufs~l!s:üpj.lngsbefi!hW~n zur Begründung der Al-
tersgrenzen des mittelalterlichen Rechts in Frage. Stoljar (0.]. § 87) sah die Wahl 
der 21-Jalu:esgrenze für schwerbewaffnete Ritter des Mittelalters in militärisch 
bedingten Anforderungen begründet. Der Lehnsmann, der nicht mit Militär-
dienstleistungen dieser Art belastet war, wurde schon mit 15 Jahren volljährig. 
Luther (1961, S. 49) berichtete, daß der Bürger im England des elften und zwölf-
ten Jahrhunderts dann volljährig wurde, wenn er Messen und Wägen konnte, 
ohne daß eine Altersgrenze bestand. 
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Im Commo!! Law tauchte im 15. Jahrhundert die Auffassung auf, daß noch 
nichtsiebe~hrigen Kindern die "mens rea" fehle. Seither wurde das als ft;hlen-
des Wissens oder Unterschel~e~Tvoil~üt uiia"l3öse aufgefaßt (vg(Keasey & 
Sales 1977b, S. 129):....Mit Li Jahren wurde das Kirid- vom--l? Jahrhundert an 
grundsätzlich als im B~sii:z dieser Unterscheidungsfähigkeit angesehen (age of 
discretion). Eine Vielzahl von Auffassungen über die nähere Beschreibung der 
"mens rea" existierte in der angelsächsischen Rechtsprechung nach Keasey & 
Sales (1977b, S. 1307). Sie gaben die folgenden sieben Umschreibungen als von 
Richtern benutzt an: 
,,(1) knowledge of the nature and illegality of the offense; 
(2) consciousness of the wrongfulness of the act; 
(3) capability of entertaining a criminal intent; 
(4) comprehension of the aces consequences; 
(5) power to distinguish right from wrong; 
(6) demonstration of intelligent design and malice in execution of the act; 
(7) a mischievous inclination of disposition." 
Entsprechende Begründungsannahmen ließen sich unterstellen. Jedoch handel-
te es sich hier nicht um eigentliche zivilrechtliche Regelungen (vgl. daher Kap. 
2.4.1.). 
Sowohl ir.Il~!lJsJj.!..~hen p_eJJ:~trecht (law of torts) als auc1:Iirn Kontraktrecht (law 
of contract) wurde eine Altersgrenze für unnötig gehalten, da siekemepratütsche 
Bedeutung erlangen würde (Polland 1959, S. 175 und Vial 1974, S. 17 und 32 ff.). 
Im Deliktrecht galt aber bis heute prima-facie-Haftung (li~hlli!y), wenn die Un-
rechts tat kein geistiges Element verlangte, das d~s Kl~d nicht besaß (Polland, 
a. a. 0.). Entsprechendes schien im Kontraktrecht zuzutreffen. Nach Vial (1974, 
S. 219) stand mit dem 15. Jahrhundert fest, daß ein Minderjähriger eine Schen-
kung annehmen konnte, wenn er Art und Umfang der Schenkung begreifen 
konnte und zu einer entsprechenden Annahmeerklärung fähig war. Demnach 
konnte ein Vater einem 9 Monate alten Sohn nicht rechtsgültig einen Scheck mit 
den Worten zuwenden: ,,1 give this to baby for hirnself", so daß in dem betreffen-
den Fall nach dem kurz darauf eintretenden Tod des Vaters dieser Scheck nicht 
schon zum Eigentum des Kindes gehörig gezählt wurde. Vial (1974, S. 28) vermu-
tete unter Berufung auf englische Quellen, daß auch Verträge nichtig waren, "bei 
denen es an einer Einigung (agreement) zwischen den Parteien mangelte, weil das 
Kind noch zu jung war, um Inhalt und Rechtsfolgen seiner Willenserklärung zu 
begreifen. Demnach wurde zwar vor Erreichen der Volljährigkeit nicht ausge-
schlossen, individuelle Kompetenzen zu berücksichtigen, ohne eine weitere Al-
tersgrenze einzufügen. Die Rechtspraxis entwickelte aber Regeln darüber, ob 
Verträge Minderjähriger nichtig (im Falle abträglicher Geschäfte) oder anfechtbar 
(im Falle vorteilhafter Geschäfte) oder ganz verpflichtend seien (im Falle der 
Zahlung von Pachtzins oder der Begleichung des Kaufpreises von "necessaries"). 
Weitere Rechtsvergleiche bieten kein einheitliches Bild in der Festsetzung einer 
zivilrechtlichen Altersgrenze. Im geltenden französischen Code civil sind keine 
Altersstufen vor der Volljährigkeit zu finden (Stoljar 0.]. § 287). Artikel 1124 
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besagt nur, daß Minderjährige keine volle Geschäftsfähigkeit besitzen. Das 
Schweizer Zivilgesetz verzichtet ebenfalls auf die zivilrechtliche Altersgrenze von 
sieben Jahren (Dauner 1980, S. 33 f.). Dagegen haben Chile, Ecuador und Öster-
reich in Übernahme der deutschen Regelung eine zivilrechtliche Altersgrenze für 
Delikthaftung von sieben Jahren. In Kolumbien und Argentinien liegt diese Al-
tersgrenze im Alter von zehn Jahren (Stone 1952, S. 22; Dauner 1980, S. 35 f.). 
Im Kirchenrecht!) gilt bis heute das Kind unter sieben Jahren als seiner selbst 
nicht mächtig (Mörsdorf 1953, S. 197). Einerseits enthält das Kirchenrecht somit 
ebenfalls die Altersgrenze von sieben Jahren. Andererseits fügt es die Steuerungs-
fähigkeit als weiteren Begründungsgesichtspunkt der Altersgrenze hinzu. 
Die ethnologische Analyse der in Harvard gesammelten Beschreibungen von 
50 Kulturen durch Rogoff, SeIlers, Pirotta, Fox & White (1975) stellte die jeweili-
gen Altersangaben über die Zeitpunkte der Verantwortlichkeitszuschreibungen 
oder Rollenzuschreibungen, wie Schulbesuch, zusammen. Zwischen fünf und 
sieben Jahren und bei 13 und 14 Jahren fanden die Autoren in den meisten der 
verwandten 27 Kategorien Häufungspunkte der Zuschreibung von Verantwort-
lichkeit._Eill~_<krV-<triabJen mit höchster Reliabilität, Verantwortlichkeit für anti-
soziales Handeln, wies eine bimodäle Veiteifung auf. Demnach wurden von zwei 
Kulturgruppen zu unterschiedlichen Zeitpunkten einschneidende Veränderungen 
in der Verantwortlichkeit für antisoziales Handeln berichtet. Über das Vorliegen 
von Angaben über zwei Verantwortlichkeits-Abstufungen innerhalb eines Kul-
turberichts wurden keine Angaben gemacht. Es zeigte sich also auch in dieser 
völkerkundlichen Arbeit eine untere Grenzsetzung bei sieben Jahren. 
Die geltende deutsche Regelung und ihre Entstehung 
In der jüngeren deutschen Rechtsgeschichte wurde zunächst im "usus modernus 
pandectarum" (Wieacker 1967, S. 230) während des 17. und 18. Jahrhunderts die 
völlige Geschäftsunfähigkeit des Kindes unter sieben Jahren aus den römischen 
Quellen von der deutschen Rechtswissenschaft übernommen. Dann wurde (Dit-
tenberger 1903, S. 6ff.) von der partikularstaatlichen Gesetzgebung des Allgemei-
nen Landrechts, Preußischen Allgemeinen Landrechts, sächsischen und öster-
reichischen BGB die Siebenjahresgrenze auch für die zivilrechtliche Deliktsfähig-
keit bestimmt, wobei allerdings die Haftungsfrage unterschiedlich geregelt war. 
Der französische Code civil spielte neben der Rezeption des römischen Rechts 
auch eine gewisse Rolle für diese Gesetzgebung, enthielt aber auch schon damals 
(Ende des 19. Jahrhunderts) keine Grenze völliger Deliktsunfähigkeit, sondern 
überließ diese Beurteilung generell dem Richter. 
,,,,-__ Das heute geltende, 1900 in Kraft getretene BGB hat sich in der Festlegung auf 
das Alter von sieben Jahren als absoluter_peliktsu!Jfähigkeitsgreu:{e von der 
Mehrheit derzeit vorhandener Regelungen in den verschiedenen d~utschen Staa-
1) Nach Auffassung der Antike erfahren Kinder eine Sonderbehandlung im Jenseits: 
Platon (Der Staat, 615c, Stephanus-Ausgabe) und Vergil (Aeneis, VI, 426ff.). 
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ten bestimmen lassen. Die übergeordnete Zielsetzung der unteren Grenze über-
haupt war der Schutz des J(indes vor den: RechtsfoIg~li§.einer Taten im Kindesal-
ter mit seiner entwicklungs bedingten Un.rejf~,·---· - .... ". '-...-
Die Materialien zurEnt~tehung des geltenden Rechts, d. h. zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch von 1900, enthalten weitere begründende Aspekte zu der Altersgren-
ze. Die "Motive zum Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich" bezogen sich an mehreren Stellen auf die Siebenjahresgrenze. In § 25 des 
Entwurfs über die Altersstufen (Band I, S. 52) wurde djls Kindesalter (u. U. aber 
nur normativ) als ein solches verstanden, "für welches ~ie Wilienstähigkeit ver-
.21eim.w.i!:?-". Zu § 64 des Entwurfs über Geschäftsfähigkeit wurde dargelegt, daß 
Personen, die im Kindesalter stehen, "der Regel nach die erforderliche Willens-
kraft und jedenfalls das erforderliche Erkenntnisvermögen ab"-geht (Band I, 
·S. 129). In den Erläuterungen zu § 65 (Band I, S. 131) über beschränkte Ge-
schäftsfähigkeit wurde ausgesagt, daß "Minderjährige, welche das siebente Le-
bensjahr zurückgelegt haben,.zwar willeIlskräftig sind, aber nicht denjenigen 
Grad geistiger Reife und geschäftlicher Erfahrung besitzen.w:elcher erforderlich 
1st, um ungefährdet im Rechtsverkehr selbständig auftreten zu können." DaraU:s 
könnte abgeleitet werden, daß die Siebenjahresgrenze selbst als durch die (ange-
nommene) Entwicklung der Willenskraft begründet gedacht wurde, da unterstellt 
wurde, daß die Entwicklung der Fähigkeit, durch das Rechtsgeschäft entstehende 
Gefährdungen oder Nachteile zu erkennen, erst nach sieben Jahren hinzukommt. 
Über Deliktsunfähigkeit wurde in den "Motiven" zum § 709 Satz 1 des Ent-
wurfs ausgeführt (Band 11, S. 732): "Auch die Deliktsunfähigkeit der Kinder ist 
prinzipiell überall anerkannt. Das praktische Bedürfnis erheischt aber die positive 
Bestimmung einer Grenze, bis zu welcher in Ansetzung der Frage der Deliktsfä-
higkeit das Kindesalter dauert. Für diese Grenzbestimmung ist maßgebend die 
langher gemacht und erprobte Erfahrung. Überwiegend wird sie in Übereinstim-
mung mit der für den Beginn der Geschäftsfähigkeit angenommenen Norm auf 
die Zurücklegung des siebenten Lebensjahres gelegt". Damit wurde ausgesagt, 
daß das für die Deliktsfähigkeitsgrenze maßgebende Begründungsmoment wie 
bei der Geschäftsfähigkeit in der langher gemachten Erfahrung gesucht wurde. 
Das Festsetzungskriterium war dabei das Überwiegen in den gemeinrechtlichen 
Regelungen. Offenbar handelte es sich nicht um eine Erfahrung im Sinne erfah-
rungswissenschaftlicher Befunde über die kognitive Entwicklung, sondern um 
eine Erfahrung der Praktikabilität, d. h. fehlender praktischer Widersprüche. 
Zum Verhältnis von zivilrechtlicher und strafrechtlicher Zurechenbarkeit wur-
de gesagt: ,.Das Strafrecht muß nattlf~ von .strep.Ke!:~!1.YQraUSS~~Z1.lp&en\ 
~". Damit wurde gegen die vom damaligen hessischen Entwurf vorgese- ' 
hene übereinstimmende Festlegung der Jahresgrenze für Deliktsunfähigkeit und 
Strafmündigkeit auf das vollendete zwölfte Lebensjahr Stellung bezogen. Es fin-
det sich dort dann noch der Satz "Geschäftsunfähigkeit (§ 64 Absatz 1) und 
Deliktsunfähigkeit haben demnach die gleiche natürliche Grenze ( ... )". Daraus 
folgt entweder, daß damaliger Auffassung nach auch die Deliktsunfähigkeit die 
angenommene Entwicklung der Willensbildung entscheidendes Kriterium bildete 
oder aber, wenn dieser Satz nicht begründenden, sondern nur beschreibenden 
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Charakter hatte, daß für Geschäfts- und Deliktsfähigkeit aus Einfachheitsgrün-
den dieselbe Altersgrenze gewählt worden ist. Von einer Unfähigkeit zur Willen-
serklärung, wie sie von dem römischen Recht (infantes) her als sprachliche For-
mulierungsschwäche nahe gelegt wird, ist in den "Motiven" nicht die Rede. 
I Durch das Bürgerliche Gesetzbuch ist dann die zivilrechtliche Verantwortlich-
keit der Minderjährigen zum Teil im klassischen Sinne geregelt worden: Mit der 
Vollendung des siebenten Lebensjahres endet die absolute Deliktsunmündigkeit; 
. mit 18 Jahren beginnt die absolute Deliktsmündigkeit. 
Zusammenfassung 
" Die vorstehenden Hinweise zeigen, daß d~ Altersgrenze von.§j.eben Jahren 
zunächst nicht in der deutschen Rechtsgeschichte vorzufinden war, sondern daß 
sie aus d~m..rQmi~ch~n_Rechtii.R.e.!E.<?~~rde. In der Rechts- und Geistesge-
SChIchte nachweisbar~_~_~!:.~pdungsaspekte sind _~~~h~_:xplizit und ausführlich 
gegeben .",orden und beruhten nie auf empirischen Untersuchungen. Es handelte 
-sich in der Regel um Vermutungen oder Überzeugungen der jeweiligen Zeitepo-
chen. Gleichwohl mögen in sie unsystematische Erfahrungen eingegangen sein. 
Die Geschichtsder Begr.iil!~ung der Siebenjahresgrenze könnte als Geschichte 
zunehmender Psychologisierung des Begründungskriteriums von Zahlenmystik 
über Sprechenkönnen oder Zeichen körperlicher Reife zur Einsichtsfähigkeit und 
Willensfähigkeit aufgefaßt werden. 
Aus den rechtsvergleichenden Befunden geht hervor, daß die zivilrechtliche 
Altersgrenze von sieben Jahren in viele einflußreiche Gesetzesfamilien nicht auf-
genommen wurde. Zu einem geringeren Alter ist eine vergleichbare Altersgrenze 
nirgends kodifiziert worden. Eine ethnologische Untersuchung wies aber auf eine' 
Häufung von Verantwordichkeits- oder Rollenzuschreibungen zwischen fünf 
und sieben Jahren -hin. Einige wenige Gesetze legten die deliktre~ht1iche Alters-
grenze erst auf das zehnte Lebensjahr. Insgesamt verlangt daher die offensichtli-
che Sonderstellung der zivilrechtlichen Altersgrenze vom vollendeten siebenten 
Lebensjahr geradezu nach der Prüfung ihrer empirisch-psychologischen Recht-
fertigung. Die anschließende Darstellung der Rechtsgeschichte der Deliktsfähig-
keit der Minderjährigen nach dem Verlassen der Altersphase der Deliktsunfähig-
keit weist auf grundsätzliche Prüfungsinhalte hin. 
2.1.2. Deliktsfähigkeit der Minderjährigen 
Das ältere römische Recht berücksichtigte allein die nach außen in Erscheinung 
tretende Kausalbeziehung zwischen Tat und Täter. Einsichtshhigkeit oder Steue-
rungsfähigkeit, Verantwortlichkeit und Verschulden spielten keine Rolle. Waibel 
(1970, S. 18) stellte zusammenfassend fest, daß im jüngeren römischen Recht die 
"Zurechnungsfähigkeit der Unmündigen von einer gewissen - und zwar allein 
geistigen, verstandesgemäßen - Reife, vom Dasein einer vollständigen intellektu-
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ellen Urteilsfähigkeit abhängig war. Baumert (1877, nach Waibel, a.a.O.) habe 
die früheste Unterscbei~.l!.!1K~llrechnungsfähiger und zurechnungs unfähiger Min-
derjähriger bei dem römischen Rec-htsgelehrteri Juliim (i. Jh. -no Chr.) gefunden. 
Das s!,äE~re römi~che Recht hatte auch schon die Beschaffenheit der verbotenen 
Handlung berücksichtigt (Dernburg 1911, S. 85). Es wurde damit dem aufgrund 
der Lebenserfahrung vermuteten Umstand Rechnung getragen, daß ein Kind eher 
weiß, daß es nicht stehlen darf, als es weiß, daß Beihilfe zum Diebstahl bestraft 
wird. Dagegen wurde der Unterschied zwischen absichtlichen, böswilligen (do-
lus) und-scb.\lldh_a.ft~!t(PJlpa).tIandlungen als nicht so schwerwiegend angesehen, 
als daß eine unterschiedliche Behandlung beI der Zurechnungsfähigkeit gerecht-
fertigt gewesen wäre. Im Klartext: ~~rl?!~sig~(:Ü und V ()r~~t:L!Y:l"mlel}.!1icht ge-
sonden-he.hallikl.!, "-----
Nach Conrad (1962, S. 425) löste sich in der mittelalterlichen germanischen 
Rechtsentwicklung die unerlaubte Handlung aus dem Strafrecht und begründete 
"sE~ E~tzrflichLnie.-z"uvor möglichen Privatstrafen, wie Wergefd und Buß"en~--­
wurden durch den Schad<::nersatz abgelöst. Als unerlaubte Handlung galt ,jeder 
rechtswidrige Eingriff in fremde Rechte, zunächst oder zuweilen ohne Rücksicht 
darauf, ob den Schädiger ein Verschulden traf oder nicht. 
Im Mittelalter setzte sich dann aber ebenfalls allmählich die Betrachtung durch, 
die den Schädige~nur dann zum Schadenersatz verpflichtete, wenn ihn ein Ver-
sch\llden (Conrad 1962, S. 425f.) traf. Vorsätzliches Handeln war dann zusätz-
lich noch mit Strafe bedroht. Neben vorsätzlichem Handeln wurden weiterhin 
die Kategorienzufälligen und fahrl"äs~igen Handelns b~nutzt. Diese Differenzie-
rung von Sch~ldform-en erfolgte aber nur"bei einzelnen Handlungen und [~t'erst 
mit dem BGB von 1900 in einer zivilrechtlichen Legaldefinition enthalten. 
Schließlich soll im Mittelalter auch schon das Mitverschulden bei Eigenschaden" 
berücksichtigt worden sein (Conrad 1962, S. 425). Separate Altersnormen für 
zivilrechtliche und strafrechtliche Verantwortlichkeit gab es nicht, sondern es 
galten zunächst nur die allgemeinen Mündigkeitsgrenzen. 
Nach Erler & Kaufmann (1972, S. 723) galten die Taten von Unmündigen als 
Ungefährwerke des Muntgewalts, der dafür mit der vollen oder einer geminder-
ten Buße einstand. pas Grundpf"iI1_~.e_war, daß für Missetaten des Unmündigen 
J?rimär Haftung im Sinne von Schadener~~ eintrat; nlcht-abeiClle-Personaes 
Unmündige-ii-öIfentllcIi--srräfreChtIich belangt--~erden sollte. Es gab also eine 
Trennung zwischen Strafe und Ersatz in den rechtlichen Maßnahmen gegen Min-
--derjährige. Jedoch scheint dies nicht immer Rechtswirklichkeit gewesen zu sein. 
Der Sachsen- und der Schwabenspiegel lehnten für Unmündige ausdrücklich die 
damals gebräuchlichen Todes- und Verstümmelungsstrafen (Erler & Kaufmann, 
1972, S. 723) ab. Daraus läßt sich folgern, daß auch Unmündige im Mittelalter 
derart bestraft wurden. 
Die Prinzipien des römischen Rechts beherrschten das deutsche Partikular-
Zivilrecht vor Inkrafttreten des BGB (RGZ1) 37, 155). In den gemeinen deut-
1) RGZ steht für Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen. Leipzig: Veit. 
Dann erfolgt die Nennung des Bandes und der Anfangsseite. 
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schen Rechten hatte der Richter bei Kindern die Beschränkung der Deliktsfähig-
keit festzustelle!l, Der Minderjährige war exculpiert, wenn er die zur Erkenntnis 
der Schuld erforderliche Einsicht noch nicht erreicht hatte. Während des 
19. Jahrhunderts bestand aber gewisse Unklarheit darüber, was unter der erfor-
derlichen Einsicht zu verstehen sei. Diese unterschiedlichen Meinungen über die 
erforderliche Einsicht standen im Zusammenhang mit dem französischen Einfluß 
in der vor- und nachnapoleonischen Zeit auf die deutsche Rechtswissenschaft. 
Das französische Recht selbst war auch aus der mittelalterlichen Rezeption des 
römischen Rechts hervorgegangen. Es entwickelte aber einen besondereI1 Begriff, 
Discernement, der nicht nur in Deutschland, sondern auch in England aufgenom-
men wurde. Waibel (1970, S. 20) untersuchte die Entwicklung des französischen 
Discernement-Begriffs und seine Übernahme in die deutsche Rechtswissenschaft 
des 19. Jahrhunderts und kam zu dem Ergebnis, daß sich "erst aus dem Zusam-
menwirken dieser beiden Elemente - des französischen Strafrechts der Aufklä-
rung und des gemeinen deutschen Strafrechts" die Entstehun~des § 8~~)1 BGB 
erklären lasse. 
Der Discernement-BegriJf 
Nach der Wortbedeutung handelte es sich bei de!!1)~~..s!i!! "discernement" um 
die Fähigkeit, sachgerecht Gut und Böse, Recht und Unrecht zu unters'cneiden, 
d. h., die Bedeutung dieses Gegensatzes~~·-verstehen. DireK:f'spra'dl maiidamit 
allein die Fähigkeit,.4esyerstandes an. Die Reife d~sWillens, die Steuerung des 
Handeins nach dieser Erkenntnis war, vordergründig gesehen, nicht einbezogen . 
. Jedoch hat die Philosophie der Aufklärung angenommen (Cassirer 1932, 
S. 329ff.), daß der Mensch nach seiner Erkenntnis, rationalistisch, handeln wür-
de.!) Daher könnte die Forderung der Fähigkeit "discerner le bien et le mal" auch 
(konnotativ) die Forderung der Fähigkeit eingeschlossen haben, entsprechend der 
moralischen Unterscheidung zu handeln. 
Schon die französische Rechtslehre des 19. Jahrhunderts legte den Begriff des 
"discernement" unterschiedlich aus, und die Diskussion der deutschen Jurispru-
denz vollzog das sinngemäß nach (Waibel 1970). Die Einsicht der Sittenwidrig-
keit und die Einsicht der positiven Rechtsnormwidrigkeit wurden gegenüberge-
stellt. Es war auch strittig, ob sich der Minderjährige als Voraussetzung der 
Zurechenbarkeit seiner Handlung ihrer Tragweite, also z. B. der konkreten Fol-
gen, bewußt gewesen sein mußte, ob er tatsächlich die Tat als Unrecht erkannt 
haben sollte oder ob es genügte, daß er dazu fähig gewesen sein mußte. 
Der ebenfalls den Discernement-Begriff verwendende Code Penal von 1810 hat 
dann die in der nachnapoleonischen Zeit einsetzende Gesetzgebung der deutschen 
Partikular-Staaten mitbestimmt. Die Übernahme des Discernement-Begriffs 
durch Preußen wurde zum Vorbild fü_r~~etzgebllI1gsarbeit zur Deliktsnaf-
1) Kant (1784; vgl. Zehbe 1967, S. 55) definierte z.B. in der Schrift "Beantwortung der 
Frage: Was ist Aufklärung?" Unmündigkeit als "das Unvermögen, sich seines Verstandes 
ohne Leitung eines anderen zu bedienen". 
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tung des Minderjährigen im Deutschen Reich nach der Reichsgründung 1871. Bei 
der Fassung deszweiten_Satk~s des § 828 BGB über die zivilrechtliche Verant-
wortlichkeit des Mi;id~;jährigen, "die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit e"r-
forderliche Einsicht", wurde das Wort "Strafbarkeit" im § 56 des RStGB von 
1871 durch "Verantwortlichke~....er.setzt. Eine direkte Übernahme des Wortes 
"Strafbarkeit" erfolgte nicht, weil man meinte, daß die "Verantwortlichkeit" im 
Zivilrecht der "Strafbarkeit" im Strafrecht begrifflich entspräche. Waibel (1970) 
stellte dar, daß damit die Entscheidung zugunsten der Rechtsnormwidrigkeit in 
der Diskussion des Discernement-Begriffs gefallen war. Er führte das auf den 
Einfluß der Theorie des psychologischen Zwanges von Feuerbach zurück, in der 
eine rationale Steuerung aufgrund bewußter Strafdrohung angenommen wird. 
Boscher (1964, S. 894) legte die Verwendung von "Verantwortlichkeit" dahin aus, 
daß damit die Einsicht in die Verpflichtung, Ersatz zu leisten, im materiellen 
Sinne des Zivilrechts gefordert wurde: "Furcht vor Strafe, oder die oftmals näher-
liegende Meinung, Vater oder Mutter, die ja auch sonst in allem Sorge tragen, 
nicht aber es, das Kind, habe einzustehen, genügen nicht." Jedoch sei auf der 
anderen Seite eine genaue Abgrenzung gegenüber dem strafrechtlichen Sich-ver-
antworten-müssen nicht erforderlich. 
Schlußfolgerung 
Insgesamt kann festgehalten werden, daß einerseits die aus dem Discernement-
I:!t":.griff herrührende Unterscheidung von Gut und Böse in dem heute noch gelten-
~den Wortlaut ausgedrückt wurde, andererseits aber auch die Erkenntnis der Trag-
weite der Handlung durch die Ersetzung des Begriffs "Strafbarkeit" durch "Ve!,-
antwortung" einbezogen wurde. Damit hätte sich eine erfahrungswissenschaftli-
"ehe Auseinandersetzung mit den beiden Gesichtspunkten der Unrechtserkenntnis 
und der Haftungspflicht im zivilrechtlichen Sinne auseinanderzusetzen. Diese 
Gesichtspunkte werden durch die in den folgenden Abschnitten dargestellte Ent-
wicklung der Rechtsprechung noch näher bezeichnet. Au.s der Geschichte der 
Deliktsfähigkeit der Minderjährigen nach dein Alter vonSYeben J ahren-iki$ts:ich 
"aber im besonderen, daß das moralische Unterscheidungsvermögen (discerne-
ment) für vorsätzliche und fahrlässige Taten als eine Konkretisierung der erfor-
derlichen Unrechtserkenntnis dienen könnte. 
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2.2. Deliktsfähigkeit in der heutigen Rechtspflege 
2.2.1. Auslegungen der Judikatur 
RG und BGH: Zugleich Unrecht und Vergeltungspf/icht erkennen können 
Schon bald nach Inkrafttreten des BGB gab das Reichsgericht die bis heute in 
der Rechtsprechungspraxis und Kommentierung wiederkehrende Begriffsbestim-
mung der 2!zurErkenn_t}'!!§ der Verant":'~<lnl!c:h~eit erforderlichen Einsicht" des 
zweiten Satzes von § 828 BGB über die zivilrechtliche Verantwortung des Min-
derjährigen. Im Urteil vom 8. 12. 1902 hieß es (RGZ 1900, 53, 157-159, Kursiv 
vom Verfasser): 
"Die Bestimmung des § 828 Abs. 2 BGB ist entstanden in offenbarer Anlehnung an die 
§§ 56, 57 StGB (vgl. Motive BGB Bd. 2, S. 733); an die Stelle delO zur Erkenntnis der 
Strafbarkeit erforderlichen Einsicht dort ist im BGBdie-.Zllr Erkenntnis der Verantwort-
lichkeit_erfur.Q~r..lish-.e Einsicht,Ke_tre,t.efl:. Wie d.i!: Erkei;"~t;:~Ts crerStrafbark-~it'ii~' b~id~n 
Momente umfaßt, daß der Täter sich der Pflicht bewußtjst, die bestimmte Handlung, die 
er begeht, zu unte~1assen, und daß ,er zugleich er:keunt, ~aß er sic~ durch ihre,B.egehlJ!.1~ 
einer kriminellen Sx.t.:.a.k..ausset.zt (vgl. Entsch. des RG in RGSt 58, 395), so erschöpft sich 
auch die Erkenntnis der Verantwortlichkeit, wie schon aus der Bedeutung des Wortes 
erhellt, nicht in 4CIIL,ß,e.W\!.l1tsein des Unrechts, des widerrechtlichen Eingriffs in eine 
fremde Rechtssphäre (v gl. Planck, Gern. 2a zu § 828 BGB); sie erfordert .~uch ein Ver-
, ständnis der Pflicht, für die Folgen der Handlung einzustehen, die Erkenntnis, der Pflich-
, ten, welche das 'Zusammenleben der Menschen im Staate dem einzelnen auferlegt (;gl. 
Protokolle der 2. Lesung des Entwurfs des BGB Bd. 2, S. 583), nicht nur in der Richtung 
der Unterlassung der Handlung, sondern auch in der Richtung der Zurückwirkung ihrer ~ 
Folgen auf den Handelnden. Die Erkenntnis der Verantwortlichkeit deckt sich daher nicht i,~ 
mit der Erkenntnis der Gefährlichkeit der Handlung, aber auch nicht mit der Erkenntnis !f 
des dem Mitmenschen zugefügten Unrechts: sie geht vielmehr über beides hinaus. f 
Die in dem Begriff der Erkenntnis der Verantwortlichkeit enthaltene Erkenntnis des :, 
Unrechts setzt in vielen Fällen die Erkenntnis der Gefährlichkeit der Handlung voraus. 
Insbesondere ist bei Fahrlässigkeitsdelikten die erstere Erkenntnis ohne die letztere nicht 
denkbar. Denn die Fahrlässigkeit beruht stets auf einem verschuldeten Irrtum über die 
schädlichen Folgen der Handlung (vgl. Rehbein, BGB Bd. 2, S. 101); sie besteht darin, daß 
der Handelnde die Gefährlichkeit der Handlung, die er erkennen konnte, schuldhafterwei-
se sich nicht vorgestellt hat. 
, Weder das ReichsstrafgesetzbuEh!1.och das BGB erfordert für die Zurechnungsfähigkeit 
d~s t1'iers:CIie Er!{,-ennt'ms·aerSt;~fba.rkei.t.~dexV er.autWQr.cli~hk.ei1.selbst; sie verlangen 
n0ie zu dieser Erkenntnis und den in ihr mitenthaltenen ErkenntnismQtl1f;nten erforder-
liche Einsichf!A. i. die geistige Reife, die den Handelnden befähigt, die im Gesetz vorausge-
setzte Erkenntnis zu erlangen(vgl. Liszt, Lehrbuch des Deutschen Strafrechts, 10. Aufla-
ge, S. 145). Die ZU( Erke.!Irltnis der: Verantwortlichkeit erforderliche;Einsicht ist daher in 
Erweiterung der im'tJrteil des erkennenden Senats vom 3.11. 1902 (RGZ 51, 30) gegebe-
nen Ausführungen zu bestimmen_als diejenige geistige Entwicklung, die den Handelnden 
in den Stand setzt, das Unrecht der Handlung gegenüber dem Mitmenschen und zugkich 
die Verpflichtung zu erkennen, in irgendeiner Weise für die Folgen seiner Handlung einste-
'hen zu müssen" (RG!,...2903, ~~~ 
;. Die zur .!.rkk~~~tnis ~er Verantw?rtlichke.it e}'for~erliche Einsi.cht wurde also 
durch ,z~eJ .. ~iiJw·n~slirekrbeschneoen:),<:rkenntll1s des dem MItmenschen zu-
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gefügten Unrechts und Verständnis, der Pflicht, für die Folg~n __ ci~LHandlung 
selbst,einstehen zu müssen. Letztere ist von U ncIeutscl1--(l967) in Anlehnung an 
die Rechtsprechung "Vergeltungspflichterkenntnis" benannt worden. Um die un-
terschiedlichen Anforderungsnrnaus begriffiich auseinanderzuhalten, verwendet' 
die vorliegende Untersuchung aber die Bezeichnung. "Vergeltungspflichtver- /' 
ständnis" . 
Während die Unrechts erkenntnis durch Beifügung von "gegenüber dem Mit-
menschen" genauer definiert wurde, blieb das .. Vergeltungspflichtverständni$.all-
gemein gejaßt. "Einer bestimmten Vorstellung des Handelnden, in ;~l~h~-We"f;e 
die Vergeltung von ihm verlangt oder erzwungen werden könne, bedarf es nicht, 
insbesondere _ ni_<:h!...einer deutlichen Unterscheidung der st~afre~htlichen yon der 
z~y'ilre.chtlichen Vergelxung, sofern nur ~n.x"{;!rstaruli1ls1ür. die.\lerg..eltuug...:i!12.~r­
haupt angenommen werden kann ... " (RG ,im 8. 12. 1902). Das Vergeltungs-
pflichtverständnis ist aber nicht beliebig: "Die Erkenntnis des Risikos einer 
Schulstrafe beweise noch nicht die Erkenntnis einer Vergeltungspflicht" (RG 
10. 2. 1904). Es wurde in dieser Rechtsprechung also nicht die Interpretation des 
Begriffs "zivilrechtlicher Verantwortlichkeit" im Sinne der Haftungspflichter-
kenntnis vorgenommen. Vielmehr wurde ausdrücklich die Differenzierung von 
Strafe und Ersatz abgelehnt. Dafür wllrde ein abstrahiertes Vergeltungspflichtver~ 
ständniLkonstruiert. Dieses gehe aber über die Erkenntnis des Risikos einer' 
Schulstrafe hinaus. 
Der Bundesgerichtshof griff diese Ansichten weitgehend auf. Im Urteil vom 
13. L 1954 formulierte er: "Bei der Prüfung der Einsichtsfähigkeit im Sinne von § 
828 Abs. 2 BGB handelt es sich um die Frage, ob der Jugendliche diejenige 
geistige Entwicklung erreicht hat, die ihn in den Stand setzt,_das UnrechtmäGige 
seiner Handlung und damit zugleich die Verpflichtung zu ~rk;~~~n, in irgendei-
ner Weise für die Folgen seines Tuns eintreten zu müssen." Es wurde also ein 
allgemeines Verständnis des Eintretenmüssens gefordert (entsprechend B"GH 
10. 3. 1970, NJW 1970, S. 1038). 
Ein Unterschied zwischen RG-Urteilen und BGH-Urteilen verdient Beach-
tung. Er liegt in der Spezifizierung der Unrechts erkenntnis. Das RG gebrauchte 
die Wendung "das Unrecht der Handlung gegenüber dem Mitmenschen".' Der 
BGH formulierte in den Urteilen vom 23.12.1953,13.1. 1954 und 17. 5. 1957 
(LM 1957, Nr. 2 und 3, vgl. auch NJW 1968, S. 2147 und VersR 1970, S. 374) 
"das Unrechtmäßige seiner Handlung". Dagegen verwendete der BGH am 
22. 11. 1966 (VersR 1967, S. 158) " Unrecht seiner Handlung gegenüber den 
Mitmenschen". Aus den Änderungen des BGH spricht das Bemühen, die -Ö-IJLQT: 
derungen so schwach wie möglich zu halten, damit der individualtypische Maß-
-'s!ahdes § 828 BGB die Ausnahme bleibt. Die Konsequenz ist, daß die eigentliche 
Absicht des § 828 Abs. 2, der Entwicklung des Kindes hinreichend Rechnung zu 
tragen, unterminiert wird. Stattdessen wird nur noch die Exculpierung aus 
Krankheitsgründen praktizierbar. Den individualtypischen Maßstab zur Ausnah-
me zu machen, schlägt auch Teichmann (JZ 1970, S. 619) vor. Er möchte das 
Rechtsinstitut der Deliktsfähigkeit gruppentypisch standardisieren, was aller-
dings einer gesetzgeberischen Maßnahme bedürfe, wie der BGH am 10. 3. 1970 
empfahl (vgl. u. S. 41). 
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Zur GeJährlichkeitserkenntnis 
In dem Zitat des Reichsgerichtsurteils findet sich weiterhin eine Aussage über 
die Bedeutung der Gefährlichkeitserkenntnis. Diese sei in vielen Fällen Voraus-
setzung der Unr.echtser.kenntnis. Die Einbeziehung d~r Gefährlichkeitserkennt-
/ nis steht im Zusammenhang mit dem Begriff der unerlaubten Handlung (Delikt) 
im BGI!. t,Jri~~:clrr.tHl"d:Y ~!~eltut1gsl'flic.ht ~illd einzusehen J~ei unerlaubten Hand-
lungen. Der $ 823 BG,ß besagt i01 ersten~Absatz über unerlaubte Handlungen: 
. "Wervorsätzlich . .mler fahrlässig~das Lehen, den Körper, die Gesundheit, die 
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich 
verletzt, ist dem ~en zum Ersatze des daraus entstehenden Schadens ver-
pflichtet." Derr§ 276 B9B gibt im zweiten Satz des Absatz 1 die Legaldefinition 
der Fahrlässigkeit..:.J'ailrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
außer acht läßt~" Wenn also die Minderjährigen das Unrecht einer fahrlässigen 
Handlung gegenüber dem Mitmenschen erkennen können und zugleich die Ver-
pflichtung, in irgendeiner Weise dafür einstehen zu müssen, sind sie auch für ihre 
fahrlässigen Taten zivilrechtlich verantwortlich. 
Das Moment der _9_eglulichkeitserkenntnis ist relevant für fahrlässige Hand-
lungen, um di~e;-bei den 1~,echtss'treitigkeiteri-m~i~-tens ging. Hier ist ;:!re Recht-
sprechung über das Reichsgerichtsurteil hinausgegangen. Der Bundesgerichtshof 
urteilte am 17. 5. 1957 zunächst ähnlich wie das Reichsgericht am 3. 2. 1902: "Die 
Erkenntnis, daß sein Handeln gefährlich sei, setzt nicht die Vorstellung voraus, 
welche besondere Gefahr droht." Er fuhr dann aber fort: "Es genügt vielmehr die 
Erkenntnis einer allgemeinen Gefahr und eines allgemeinen Schadens." Es wurde 
also vom Bundesgerichtshof eine Aufspaltung des Gefahrbegriffs in eine "allge-
meine Gefahr" und eine "beso~ere 'Gef~hr" vorgenommen. 
Die Verantwortlichkeit i.S. von § 828 BGB sollt~ ri'~cKWaibel (1970, S. 10ff.) 
auf der Einsicht in die "allgemeine Gefahr" aufbauen, während die Erkennbarkeit 
der "konkreten Gefahr" die Voraussetzung für den Verschuldensvorwurf bildete. 
Bei fahrlässigen Handlungen wurde somit sorgfältig getrennt zwischen der Un-
rechts- und V ergeltungspflichterk.enntnis und der VerschuJdensfrage im konkre-
ten FaU",Das ging einher (Waibel, a.a.O.; Ündeutsch 1967, S. 573 und 518H.) 
mit der Anlegung eines individuellen Maßstabs bei der Unrechts- und Vergel-
tungspflichterkenntnis, d. h. bei der Erkenntnis der "allgemeinen Gefahr", und 
eines altersgruppen-durchschnittlichen Maßstabes bei der Verschuldensfrage. 
Aber auch die bei der Verschuldensfrage zusätzlich zu klärende Willensbildungs-
fähigkeit deutete diesen Unterschied an. 
Es schälte sich eine _eE:!.hcitl.i.<:?e Methode der Unterscheidung von allgemeiner 
und besonderer Gefahr heraus (Waib-e1 197Ö). Die Rechtsprechung abstrahierte 
'jeweils Jfu:..~ie Prüfungnc::r ~insichtsfähigkeit von allen konkreten Umständen des 
gegebenen Sachverhalts und versuchte, auf den Handlungstypus zurückzugehen. 
Es wurde also geprüft, ob der minderjährige Schädiger die Einsicht hatte, zu 
erkennen, daß das Rollerfahren auf einer öffentlichen Straße, das Spielen mit Pfeil 
und Bogen, das Werfen mit Holzlatten oder mit Steinen, das Spielen mit offenem 
Feuer, der Umgang mit einer laufenden Maschine, die Annäherung an einen 
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bissigen Hund an sich und ganz allgemein als gefährlich anzusehen iSLW'!r::.di~ 
Frage der Verantwortlichkeit geklärt, und, wie in der Regel bei der weiten Fas-
sung des Gefahrbegriffs, bejaht, so wurde bei der Fahrlässigkeit untersucht, ob 
auch angesichts der realen Gegebenheiten, unter denen die Handlung vorgenom-
men wurde, eine Gefährdung fremder Rechtsgüter für den Jugendlichen vorher-
sehbar war. In diesem Zusammenhang erst wurde erwogen, ob das Kind die 
Gefährlichkeit seines Tuns nicht erkennen konnte, weil es etwa nach seiner Mei-
nung völlig ausreichende Sicherungen getroffen hatte, weil das Verhalten des 
Geschädigten unerwartet und ungewöhnlich war, oder weil etwa andere das glei-
che taten, ohne daß ein Schaden entstand. 
Nach Waibel (1970, S. 107) ist dieser Rechtsprechung der Vorwurf gemacht 
worden, sie sei unlogisch, widersprüchlich, ja paradox. Sie führe dazu, daß ein 
Jugendlicher die Gefährlichkeit seiner Handlung im Rahmen des § 828 BGB 
erfaßt, sie gleichzeitig aber, im Rahmen des Verschuldens nach § 276 BGB, für 
gefahrlos gehalten haben solle. Boscher (1964, S. 894) kritisierte die Rechtspre-
chung: "Bejaht man aber die Einsichtsfähigkeit i. S. des § 828 Abs. 2 BGB bereits 
dann, wenn das Kind nur befähigt ist, eine "allgemeine", also weniger als die 
"konkrete" Gefährlichkeit zu erkennen, dann wird die Norm weitestgehend ihres 
vom Gesetzgeber gewollten Sinnes entkleidet. Auf diese Weise sind praktisch 
keine Fälle mehr denkbar, in denen eine gegen einen Jugendlichen gerichtete 
Klage, bei Bejahung der Fahrlässigkeit, wegen mangelnder Einsicht i. S. des § 828 
Abs. 2 BGB abgewiesen werden müßte." Deutsch (1964, S. 87) wiederum zog 
einen anderen kritischen Schluß: "Das "Allgemeine Verständnis" könnte sich 
auch auf eine abstrakte Gefahr beziehen. Indes wird es der auf einer früheren 
Stufe (als der konkreten Gefahr) einsetzenden Abstrahierung regelmäßig an der 
gesetzlichen Begrenzung fehlen. Die Erkenntnis einer Verkehrspflicht, welche 
abstrakte Gefahren vermeidet, setzt ein Maß an Erfahrung voraus, an dem es dem 
Jugendlichen auch dann fehlen kann wenn er den konkreten Ablauf im wesentli-
chen voraussehen könnte." Soergel & Siebert (1969, S. 1042) hielten die Abgren-
zung von konkreter und allgemeiner Gefahr ebenfalls für unklar: "Denn wenn 
der Täter nicht imstande ist, sich dessen bewußt zu werden, daß sein Verhalten, 
wie er es unter den konkreten Umständen des Falls verwirklicht, bestimmte 
Gefahren mit sich bringt, ist nicht recht ersichtlich, woraus sich für ihn die 
Möglichkeit ergeben soll, das Unrechtmäßige eben dieser jeweiligen Verhaltens-
weise und die damit verbundene Verantwortlichkeit zu erkennen." 
,Deutsch (1964) und Waibel (1970) erörterten die praktischen und dogmati-
schen Bedenken gegen die Gegenüberstellung vo'U "allgemeiner q~.faht::,_,~!i~ 
"konkreter Gefahr" und kamen zu der Auffassung, daß die Erkennbarkeit der 
:;konkretenCefahr" notwendiger Bestandteil der Ein~hiik~J:.Csri. Di~·U~­
terscheidung von allgemeiner und besonderer Gefahr führe sich selbst ad absurd-
um, denn erst das Hinzukommen der besonderen Umstände mache die Y:!lr::~r;h.~-:,. 
serkenntnis erforderlich. 1 ) Die allgemeine Gefährlichkeit als solche bestehe ohne 
1) Deutsch (1964, S. 87) abschließend: "Die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit 
erforderliche Einsicht setzt die individuelle Erkennbarkeit der konkreten Gefahr, im Falle 
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r Sorgfaltspflichtverletzung selbst bei extrem niedriger Schadenswahrscheinlich-
keit. Insbesondere sei es kaum zu begründen, wie denn gerade bei getroffenen 
Vorsichtsmaßregeln noch die Unrechterkenntnis des Handelns erfolgen könne, 
weil ja damit der allgemeinen Gefährlichkeit begegnet worden sei. Weiterhin 
müsse beachtet werden, daß der Schuldvorwurf entfallen muß, wenn auch ein 
pflichtmäßig Handelnder sich trotz der grundsätzlich bestehenden Gefährlichkeit 
nicht hätte von der Handlung abhalten lassen. Pflichtwidrigkeit sei Überschreiten 
der entscheidenden Gefahrenschwelle. Geilen (1965, S. 406) kommt daher zu 
dem Schluß: "Beim Fahrlässigkeitsdelikt sind "Unrechtseinsicht" und Erkenn-
barkeit der Sorgfaltspflicht identisch. Deshalb besteht in diesem Punkt Dek-
kungsgleichheit zwischen § 828 II und § 276 BGB." Der BGH hat (10.3.1970, 
JZ 1970, S. 616) allerdings statt einer Rechtsfortbildung durch ihn selbst gesetzge-
berische Aktivität gefordert, um über die Änderungsbestrebungen zu ent-
scheiden. 
Zur Indikationstheorie 
Neben der Unterscheidung von allgemeiner und konkreter Gefahrenerkenntnis 
im Zusammenhang mit der zivilrechtlichen Delihtshaftung des Minderjährigen 
war schon in dem Reichsgerichtsurteil voq 1902 (v gl. u. S. 18) das Verhältnis 
zwischen Gefährlichkeitserkenntnis und Verantwortlichkeitserkenntnis näher be-
,~.eic~net w.orden. Di~. Gefährlicbkeitserkenntnis wurde als die Voraussetzung der 
Erkenntnis der Verantwortlü:hkeit b_ezeichnet. Daraus hat sich eine Indikations-
_theorie der Rechtsprechl!ng t:.ntwickelt,~ieili~I:_äJIigkei_t zu;'- Gefährlichkeitser-
. __ ken~tnj.~~ls An~~<:he~ fii.rA~ Y~!:s.!~~~!1is der Vergeltungs pflicht bei fahrlässi-
gern Hand~ln ~immt.Aus dem Beziehungs~~rhältnisder Voraussetzung ·wurde 
die Vertretung des Nachweises nicht nur der Verantwortlichkeitseinsicht im all-
gemeinen, sondern spezifisch des Ye~·gcl;~gSpflichtv:~rständ~isses. Fis~he~ et al. 
(1970, S. 1361) stellten das in ihrem BGB-Großkommentar so dar: "Das Vert 
ständnis f~!~-ztH' V@f§e1tu n g wird vermittelt durch_.di~_Eins.icllt kyj-
Erken~tr;is des Unrechts der Handlung. gr'yQ~laged~r-Ietzteren Einsicht ist bei 
allen FahrlässIgkeitsh-a~dl~~gen wieder~m die Einsicht für. die.Erk.e.rlD.tuis der 
allgemeinen Gefährlichkeit - ;icht die Vorstellung der besonderen Gefahr - der 
Handlung, o,h~9ie hi~E_ di~ Erkenntnis des Unrechts nicht denkbar ist. Deshalb 
rechtfertigt der Nachweis vom Vorhandensein der zur Erkenntnis der Gefährlich-
keit der Handlung erforderlichen Einsicht in der Regel den Schluß, daß der 
Schädiger die Fähigkeit hatte, das Unrecht zu erkennen und die Pflicht, dafür 
einstehen zu müssen, und ersetzt so den Nachweis der zur Erkenntnis der Ver-
antwortlichkeit erforderlichen Einsicht." 
Obwohl das Verständnis des Einstehenmüssens im Zitat des Reichsgerichtsur-
teils (v gl. u. S. 18) ausdrücklich als wesentliche Bedingung der zivil rechtlichen 
der zugelassenen Gefährdung auch der Sicherungsvorkehrungen voraus, sie hat also den 
gleichen Bezugsgegenstand wie die (innere) Sorgfalt." 
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Verantwortlichkeit beschrieben wurde, erübrigten also die beiden folgenden me-
thodischen Regeln die Ermittlung des Verständnisses der Vergeltungspflicht: 
"Das Verständnis für die Pflicht der Vergeltung wird ermittelt durch die Einsicht 
der Erkenntnis des Unrechts der Handlung" (RG 7. 3. 1935 nach Undeutsch 
1967) und "Kennt ein Jugendlicher die Gefährlichkeit seiner Handlung, so wird 
er im allgemeinen auch wissen, daß er zur Verantwortung gezogen werden kann, 
wenn er sie dennoch begeht" (BGH am 17. 5. 1957). Die Rechtsprechung vertrat, 
demnach eine doppelte Indikationstheorie: Fähigkeit zur Unrechtserkenntnis ;' 
oder zur allgemeinen Gefährlichkeitserkenntnis wiesen Fähigkeit zum Vergel-' 
tungspflichtverständnis nach. 
Aber dieser Ansicht wurde nicht allgemein zugestimmt. Strohal (1928, S. 1771) 
sagte: " ... irgendwie verantworten zu müssen. Diese Ea~en~tnis setzt die Er-
kenntnis voraus, daß dem anderen Unrecht zugefügt wird, und die letztere Er-
kenntnis namentlich bei fahrlässigem Handeln die Erkenntnis der Gefährlichkeit, 
die jedoch für sich allein der Erkenntnis der Verantwortlichkeit nicht gleichzuset-
zen ist." Das Landgericht Frankfurt (20. 1. 1954, VersR 1954, S. 245) war der 
Ansicht, daß bei einem 7Y< Jahre alten Kind grundsätzlich die Vorstellung fehle, 
daß es für den Erfolg seines Handeins selbst einzustehen habe. Auch Boscher 
(1964, S. 894) erschien es insbesondere in der Nähe des Alters von sieben Jahren 
nicht zulässig, die Einsicht in die Verantwortlichkeit durch die in die Gefährlich-
keit zu ersetzen: "Wenn der Gesetzgeber die Fähigkeit zur Erkenntnis der Ge-
fährlichkeit genügen lassen wollte, hätte er sich dieses einfachen Ausdrucks bedie-
nen und damit von vornherein klare Verhältnisse schaffen können. Gefährlich ist 
ein Verhalten, das in besonderem Maße geeignet ist, einen schädlichen Erfolg 
herbeizuführen. Die Gefahrenerkenntnis gehört zu den ersten und primitivsten 
Erkenntnissen menschlichen Seins, wird teilweise durch natürliche Triebe vermit-
telt, ist konkret und lebensnah, während die Einsicht für die Verantwortlichkeit 
abstraktes, wertbewußtes und ethisches Denken erfordert." Außerdem wies er 
zur weiteren Begründung seiner Kritik auf ungünstige psychologische Folgen in 
reiferem Alter hin: "Wenn das Kind befähigt ist, seine eigene materielle Verant-
wortlichkeit zu erkennen, was inbesondere dann der Fall sein wird, wenn das 
ausschließlich gegenwartsbezogene Denken aufhört, und allmählich ein, sei es 
auch nur sehr vager, Lebensplan entsteht, identifiziert es sich mit der Tat. Es setzt 
sich mit ihr auseinander. Fehlt dagegen die Erkenntnis, wird die Tat rasch verges-
sen und mit einer etwa empfangenen Strafe als endgültig erledigt verstanden. 
Wird dann der Schadensstifter erst später, in gereiftem Alter, mit seiner Tat 
wirkungsvoll konfrontiert und erkennt er erst jetzt die ihm auferlegte Vergel-
tungspflicht, so muß sie als tiefgreifender Schicksalsschlag verstanden werden, 
der geeignet ist, das moralische und psychische Gleichgewicht des Jugendlichen 
in gefährlicher Weise zu zerrütten" (a.a.O., S. 894). Undeutsch (1967, S. 576) 
kommentierte die Indikationstheorie des BGH: "Danach würde die selbständige 
Prüfung des Vorliegens des Verständnisses für die Pflicht der Vergeltung entfallen 
und diese einfach erschlossen werden aus dem Vorliegen des Unrechtbewußts-
eins. Ein solches Vorgehen ist jedoch sachlich nur gerechtfertigt, wenn das Un-
rechtsbewußtsein so umfassend und qualifiziert verstanden wird, daß das Ver-
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ständnis für die Pflicht zur Vergeltung darin mit einbegriffen ist, ... " Lenckner & 
Schumann (1972, S. 328) erkannten indirekt an, daß allgemeine Gefährlichkeitser-
kenntnis nicht immer mit Vergeltungspflichtverständnis einhergeht: "Besitzt ein 
Jugendlicher die zur Erkenntnis der allgemeinen Gefährlichkeit seiner Handlung 
erforderliche Einsicht, so wird er im allgemeinen auch die Fähigkeit haben, das 
Unrechtmäßige der Handlung und die Pflicht, dafür einstehen zu müssen, zu 
erkennen. Es müssen daher besondere Gründe vorliegen, wenn die Zurechnungs-
fähigkeit trotz Kenntnis der allgemeinen Gefährlichkeit der schadenstiftenden 
Handlung verneint werden soll." Der Gebrauch von "im allgemeinen" und der 
letzte Satz zeigen, daß fehlende Unrechtserkenntnis bei Erkenntnis der allgemei-
nen Gefährlichkeit nicht prinzipiell ausgeschlossen wurde. 
Für di~_Rücknahme desfriteriums des Vergeltungspflichtverständnisses kom-
men verschiedene Gründe in Betracht. Die Jurisprudenz könnte ~stens einen 
engen empirischen Zusammenhang zwischen Unrechtserkenntnis und Vergel-
.. tUngspflichtverständnis unterstellt haben. Unrechts erkenntnis wäre dann immer 
mit dem Vergeltungspflichtverständnis faktisch verbunden. Auch ohne entspre-
chende empirische Untersuchungen könnte dies aufgrund der bloßen Unvorstell-
barkeit anderer Verhältnisse erwartet worden sein. Zweitens ließe sich aber die 
Rücknahme des Kriteriums auf die Vermutung oder Einsicht zurückführen, daß 
nicht alle prinzipiell erforderlichen Kriterien praktisch prüfbar waren mangels 
dazu geeigneter Verfahren. Möglicherweise war erkannt worden, daß es keinen 
Test zur Bestimmung des Vergeltungspflichtverständnisses gab. Unter U~-~t~~= 
-deri drückt die -Rücknahriie-aes Vergeltungspflichtkriteriums aber den Versuch 
einer Korrektur des Reichsgerichtsurteils vom 8. 12. 1902 aus, wieder nur die 
Unrechtserkenntnis, wie schon vorher im Discernement-Begriff, als Bedingung 
zivil rechtlicher Verantwortlichkeit des Minderjährigen zu benutzen. 
Schließlich enthält di!.s Reichsgerichtsurteil vom 8. 12. 1902 den für die psycho-
logische Fragestellung. wi~ht~gen Hinweis, daß die in den Erkenntnissei-I mitent-
.haltenen Erkenntnismomente die erforderliche Einsicht charakterisieren. Durch 
Hinweis auf die geistige Reife, die dazu befähige, wird deutlich gemacht, daß 
nicht der' tatsächliche (vom Täter zugegebene). Vollzug dieser Erkenntnisse benö-
tigt werde, sondern eine der kognitiven Entwicklung unterliegende Fähigkeit 
dazu. Über die Erkenntnismomente, die diese Fähigkeit anzeigen, findet man nur 
wenig Hinweise in der Rechtsprechung, Es wäre denkbar, daß sich_.diese Er-
kenntnisse auf das Wissen und das Werten beziehen sollen, da es sich bei Un-
rechts erkenntnis und Vergeltungspflichtverständnis um Erkenntnisse moralischer 
Art handelt. Das BGH-Urteil vom 17. 5. 1957 enthält die Formulierung, der 
Minderjährige sollte "im allgemeinen auch wissen, daß er zur Verantwortung 
gezogen werden kann". Dieser Wortlaut legt nahe, daß das allgemeine Verständ-
nis der Vergeltungspflicht als ein bloßes Wissen ohne eigene wertende Übernah-
me zu definieren ist. Die Wendung "sich dessen bewußt sein" (RG 10. 2. 1904) 
wieder läßt auch eine weitere das Werten einbeziehende Auslegung des Vergel-
tungspflichtverständnisses zu. Zur Unrechtserkenntnis findet man im RG-Urteil 
vom 3. 2. 1902, daß vom Ersatzpflichtigen erwartet wird, "zu wissen, daß er seine 
Spielkameraden einer solchen Gefahr nicht aussetzen dürfe, und daß er ein Un-
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recht begehe, wenn er es tue". Daher wird bei der Unrechtserk~nntnis offenbar 
sowohl das Wissen-Können als auch das WeIten~Kön!l.en gefordert. 
Die Bewei~Iast für das Fehlen der Ein~i<:htsfähigkeit in die Verantw(),r:tlichkeit(/ 
wird nach einhelliger Meinung dem Schädiger aufgebürdet, da die Deliktsfähig- . 
keit ab sieben Jahren rechtlich vermutet wird. Der Gesch~digtehatdage-genden, 
Beweis für das Verschulden des Schädigers (v gl. u. S. 38ff.) zu führen (Rebmann & 
Säcker 1978, S. 1397, Deutsch 1976, S. 306)., Der Behauptung fe~lender Ein-
sichtsfähigkeit kann aufgrund der Indikationstheot:ie· dun;h .den ~~c::.hi_ef~·_4i..r 
Fähigkeit zur Unrechts erkenntnis oder zur Gefährlichkeitserkenntnis widerspro-
-ehen werden. Umgekehrt streicht Bressd (1972) heraus, daß die Deliktsfähigkeit 
dem Beklagten erst bei Nachweis mangelnden Vergeltungspflichtverständnisses 
abgesprochen werden kann. Er schreibt (a. a. 0., S. 1294): "Für die Be~rteilung 
ist nicht maßgebend, ob der Minderjährige Einsicht in die Gefährlichkeit seines 
Tuns oder in dessen Rechtswidrigkeit hat, sondern daß ihm die Verpflichtung 
erkennbar ist, in irgendeiner Weise für die Folgen seines Handelns einzustehen. " 
Das unten auf den Seiten 32 und 33 zitierte BGH-Urteil zeigt aber, daß auch schon 
wegen Fehlens der allgemeinen Gefährlichkeitserkenntnis exculpiert wurde. Da-
her ist Bressers Auffassung offenbar nicht unbestritten, obwohl der BGH am 
23. 10. 1952 (LM 1960, Nr. 1) auch zu einer Auffassung gelangte, die sich mit 
Bressers deckt: "Für die Annahme der Zurechnungsfähigkeit genügt es, daß der 
über 7 Jahre, aber noch nicht 18 Jahre alte minderjährige Schädiger nicht die 
gesetzliche Vermutung widerlegt, er besitze die zur Erkenntnis der Verantwort-
lichkeit erforderliche Einsicht, also die Fähigkeit zur Erkenntnis der Vergeltungs-
pflicht. ". Geht man lediglich aus von der stän. dig wied. er.h. olten. ~öchstric~t.e!l~~~en I 
Definitio'n der Einsichtsfähigkeit in die VerantwortJic.bk5!it i. S. d. § 828 Abs.2 
BGB durch U.nrechtserkenntn.is u~d. zuglei~.h Verg.eltungsPf!ichtve:stän~nis (~gl.l 
o. S. 18) und steht von der Indtkattonstheone wegen Un~rwtesenhett ab, so ergibt 
sich aufgrund der Gesetze der Logik, daß jeweils sowohl der alleinige Nachweis 
fehlender Unrechts- bzw. Gefährlichkeitserkenntnis als auch der alleinige Nach- • 
weis fehlenden Vergeltungspflichtverständnisses den Mangel an Einsichtsfähig- I 
keit i. S. d. § 828 Abs. 2 BGB belegen. 
Zum Mitverschulden 
Auch bei der Frage des.Mitverschulden~ d.es Geschädigten, die häufig (vgl. die 
Fallsammlung von Geige11979, S. 556ff.) zu klären ist, weil d~c!ll_t:chA~LExsatz..:. 
anspruch des Geschädigten anden S~hädigec~!llindert...llcird, bezieht man sich 
. auf die entwicklungsbedingte Einsichtsfähigkeit,. Die einschlägigeIl Auffassungen 
der Rechtsprechung weichen aber trotz konzeptioneller Probleme nur geringfü-
gig vom vorhergehend zu § 828 BGB Berichteten ab. De~§ 254 Abs. 1 BGB 
lautet: "Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Beschädigten 
mitgewirkt, 50 hängt die Verpflichtung zum Ersatze sowie der Umfang des zu 
leistenden Ersatzes von den Umständen, insbesondere davon ab, inwieweit de~ 
. Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teile verursacht worden 
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ist." Demnach wird die Schadensersatz pflicht des Schädigers bei mitwirkendem 
Verschulden des Geschädigten durch die anteilige Verursachung begrenzt. Die 
_f~jst, was in <ii<;:_sem Zusammenhang unter Verschulden zu verstehl!.1l ist, da 
eine Selb'si;chädigung nicht eiii- Elfigriffli1-Kechte-irndGüter"ari<Ierer im Sinne 
von § 823 BGB ist. Ebenso würde die nach § 276 Abs. 1 Satz 3 BGB gebotene 
Berücksichtigung der Deliktsfähigkeit nach § 828 BGB Probleme aufwerfen, da 
die Erkenntnis des Unrechts gegenüber dem Mitmenschen und das Verständnis 
der Pflicht, für die Folgen einstehen zu müssen, nicht mehr im gleichen Sinne wie 
in § 828 BGB erhoben werden können. 
Das Reichsgericht und auch die Rechtsprechung nach 1945 waren überwiegend 
der Ansicht, daß trotzdem die Vorschriften der §§ 276 und 828 entsprechende 
Anwendung finden sollen, wenn für den einem Minderjährigen erwachsenen 
Schaden an sich ein anderer aufzukommen hat, das eigene Verhalten des Verletz-
ten für den Schaden aber kausal war und in ihm ein Verschulden vorhanden war. 
Das Reichsg~richt vertrat am 31. 5. 1906 die Auffassung, daß bei einer Hand-
lung, durch welche eine Person im Alter von sieben bis achtzehn Jahren sich 
selbst beschädigt, sich in der Regel die Einsicht zur Erkenntnis der Verantwort-
lichkeit für die Handlung mit der Einsicht zur Erkenntnis ihrer (allgemeinen) 
Gefährlichkeit deckt (Zusammenfassung der RG-Rechtsprechung in OLG Mün-
chen z.B. OLG eelle VersR 1955, 396 und OLG Köln VersR 1955, 347, auch 
OLG Karlsruhe VersR 1979, 478). Die neuere Rechtsprechung (vgl. Soergel & 
Siebert 1967, (Band 2), S. 195, Rebmann & Säcker 1979, S. 350) setzte ebenfalls 
für das Mitverschulden nach § 254 BGB Deliktsfähigkeit voraus, so daß die 
)( §§ 827, 828 BGB entsprechend gelten.; Das Mitverschulden v~n Kig.9~rn_.llnter 
. /.,sieben Jahren ist demnach ausg~~n:~Bei Minderjährigen zwischen sieben 
und 18 Jahren entscheidet die Einsichtsfähigkeit (BGH VersR 1960, 633). Hier ist 
aber als Einsichtsinhalt maßgeblich, daß man sich selbst vor Schaden zu bewahren 
hat, weil dadurch für einen selbst nachteilige Folgen entstehen können (OLG 
eelle NJW 1968, S. 2147, OLG Düsseldorf VersR 1979, S. 650, vgl. auch Bo-
scher 1964, S. 894). Das OLG eelle führte (a. a. 0.) aus, daß diese Einsicht 
wesentlich früher als die Einsicht gegeben sei, andere nicht schädigen zu dürfen, 
weil diese Einsicht des Verbots der Selbstschädigung auf dem Naturtrieb der 
Selbsterhaltung beruhe und nicht auf der erst zu erwerbenden Überwindung eines 
Naturtriebes, z.B. der Aggression bei Fremdschädigungen. Ob die Vorstellung 
der nachteiligen Folgen auch die Ersatzkürzung betreffen soll, wurde nicht ausge-
sprochen. Bei schematischer Anwendung der Rechtsprechung zu § 828 Abs. 2 
BGB läge es nahe, das anzunehmen. Da aber dort nur irgendeine Einstandspflicht 
eingesehen werden muß, wird möglicherweise die Ersatzkürzung nicht als voll-
ziehbarer Einsichtsinhalt bei Mitverschuld~n verlangt. 
/ 
Weiterhin ist der § 254 BGB auch anwendbar, wenn die zur Erkenntnis der 
Gefährlichkeit erforderliche Einsicht fehlte, der Verletzte aber einem ausdrückli-
, chen Verbot zuwiderhandelte und die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit für 
die Verbotsverletzung erforderliche Einsicht besaß (v gl. RGZ 61, 239; RGZ 76, 
187; OLG eelle NJW 1968,2147). Entsprechendes gilt aber auch bei Fremdschä-
digungen (Undeutsch 1967, S. 575). 
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Zusammenfassung 
werden. . 
~ei fahrlässi~en Handlungen wird die. Erkenntnis allgemeiner Gefährlich-
,lkeit, bei vorsätzlichen Handlungen di~Erkenntnis des Unr,chts als ausreichender 
, Anhaltspunkt für die Deliktsfähigkeit überhaup.t, d. h. für das Bestehen des Ver-
ständnisses der Vergeltungs pflicht, angesehen. Der..Nachweis des FehJens der ~ 
.Deliktsfähigkeit,kann logischerwei~ 3'n beiden Einzelkriterien der Deliktsfähig-
keit, der' Unrechts erkenntnis oder dem Vergeltungspflichtverständnis, vorge-
nommen werden. 
6. Als ~kenntnismomente der beiden Kriterien werden Wissen- und Werten-
Können unterschieden. Dagegen ist für die Einsicht in die ,Verantwortlichkeit 
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nicht maßgebend, üb die Fähigkeit zur Ausrichtung des Handeins an diesen 
Erkenntnissen gegeben ist. 
7. Bei der Fürm eines Verständnisnachweises wird keine bestimmte Fürderung 
erhüben. Man könnte daher jedes valide Anzeichen für ein aufgekümmenes Ver-
ständnis der Vergeltungspflicht als Kriterium für die zivilrechtliche Verantwürt-
lichkeit des Minderjährigen verwenden. In Hinsicht auf die technische Erhe-
bungsfürm lediglich allgemeine Erkenntnisse werden auch über Unrecht und 
Gefährlichkeit der Handlung verlangt. Die Nachweisfürm ist beliebig. 
g._Die Einsicht in die Pflicht zur Vermeidung vün Eigenschäden und mögli-
cherweise auch das Verständnis dafür, die aus der schuldhaften Nichtvermeidung 
_resultierenden Fülgen süwühl bei fahrlässigem als auch vürsätzlichem Verschul-., 
den (Ersatzkürzung) tragen zu müssen, sin4, als entwicklungsbedingte Fähigkei-
.... ten auch anerkannt. Man vertritt sügar die empirisch prüfbare Entwicklungshy-
püthese, daß di~~.ht der .. Pflicht zur Verhütung vün Selbstschädigungen.tDi::. 
_her auf tritt,.; als die Einsicht der Schadenvermeidungspflicht gegenüber anderen. 
9. Im Falle daß der Verletzte üder der Schädiger einem ausdrücklichen Verbüt 
zuwiderhandelte, ist er nur dann nicht deliktsfähig, wenn er nicht die zur Er-
kenntnis der Verantwürtlichkeit für die Verbütsverletzung erfürderliche Einsicht 
besaß. Dabei ist es unerheblich, üb er die zur Erkenntnis der allgemeinen Gefähr-
lichkeit erfürderliche Einsicht hatte. 
10. Die Fürmulierung "in irgend einer Weise für die Fülgen seines Tuns eintre-
ten zu müssen" und die rechtliche Unerheblichkeit der Kenntnis der zivilrechtli-
chen Erfüllungsfürm schließen aber nicht aus, daß sich das Yergeltungspflichtver-
ständnis für unerlaubte Handlungen tatsächlich zuerst als ErsatzpflichtyerstäDd-
Dis zeigt.:. Der. Ver~i.cht auf die Kenntnis der Erfüllungsfo!:.f!1_erfülgte u. U. aus rein 
rechtlichen Gründen angesichts fehlender empirischer Kenntnisse über die Ent-
wicklung des Vergeltungspflichtverständnisses. Jede beliebige Fürm des Einste-
hens, z. B. durch eine Schulstrafe, reicht als Anzeichen für Vergeltungspflichtver-
ständnis jedenfalls nicht aus, so. daß anscheinend zumindest in irgendeiner Weise 
der öffentlich-rechtliche Charakter der Vergeltungsfürm in dem Vergeltungs-
, pflichtverständnis enthalten sein muß. 
Die in § 828 Abs. 2 BGB implizit en!haltenen Entwicklungsaussagen über eine 
z. T. im Niveau spezifiziertUJnrechtserkenntnis~nd ein überhaupt ausgebildetes. 
_Vergeltungspflichtverständnis drücken also. zugleich eine Vermutung über den., 
Zeitpunkt überwiegenden Erreichens der gefürderten Fähigkeiteu..z..um Alter vün 
_ sieben fahren aus. Sie sind daher bei der Prüfung der Validität der Altersgrenze. 
vüm vüllendeten siebenten Lebensjahr zu berücksichtigen. Dabei muß weiter 
beachtet werden, daßJie erfürderlichen Eipsich~en bei fahrlässigen und vürsätzli-
.. chen unerlaubten Handlungen zu erbrin,,&en sind, daß die allgemeiru: Gefäbrlich-
• keitserkenntnis bei fahrlässigen Taten verlangt wird und daß generell als Erkennt-
nismümente Wissen- und Werten-Können in.Betracht kümmen. Schließlich wird • 
• bezüglich der Nachweisfürm keine Änfürderung erhüben und wird nicht ausge-
schlüssen, daß sich das in der Erfüllungsfürm unbestimmt gelassene Vergeltungs-
pflichtverständnis tatsächlich als ErsatzpflichtverstäJ:.ldnis bis zum Alt" vün sie-
ben Jahren einstellt. Darüber hinaus stellt~_gi~ Rs:cbtsprecbung ejne düppelte 
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,Indikationstheorie auf. Der Nachweis des Vergeltungspflichtverständnisses wur-
.de ersetzt durch den Nachweis der Unrechts erkenntnis oder den Nachweis der 
• allgemeinen Gefährlichkeitserkenntnis. Wegen der diesbezüglich erfolgenden zi-
vilrechtlichen Begutachtungen erscheint es sinnvoll, im folgenden auf die foren-
sisch-psychologische Begutachtungspraxis einzugehen. 
2.2.2. Forensisch-psychologische Begutachtungspraxis 
Die forensische Psychologie sollte zur Erfüllung von zivilrechtlichen Begutach-
tungsanforderungen über die Deliktsfähigkeit von Minderjährigen nach Vollen-
..dYng_des siebenten Lebensjahres über geeignete Nachweisverfahren zur Bestim-
.mungu~kLEähigkeiten zu Unrechtserkenntnis, allgemeiner Gefährlichkeitser-
Jmmtrri~ und Vergeltungspflichtverständnis verfügen. Außerdem sollte sie sich 
aufentsprechende empirische Erkenntnisse über die Entwicklung der verlangten 
Fähigkeiten beziehen können. Daher erscheint die Auseinandersetzung mit dem 
Forschungsstand und den Praktiken der zivilrechtlichen Begutachtung zu § 828 
BGBJür die de-Iege-ferenda-Fragestellung der vorliegenden UntersuchuQg ange-
zeigt. Die Gesamtproblematik der deliktrechtlichen Begutachtung braucht hiet 
aber nicht diskutiert zu werden, da die vorliegende Untersuchung aus den 
Rechtstexten zum § 828 BGB usw. nur die Konkretisierung einer allgemeinen 
entwicklungspsychologischen Fragestellung gewinnen will. Eine Auseinanderset-
zung mit den forensischen Auffassungen zur deliktrechtlichen Begutachtung 
kann jedoch insofern.auch de lege lata von Bedeutung sein, als dabei ein Mangel 
an empirischen Erkenntnissen über die Entwicklung von Unrechts erkenntnis, 
allgemeiner Gefährlichkeitserkenntnis und Vergeltungspflichtverständnis deut-
lich wird, der durch eine de lege ferenda abzielende Untersuchung behoben wer-
den könnte. 
Forensische Psychologie 
In der forensischen Psychologie ist die zivilrechtliche Verantwortlichkeit wenig 
behandelt worden. Im Prinzip wurde immer wieder auf die Zusammenstellung 
von Urteilen bei Undeutsch (1967) verwiesen. In dem Sammelband über "Ge-
richtliche Psychologie" von Blau & Müller-Luckmann (1962) wurde zu zivil-
rechtlichen Fragen der Verantwortlichkeit nicht Stellung genommen. "unter dem 
Stichwort "Forensische Psycholo~ie" (Müller-Luckmann 1973, S. 637) findet 
man imJ.-exik911 der Psych_e>.!ogie die allgemeine Feststellung "Zivilrechtliche Ge-
biete. Hier müssen nicht nur alle Möglichkeiten der Indlvldualdlagnostlk aus~e­
schöpft, sondern wesentlich auch sozialpsychologis..che, entwicklungspsychologi-
_ sche und soziologische Forschungsergebnisse angewandt werden, wobei die letz-
teren auch Erscheinungsformen der mittleren und späteren Lebensphasen mit 
einbeziehen müssen." 
Vor kurzem hat Dauner (1980) über Brandstiftungs-Begutachtungen zur De-
liktsfähigkeit im Vergleich mit Eigentumsdeliktbegutachtungen berichtet. Ihre 
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Beschreibung der bei solchen Fällen verwandten Methoden zeigte (a. a. 0.,. 
S. 43 H.), daß Unrechts erkenntnis und Vergeltungspflichtverständnis Gegenstand 
der Untersuchungen nur auf der Basis der Frage nach der Einstellung zur Tat und 
nach bestehenden Wiedergutmachungsabsichten waren, nicht aber auf der Basis 
standardisierter Verfahren durchgeführt wurden. Vorerfahrungen mit Feuer wur-
den anscheinend als Anhaltspunkt für die Gefahrenerkenntnis gewertet. Auf die 
Unterscheidung von konkreter und allgemeiner Gefahr und die Steuerungsfähig-
keit, deren Beachtung bei der Prüfung des konkreten Verschuldens erforderlich 
würde (v gl. Kap. 2.3.2.), wurde dagegen nicht eingegangen. Die verwandten 
Methoden stammen hauptsächlich aus dem allgemeineren Bereich neurologisch-
psychiatrischer und psychologischer Entwicklungsdiagnostik. 
Um eine Vorstellung von dem Mißverhältnis von.ßJlgemei!1~rEnt~ickl~~~dia­
..gnQstik und auf die D!O!i~!sfähigkeit direkt bezogener diagnostischer Methoden. 
zu bekommen, wird im folgenden auf die Veaahren~lri.-Form einer UbersiCht 
eingegangen. Neben reiq objektiven Fakten (G.eb].lJ:t~iahr. Alter bei Tat.Jill4ße-
gutachtung, Schulart und Schulklasse, objekti~e Gegebenheiten in der Familie) 
und allgemeinen anamnestischen Daten (Schwangerschafts- und Geburtsverlauf) 
wurden.,soziale AuHälli~keiten (Stehlen, Streunen), soziale Familienbeziehungen, 
,Schulverhältnisse nach und vor dem Delikt~~rIl~tisch-psychologische Befunde 
und verschiedene psychiatrische, psychologische Befunde zu Persönlichkeit I lIl-
. .t.elligenz. hirnorganischer Schwäche, sozialer Einordnl!ng in Familie und GruQEe 
(dies mit standardisierten Methoden) geprüft. In der gesonderten Untersuchung 
der Motivation zur Tat wurden ebenfall~llgemeinere kinderpsychiatrische Pro-
blemstellungen angeschnitten, dabei aber vor allem solche,.von denen Beziehun-
gen zur Brandstiftung in der einschlägigen Literatur behauptet wurden. Hier 
wurden mit Exploration und projektiven Verfahren unstandardisierte Methoden 
verwandt. Daneben nahm sich der AJ:lteil von Methoden mit direkten Bez~ 
zur Deliktsfähigkei t (YQJ:~.rf.abI..Yllg.~rn.i.tEe!J~L.-E..ins~ll!!D~zl!LTat,-.Wie.dergu t-
... machungsabsicht) geradezu bescheiden aus. Auch Dauners (1980) Ansatz, über 
das Vergeltungspflichtverständnis etwas. dmch Exploration der Wiedergutma-
chungsabsicht zu erfahren, kann nicht befriedigen. Ob man etwas tun will zur 
Kompensation des Opfers, spricht nicht eindeutig für das Verständnis der Pflicht, 
es eigentlich tun zu müssen. Die...M..otiveqex_WiegergutmachY.1!gsabsicht oder die 
_Wiec:lergmDlachung. sdbst können zwar u. U. auf eil]e.rflÜ::h!erf!!Jh!J)gs_'!b_~if~ 
verweisen, müssen es aber nicht. Es wäre z. B. denkbar, daß nur die Vorteile der 
Wiedergutmachung (z. B. Wiedererlangung des sozialen Kontakts) angestrebt 
werden. Das Verständnis der Pflichterfüllung sollte daher direkter Gegenstand 
der Untersuchung des Probanden sein. 
Forensische Psychiatrie 
In der Literatur über forensische Psychiatrie findet man eine größere Beach-
tung der Deliktsfähigkeit. Von Karger (Eisen 1977, S. 118) schrieb: "Da häufig 
die Deliktshaftung Jugendlicher zu erörtern steht, dominieren entwicklungspsy-
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chologische Fakten und Analysen über krankhafte psychiatrische Gegebenhei-
ten." Es werde nach dem Stand der geistig-seelischen Entwicklung, eingebettet in 
jhre sozio-kulturellen Umweltbezüge, gefragt. 
Bresser & Eisen (Eisen 1977, S. 320) äußerten sich zur Reifebegutachtung: 
"Reifeentscheidungen im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes.(§§ 3 und 105) und 
mitunter auch im Sinne des 13GB (§ 828Lsind Ermessensentscheidungen. Zuver-
lässige, einhellige und begrifflich faßbare. Kriterien gibt es nicht." Damit wird 
offenbar der Mangel an empirischer Forschung über relevante Fragen eingestan-
den, die im vorherigen Zitat bei v. Karger aber als dominierend beschrieben 
werden. 
In dem Handbuch der forensischen Psychiatrie schrieb Bresser (1972, S. 1294) 
in seiner Darstellung der praktischen Begutachtungsaufgabe bei der Deliktshaf-
tung der Minderjährigen zunächst, daß die Verneinung der zivilrechtlichen Ver-
o antwortlichkeit bei Minderjährigen die Ausnahme darstelle. Nach dem Reichsge-
'richtsurteil vom 30. 6. 1910 müssen bei einer Verneinung der Deliktsfähigkeit 
"immer erst besondere Ge en ründe dar ele t werden". Ergänzend läßt sich hier 
auf das Urteil des Bundes erichtshofes vom 17. 5. 1957 (Versicherungs recht 1957, 
S. 416) verweisen. Danach ist zur Widerlegung der gesetzlichen V:ermutung. daß 
~~in.MinJ;l~niihriger die Fähigkeit zu der Erkenntnis hat, für ein gefährliches Han-
deln verantwortlich zu sein, "YQ.La.}km~' der Nachweis erforderlich, "daß der 
Beklagte in der geistigen Entwicklung gegenüber Kindern gleichen Alters zuriick-
geblieben war". Bresser fuhr fort, daß empirisch einleuchtend eine Verneinung 
der Deliktsfähigkeit nur zu begründen sei, "wenn eine intellektuelle Minderbega-
bung oder eine...grQ,b~ dann auch allernelorganisch begründbare Entwicklungs-
. störl!!lzJestgestellt werden kann". Diese Haltung und das BGH-Urteil gingen 
von der Validität der Annahme aus, daß bei "normalem Entwicklungsstand" auch 
die U nrechts- und Vergeltungspflichterkenntnis entsprechend ausgebildet ist. 
Auf ~nde sich diese Faktenbehal}ptung stützen will, bleibt offen. Das 
haben Bresser & Eisen (1977, S. 320) mit dem gegebenen Zitat auch eingestanden. 
Ein . .anderer Fall liegt nach Bresser (1972) gelegentlich in besonderen Hand-
lungsumständen vor, z. B. bei einem durch unglückliche Z!lfallsfaktoren llnge-
,. wöh!!!Lch hohen Schaden. Bei fahrlässigen Brandstiftungen oder bei ernsthaften 
Körperverletzungen (Augenverletzungen) berge das vorherige Spiel mit dem Feu-
er oder mit den Schleuder- oder Schuß geräten so unmittelbare und daher auch 
jedem geistig normal entwickelten Kind gegenwärtige Gefahren in sich, daß in 
solchen Fällen nur bei ganz außergewöhnlichen Umständen oder bei ausgepräg-
ten Entwicklun~sstörun~en die Deliktsfähigkeit ernsthaft in Frage gestellt werden 
könne. Es wurde also offensichtlich die.AR.sicherung der Verneinung der Delikts-
fähigkeit aus krankheitsbedingter Abweichung von der Norm (z. B. Demenz) 
gesucht. Dafür gab Bresser allerdings keine stichhaltigen Gründe an, sondern nur 
seine Auffassung, daß andere Möglichkeiten.nicllt einmal einigermaßen Qbjektiy 
..he.griindb.auvären. Er befand si2h damit auch nur scheinbar in Übereinstimmung 
mit dem zuvor zitierten BGH-Urteil. Dieses äußerte sich keineswegs über das 
Ausmaß des Zurückbleibens in der Entwicklung. Jedoch gestand auch er mit der 
Feststellung des Fehlens einer objektiven Begründbarkeit ein, daß Forschungser-
gebnisse der Psychologie über diese Fragen nicht vorlagen. 
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Die folgenden Zitate verdeutlichen weiter, da~ Bresser (1972), kaum an der 
...1k-,:!!!~jc!:t!!lg der Deliktsfähigkeit nach dem tatsächlichen, individuellen Entwick-
}ll.l:!g:S~t_and, wie sie positiv durch das geltende Gesetz beschrieben wird~,ßolldern 
an einem schematischen, auch bei Erwachsenen geltendmAusschluß der Delikts-
~ähigkeit wegen krankhafter Störung der Geistestätigkeit orientiert war: ,,~hllrak­
.,ter~!~gi_~h~ Normabw~i~h.1!..n~ müssen in diesem Zusammenhang,. unberück.~ 
_sichtigt bleiben. Aufholbare und in ihrem Ausmaß relevanteß,eifungsverzögerun-
..,gelLsind unter besonders ungünstigen MilieubedingungeIl all~nfalls im Kleinkind-
oder Vorschulalter zu beobachten. In der Lebensphase der bedingten Deliktsfä-
higkeit, also im Alter zwischen sieben und 17 Jahren, müssen sie praktisch ver-
nachlässigt werden, weil sie in einer mit evidenten Reifungskriterien faßbaren 
Ausprägung nicht mehr beobachtet werden." 
Kritik der Orientierung an der Krankheit 
-Dieser Standpunkt ersetzte offenbar den entwicldungspsycbologiscben Gehalt 
des § 828 BGB durch einen Krankheitsbegriff, der in die Entwicklung des Kindes 
übertragen wird. Es fehlte aber jede aus empirischen Befunden gewonnene Stütze. 
dafür, daß im allgemeinen nur bei Kindern mit extremen Entwicklungsrückstän-
den die Deliktsfähigkeit im Sinne von § 828 BGB verneint werden könne. Die 
Handlungsanweisung des BGH-Urteils legte Bresser zu extrem aus. Er nahm 
auch auf die vielen Entscheidungen des Reichsgerichtshofes oder der Berufungs-
instanzen nach 1945 keine Rücksicht, die den entwicklungspsychologischen Ge-
halt der Regelung von § 828 BGB klarmachten. Das folgende Beispiel aus Un-
deutsch (1967, S. 574) zeigt deutlich, daß eine in der "Frühzeit der Pubertät" 
unterstellte, jedoch sicher wohl vorübergehende "Regression in das Kleinkind-
hafte" ausreichte, "die Erkenntnis der allgemeinen Gefährlichkeit" und damit der 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit zu bestreiten: 
"Der Bekl. nahm am 1. 1. 1954 einen Ski-Kurzlift in Betrieb. Als am gleichen Tag nach 
16 Uhr der Skibetrieb nachgelassen hatte, erlaubte der Bekl. der am 12. 5. 1940 geborenen 
Kl. und ihrer Freundin auf ihr Bitten hin, unentgeltlich an einer Bergfahrt teilzunehmen .. 
Da die beiden Mädchen die letzten Handgriffe der linken Seilhälfte benutzten, befanden sie 
sich, als das Seil anhielt, noch etwa 10 bis 15 m unterhalb des oberen Seilwendepunktes. 
Nach dem Anhalten schlüpften beide unter dem Seil hindurch und stiegen an diesem 
entlang weiter bergauf. Inzwischen wurde der Lift zu einer neuen Fahrt eingeschaltet, 
, wobei nunmehr die rechte Seilhälfte nach oben lief. Die Kl. ergriff mit beiden Händen das 
blanke Seil dieser Seilhälfte und ließ sich weiter hochziehen; dabei wandte sie sich nach 
ihrer Freundin um. In diesem Augenblick geriet die Kl. mit beiden Händen in die Seil-
umkehrrolle. " 
Zu diesem Fall führte der Bundesgerichtshof in seiner E~tscheidung vom 28. 4. 
1959 aus: 
"Da es um die konkrete Frage geht, ob gerade die Kl. die allgemeine Gefährlichkeit 
ihres eigenen Verhaltens erkennen konnte, als sie sich an hierzu nicht bestimmter Stelle 
vom blanken Seil der Skiliftanlage weiter hochziehen ließ, kommt es schon für die Frage 
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ihrer Verantwortlichkeit auch auf ihre besondere Einstellung der Anlage gegenüber an. Mit 
Recht würdigt daher das Berufungsgericht in Übereinstimmung mit dem psychiatrischen 
Sachverständigen, daß das technisch verständnis- und erfahrungslose, noch besonders' 
kindliche Mädchen den als heitere, etwas lächerliche Angelegenheit erlebten Kurzlift als 
eine Art Spielgerät oder Spielplatz auffaßte und - zumal sie sich in der Frühzeit der 
Pubertät mit ihrer Regression in das Kleinkindhafte befand - aus ihrer sie ganz erfüllenden 
Vorstellung der Lage heraus auf die in der Wirklichkeit vorliegende Gefahr nicht zu 
abstrahieren vermochte ... Daß sich die Seilumkehrrolle '" offen und deutlich sichtbar vor 
der Kl. befand, war für die Beurteilung der individuell zu prüfenden Verantwortlichkeit 
ohne Belang, wenn gerade dieses Mädchen - wie das sachverständig beratene Berufungs-
gericht annimmt - infolge seines kindlichen Unverstandes und seiner kindlichen Unbe-
kümmertheit auf die vorausschauende und technische Erwägung voraussetzende Überle-
gung einer durch die Seilrolle drohenden Gefahr nicht kommen konnte" (VersR1) 1959, 
232f.). 
Gleichwohl haben die Standpunkt<; Brejjers und des Bundesgerichtshofes am 
17. 5. 1957 (vgl. o. S. 31) den Vorteil, einen etwaigen psychologisch-meßtechni-
sehen Mangel in der direkten Feststellung der fehlenden Einsicht zu umgehen. 
Statt dessen läßt sich ein Reifungstest, d. h. z. B. eine Bestimmung des Intelligenz-
alters oder ein Entwicklungstest, durchführen. Es bleibt aber empirisch zu klä-
ren, bis zu welchem Grad der Entwicklungsstörung oder ob bei normaler Ent- ~ 
wicklung überhaupt die deliktrechtliche Reife in konkreten Fällen begründet un-
terstellt werden kann, d. h. ob man sich dabei auf entsprechende Untersuchungen 
über den Zusammenhang von deliktrechtlicher Reife und allgemeinem Entwick-
lungsstand stützen kann. Grundsätzlich ist natürlich möglich, daß sich Bressers 
Urteil dabei weitgehend bewahrheitet. Eine solche Klärung würde dann aber auch 
die Bedingungen, bei denen die Verantwortlichkeit im Begutachtungsfall wider-
legt werden kann, genauer umschreiben. 
Weiterhin ließe sich die Berechtigung des Standpunktes der Orientierung an 
krankhafter Störung, die zu einer Entwicklungsverzögerung führt, aufgrund der 
Rechtsprechung anzweifeln. Das Alter kann zwar eine gewisse Orientierungshilfe 
bei der Beurteilung der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit geben. Das BGH-
Urteil vom 23. 12. 1953 (nach Undeutsch 1967, S. 570) führte aus: "Nur insoweit 
ist das Alter in diesem Zusammenhang bedeutsam, als die gesetzliche Vermutung 
des § 828 Abs. 2 BGB bei einem 7jährigen Jungen eher zu widerlegen ist als bei 
einem 17jährigen. Zwar können keine abstrakten Regeln aufgestellt werden, 
wann einem Jugendlichen die erforderliche Einsicht fehlt. Aber das Lebensalter 
ist doch wesentlich." Im Anschluß daran hieß es aber schon: "Auch ist das im 
Einzelfalle vorliegende Maß der geistigen Entwicklung, das bei gleichaltrigen 
Kindern völlig verschieden sein kann, ebenfalls zu berücksichtigen." Am 13. 1. 
1954 entschied der Bundesgerichtshof (nach Undeutsch 1967, S. 570): "Bei der 
Frage der Einsichtsfähigkeit eines Jugendlichen zwischen 7 und 18 Jahren sei in 
jedem Falle die individuelle Entwicklung zu prüfen und danach zu entscheiden: es 
komme dabe~ nicht allein auf da,s Alter des Kindes an, vor allem sei die geistige 
J,llliLkörverliche Entwicklung sowie die Erziehung im Elternhaus und in der 
1) VersR steht für Versicherungs recht (vgl. u. S. 220). 
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Schule zu berücksichtigen." Daraus kann abgeleitet werden, daß die eindeutige 
• Be~!.i!!!!llung eines Intelligenzalters ~Q~I}[<"!Jlulli..r Anhaltspunkt oder Orientie-
rungshilfe sein könnte, nicht aber der alleinige Grund der Verneinung der Verant-
wortlichkeit.-l!:nmer sind die Tatsituation und di~_ir.!9j2'Ü:!ll~lle Einsichtsfähigkeit 
des Minderjährigen zu betrachten. Dies kann aber ohne empirisch gestützte Un-
tersuchungsverfahren, die die zivilrechtliche Verantwortlichkeit betreffen, nicht 
objektiv beurteilt werden. In dieser Hinsicht ergibt sich also die Notwendigkeit, 
daß geeignete Methoden zur direkten Erfassung der Kriterien der zivilrechtlichen 
Verantwortlichkeit vorliegen oder entwickelt werden müssen. 
Zusammenfassung 
Als Fazit ergibt sich, daß auch diW!sycqologisch-forensiscb.f_Aus~inanden~ 
JunglJljL.ger DeJiktsfähi~<iLzu einer Prüfung und Vermehrung des Wissens 
über die Entwicklung von Unrechts erkenntnis und Vergeltungspflicht bei vor-
sätzlichen oder fahrlässigen Handlungen einlädt. Einerseits könnten dadurchent-
~icklll~~-x~b.oIQgische Normen über die Erkenntnis von Unrecht und Ver~ 
~_9:IQ.g~pfJifht .~wonnen werden. Andererseits könnten dadurch Methoden bereit-
gestellt werden, die einen entwicklungspsychologischen Zugang statt eines psy-
chiatrischen zur Begutachtung der Deliktsfähigkeit ermöglichten. Die Entwick-
lungsnormen müssen sich auf die Erkenntnismomente des Wissens und Wertens 
. bei Unrecht und Vergeltungspflicht beziehen. Methoden zu ihrer Erfassung muß 
die psychologische Grundlagenforschung erst entwickeln, da sie offenbar nicht 
vorliegen. Unmittelbar damit verbunden, würde auch das Problem der absoluten 
Siebenjahresgrenze der Deliktsfähigkeit grundsätzlich beurteilbar. Die Entwick-
lungsnormen müßten dazu nur in den Altersbereich unterhalb von sieben Jahren 
hineinreichen. Ein entsprechender Versuchsaufbau erscheint de lege lata notwen-
dig, um die Auswirkung intellektueller Retardierung auf moralische Urteilsfähig-
keiten gegenüber dem normalen Entwicklungsverlauf zu charakterisieren. Damit 
ist aber zugleich der Anschluß an die de-Iege-ferenda-Fragestellung der vorliegen-
den U ntersuchung_w:ie(kLll~rg.estellt. 
2.3. Annahme weiterer Entwicklungsvorgänge im Zivilrecht 
Die bisher in den Mittelpunkt der Betrachtung gestellte Deliktsfähigkeitsgrenze 
ist im Verhältnis zu anderen Entwicklungsvorgängen zu sehen. Wenn es um die 
Siebenjahresgrenze des Rechts geht und nicht spezifisch um die Deliktsfähigkeits-
grenze, können auch weitere im Recht berücksichtigte Entwicklungsvorgänge die 
entscheidende Rolle spielen. Geschäftsfähigkeit, Steuerungsfähigkeit und Er-
kenntnisfähigkeit von konkreten Gefahren stehen als Ergebnisse von Entwick-
lungsprozessen möglicherweise ebenfalls im Bezug zur Siebenjahresgrenze des 
Rechts. Sie sind allerdings in unterschiedlich enger Weise mit der absoluten 
Altersgrenze von sieben Jahre verbunden. Die Geschäftsfähigkeit steht in direk-
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tem Bezug zur Siebenjahresgrenze, da sie im § 104 des BGB ausdrücklich genannt 
wird. Steuerungsfähigkeit und Gefahrenerkenntnisfähigkeit stehen mit der 
Altersgrenze in einem indirekten Zusammenhang, da sie nur unter Verweis auf 
die Regelungen der §§ 827 und 828 im Gesetzestext genannt werden. Die Tatsa-
che der Berücksichtigung entwicklungspsychologischer Vorgänge ergibt sich aber 
eindeutig aus der Rechtsprechung zu § 276 BGB über das Verschulden und § 254 
BGB über das Mitverschulden. Obwohl sie nur in zweiter Linie für eine empiri-
sche Begründung der Altersgrenze in Frage kommen, soll daher auf sie eingegan-
gen werden, zumal auf diese Entwicklungsvorgänge bei der Begründung von 
Änderungsbestrebungen des § 828 Bezug genommen wird. 
2.3 .1. Geschäftsfähigkeit 
Den Regelungen zur Geschäftsfähigkeit des Minderjährigen sind mehrere Para-
graphen des BGB gewidmet. Nach § 104 Absatz 1 BGB ist u. a. geschäftsunfähig, 
"wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat". Nach § 105 BGB ist die 
Willenserklärung eines Geschäftsunfähigen nichtig, d. h. von Anfang an rechtsun-
wirksam. Der § 106 BGB besagt dann: "Ein Minderjähriger, der das siebente 
Lebensjahr vollendet hat, ist nach Maßgabe der §§ 107 bis 113 in der Geschäftsfä-
higkeit beschränkt." Die Beschränkung ist im wesentlichen durch die notwendige 
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters geboten. Der § 107 BGB macht im Rela-
tivsatz jedoch eine Ausnahme: "Der Minderjährige bedarf zu einer Willenserklä-
rung, durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, der Einwilli-
gung seines gesetzlichen Vertreters." Damit wird also nur für verpflichtende 
Willenserklärungen des Minderjährigen die Einwilligung des gesetzlichen Vertre-
ters verlangt. Die Willenserklärungen, die ihm "lediglich einen rechtlichen Vor-
teil" verschaffen, sind rechtskräftig. Konkret heißt das z. B., daß die Annahme 
eines Geschenkes durch einen Minderjährigen über sieben Jahre eine rechtskräf-
tige Schenkung war, wenn diese keine Auflagen machte, die aus dem vor der 
Annahme der Schenkung bestehenden Vermögen zu bestreiten waren. In MDR1) 
1974 (S. 375 f.) werden weitere Beispiele gegeben, wonach selbst die Schenkung 
einer Klapperschlange lediglich rechtlichen Vorteil bringt. 
Aus dieser Rechtslage geht ein abrupter Wechsel in der Behandlung von Wil-
lenserklärungen hervor, durch die lediglich ~in rechtlicher Vorteil erlangt wird 
(Vorteilserlangungen). Vor Vollendung des siebenten Lebensjahres werden Kin-
der auch vor ihnen .~e.sc;hijgt-L~anach werden Kinder vor diesen nicht mehr 
geSj;hiltz't'-I5a~;üskan~ unmittelbar abgeleitet werden, daß nach Meinung des 
Gesetzgebers die kognitiven Voraussetzungen vom Alter von sieben Jahren an 
den Schutz des. Kindes (Dittenberger .1902,~2.1.J-ilLY9.!teilserlangungen nicht 
_g!ehr~t1Orderl].:J-li~~·;-ird aT~~ine seh~kl-;re Entwicklungs~ussage deutlich, die 
sowohl im Alter, zu dem die Fähigkeit (ohne Ausnahme) allgemein ausgebildet 
1) MDR steht für Monatsschrift für Deutsches Recht (vgl. u. S. 220). 
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sein soll, als auch im Entwicklungsinhalt Vorteilserlangungen weitgehend spezifi-
ziert ist. 
Dittenberger (1903, S.I 17 - 21) diskutiert die Rechtserheblichkeit dieser Rege-
lung. Er weist darauf hin;daß eS mit den Schenkungen und den sonstigen unent-
geltlichen Zuwendungen tatsächlich Rechtsgeschäfte gibt, die unter den Begriff 
der reinen Vorteilserlangungen fallen. Weiterhin stellt er dar, daß in der Reichs-
tagskommission drei Anträge vorlagen, die, sich am französischen Code civil 
orientierend, die absolute Geschäftsunfähigkeit des Kindes unter sieben Jahren zu 
beseitigen forderten. Es sollte statt dessen nach der im Einzelfall erforderlichen 
Reife oder dem Gesamtentwicklungsstand oder nur nach der Erklärungsfähigkeit 
des Willens (vgl. römisches Recht, o. S. 9) jeder strittige Einzelfall individuell zu 
entscheiden sein. Diese Anträge seien abgelehnt worden mit dem Argument, daß 
man einerseits den Richter durch die Zuweisung der Prüfung des Individuums auf 
seine allgemeine oder besondere Reife vor eine zu schwierige Aufgabe stellen 
würde, andererseits aber Kinder unter sieben Jahren auch noch vor den Gefahren 
der Schenkungen, z. B. der Möglichkeit der Herausgabe unter gewissen Bedin-
gungen, schützen müsse. Demnach wurde ausdrücklich auf einen kognitiven ~ 
~icklun~tan~_ Bezug genommen, die Fähigkeit, auch i~ __ Y()rt~i~~.x:.~angu~~ 
enthaltene "GefaIifei1>' zu bemerken. 
Man wird~iner Berücksichtigung dieser relativ eindeutigen und unkompli-
zierten Aussage über die Geschäftsfähigkeit bei Vorteilserlangungen zum Zwecke 
der Validierung der Altersgrenze bei sieben Jahren genauer bestimmen müssen, 
wie man bei der empirischen Prüfung vorzugehen hat. Die Beantwortung der 
Frage enthält zwei Teile: Bestimmung der erforderlichen kognitiven Fähigkeiten 
und Bestimmung der geeigneten Prüfsituationen. Letztere erhalten durch das 
Recht eine gewisse nähere Bestimmung, indem die Situationstypen Vorteilser-
langungen und Verpflichtungen einander gegenübergestellt werden. Die erforder-
lichen kognitiven Fähigkeiten müssen aber noch der Interpretation des Gesetze-
stextes durch Rechtsprechung und Kommentar entnommen werden. 
Nach Bresser (1972, S. 1306) wird der jugendpsychiatrische Gutachter neben 
der Deliktsfähigkeit in erster Linie in strittigen Zivilrechtssachen des Familien-
rechts, wo es um das Wohl des Kindes geht, herangezogen. Daher ist sein Beitrag 
für die weitere Entwicklung des Problems der Geschäftsfähigkeit bei Vorteilser-
langungen nicht ergiebig. Auch läßt sich von anderen psychologisch-forensischen 
Beiträgen über die Begutachtung Jugendlicher im Zivilrecht kein weiterer Auf-
schluß erwarten. Dies wird bestätigt durch das Buch von Blau & Müller-Luck-
mann (1960), in dem kein Beitrag zivilrechtlicher Art über Deliktsfähigkeit und 
Geschäftsfähigkeit enthalten ist. 
Die Rechtsprechung hat sich zur Geschäftsfähigkeit der Minderjährigen i. S. d. 
§§ 104ff. nicht weiter mit der Frage der individuellen Reife beschäftigen müssen, 
da im Gesetzestext nicht auf die individuellen Fähigkeiten eingegangen wird. Für 
die Rechtsprechung war nur die Frage wichtig, ob es sich bei einem Rechtsge-
schäft eines Minderjährigen um eine rechtliche Vorteilserlangung handelte 
(BayOLG MDR 1979, S. 669; BGH NJW 1981, S. 109). 
Die Bestimmung von erforderlichen kognitiven Fähigkeiten kann sich daher 
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trotz der Problematik des Analogieschlusses von Krankheit auf Entwicklung nur 
auf die Gesichtspunkte beziehen, die zu § 104 Abs. 2 BGB ("Geschäftsunfähig-
keit wegen krankhafter Störung") entwickelt wurden. Die zentrale Bedingung, 
durch die eine krankhafte Störung die Geschäftsfähigkeit beeinträchtigt, ist der 
Ausschluß der freien Willens bildung. Der Bundesgerichtshof (nach Lenckner & 
Schumann 1972, S. 292) war der Ansicbt, daß für die Beurteilung der Geschäftsfä-
hig~_~itnicht-so-s.ehLdieJ~äbigkeiten des Verstandes ausschlaggebend sind,;tT;'-c!~u 
Freiheit des Willensentscbl!J.ss.~§. Es komme darauf an, ob eine freie Entscheid..1f..1!..8.. 
~ufgrund ein .. .. ider eine sachliche Prüfung der in 
Betracht komm~t1d.m.."G.e.si _\l.lP$ __ !;_n'y~:m::-;;:rn"er-· 
freien Willen~b.ild\l!J,g nicht mebr gesprochen werden kann, .etwa weil der Betrof-
fene fremden Wilienseinfjijsse..I1.J1),1terliegt oder die Willenserklärung durch unk on-
trollierte Triebe und Vorstellungen ähnlich einer mechanischen Verknüpfung von 
Ursache und Wirkung ausgelöst wird. "Als Folge des Übergewichts des Willens-
moments gegenüber aen intellektuellen Fähigkeiten erachtet es die Rechtspre-
chung auch nicht hinreichend für § 104 Ziff. 2, daß jemand nicht in der Lage ist, 
die Tragweite vermögensrechtlicher Beziehungen zu erfassen" (Lenckner & Schu-
mann 1972, S. 293). 
Die von Lenckner & Schumann genannten wichtigen psychologischen Ge-
sichtspunkte sind zuvor durch Unterstreichungen vom Verfasser hervorgehoben 
worden. Zunächst wird die "Abwägung des Für und Wider" genannt. Sie steht im 
Zusammenhang mit der "freien Entscheidung", welche das eigentlich bestimmen-
de Moment ist. Dann werden einige Fälle beschrieben, in denen von freien Ent-
scheidungen nicht mehr die Rede sein kann. ist die "Prüfung der in Betracht, 
kommenden Gesichtspunkte" nicht mehr möglich, entfällt die Geschäftsfähig-
keit. Ebenso wirken die Fremdbeeinflussung des Willens oder die "Willenserklä-
rung durch unkontrollierte Triebe und Vorstellungen". Schließlich wird betont, 
daß der Nachweis der Unfähigkeit, die Tragweite einer Erklärung zu erfassen, 
zur Aberkennung der Geschäftsfähigkeit nicht ausreicht. 
--.illfenb.arwird hier eine Kombination von intellektuellen A\.!.sschließungsgrün-
den (Prüfung der in Betracht kommenden Gesichtspunkte) und von voluntativen 
A~l:hließungsgründen (fremde Willenseinflüsse oder unkontrolherte I nebe 
und Vorstelhtngen) _ angegeben:....!iieraus ließe sich für die Geschäftsunfähigkeit 
der Kinder vor Erreichen des Alters von sieben Jahren auch bei reinen Vorteilser-
langungen ableiten, daß sie entweder nicht die Prüfung der in Betracht kommen-
den Gesichtpunkte vornehmen können oder daß sie aufgrund voluntativer Män-
gel nicht eine freie Entscheidung bei ihren Willenserklärungen in Vorteilserlang-
ungen fällen können. Die "Motive" des BGB bestätigen die Vermutung, daß die 
Gesetzgebung davon ausging, daß das voluntative Moment unterentwickelt ist ~ 1 
(vgl. o. s. 13). Das schließt aber nicht aus, daß sich die Unzulänglichkeiten des 
voluntativen Moments schon aus einem kognitiven Defizit bei der Prüfung der in 
Betracht kommenden Gesichtspunkte ergibt. Daher ist es naheliegend, zunächst 
an Hand von Vorteilserlangungen das Vorliegen empirischer Erkenntnisse über 
die Ausbildung des kognitiven Moments der Geschäftsfähigkeit (Prüfung der in 
Betracht kommenden Gesichtspunkte) zu prüfen oder im Falle ihres Fehlens 
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anzustreben, um die Altersgrenze von sieben Jahren mit der Entwicklung der 
Geschäftsfähigkeit bei Vorteilserlangungen zu begründen. Dies wäre untersu-
chungstechnisch u. U. einfacher erreichbar als die Untersuchung der Entwicklung 
des voluntativen Moments. Jedoch kann sich dabei herausstellen, daß aus der 
Entwicklung des kognitiven Moments der Geschäftsfähigkeit bei Vorteilserlang-
ungen keine befriedigende Begründung der Geschäftsfähigkeitsgrenze erlangt 
werden kann. Dann bliebe die entwicklungspsychologische Untersuchung volun-
tativer Ausschließungsgründe zur Klärung der empirischen Fundierbarkeit der 
Altersgrenze erforderlich, da der § 104 Abs. 1 BGB ausdrücklich die Altersgrenze 
vom vollendeten siebenten Lebensjahr nennt. In dieser Hinsicht unterscheidet 
sich die zivil rechtliche Entwicklungsannahme in der Geschäftsfähigkeit von den 
im folgenden dargestellten Entwicklungsannahmen des Deliktrechts. 
2.3.2. Verschuldensfähigkeit 
Ein weitere~wicklun.,gsvorgang, der mit der Altersgrenze bei sieben lahren 
in charakteristischer Weise zusammenhängen könnt~ ist die Yerschuldensfähig-
keit. Diese Möglichkeit erwächst aus der Notwendigkeit, im Deliktrecht auch das 
Verschulden im konkreten Fall nach § 276 oder das Mitverschulden nach § 254, 
und zwar unabhängig von der Einsichtsfähigkeit, zu prüfen. Boscher (1964), 
Undeutsch (1967, S. 578 ff.) und Geigel (1979, S. 556 H.) geben zahlreiche Fallbei-
spiele .. Bei dieser Prüfung ist ein altersgruppenspezifischer Maßstab anzulegen; 
also nicht wie bei der Einsichtilihigkeit ein indiyidueller Maßstab Dieser alters-
gruppenspezifische Maßstab könnte anzeigen, daß gerade zum Alter von sieben 
Jahren ein hervorzuhebender Wandel in der Verschuldensfähigkeit auftritt. 
Im Unterschied zu den anderen Entwicklungsvorgängen ist ein solcher Wandel 
aber im Gesetz nur unter Hinweis auf den § 828 BGB, der u. a. auch die delikt-
rechtliche Altersgrenze nennt, berücksichtigt. Der § 276 BGB lautet im Absatz 1: 
"Der Schuldner hat, sofern nicht ein anderes bestimmt ist, Vorsatz und Fahrläs-
sigkeit zu vertreten. Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
außer acht läßt. Die Vorschriften der §§ 827, 828 finden Anwendung." Der letzte 
Satz bezieht sich faktisch auch auf die Festsetzung der Altersgrenze in § 828 Abs. 
1 BGB. Es erscheint aber fraglich, ob damit etwas über die Entwicklung von 
Fähigkeiten des Verschuldens oder nur über die neben dem faktischen Verschul-
den zusätzliche Erforderlichkeit der Berücksichtigung der Deliktsfähigkeit bei 
unerlaubten Handlungen ausgesagt wurde. Im letzteren Falle erhielte die Aussage 
des § 276 BGB eine losere Verbindung zur Altersgrenze. Sie würde nur bedeuten, 
daß die Prüfung des Verschuldens eines Kindes vor dem Alter von sieben Jahren 
wegen § 828 Abs. 1 BGB überflüssig ist, jedoch nicht, daß das Fehlen des Ver-
schuldens des Kindes angenommen wird (vgl. die Auseinandersetzung mit den 
Begriffen "konkrete" und "allgemeine" Gefahr o. auf S. 20L). 
In erster Linie wurden Fälle gefährlicher Handlungen in Hinsicht auf die Ver-
antwortlichkeit des Minderjährigen begutachtet (vgl. Undeutsch 1967). Qaher 
sind die Anforderungen dafür in der forensischen Literatur genauer spezifiziert 
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worden als für die vorsätzlichen Handlungen. Zwei Bedingungen sind zu erfül- .. 
len. damit dem Minderjährigen der Verschuldensvorwurf der Fahrlässigkeit ge-
macht werden kann. Der typische Minderjähri~e seines Alters muß in der Tage 
gewesen sein, die konkrete Gefährlichkeit seines Handelns in der konkreten Si-
tuation zu erken~en Gefahrenerkenntnis und sich dieser konkreten-C;eIährei1er=-
kenntnis bei der Han ungssteueruns zu bedIe~en (Steuerungsfähigkeit). Bel der 
""e_rsteri--:S-eJingung ha:nd~rt essidium eine im engeren Smne sltuatlonsbezogene 
Forderung. Die Gefahrenerkenntnis kann daher nur schwer einen derart allge-
meinen Charakter erlangen, wie er für die Validierung der Altersgrenze erforder-
lich wäre. Bei dq, Steuerungsfähigkeit wird eher eine grundsätzliche Eigenschaft 
angesprochen. Es handelt sich dabei"wn...dll:. Fra~e. ob die erkannte Gefährlichkeit 
zum Anlaß genommen wcr.den kann, die beabsichtigte Handlung zu unterlassen, 
Es wäre also zu untersuchen, ob mit der Fähigkeit zur Steuerung nach der Gefah-
renerkenntnis das Ergebnis eines Entwicklungsvorganges vorläge, der gerade so 
abliefe, daß im Alter von sieben Jahren der wesentliche Wandel zur Möglichkeit 
der Ausrichtung des Willens an der erkannten Gefahr erfolgte. 
Erforderlich ist zu klären, was unter der Möglichkeit der Willensausrichtung 
verstanden werden muß. In Parallelität zu den Voraussetzungen der Geschäftsfä-
higkeit ließe sich die Möglichkeit zur Abwägung des Für und Wider oder zur 
Prüfung der in Betracht kommenden Gesichtspunkte zur Definition der Steue-
rungsfähigkeit verwenden...AIJ.s...!kOLSttafreJ;ht oder seiner Kommentierung lassen 
sich .ebenfalls __ M.e.ckm!!le der{ Steuen,mgsfähigkeit'bestimmen, da sie dort im Zu-
sammenhang mit der Schuldfähigkeit genannt wird. Sie wär~~lLE~higkeit zu 
verst~hen, die Gefährlichkeit (statt, wie dort nötig, das Unrecht der Tat)..ah-
hroLm!'!l1de._Gegwvorstellung einzusetzen (Lenckner 1972, S. 251). Die; Gefah-
~kenntnis müßte in diesem Sinne neben anderen handlungs bestimmenden 
Momenten~rrs:i~hen des Alters von .sieben Jahren eine entscheidende Rolle 
,spielen können . .sie._kaI1.njedoch, wie durch die Rechtsprechung anerkannt. hinter 
deJl.kindlichen Er12rog.!!!!~und Betätigungsdrang, den kindlichen Spieltrieb, die 
..,t.t:i:e.bmäiligeJ~~~.rigy~_Angriffe mit dense'lben Mitteln abzuwehren bzw. zu erwi- . 
~(Waibel 1970. S, 69). zurücktreten. ~bar wird die Sl~uerlJngsfähigkeit an 
4er tatsä_<;:.bli~h~J1_Ausrichtung d_~Jj~L1sl_~!:l_~.~I)_ veLnünfti en wä ungen (Wai-
bel 1970, S. 70) . .unbedingt gefordert wird jedo h nur di ähi keit ur Ausrich-
tun~ des Handelns an vernünftigen Erwägungen. Das vo oment wird 
.somit, ähnlich wie bei der Geschäftsfäp,igkeit, durch den ko@itiven Aseekt der 
v~ünftigen Erwä~ungen wesentlich beschrieben und u,_U. dadurs;h bestimmbar 
.gemacht,diilßal .. .ß. Gefabrs:n pnQ Zi".1", s1!O~ Erpr9bungsdran~ gegegeinander ge~ 
balten werdenkÄnnen •. 
~inen Blick auf den anderen Verschuldenstyp des vorsätzlichen Handelns zu 
werfen, erscheint in diesem Zusammenhang auch wichtig, Eine Anwendung des 
Zumutbarkeitsbegriffs auch auf vorsätzliche Schädigungen hatte das Reichsge-
richt abgelehnt (Waibel 1970, S. 71 ). Das Hemmungsvermögen ist demnach bei 
vorsätzlichen Taten deliktrechtlich irrelevant. Dje Rechtsprechung bebilft sich 
nach Waibel (1970, S. 71), indem sie in solchen Fällen immer auf die "Gefährlich-
keit .der Handlung" ausweicht, um Ungerechtigkeiten zu vermeiden. Waibel 
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(1970, S. 74) kritisiert diesen Standpunkt. Er führt ihn auf die seiner Meinung 
nach unzulängliche Regelung des § 828 Abs. 2 BGB zurück, die allein auf die 
Einsichtsfähigkeit abstellt. In seiner Arbeit schlägt er deswegen den Einbezug der 
Schuldfähigkeit in § 828 BGB vor. 
Demgemäß wäre in bezug auf das Problem der Alter~grenze von Interesse, 
welcher Entwicklungsstand bis zum Alter von sieben Jahren zu erreichen wäre, 
wenn die Willensbildungsfähigkeit auch bei Vorsatz zu berücksichtigen wäre. Ein 
allgemeines Fallbeispiel, das man sich hier vor Augen halten könnte, ist eine 
Körperverletzung durch ein Kind, die durch einen provozierten Affekt entstand. 
In diesem Falle müßte auch die Unrechtserkenntnis als handlungsbestimmendes 
Moment wirken können, damit von einem Verschulden geredet werden könnte. 
Hier ließe sich durchaus das Vorliegen einer weiteren entwicklungsbedingten 
Fähigkeitsstufe vermuten, die prinzipiell auch relevant für eine empirische Fun-
dierung der Altersgrenze von sieben Jahren werden könnte. In dieser Hinsicht 
könnte argumentiert werden, daß, gerade weil es vom Reichsgericht abgelehnt 
wurde, die Entwicklung der Steuerungsfähigkeit bei vorsätzlichen Taten nach 
Erreichen des siebenten Lebensjahres zu berücksichtigen, es in der Regel jedem 
Kind zugemutet werden kann, sich von der Unrechtserkenntnis leiten zu lassen. 
Anscheinend ging das Reichsgericht von der Vermutung aus, daß allgemein bis 
zu diesem Alter die Steuerungsfähigkeit aufgrund der Unrechtserkenntnis bei 
vorsätzlichen Handlungen ausg~bildet wird. Durch diesen Einbezug der Steue-
rungsfähigkeit bei Vorsatz aufgfund der Unrechtserkenntnis würde der Anschluß 
an die Regelung des Strafrechts erreicht, in dem auch die Unrechtserkenntnis und 
die Steuerungsfähigkeit nach der Unrechtserkenntnis als Voraussetzungen der 
Schuldfähigkeit beschrieben werden. Dort wäre aber, wie noch gezeigt wird, eine 
andere Unrechtserkenntnis erforderlich (vgl. Kapitel 2.4.2.) . 
.,( J..ei.der.J:>riif}mg ciesYerschll:kteI1s_~i.t<!.L~_.zusammenhang mit der zivilrechtli-
~B_'lcfttiruLcies Minder.ilihr!g.~!Lau<;:.p. an~kannt, daß Kinder im VergfeTclLZü 
"yQmä.h[i~n nur einen Teil der konkreten Gefahren ihrer Umwelt erkennen kön-
!len. In derzivilrechtlichen Haftung wird dabei von einem durchschnittlich 
gruppentypisch auf das Alter bezogenen Maßstab ausgegangen (vgl. Undeutsch. 
1967, Waibel1970, BGH 10. 3.1970, NJW 1970, S. 1038 und die Groß kommen-
tare)..Diese Prüfung der konkreten Gefahrenerkenntnis bez_~ht-sich auf den kon-
kreten Einzelfall mit seinen Umständen. Es geht bei ihr nicht um die Erkenntnis 
der allgemeinen Gefährlichkeit, die bei der Einsichtsf~higkeit grundsätzlichere. 
Bedeutung erlangte. 
Nicht einfach würde es sein, wollte man mit Hilfe der konkreten Gefahrener-· 
kenntnis die Altersgrenze des Zivilrechts von sieben Jahren begründen. Man hätte 
dazu zwei Möglichkeiten. Die erste würde in dem Nachweis bestehen, daß Kin-
der mit sieben Jahren durchschnittlich alle konkreten Gefahren, die in ihrer Um-
welt auftreten, erkennen könnten. Dieser Nachweis erforderte zweifellos großen 
Aufwand bezüglich der Situationsvielfalt und der Repräsentativität der Alters-
stichproben. Die zweite Möglichkeit resultierte aus der Annahme, daß jüngere 
Kinder durchschnittlich nicht in der Lage wären, überhaupt eine Gefahr zu er-
kennen, und mit sieben Jahren nur für einzelne Gefahren die Möglichkeit zur 
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Gefahrenerkenntnis durchschnittlich begönne. Auch hier steht man vor der Prü-
fung einer Allaussage über Gefahrensituationen. Pi.es.e.LMal.handelccs.sichum 
.~ine verneinte~ zuvor um eine positive Allaussage. Man kann natürlich nicht 
ausschließen. daß einer dieser Fälle. zutri{ft. Weiterhin wäre es forensisch durcq-
aus interessant zu wissen, welche Gefahren in welchem Alter erkannt werden . 
.. Diese Üi?ede.gung~n .regen zweifello~ an, .. die Entwicklung der konkreten 
GeE~hrenerkenntnis und der Steuerungsfähigkeitaueh in bezug auf die Validie-
rung der Altersgrenze von sieben Jahren zu untersuchen. Die Bearbeitung dieser 
Fragestellungen muß aber hinter die Betrachtung der Entwicklung der Delikts-
und Geschäftsfähigkeit zurückgestellt werden. Dazu gibt das Fehlen einer aus-
drücklichen Nennung der konkreten Gefahrenerkenntnis und der Steuerungsfä-
higkeit in den §§ 828 und 104 BGB hinreichend Rechtfertigung. Auf der anderen 
Seite bezogen sich fast alle kritischen Stellungnahmen zur bestehenden Alters-
grenze (sowohl in Hinsicht auf die Kriterien als auch in Hinsicht auf das Alter) 
auf die durch das Verschulden nach § 276 BGB in Betracht zu ziehenden Ent-
wicklungsdimensionen. 
"Drei konkrete Änderungsvorschlägf sind gemacht worden. Teichmann aZ 
1970, S. 619) schlug vor,.den individue len Maßstab bei der Einsichtsfähigkeit in 
. Unrecht und Vergeltungs pflicht zugunsten eines alterstypischen fallen zu lassen 
~~ugleich die Beweislast für das alterstypische Bestehen der Kriterien voll dem 
Geschädigten aufzuerlegen. Damit würde dem Gedanken des Vertrauens im Ver-
kehr und der objektiv-typisierenden Sorgfalt mehr Raum gegeben und die zivil-
rechtliche Privilegierung der Kinder vermindert. Gleichwohl bedürfte man empi-
rischer Forschung, um objektiv beurteilen zu können, was Kinder eines bestimm-
ten Alters voraussehen können und ob dadurch eine Altersgrenze von sieben 
Jahren zu rechtfertigen wäre. 
Der Referentenentwurf von 1967 (wie auch andere Autoren, vg1. o. S. 4) trugv.or, 
die zivilrechtliche Regelung des § 828 Abs. 2 BGB in Anlehnung an die neuere 
strafrechtliche Regelung des § 3 JGG ~ch von der individuellen Fähigkeit zu 
einsichts gemäßem Handeln abhängig zu machen, d. h. den individuellen Maßstab 
, auszudehnen auf die Steuerungsfähigkeit, zugleich ab~r die Forderung der Ein-
~ in die Rechtsfolge (Ve!:g~l~utl,gspHichtverstänqi1i~) ebenso wie die Beweis-
. lastregelung beizubehalten. Weiterhin sollte es eine eingeschränkte Ersatzpflicht. 
geben, also das Alles-oder-Nichts-Prinzip bestehenden Rechts durchbrochen 
werden. Deutsch (1976, S. 300) erkannte schon in dem bestehenden Rechtszu-
stand "eine übermäßige Privilegierung der Kinder, einzelner Jugendlicher und des 
Geisteskranken". Ihn auszudehnen bestünde seiner Meinung nach kein Grund. 
In der Auffassung von Deutsch (a. a. 0.) drückte sich aber ein Standpunkt aus, 
der dem Gedanken der objektiv-typisierenden Sorgfalt mehr Raum zugesteht als 
dem Gedanken des Schutzes des Kindes (Dittenberger 1903). Angesichts solcher 
gegenteiliger Auffassungen könnten empirische Ergebnisse wertvolle Entschei-
dungshilfen bieten, Dauner (1980) wie auch andere (\'g1. o. S. 3) forderten zusätzlich 
~Einbezug der Steuerungsfähigkeit unter individuellem Maßstab eine Herauf-
setzu.ng der Altersgrenze auf das vollendete zehnte Lebensjahr. Damit wurde der 
Gedanke des Schutzes des Kindes entschie,sien betont. Aber gerade bei emer 
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derartig umwälzenden Änderung des bestehenden Rechts wären fundierte empiri-
sche Erkenntnisse zu begrüßen, die zu dieser Rechtsänderung hinreichenden An-
laß geben . 
.. Der BGH sagte dazu am 10. 3. 1970~ "Die Entscheidung, ob ein Jugendlicher, 
der zwar seine Verantwortlichkeit einzusehen fähig ist, dem es aber noch an der 
Fähigkeit fehlt, nach dieser Einsicht zu handeln, nicht nur von Strafe frei sein, 
sondern auch von zivilrechtlicher Verantwortung, muß der Gesetzgeber treffen 
Es ist - auch aus rechtspolitisch.en Gründen - denkbar, daß Strafe und Ersatz-
pflicht von verschiedenen Voraussetzungen abhängig bleiben sollen" (NJW 1970, 
S. 1039). Diese gesetzgeberische Maßnahme, die nicht nur die Altersstufe ändern 
würde, sondern auch die berücksichtigten Entwicklungsinhalte, kann demnach 
durchaus an empirischen Erkenntnissen über die betroffenen Entwicklungs.inhal-
te vorbeigehen. Obwohl von daher möglich, soll die Entwicklung der Gefahren-
erkehntnis und der Steuerungsfähigkeit nicht aus der Themenstellung dieser Un-
tersuchung ausgeklammert werden. Der Schwerpunkt muß aber doch bei der 
Delikts- und Geschäftsfähigkeit liegen. 
_. 
2.4. Zivil- und strafrechtliche Verantwortlichkeit 
Mit dem grundsätzlichen Einbeziehen der nur in indirektem Verhältnis zu~ 
Siebenjahresgrenze stehenden Entwicklungsvorgänge, die zur Steuerungsfähig-
keit und konkreten Gefahrenerkerintnis führen, wurde eine Verallgemeinerung 
der bislang auf die zivilrechtliche Altersgrenze beschränkten Untersuchung nahe-
gelegt. Diese Erweiterung weist ganz allgemein auf die Tatsache hin, daß das 
Recht noch andere Entwicklungsvorgänge berücksichtigt. Direkt im Zusammen-
hang mit Delikten geschieht dies z. B. bei der Bestrafung nach dem Strafrecht. Die 
relevanten gesetzlichen Aussagen dazu sind im § 19 des Strafgesetzbuchs von 1975 
(StGB) und im § 3 des Jugendgerichtsgli:setzes (JGG) von 1953 zu finden . 
..Jm StGB wird ebenfalls eine . .ab.s.Qlute Altersgrenze definiert, die beim vollende-
!en 14. Jahr liegt. Außerdem wird im Wortlaut de~<;;G auf die unterstellten 
Entwicklungsvorgänge hiq,gewiesen, die wiederum, allerdings nicht in gleicher 
_W~i~~~~e bei der Deliktshaftung, die Unrechts erkenntnis und die Handlungsfä-
_J?:!g~<:it betreffen. Die im Zivilrecht zugrunde gelegten Entwicklungsvorstellun-
gen erscheinen zum Teil also auch im Strafrecht. Der Vollständigkeit halber sollen 
hier diese Zusammenhänge deutlich gemacht werden. Dies läßt die Berücksichti-
gung des Entwicklungsgedankens im Recht als einen umfassenden Gesichtspunkt 
erscheinen. Daraus wird aber auch deutlich, daß die zivilrechtlichen Entwick-
lungsannahmen im Vergleich zu den verschiedenen Arten der rechtlichen Berück-
sichtigung des Entwicklungsgeschehens einen eigenständigen Charakter haben. 
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2.4.1. Schuldfähigkeit in Geschichte und Rechtsvergleich 
Die strafrechtliche Sonderbehandlung Minderjähriger hat eine lange Tradition, 
die bis in das römische Recht zurückreicht (Mommsen 1899). Selbständige Straf-
gesetze für Minderjährige entstanden aber erst in diesem Jahrhundert und Ende 
des vorigen Jahrhunderts. Da hier die Schuldfähigkeit nicht im Zentrum der 
Betrachtung liegt, müssen relativ wenige Hinweise auf die Rechtsgeschichte genü-
gen (vgl. Holzschuh 1957; SchaHstein 1975). , . 
In den.altgermanischen Volks rechten fiel nach Holzschuh (195;:, S. 25H.) die. 
volle. Strafmündigkeit mit der jeweiligen Volljährigkeit (zwölf Jahre in der Lex 
Salica; 14 Jahre in Burgund) zusammen. 
Im...gQrdgermanischen Re~htskreis gab es im elften Jahrhundert aber auch eine 
kweite Altersgrenze fuht Jahre in Norwegen; sieben Jahre in Schweden), die die 
Unmündigkeit von der Halbwüchsigkeit trennte, (Holzschuh 1957, S. 30). Im 
deut~chen Mittelalter gab es eine dreistufige Verantwortlichkeitsabstufung im 
Schwabenspiegel (1275) mit den Altersgrenzen von sieben und 14 Jahren. Andere 
Rechtsbücher enthielten unterschiedliche Grenzziehungen. In Eisenach endete 
z. B. die Unmündigkeit statt mit sieben mit neun Jahren. Der Sachsenspiegel 
kannte nur die volle Strafmündigkeit bei zwölfJahren (Holzschuh 1957, S. 39ff.). 
Ausdrücklich wurde die~Krenze von 14 Jahren auch in de!:..ersten reichs-
... staa~lichen ~QdifikatiQ!1 deutschen Strafrechts, der Constitutio Criminalis Caro-
lina Karls V. 1532 genannt. Sie galt für die jungen Diebe, die nicht zur Todesstra-
fe, sondern zur Leibesstrafe (körperlicher Züchtigung) verurteilt werden sollten. 
Handelte es sich jedoch um einen schweren Diebstahl, so konnte "die Bosheit das 
Alter erfüllen". Im allgemeinen verwies die Carolina bei" wegen Minderjährigkeit 
und anderer Gebrächlichkeit ihre Sinne nicht Habenden" auf Ratsuche bei. 
Rechtsfakultäten und Obergerichten (Kohl er & Scheel 1900, S. 88 und 99). 
Bis zur strafrechtlichen Gesetzgebung der deutschen Partikular-Staaten im 19. ,> 
Jahrhundert blieben diese Prinzipien (14-Iahresgrenze, geringere Bestrafung, ge-
~sam~~!nnung von "Schwachsinnigen" und Minderjährigen, Ratsuche bei 
~<:htsfakultätell) f()rmal erhalten. Das sonst minuziös Einzelheiten regelnde 
Preußische Allgemeine Landrecht sagte z. B., daß "Unmündige und schwachsin-
nige Personen zwar zur Verhütung fernerer Vergehen gezüchtigt, niemals aber 
nach der Strenge des Gesetzes" bestraft werden sollten. Die Rechtswirklichkeit 
hat aber ganz anders ausgesehen. Holzschuh (1957, S. 71 H.) berichtete aus dem 
16. und 17. Jahrhundert zahlreiche Bei~~~le von vollstreckten Todesstra,f&n an 
Kindern, die jünger als 14 Jahre waren. Er führte diese Strenge auf den Zerfall der 
Reichsgewalt, die Reforma,tion, den Dreißigjährigen Krieg und die daraus resul-
tierenden sozialen Wirren zurück. 
Dit;J:.ntwicklung in der deutschen Partikulargesetzgebung bis hin zum Strafge-
setzbuch des Deutschen Reichs von 1871 wat;. durch teilweise frühe (zwischen 
acht und 14 Jahren) Setzung der strafrechtlichen Unmündigkeitsgrenze, gegen-
über dem Erwachsenenstrafrecht mildere Strafmaße bei nicht voll Strafmündigen 
_l!Q.d>lß[~~.h.\,mgsm~ßnahmen" bei Unmündigen gekennzeichnet. Im Strafgesetz-
buch für die Preußischen Staaten gab es nur die volle Strafmündigkeitsgrenze bei 
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16 Jahren. Eine Unmündigkeitsgrenze wurde im StGB von 1871 auf das Errei-
chen des Alters von zwölf Jahren, im Bayerischen StGB von 1813 von acht 
Jahren, in Sachsen von 14 Jahren gelegt (Holzschuh 1957, S. 141ff.; Schaffstein 
1975, S. 24 ff.). 
Die Jugendgerichtsbewegung berücksichtigte bei der vorbereitenden Diskus-
sion für das spätere JGG 1923 nach Schaffstein (1975, S. 26) um die Iahrhundert-
wende vorliegende neue biologische, psychologische und soziologische Einsich-
~ Diese haben sicher auch die Heraufsetzung der Strafmündigkeitsgrenze auf 
.. das vollende~ 14. Lebensjahr bewirkt. Nach Miehe (1968) wurde auch die Alters-
grenze bei 16 Jahren diskutiert. Hierzu wurde auf die erst dann abgeschlossene 
Pubertätsentwicklung verwiesen. Damit wurde det alte römische Gesichtspunkt 
der Altersgrenze von 14 J ahre~ aufgegriffen. • 
Soziologisch argumentierten dagegen andere. Sie wiesen a,uf den mit 14 Jahren 
erfolgenden Volksschulabschluß und den damit in Beziehung stehenden Konfir-
mationstermin sowie das durch die Berufsausbildung bedingte Verlassen der Fa; 
milie hin. Aber auch die vorgestellten Folgen einer möglichen Bestrafung nicht 
14jähriger Kinder wurden als Argument gegen eine noch tiefere Grenzziehung 
vorgebracht. Diese würden nach ihrer Strafe wieder in die Schule zurückkehren, 
was sowohl wegen möglicher Ausstoßung als auch möglicher Heroisierung des 
Täters nicht für wünschenswert gehalten wurde (vgl. Miehe 1968, S. 7). 
Die soziologische Begründung setzte sich bald durch. Die Mitglieder der Ju-
gendgerichtsbewegung empfanden aber die Frage der Begründung dieser Norm 
gegenüber anderen Problemen als zweitrangig, weil ohnehin in der darauffolgen-
den Altersperiode anstelle der Strafe auf Erziehungsmaßnahmen erkannt werden 
konnte (Miehe 1968, S. 13 f.1..JYarnit hatte der Erziebpogsgedanke das Prinzip der 
• milderen Bestrafung des strafrechtlich verantwortlichen lugendlichen verdrängt. 
Mit der.Ergänzung der intellektuellen Unterscheidungsfähigkeit von Recht und 
Unrecht durch den Begriff der sittlichen Reife bei der Beurteilung der bedingt 
Strafmü~digen war aber noch ein weiterer möglicher Begründungsaspekt in die 
Diskussion aufgenommen worden, der dann auch in die Formulierungen der 
Jugendgerichtsgesetze einging. Anscheinend wurde aber damals,nicht ausdrück-
lich die Meinung vertreten, daß Kinder unter 14 Jahren grundsätzlich oder in 
Mehrheit diese Anforderung der sittlichen Reife nicht erfüllten. In diesem Fall 
hätte man vielleicht der mit der biologischen Lösung verbundenen Altersgrenze 
von 16 Jahren den Vorzug gegeben. >< IrnJugendgerichtsgesetz von 1923 wurde die Strafunmündigkeitsgrenze auf das 
vollendete 14. Lebensjahr festgesetzt. Uber das JGG 1953 mit seinem § 1 (3)1) 
gelangte diese Regelung wieder in das StGB zurück ... I.>~!: § 19 des StGB 1975 
lautete~ "Schuldunfähig ist, wer bei Begehung der Tat noch nicht vierzehn Jahre 
alt ist." Neuerdings ist die geltende strafrechtliche Altersgrenze jedoch wie<J.er zur 
Diskussion gestellt worden. Die Konferenz der Jugendminister und -senator~n 
forderte am 27. 11. 1980, die strafrechtliche Altersgrenze, zumindest aber das 
1) Der § 1 (3) des JGG 1953 lautete (Dallinger & Lackner 1955, S. 80): "Strafrechtlich 
ist nicht verantwortlich, wer zur Zeit der Tat noch nicht vierzehn Jahre alt ist." 
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Alter der Bestrafungsmündigkeit durch Jugendstrafe nach §§ 17ff. JGG, auf 16 
Jahre festzulegen. Diese Forderung beruhte auf der Diskussion um die Erneue-
rung des Jugendhilferechts. Eine detaillierte Auseinandersetzung muß hier unter-
bleiben. Zu erwähnen bleibt aber, daß von den Justizministern und -senatoren am 
2.10. 1981 auf ihrer 52. Konferenz beschlossen wurde, nichts an der strafrechtli-
chen Altersgrenze zu ändern (vgl. dazu Berckhauer & Steinhilper 1981). 
Ein .,rechtsvergleichender Überblick ergänzt den rechtsgeschichtlichen. Der 
,Code penal von 1810 (vgl. Schaffstein 1975, S. 25) legte die vojle Strafmündigkeit 
auf die';Volleoduog des 16 Lebensjahres und verzichtete auf eine Altersstufe 
absoluter Unverantwortlichkeit .. Heut~ gilt in Frankreich das 18. Lebensjahr als 
Strafmündigkeitsalter, zwischen dem 13. und 18. Lebensjahr können Strafen für 
schwere Straftaten verhängt werden (Nyquist 1960, S. 127). 
Das.sowjet-russische Strafrecht hat zwei absolute Altersgrenzen: 14 Iahre für 
.. Dieb~tahl, böswilliges}~:owdy~m un~ absichtlic_~e Sachbeschädigung, 16 I ahre 
für alle sonstigen Fälle. Noch nicht 18jährige müssen besondere Haftbehandlung 
erhalten (Nyquist 1960, S. 125f.). 
Dei' Artikel 82 des Schweizer Strafgesetzbuches besagt: "Kinder, die das 
7. Altersjahr noch nicht zurückgelegt haben, fallen nicht unter das Recht" (Dau-
ner 1980, S. 31). Bis zum Erreichen des 15. Lebensjahres gelten besondere Be-
stimmungen. Die strafrechtliche Altersgrenze der Schweiz von sieben Jahren ist 
um so bemerkenswerter, als das Schweizer Zivilrecht auf die Altersgrenze von 
sieben Jahren verzichtet. Diese frühe strafrechtliche Altersgrenze ist aber auch im 
Bereich des Common Law zu finden. 
-Im. Common Law (vgl. oben Seite 11) galten di~ Altersangaben von sieben und 
.14 Iahren vom 17.Iahrhundert an im Sinne des römischen Rechts, so daß Kindern 
~G.hen sieben und 14 Iahren dann "criminal responsibility" unterstellt wurde, 
~ sie die "Natur und die Folgen der Tat" verstanden. Aber auch die "wrong-
fulness" einer Tat wurde als notwendiger Erkenntnisinhalt dargestellt. Kindern 
unter 14 Jahren wurde demnach nicht grundsätzlich die mens rea unterstellt 
(Cataldoet al. 1965, S. 527). Das schloß nicht aus, daß doch, wie schon vorher im 
14. und 15. Jahrhundert nachweisbar (Kean 1937, S. 367), durchaus auch nach 
dem 17. Jahrhundert die Todesstrafe bei zwölf jährigen Kindern vollzogen wurde. 
In England waren 1844 11 000 Personen im Alter zwischen zehn und 20 Jahren in 
den damals ausnahmslos vorhandenen Erwachsenengefängnissen inhaftiert a a-
cobs 1971, S. 64). Um die Jahrhundertwende kamen die traditionellen Rechtsver-
hältnisse durch das Infants Relief Act 1874 und das Children Act 1908 in Bewe-
gung. Die heutige Situation im angelsächsischen Raum ist sehr unterschiedlich. Es 
erscheint angebracht, England und das Commonwealth von den USA zu trennen. 
Weiterhin muß inhaltlich zwischen crime und torts unterschieden werden (vgl. 
oben Seite 13) . 
.In England war durch das Children and Y oung Person Act 1969 die untere 
~J!~~grenze (minimum age of criminal capacity, abgekürzt "macc") a~lf das Alter 
_ von zehn Jahren gelegt worden (§ 34 (4), S. 1519), nach~em 1933 eine Erhöhung 
von sieben auf acht Jahre vorhergegangen war. Diese Anderung schrieb Jacobs 
(1971) der Wirkung des Ingleby Committee 1960 zu, das ein macc zwischen 
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zwölf und 14 Jahren vorschlug. Bis zum Alter von 17 I ahren (dahin 1969 herauf-
gesetzt, nachdem seit dem Act von 1952 das Alter von 14 Jahren gegolten hatte) 
muß heute die Verantwortlichk_eit vom Ankläger nachgewiesen werden (§ 6 (1), 
S. 1487). Demnach ist das Alter voller Zurechnung für Straftaten 17 Jahre. Eine 
Ausnahme macht die Tötung, die immer vor dem Criminal Court verhandelt 
wird, also immer nach der individuellen Reife beurteilt wird. Jacobs vermerkte 
(1971, S. 66), daß der Wortlaut der Bedingungen des Gesetzes auch die Auffas-
sung zuläßt, daß ein Kind unter zehn Jahren schuldig für das Begehe~ eines 
Verbrechens sein kann, das 196ger Gesetz aber nur die in Frage kommenden 
Maßnahmen für diese Kinder ausschließt. 
In den USA schwankten die Angaben zum macc zwischen sieben und 16 Jahren 
(Cataldo 1965, S. 528, auch Keasey & Sales 1977b, S. 130). Dabei wurde nach der 
American Bar Association nur im Recht von fünf einzelnen Staaten überhaupt . ,. 
eine untere Grenze definiert (American Bar Association 1977, S. 15). Die Zustän-
digkeit der Juvenile Courts endete ebenfalls je nach Staat verschieden. Cataldo 
(1965, S. 528) gab als Spanne 16 bis 21 Jahre an. Zwei Drittel der Staaten legten 
das Erreichen des 18., fünf Staaten des 16. und zehrl."Staaten des 17. Lebensjahres 
als Ende der Zuständigkeit der Juvenile Courts (American Bar Association 1977, 
S. 14) fest. Entsprechend war der Beginn voller strafrechtlicher Zurechnung an-
zusetzen. Keasey & Sales (1977b, S. 130) fanden drei Gruppen von Staaten der 
USA: a) 26 Staaten hatten spezifische Statuten erlassen, b) 16 Staaten pflegten 
Fallrecht, c) acht Staaten hatten keine Regelungen. Die 42 Staaten, die überhaupt 
eine gesetzliche Regelung hatten, konnten wiederum in sechs Typen klassifiziert 
werden: a) Übernahme der Common-Law-Regeln, b) Anhebung des macc und 
Abschaffung der Zwischenphase, c) Abschaffung des macc, d) Common Law mit 
anderen Altersgrenzen. In den Klassen e) und f) würde das Überweisungsverfah-, 
ren zwischen Juvenile Courts und Criminal Courts unterschiedlich gehandhabt, 
wobei eine der Klassen a) bis d) zugrunde lag. Neuerliche Vereinheitlichungsbe-
strebungen (American Bar Association 1977, S. 4 und S. 15) gaben die Altersspan-
ne zwischen zehn (Erreichen) und 17 Jahren (Verlassen) oder nur die obere Marke 
als Empfehlung. 
An Rechtsgeschichte und Rechtsvergleich zeigte sich, daß die strafrechtliche 
Würdigung des Entwicklungsgedankens ~cllQP in der Ziehung der Altersgrenze 
Unterschiede zur zivilrechtlichen Würdigung des Entwicklungsgedanken~ auf-
wies. Diese Unterschiede wurden deutlich in der größeren Variabilität der Alters-
:~en~t;n i!!,1 Strafrecht. Sowohl diedeuts~~-R~~htsg~schichte als auch der Rechts-
vergIeich wiesen auf sich häwfig ändernde Grenzziehungen des Alters der absolu-
ten Strafmündigkeit und dem Beginn bedingter Strafmündigkeit hin. Zum Teil 
wurde als Rechtfertigung die Notwendigkeit unterschiedlicher (d. h. milderer 
oder erziehungsförderlicher) Sanktionen für jugendliche Täter angeführt. Im gan-
zen scheint sich auch in der geschichtlichen Entwicklung der strafrechtlichen 
Altersgren~e ein Einstellungswandel zu der Kriminalität der Jugendlichen üb~r­
haupt auszudrücken. Naturgemäß bezieht sich das Strafrecht aber auf ähnliche 
Entwicklungsvorgänge wie das Deliktrecht. Die strafrechtlichen Ausformungen 
der Berücksichtigung von Entwicklungsvorgängen werden im folgenden in in-
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Schuldfähigkeit schaffe . .;Er stimmte Bresser zu, daß alle konstitutionsbiologi-
schen, korrelationsstatistischen oder kriminalpsychologischen Erhebungen nicht 
wesentlich weitergeholfen hätten, für die Diagnostik des Einzelfalles brauchbare 
und gleichzeitig für den kritischen Empiriker evidente Befunde aufzudecken. Die 
Folge seien divergierende Gerichtspraxis und unterschiedliche Gutachterstellung-
, .nahmen. Er hielt es daher für ...!"iinscbenswert, daß bei jugendstrafrechtlichen 
Zuchtmitteln und Erziehungsrnaßregeln alJf die Priif1!ng der Scb1lldfäbigkeit 
durch gesetzgeberisches Einwirken verzichtet werden solle. Die Konsequenz, die 
Bresser (1972, S. 1289) selbst zog, läuft auf totale Entbehrlichkeit des § 3 IGG 
.hinaus, da "in jedem der gesetzlich vorgesehenen Gesichtspunkte der Nachweis 
einer rechtlich relevanten Unreife i. S. des § 3 JGG problematisch bleibt". 
Diese Auffassung erscheint aber selbst problematisch. Es bleibt zu fragen, ob 
, die von Bresser untersuchte Evidenz denn hinreichend relevant war, ob denn 
nicht von kognitiven Ansätzen in der empirischen Psychologie mehr als von den 
korrelationsstatistischen und kriminalpsychologischen Erhebungen zu erwarten 
sei. Man kann, so gesehen, die Regelung des § 3 JGG geradezu als Aufforderung 
zur Methodenentwicklung ansehen. Die von Bresser (1972) festgestellte Praxis 
der Gerichte, überwiegend Schwachsinnige, Hirngeschädigte und Epileptiker 
aufgrund § 3 JGG zu exculpieren, rührt möglicherweise einfach daher, daß bisher 
geeignete Methoden für eine zutreffende Beurteilung Jugendlicher fehlen, und 
braucht keineswegs die Irrigkeit der Entwicklungsvorstellungen des Gesetzgebers 
zu beweisen. Dieser Mangel kann dann die Gerichte veranlaßt haben, auf die 
Exculpierung aus Krankheitsgründen zurückzugreifen. Die vorliegende Arbeit 
wird nicht, gleichsam mit einem Zuge, sofortige Abhilfe schaffen. Sie meint aber, 
bei der Behandlung des Problems der Altersgrenze von sieben Jahren die Grund-
• linien eines Ansatzes zu beschreiben, der auch hier weiterführen könnte (v gl. 
u. S. 202). 
III den Kommentaren zu § 3 JGG wurde häufig das Wort "Strafmündigkeit" 
• ~leichbedeutend mit "Schuldfähi~keit" oder "strafrechtlicher Verantwortlichkill:' 
des Jugendlichen verwendet (z. B. Lenckner 1972, Brunner 1975; anders "Sühne-
fähigkeit"l) bei Haddenbrock 1972, S. 903). Tatsächlich bezeichnet "Strafmün-
digkeit" aber einen eigenen Entwicklungsstand, der rechtiich relevant 1st und der 
T ""die Sonderbelian-alung aesTugenalichen,'-iedi"isg-escllicIidich gesehen;' motiviert 
haben kann. Anstoß nahm man möglicherweise gar nicht an der vermuteten 
Schuldfähigkeit der Kinder, sondern an der gleichen Bestrafung. Das führte dann 
u. U. auch zur relativ frühen, wenngleich in diesem Sinne wegen des häufigen 
Todesstrafenvollzugs inkonsistenten Berücksichtigung der Minderjährigkeit bei 
der Strafschwere. Strafmilderung kann natürlich (so Schaffstein 1975, S. 24) als 
Ausdruck "unbewußter" Berücksichtigung mangelnder Schuldfähigkeit ausgege-
ben werden. Es erscheint aber auch möglich, in ihr eine frühe Form des spezial-
präventiven Gedankens zu sehen. Dieser würde eine geringere Strafverarbei-
tungsfähigkeit des Kindes unterstellen und daher mildere oder andere Strafen 
1) Haddenbrock verweist mit Bezug auf v. Feuerbach, v. Liszt und Radbruch auf die 
Idee der Sühnefähigkeit als Strafverarbeitungsfähigkeit. 
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empfehlen. Angesichts der drakonischen Strafpraxis in vergangenen J ahrhunder-
ten wird man aber Zweifel hegen können, ob der Gedanke der Strafverarbeitungs-
fähigkeit früher als im 19. Jahrhundert eine Rolle gespielt hat. Für die gegenwärti-
ge Berücksichtigung der Strafverarbeitungsfähigkeit als Entwicklungsstand im 
Strafrecht spricht, ,daß das Iugendstrafrecht nicht unbedingt mildere Strafen für .. 
den jugendlichen Täter vorsieht, sondern generell den Erziehungsgedanken zur 
.. Zielsetzung erklärt hat und "Zuchtmittel" oder "Erziehungsrnaßregeln" als Sank-
tionsformen neben der "Jugendstrafe" aufführt. Demgemäß wird auch in Kom-
mentaren zum JGG von der Strafmündigkeit und der Erziehungsmündigkejt 
(Brunner 1975) gesprochen: "Jugendliche sind nur bedingt strafmündig (S. 44)." 
Die Berücksichtigung der Strafmündigkeit würde, wenn man sie wie die Kon-
ferenz der Jugendminister und -senatoren am 27. 11. 19801) (v gl. Berckhauer & 
Steinhilper, ZRP 1981, S. 265ff.) mit Bezug auf §§ 17ff. JGG ernst nähme und 
nicht mit der Schuldfähigkeit synonym verwendete, auch eine Problematik der 
forensischen Begutachtung des Jugendlichen umgehen könnenJ!a die. geforderte 
Reife)m __ ~Q!l~~}jQ~ nachgäglich auf den Zeitpunkt der Tat hin bezogen 
~ festße~t~l!.!.~(!rden muß, befindet sich deL?a~h~~!~!~!:l:~ige bei der individuellen 
Begutachtung. vor einer, im Grunde nicht lösbaren Aufgabe. Die Strafmündip-
keitsfeststellung wäre eine Erleichterung der Begutachtun&.> da sie auf den gegen-
•• wärtigen und zukünftigen Zustand des Täters bezogen wäre. Dieser Gedanke 
würde in die neueren Bestrebungen um ein einheitliches Jugendhilferecht ein-
münden und kann im Rahmen dieser Arbeit in bezug auf das Strafrecht nur 
angedeutet werden. Es bleibt aber festzuhalten, daß die Strafverarbeitungsfähig-
keit unbestreitbar vom G~etzgeber als Ergebnis der kognitiven Entwicklung 
_Jiesehen wird. 
Betrachtet man unter diesem Gesichtspunkt der kognitiven Entwicklung zur 
Strafverarbeitungsfähigkeit die zivilrechtliche Altersgrenze von sieben Jahren, 
dann ergibt sich, daß der Siebenjährige vom Gesetz u. U. als zivilrechtlich "haf-
tungsmündig" angesehen wird. Von dem Gedanken der Strafverarbeitungsfähig-
keit aus würde man auf einem anderen Wege als mit der zuvor eingeschlagenen 
Strategie, höchstrichterliche Auslegungen zur eingeschränkten Deliktsfähigkeit 
des Minderjährigen über sieben Jahre heranzuziehen, ein Begründungskriteriurn.. 
für die Beurteilung der Siebenjahresgrenze gewinnen. Wie in der Regel auch die 
höchstrichterlichen Rechtsauslegungen besagen, würde dann das Vergeltungs-
pflichtverständnis als das zentrale Entwicklungsgeschehen für die zivilrechtliche 
Altersgrenze bei sieben Jahren herausgestellt. Dabei würde aber eine andere .. 
Sichtweise eingenommen. Nicht das Unterlassen der Tat aufgrund des Verständ-
nisses der Vergeltungspflicht würde hervorgehoben, sondern das Aushalten oder 
Akzeptieren der rückwirkenden Konsequenzen. Damit werden aber die werten-. 
den Gesichtspunkte beim Vergeltungspflichtverständnis wichtiger. Nur wegen 
seiner hinreichend entwickelten Wertungen kann der jugendliche Täter die Tat-
folgen akzeptieren. 
1) Die Konferenz forderte, die-Strafmündigkeit auf das vollendete 16. Lebensjahr her-
aufzusetzen, zumindest aber die Grenze der Bestrafungsmündigkeit (letzteres unter Bezug 
auf §§ 17ff. ]GG). 
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2.4.3. Modelle psychische'f- Entwicklung im Zivil- und Strafrecht 
"Die bei der strakechtlichen Verantwortlichkeit in Erscheinung g~Jr.e~~Q~_n ~!!.!-
~w.icklungsvorstellungen des Rechts stehen inhal~!i.~hp..!Ü~illjgf!_n_~~r Kriterien der 
zivilrechtlichen Haftung des Minderjährigen in Beziehung. ~inerseits soll diese 
Beziehung aufgewiesen werden, andererseits soll sie im folgenden kurz auf ihre 
Natur hin untersucht werden. Daraus ergibt sich, daß das Recht im Ansatz eine 
Entwicklungstheorie enthält. ~ 
.:In der Unrechtserkenntnis gd;1_t __ ~s_~ei derl~~chtlich~~_I:i~ftUI:lg um Ai~ 
• Erkenntni~_(t<:_~1!nrecb-ts$~Qjiber dem (ill:n) Mitmenschen, bei der straf chtli- \ 
ehen verantwortlichkeit um die Erkenntnis des nrecht " , 
Das zivilrechtliche allgemeine yergeltungspflichtyerstän~ hat eiq strafrecht-
I liches Gegenüber in der Erkenntnis der Strafwürdigkeit,-w_d<.;b~_~i~h wi~.d~JID1 
von der llnrecbtserkenntniu.llule.r.SQzialbindung ableitet. r----
Der Steuerungsfähi~t aufgrund der kQnkß~!~n.,§.~f hrenerkenntnis ' 1Zi:r'I-
recht steht die Steuerungsfähjgkejt aui ' .clorderten -
rechtserk tnis im Strafrecht gegenüber. 
Der, zivil echtlichen Haftun~smÜndi~keit läßt sich diebtrafJchtliche..s.u.af; 
.:;I:!:~~~~gegenüberstenen. 
Andere Entwicklungsvorstellungen wurden nur in einem der Rechtsgebiete 
angenommen, so z. B. im BÜrgerlichen Recht die Erkenntnis allgemeiner Gefähr- • 
lichkeit, die konkrete Gefahrenerkenntnis und die Geschäftsfähigkeit. 
Inhaltlich lassen sich also wohL13ezüge zwischen den entwicklungspsychologi-
schen Annahmen des Zivil- und des Strafrechts herstellen, Aber insbesondere die 
versteckte Ablehnu;;g des BGH zur Tendenz des R~ferentenentwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung und Ergänzung schadensrechtlicher Vorschriften von 1967 
(Einbezug der voluntativen Fähigkeiten im Anschluß an § 3 JGG) macht die 
bestehenden~l!f.!x~rs_~~~~de deutlich.(Öanach sei es "denkbar, daß Strafe und Er-
satzpflicht von verSChiedenen VoraUssetzungen abhängig bleiben sollen" (NJW 
1970, S. 1039 und JZ 1970, S. 617), weswegen eine Rechtsfortbildung durch die 
Rechtsprechung zugunsten einer gesetzgeberischen Regelung unterlassen wurde. 
[J\.Jso gebt es jm Zivilrecht mit individuellem Maßstab nur um die Einsichtsfähig-
keit in Unre~ht und Rechtsfolge. Beides wird inzwischen allerdings in so allge-
meiner Hinsicht verlangt, daß bislang_~_ein BGH-Urteil verö{fentlicht wurde,,in 
dem diese intellektuelle Zurechnungsfähigkeit einem mindestens sieben lahre al-
..,r~lL1\1!!ld~.ri~l:H:.iz.~!u!.Q_erk~Qm wurde (so Deutsch 1976, S. 304). Lediglich grupp-
entypisch sind konkrete Gefahrenerkenntnis und Steuerungsfähigkeit zu berÜck-
sichtigen. Im Strafrecht geht es dagegen bei der im Gegensatz .. durchweg individu-
.,..tille_!tJ:3.est_~~I!!~_~K. der Sch_l!.ldfähigkeit des mindestens 14 Jahre alten Jugendlichen 
JlllL.eine im Vergleich zum Zivilrecl]L.~mwi~Jidsere Unrechtserkenntnis, jedoch 
nicht der Rechtsfolge, gafüraber zusät?.lic:b-u!!;1cli~_St_<:_1,!_~..!l!QZsfähigkeit nach der 
U Q!~ch ts~rkenn tnis-:-, 
Die vorhandenen -:Seziehungen zeigen, daß das_Gesetz bei unerlaubten Hand-
__ lungen und Straftaten, wenn man diese zusammen betrachtet, auf EntwickJungs-
.,YQt:illillY.ngen gemäß dem iI \X'achstumsmodell" und dem ,jI,Differenzjerungsillo-
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delI" zurückgreift. In einem IWachstumsmodell'fwächst mit dem Alter die Aus-
dehnung der kognitiven Leistungen. Dies ist.b~icl~LJ.Jnr~chts~JkenntQis b~i Inte-
gration von Zivil- und Strafrecht und bei der..konb:re~en Gefahrenerkenntnis im. 
Zivilrecht zu beobachten..l?ie J.J:. nrechtserkenntnis wächst in ihrem " Umfang", da 
sie auf ejne grÖßere Bezugsgruppe erweitert wird, ~ön "dem Mitmenschen" über 
"die _ MitmenscheI)._" zu "der Sozialbindung". Die konkrete Gefahrenerkenntnis 
,wächs,t im lJmfan der Situationen, in denen sie erbracht werden kann. 
Bei einem I Differenzierungsmo e. wird das Zutreffen bz~. Erbringen einer 
jwgnitiven Leistung unter zunehmend mehr Bedingungen gestellt. Diese Struktur 
ist .keim Vergeltungspflichtverständn.is vorhanden. Dort wird ron einem allge-
,meinen Vergeltungspflichtverständni~zu einem spezifischen Strafwürdigkeitsver-
ständnis übergegangen. 
In anderen' Entwicklungsvorgängen, die die Jurisprudenz für berücksichtigens-
wert hält, werden einfachere Entwicklungsstrukturen beschrieben. Zum Beispiel 
ist die Erkenntnis allgemeiner Gefährlichkeit hier zu nennen. 
Falsch wäre, aus den Altersgrenzen zu folgern, daß die Jurisprudenz generell 
eine entwicklungspsychologische Stufentheorie verträte oder vertreten müßte, die 
relativ abrupte Veränderungen annähme. Der kontinuierliche Ablauf der Ent-
wicklungsvorgänge bis zur Erreichung der im Zusammenhang mit einer Alters-
grenze stehenden Forderungen ist bei den Entwicklungsvorgängen, die sich mit 
unerlaubten Handlungen befassen, völlig mit den Rechtsauffassungen vereinbar. 
Es kommt bei ihnen nur darauf an, daß zu bestimmten Alterszeitpunkten hinrei-
chend viele Individuen die erforderlichen Fähigkeiten zeigen. Eine Ausnahme 
scheint die Geschäftsfähigkeit bei Vorteilserlangungen zu bilden. Dort wird aus 
dem Wortlaut der §§ 104 und 107 BGB deutlich, daß hier ein relativ schneller 
Entwicklungsvorgang konzipiert ist (vgl. u. S. 187ff., wo die Rechtsaltersgrenzen 
bestätigenden Befundmuster empirischer Forschungsergebnisse beschrieben 
werden). 
2.5. Problemstellung 
2.5.1. Komponenten der Problemstellung 
Aufgabe der vorliegenden Untersuch\lQg ist dien Prüfung der Begründung der 
eltenden zivilrechtlichen Alters renze des vollendeten siebenten Lebensjahres 
durch psychiscb~J~n!~i.~k.!.1::!!!~Y9.rgän~e. Die folgenden Aus ührungen stel en in 
Zusammenfassung der vorstehenden Darstellungen die .t;jg~(!JneI1K2..l!1J?onenten 
..... ~~t: Urn!<1l1gre!<:l1el1 Problemstellung heraus. Dies~~~ben sich in erster Linie aus 
• den Kriterien der Delikts- und der Geschäftsfähigkeit. Darüber hinaus befaßt sich 
diese Untersuchung aber auch mit ~er Begründbarkeit einer rechtlichen Alters-
,gre~ze von sieben Jahren durch solche Merkmale' derjndividuellen EntwickluQgL. ~ 
die in der Rechtsgeschichte und im weiteren zivilrechtlichen Rahmen in Erschei-
nung treten. 
AlsfKriterien der Delikts}äkigkeJJ wurden zuvor die Einsichtsfähigkeit in Un-
• recht und Vergeltungspflicht bestj.romt. Daher bilden die Entwicklung von Un-
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rechts erkenntnis und Vergeltungspflichtverst~ndl"\is zwei Hauptgegenstände der 
Untersuchung. Da Unrechtserkenntnis und Vergeltungspflicht bei fahrlässigen 
• und vorsätzlichen unerlaubten Handlungen zu erbringen sind, wird auf das Ver-
schulden der Handlung bei der Prüfung der Einsichtsfähigkeit in das Unrecht der 
Tat und in die Vergeltungs pflicht besonders zu achten sein. Besondere Filk-
liegen in der"&insichtsfähigkeit in die Pflicht, .. sich selbst vor. eigenem Schaden zu 
.....b.e~ und in, die Verantwortlichkeit für Verbotsverletzungen. Eine aus-
drückliche Untersuchung dieser Sonderfälle i~t erforderlich, zumal bei der Pflicht 
sich selbst vor Schaden zu schützen, die Hypothese von der Jurisprudenz geäu-
ßert wurde, daß die diesbezügliche Einsichtsfähigkeit wesentlich vor der in .die 
Sorgfaltspflicht bei Fremdschädigungen au(tritt. 
Weiterhin ist dabei in methodischer Hinsicht zu berücksichtigen, daß bei der 
Unrechtserkenntnis z. T. diejenige "gegenüber dem Mitmenschen" gefordert 
wird, beim Vergeltungspflichtverständnis aber lediglich das Verständnis, "in 
irgendeiner Weise für die Folgen seines Tuns" eintreten zu müssen. ßs ist also zu 
Y..Ilters.l:lchen,~s>.bAi(!]<:_I).!~i.~l\!_!!~r Unrecht~erkenntnisfähigkeit zeigt, daß mit 
Erreichen ~es Alters von sieben I ahren bei vorsätzlichen und fahrlässigen uner-
Jaubten Handlungen das Unrecht gegenüber dem Mitmenschen erkannt werden 
kann, und ob di<:J?~nt~!CJ~J.\lB.K.~.(!~ ... Y(!rg(!h!lI).g~PflichtyeE~tändnisses zeigt, daß 
zum Alter von. sieben lahren ein Verständnis ir&endeiner Einstandspflicht für die 
__ foJge!!.Aer Tat be.~teht. 
Spezifisch das Ersatzpflichtverständnis zum Untersuchungsgegenstand zu ma-
chen, ist dabei nicht ausgeschlossen trotz der rechtlichen Unerheblichkeit der 
Unterscheidung von Strafe und Ersatz als Erfüllungsformen. Die Kenntnis des 
Bestehens irgendeines beliebigen Strafrisikos, z. B. des Risikos einer Schulstrafe, 
reicht einerseits als erforderliches Vergeltungspflichtverständnis nicht aus. Ande-
rerseits stützen die rechtsgeschichtlichen Befunde und einige Kommentare die 
Auffassung, daß das Verständnis der Ersatzpflicht das adäquate Verständnis der 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit darstellen würde. Weiterhin kann das Beste-
hen der Ersatzpflicht für das betroffene Individuum schwerer wiegen als eine 
strafrechtliche Sühnepflicht, da die Erfüllung der Ersatzpflicht z. B. länger andau-
ern kann als eine Strafe des Strafrechts. Schließlich kann aber auch rein faktisch 
das Ersatzpflichtverständnis zum Alter von sieben Jahren so weit ausgebildet 
sein, daß es für die Begründung der l\W:rsgrenze hinreichen würde. Daher muß 
die Entwicklung des Ersatzpflichtverständnisses besondere Beachtung finden. 
Die Beziehung zwischen den Entwicklungsverläufen der Unrechtserkenntnis-
fähigkeit und der Fähigkeit zum Vergeltungspflichtverständnis ist ebenfalls zu 
untersuchen;.,b-us der Auslegung und der Geschichte der Deliktsfäbigkeitsbestim-
mungen,ergibt sich zwar, daß die Entwicklung des Vergeltungspflichtverständ-
.. niss es grundsätzlichere Bsdeutung hat als ehe. EI1t~ichh~_I).K.4~_:U nrechtserkennt-
nis. Das allgemeine Vergeltungspflichtverständnis (!1::~Ties sich gerade als das ent-. 
scheidende Merkmal der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit (vgl. das Reichsge-
richtszitat auf Seite 18 und das Zitat von Bresser 1972 auf Seite 25). Die Recht-
sprechung stellte aber eine Indikationstheorie aufl.' nach der die Erkenntnis des 
Unrechts als ausreichendes Anzeichen des Vergeltungspflichtverständnisses ange-
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sehen wird. Diese Indikationstheorie müßte durch den Nachweis eines empiri-
schen Zusammenhangs begründet werden, da anerkannt wurde, daß er nur im 
allgemeinen bestünde und daher nicht zwangsläufig wäre. Dazu muß die Bezie-
hung zwischen den Entwicklungsverläufen, die zur Unrechtserkenntnis und zum 
Vergeltungspflichtverständnis führen, untersucht werden. 
Weiterhin wurde zuvor deutlich, daß die Rechtsprechun~ bei fahrlässigen un~ 
erlaubten Handlungen von der Gültigkeit einer zweiten Inikationstheorie über 
die Erfassung von Unrechts erkenntnis und Vergelt!:!~'p'fli~b.,~Y,~J:'~änQ.~is durch 
~l!g~m~in~,Gefährlichkeitserkenntnis ausgeht. Daher ist zunächst einmal auch 
der Verlauf der Entwicklung der allgemeinen Gefährlichkeitserkenntnis von In-
teresse. Zur Begründung der Indikationstheorie ist darüber hinaus auch der Zu-
sammenhang zwischen dieser allgemeinen: Gefährlichkeitserkenntnis und den 
Entwicklungsverläufen der Unrechtserkenntnis und des Vergeltungspflichtver-' 
ständnisses zu untersuchen. 
Angesichts der Problematik det; Unterscheidung von konkreter und allgemei-
ner Gefährlichkeit ist eine eigene Stellungnahme zum Untersuchungsgegenstand 
der allgemeinen Gefährlichkeitserkenntnis notwendig. Danach könnte es bei der 
allgemeinen Gefährlichkeitserkenntnis ~~~.!!! gehen, daß als gefährlich erkanntes 
Handeln als Unrechtstat bewertet werden kann. Dadurch wird die allgemeine 
Gefährlichkeitserkenntnis zum einen von der konkreten Gefährlichkeitserkennt-
nis abgehoben und zum anderen im Rahmen der Einsichtsfähigkeit in Unrecht 
und Vergeltungspflicht belassen. Es ginge, allerdings nur teilweise in Überein-
stimmung mit der Rechtsprechung, darum, ob die Gefährlichkeit, d~h. das Über-
schreiten der entscheidenden Gefahrenschwelle, die kognitive Grundlage der mo-
ralischen Abwertung der Handlung ist. Dies läßt sich als Folge eines gewissen 
Sorgfaltspflichtverständnisses ansehen, das selbst in enger Beziehung zu dem 
rechtsgeschichtlich aufgefundenen Begriff des "discernement" steht. Damit wird 
in der vorliegenden Untersuchung unter Anlehung an Geilen (1965, vgl. Zitat auf 
S. 22 zuvor) eine Stellungnahme zur Begriffsbildung "allgemeiner" Gefahrener-
kenntnis aus der Rechtsprechung vollzogen. Die Entwicklung des so verstande-
nen Sorgfaltspflichtverständnisses .;wird so zum Gegenstand der Untersuchung. 
Aus det mehrfachen Indikationstheorie der Rechtsprechung läßt sich insgesamt 
ableiten, daß implizit eine pestimIp_t,e.BYP9these über die Begründbarkeit der 
Altersgrenze bei sieben Jahren im Deliktrecht enthalten ist. Die Vermutung 
dräng_t_~,!~h auf, daß sich nach Ansicht der Rechtsprechung zun~~h~t'elnVerge1-
Ulngspflicht~~-~st~n:d~is-~~e-rbunaeii'@E:_d!i,:g~i~~Jiii~ilS~!imril.s -6e'tvci1s";t~lrcb~n 
Taten ausbiJ4et.l!J:.l4 qie- Unre~hma;kS:I.lIH!lis sich dann auf die fahrlässigen Taten 
erweitert, so daß auch von fahrlässigen Tat~I1J:las jJn~e~hi:erkäiult wen!erd{ariri . 
. Wenn sich aber schon vor d'er"Erweiierung"aüTdie' faliilässigen"Tit'en"(fer-eng'e" 
Zusammenhang zwischen Unrechts erkenntnis und Vergeltungspflichtverständnis 
kognitiv ausgebildet hat, würde aus dem Einbezug der fahrlässigen Taten in das 
Unrecht auch die Erkenntnis der Vergeltungspflicht für fahrlässige Taten folgen. 
)'-Teben der Entwic~lung in dem Umfang der",Y-I!r:.~chtserkenntnis könnte dann 
, nü'Ch eine Eiitwicklimg in dem erreichten Niv\feU der tJijrechtSerl5erjutijis siattfin-
'den, also etwa 'Von bloßer Unterscheidung von Gut und Böse zur Unrechtser-
kenntnis gegenüber dem Mitmen'schen. . 
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In Hinsicht auf die Begründung der Altersgrenze.cvürde diese Entwicklungs-
h othese die Be ründun shypothese implizieren, daß man zum Alter von sie-
ben Jahren von der Ausbildung dieses komp exen, die fahrlässigen Handlungen 
umfassenden Zusammenhangs bei der Mehrzahl der Kinder für viele unerlaubte 
Handlungen ausgehen könne. Die Rechtsprechung könnte aber auch eine einfa-
chere Begründungsh'ypothese vertreten haben. In ihr ginge sie nur davon aus, daß 
das Verständnis für die Vergeltungspflicht bei erfolgter Unrechtserkenntnis im 
Alter von sieben Jahren in der Regel ausgebildet sei. Diese These hätte den 
Vorteil, daß die Begründung der Altersgrenze von den verschiedenen unerlaubten 
Handlungen selbst unabhängig würde. Sie erforderte aber auch eine Klärung, 
worin ihre Prüfung bestehen würde .. Generel11iegen hierzu aus der Rechtsgre-
ß!tlngc!a_s~is~(!~sIe_._tl~<:!~(!!:tende Erkenntnismoment als Anhaltspunkte vor . 
.kdili;h bleib_~och_die._ Ope)'"ationalisierungen dieser Erkenntnismomente zu 
.. bes~irnmm,. Das Verständnis der Vergeltungspflicht bei erfolgter U nrecht~er­
kenntnis wäre insbesondere z.B. durch die spezifisch nachweisbare Berücksichti-
gung des verschuldeten Zustandekommens des schädigenden Effekts beim Beste-
hen der Pflicht zum Schadensersatz näher bestimmbar. Dadurch wäre dieser 
Zusammenhang von dem zwischen Unrechtserkenntnis gegenüber dem Mitmen-
schen und dem Vergeltungspflichtverständ,nis aqgehoben. 
Die raktisch-forensische Konse u~4fef"'itf~!hi:~~hen Stützung schon einer 
dieser Hypot esen ware,._<l ___ !p_a..!?-_p.!E.... ... ..!P~hr das Vergeltungspflichtverständnis 
gesondert prüfen müßte. Vielmehr wäre das Vorliegen der Unrechtserkenntnis 
ausreichend.Jm Falle_.deLzusä.tzli.che.n....Yali5iität der Indikationstheorie über die 
Gefährlichkeitserkenntnis wäre bei fahl:"".lli~.s..iZ~!1 Taten auch schon die Erkenntnis 
d(!ra..llgeIIl~!!l:.fO!l:._Q.efäb.rlichkeit der Handlung zur Begründung der zivilrechtli-
chen Verantwortlichkeit eines Kindes über sieben J ahr~n hinreichend. Die vorlie-
genden entwicklungspsychologischen Befunde sind im Rahmen der vorliegenden 
Untersuchung darauf zu prüfen, wie weit sie diese Hypothesen stützen. 
Die Notwendigkeit von gesicherten Fakten über die Entwicklung dieser Ko-
gnitionen und dil:; N otweJ:lqigk~!LC!~!:..'y~!"fügbarkeit von validen Methoden, mit 
denen die kognitiven Leistungen der Kindet aufgezeigt werden können, war 
weiterhin aus der forensischen Praxis belegt worden. Indem sie sich der Entwick-
lung dieser Kognitionen zuwendet, bezieht die folgende Untersuchung auch ein 
Desiderat der angewandten forensischen Psychologie in ihre Zielsetzungen ein. 
Hier muß hauptsächlich der Zusammenhang zwischen Entwicklungsstand, ge-
messen z.B. at~.~.!..el1i~~alt~r·, und dem Verständnis von Unrecht und Vergel-
tungspflicht interessieren. Daraus könnte dann abgeleitet werden,.VQ.n welchem 
Rückstand in·der Entwicklung an bei bestimmten Standard-Handlungen die Er-
.... k~nn1.l)iLY.QILUnr~.f.b.L\!.nd._YJ~rgrl~lJ!)jl;§Pf1!fht J}1it großer Sicherheit nicht-~~ 
~öglich wäre. Ebenso könnten sich im Sinne von Bresser (1972) geringere Ent-
wicklungs rückstände als irrelevant für die Beeinträchtigung des Verständnisses 
von Unrecht und Vergeltungspflicht erweisen. 
Als/Krtterten der Geschattstahtgkett7wurden zuvor verschiedene Einzelaspekte . 
per Analogie aus der Rechtsprechung zur Aberkennung der Geschäftsfähigkeit 
. wegen krankhafter Störung der Geistestätigkeit abgeleitet. Eine grundlegende 
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!k4..<outung wurde dabei dem kognitiven Moment der Prüfung der in Betracht 
kommenden Gesichtspunkte zuerkannt. Weiterhin ergab sich, <;laß die Geschäfts-
fähigkeitsaltersgrenze durch die Erreichung eines hinreichenden Entwicklungs-
standes bei Vorteilserlangungen begründet werden müßte. Daraus ergibt sich als 
diesbezüglich primäre Aufgabe zu untersuchen, ob die Fähigkeit zur Prüfung der 
in Betracht kommenden Gesichtspunkte von Vorteilserlangungen gerade mit dem 
Alter von sieben Jahren erreicht wird. Sollte sich damit nicht die Altersgrenze 
bestätigen lassen, weil diese Fähigkeit früher erlangt wird, könnte man auf die 
voluntativen Aspekte, die sich bei dem Analogieschluß ergaben, übergehen. 
Nur Vorteilserlangungen dabei zu betrachten, kann aufgrund der Aussage von 
§ 107 BGB zur Klärung nicht ausreichen. Die Aussage des Gesetzes zur Entwick-
lung der Geschäftsfähigkeit des Minderjährigen hat einen spezifischen und dop-
pelten Gehalt. Der spezifische Gehalt ist zu entwickeln aus dem bei Dittenberger 
(1903) ausgeführten Gedanken des Schutzes des Kindes. Er würde die Rolle der 
Gefahren in reinen Vorteilserlangungen (d. h. z. B. die Verpflichtungen zur Rück-
gabe bei Verarmung des Schenkers nach § 528 BGB oder zur Erwiderung von 
Geschenken) betreffen. Diesbezüglich würde der Nachweis gefordert, daß Kin-
der gerade im Alter von sieben Jahren in die Lage gelangen, diese Gefahren oder 
Gesichtspunkte in ihre Willenserklärungen einzubeziehen. 
Der doppelte Gehalt ergibt sich aus der Gegenüberstellung der verpflichtenden 
und der ausschließlich einen Vorteil verschaffenden Geschäfte. In dieser Hinsicht 
wäre zu belegen, daß bei Vorteilserlangungen eine geringere kognitive Leistung 
ausreicht als bei vergleichbaren Verpflichtungsgeschäften (z. B. bei gleicher Zahl 
zu berücksichtigender Gesichtspunkte kann das Kriterium bei Vorteilserlangun-
gen erfüllt werden, bei Verpflichtungen einschließenden Geschäften aber nicht) 
und daß. Kinder mit sieben Jahren nur in die Lage gelangen, die geringere kogniti-
ve Leistung zu erbringen. 
Ein Unterschied zwischen dem spezifischen und dem doppelten Gehalt der 
Aussage des § 107 BGB liegt darin, daß beim spezifisch auf die Gefahren bezoge-
nen Gehalt die Beachtung nicht unmittelbar präsentierter Informationen eine 
entscheidende Rolle spielen würde (kein Schenker würde vor seiner Schenkung 
schon die Erwartung von Dankbarkeit ankündigen), während beim gegenüber-
stellenden doppelten Gehalt es sich direkt um die fehlende Beachtung der ver-
pflichtenden Gesichtspunkte handeln würde, auch wenn sie als Informationen 
präsentiert sind. 
Auch die Steuerun 5 ähi keit auf rund der Gefahrenerkenntnis oder die Unfä-
• higk~it zur Gefahrenkognition in der konkreten Situation können die entsc ei-
denden Entwicklungsvorgänge sein, durch die sich die Altersgrenze begründen 
ließe. Bei beiden sind kognitive Entwicklungsfortschritte rechtlich bedeutsam~ 
werden aber nicht im § 828 BGB, der die Altersgrenze nennt, angesprochen, 
sondeE-.~.t:_g~ben _~.~~h aus der Auslegung des allgemein für die zivilrechtliche Haf-
tungsfrage maßgeblichen § 276 BGB über das Verschulden. Daraus ließe sich als 
Hypoth4t:des Gesetzes und der Auslegung ableiten, daß sich diese Fähigkeiten 
zumindest in bezug auf spezifische Handlungen oder aber auch generell erst 
später herausbilden oder daß die Entwicklung dieser Fähigkeiten in irgendeiner 
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anderen Weise eine Form hat, die die Einrichtung einer Altersgrenze nicht recht-
fertigen ließe. 
Weiterhin wäre- zu klären, welchen Begründungswert die verschiedenen Ge-
sichtspunkte aus der Rechtsg;schichte für die Begründung einer rechtlichen 
Altersgrenze von sieben Jahren besitzen könnten. Diese Frage ist de lege ferenda 
und de lege lata in Hinsicht auf das Unterscheidungsvermögen von Gut und Böse 
i.nLSin~~sl~s piscerneme~~~}~~g!iffs interessant. Es könnte sich z. B. zeigen, daß 
die Fähigkeit zur Unrechts erkenntnis gegenüber dem Mitmenschen zu einem 
.anderen Alterszeitpunkt nachweisbar ist als das moralische Unterscheidungsver-
mögen, dabei aber die Entwicklung des moralischen Unterscheidungsvermögens 
eher zur Begründung der bestehenden Altersgrenze taugen würde . 
..b-mlere aus der Rechtsgeschicht~.2nne.Q.e Gesichtspunkte besitzennuru~ 
,tergeordnetes Interesse, da sie zum geltenden Recht njcht ejnmal jn wejtläufiger 
inhaltlicher Beziehung stehen. Dies gilt für~ __ k§!:p~}:li<:.h.~_~mwicklung und die 
_Sprache!1~~!<:klllI!g,-!iine Beschäftigung mit diesen Entwicklungsbereichen ist vor 
allem durch die Vermutung zu rechtfertigen, daß sich dabei ihre geringere Eig-
nung zur Begründung der rechtlichen Altersgrenze aufgrund ihres Entwicklungs-
verlaufs herausstellt. 
Praktische Prioritäten wird man angesichts dieser Vielfalt von Möglichkeiten 
empirischer Fundierung der Altersgrenze von sieben Jahren sicher ohnehin setzen 
wollen: Der vorliegende Beitrag stellt die Deliktsfähigkeit und die Geschäftsfä-
higkeit aber besonders deswegen in den Mittelpunkt der Betrachtung, weil d~~ 
Gesetzestext die Altersgrenze bei ihnen ausdrücklich nennt. Durch diese Schwer-
punktsetzung erhält die Untersuchung exemplarischen Charakter. Sie besitzt die-
sen aber auch in anderer Hinsicht, waS im folgenden Abschnitt eingehender 
dargelegt wird. 
2.5.2. Charakterisierung der Problemstellung 
In verschiedener Hinsicht hat die Problemstellung exemplarischen Charakter. 
Er wird sichtbar im Vergleich mit anderen entwicklungspsychologischen For-
schungszielen, mit der ähnlichen Problemstellung im Verhältnis von Schulreife 
und Einschulungsalter, mit anderen denkbaren Begründungsaspekten für eine 
Rechtsaltersgrenze von sieben Jahren und schließlich im Vergleich mit den Typen 
von altersbezogenen Regelungen, wie man sie rechtsvergleichend antrifft. Die 
folgenden Erläuterungen führen dies weiter aus. 
Ein Vergleich mit anderen entwicklungspsychologischen Forschungszielen zeigt, 
daß es sich um einen besonderen Fall entwicklungspsychologischer Fragestellun-
'gen handelt. In der vorliegenden Problemstellung wird gefragt~QP eil1 bestimmter 
J;:}:J,t"\VicMllngsstal1d.:zllH(!jl1~!!1-_Q_e_stimmten Alterszeitpunkt erreicht wird. Damit 
werden nicht nur spezifische Entwicklungsmerkmale inhaltlich hervorgehoben 
und der altersmäßige Zeitraum der Entwicklung eingeschränkt, sondern ~_ G~.:.... 
genübersteIlung mit der Norm des verlangten Entwicklungsstandes wird ZUlU 
Ha.JJFt12XQJ)lemder1kttachtung. Ob Reifungsprozesse oder Umwelteinflüsse ver-
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schiedener Art (z. B. die Normsetzung selbst) den Entwicklungsstand hervor-
bringen, ist unwesentlich. Ebenso interessiert primär nicht, ob das Erreichen 
dieses Entwicklungsstandes mit anderen Entwicklungsveränderungen einhergeht. 
Diese Frage kann zwar unter an gewandten forensisch-psychologischen Gesichts-
punkten wichtig werden. Wenn es um die Erfassung des vom Gesetz geforderten 
Entwicklungsstandes geht, wird z. B. von Bresser (1972) der allgemeine Entwick-
lungsstand zur Beurteilung der Verantwortlichkeit herangezogen. Dieses Vorge-
hen kann gegebenenfalls mit größerer Untersuchungsökonomie gerechtfertigt 
werden. Ob es jedoch überhaupt zulässig ist, muß zuvor belegt werden . 
• Die Denkbarkeit anderer Begründungsmöglichkeiten als der durch die ko&niti-
ve Entwicklung in den Merkmalen der Delikts- und Geschäftsfähigkeit macht 
~~hin die Besonderheit der Problemstellung deutlich. Diese Besonderheit 
muß noch von der schon erfolgten Schwerpunktsetzung gegenüber Gefahrener-
kenntnis- oder Steuerungs fähigkeits entwicklung und geschichtlich nachweisbaren 
Gesichtspunkten abgehoben werden. Die Einschränkung der Untersuchung auf 
die im Gesetz genannten entwicklungsbedingten Merkmale der Geschäfts- und 
Deliktsfähigkeit ist auch gegenüber dem Fehlen von empirischer Begründbarkeit 
der Altersgrenze überhaupt und gegenüber der Begründung durch noch nicht 
genannte Gesichtspunkte zu rechtfertigen. 
-llis totale Fehlen einer empirischen Begründung der Altersgrenze erscheint 
durchaus trotz der Ableitbarkeit von Begründungshypothesen aus den Gesetzes-
texten und Kommentaren nicht undenkbar. Wenn etwa irgendwann ein Rechtfer-
tigungsbedürfnis für die Altersgrenze geäußert wurde, könn!~.rI1<l!?- sic~_mitjrre-
. levanIen Ad -hoc-Gründen zufrie4en gegeben haben (z. B. 7 Jahre erforderlich 
zum. "Sprechen"-Lerl!.en und dann 7 Jahre zum "Lesen"-Lernen). Selbst wenn 
später dann die Vorstellung aufkam, die Altersgrenze sei insgesamt oder zu dem 
gewählten Zeitpunkt willkürlich, mag man sich nicht zu einer Abschaffung oder 
Änderung der Altersgrenze durchgerungen haben, weil man den Aufwand scheu-
te, der damit verbunden schien. Orientierung an bestehenden Meinungsmeh~hei­
ten oder Vereinfachungs bestrebungen des Gesetzes könnten dann zum Beibehal-
ten der existierenden. Regelung geführt haben . 
.Giiltige Begründungsgesichtspunkte müssen sich weiterhin nicht auf den Ent-
_~ungsverlauf bestimmter kognitiver oder yoluntionaler Fähigkeiten beziehen. 
kum Beispi~önnte das faktische Vorkommen von zivilrechtlichen. Streitigkei-
__ ~en,aTlA~!l.~l!.J5·iI1clerullt~r §i~ben Jahren beteiligt waren, so unerheblich gewesen 
sein, daß dies durch eine Rechtsregelung berücksichtigt wurde. 
Auch die Methoden zur Feststellung der Kriterien für die Verantwortlichkeit 
. -
des Kindes unter sieben Jahren könnten nicht v~fubar gewesen sein, etwa weil 
das Kind in diesem Alter noch nicht die zu stellenden Fragen versteht oder sich 
nicht so ausdrücken kann, daß daraus etwas eindeutig ersichtlioh wird. In neuem 
Gewand könnte hier die schon im Römischen Recht verwandte Sprechunfertig-
keit zur Geltung kommen. 
Aus den Rechtsquellen gehen solche Überlegungen nicht hervor. Jedoch kön-
nen sie zum Teil auch noch gegenwärtig gültig sein. Der Ausgangspunkt der 
vorliegenden Untersuchung ist dagegen am positiven Recht orientiert. Daraus. 
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ergibt sich, daß das Erreichen der entsprechenden Entwicklungsstände, d. h. der 
Befähigung zu bestimmten kognitiven Leistungen, an dem altersabhängigen Ver-
lauf des Erbringens entsprechender Leistungen zu beurteilen ist, um die Alters-
grenze zu begründen. 
Ein Vergleich mit den Problemen und Regelungen der Einschulung kann den 
exemplarischen Charakter der hier verfolgten Problemstell~ng weiter verdeutli-
chen. Die Einschulung ist dazu einerseits wegen ihreI.z.~hlichen_N~l1.!:~r zivil-
rechtlichen Altersgrenze und andererseits wegen der auch bei ihr erfolgenden 
Gegenüberstellung von empirischen Verhältnissen mit Gesetzesnormen geeignet. 
Der Beginn der Schulpflicht ist aufgrund praktischer Erfordernisse stets über 
einen Zeitraum verteilt. Die Schulgesetze der Länder der Bundesrepublik bestim-
men aufgrund des Hamburger Abkommens von 1964 (Rüdiger, Kormann & Peez 
1976, S. 19f.), daß Kinder, die am Beginn des Schuljahres (1. August) mindestens 
sechs Jahre und einen Monat alt sind, schulpflichtig sind. Jüngere Kinder, die bis 
zum 31. Dezember noch sechs Jahre alt werden, können danach unter verschiede-
nen länderabhängigen Bedingungen vorzeitig eingeschult werden, wenn sie schul-
reif und schulfähig sind. Bei Schulunfähigkeit eines schulpflichtigen Kindes wer-
den wieder je nach Land verschiedene Maßnahmen ergriffen, die von bloßer 
Zurückstellung für einen gewissen Zeitraum über Schulkindergarteneinweisung 
zur Einschulung in eine Sonderförderungsklasse der Grundschule reichen. 
_pas f<:1kü.s..cJ:H~ .. Sf.h:yl~i[lJr!!!§.~lIl:!.LlY~i<:.h t a:t:t.fZEI,l_llcL4~.!:. Differenz zwischen Stich-
.tag (1. August) und erstem Schultag von dem Zeitpunkt des Beginns der Schul-
pflicht ab. Ab~l'.~b&n...von d~I!l Effekt der Zurückstellung reicht die Altersspanne 
~chuleintretender Kinder in der Bundesrepublik Deutschland von fünf lahren und 
acht Monaten bis zu sieben lahren und zwei Monaten. DeJ:...Schuleintritt ist in 
diesem Land also de ('!..cto demnach kein eng an einen Alterszeitpunkt gebundenes 
Ereignis. 
Im Vergleich zur zivilrechtlichen Altersgrenze erfolgt die Einschulung aber 
überwiegend vor dem Erreichen des achten Lebensjahres. Ein allgemeiner Aus-
schluß des Schuleintritts gilt nur bis zum Alter von fünf Jahren und acht Mona-
ten .. Die Delikts- und die Geschäftsfähigkeit sind dagegen definitiv für alle Kinder 
bis zur Vollendung des siebenten Lebensjahres ausgeschlossen. Daraus ergibt sich 
d,ie Folgerung daß Schulfähigkeit oder Schulreife im allgemeinen Vor der Delikts-
oder Geschäftsfähigkeit in Vorteilserlangungen erreicht werden müßte. Ob dies~ 
Folgerung aber vom Gesetzgeber als empirisch prüfbare Hypothese vertreten 
wird, ist unbekannt. 
Im Rechtsvergleich werden ähnliche Regelschulpflichtalterbestimmungen z. B. 
in Österreich, einigen Kantonen der Schweiz und Frankreich angetr~ffen (Rüdi-
ger et al. 1976, S. 31 ff.). In der Regel mindestens sieben Jahre alt müssen danach 
schulpflichtige Kinder dagegen in Schweden, anderen Kantonen der Schweiz und 
in der Sowjetunion sein. Lediglich das Alter von fünf Jahren reicht in Großbritan-
nien und den USA (Rüdiger et al., a.a.O.). Es gil~a.:L.1:so.l.! in den Ländern, die 
_die zivilrechtliche Altersgrenze nicht haben (Frankreich, England, USA), eine 
Bestimmung über dasAlter des Schuleintritts. Der Schuleintritt steht demnach 
• ~~lg;~~i~'~i~hti~ ~i;;~~·~~g;;;-B-~ng zur Altersstufe von sieben lahren 
und auch nicht im Zusammenhang mit zivilrechtlichen Regelungen. 
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Neben dem Vergleich in den altersmäßigen Regelungen ist ein Vergleich in der 
• Art der im Prinzip bei beiden Regelungen.erfolgenden Berücksid~t1gungen mdIvi-
dueller Kompetenzen interessant. Bei der Einschulung spielt neben dem Alter die 
Schulreife oder -fähigkeit eine wichtige Rolle .• Schulfähigkeit oder Schulreife wer-
den in Deutschland zum Teil geprüft bei Verdacht auf Schulunfähigkeit des Kin-
des. Sie müssen sogar immer geprüft werden vor einer vorzeitigen Einschulung 
(Rüdiger et al. 1976, S. 27 ff.). Hier besteht im Vergleich zur zivilrechtlichen 
Regelung also nicht nur die kriterienorientierte Berücksichtigung fehlender Reife, 
sondern auch die Berücksichtigung vorzeitiger Reife . 
• Die Kriterien der Schulfähigkeit selbst stehen nach Rüdiger et al. (1976, 
S. 85 H.) in Beziehung zu den jeweiligen Anforderungen des schulischen Erstun-
terrichts. Sie können sich daher im Gegensatz zu den zivilrechtlichen Kriterien 
leichter ändern oder von Schulreifetestautoren unterschiedlich interpretiert wer-
den. Auch die Trainings- bzw. "Beschulungsabhängigkeit" der Schulfähigkeit 
(Rüdiger et al. 1976, S. 125 und S. 190) weist auf die Verschiedenheit der in der 
Delikts- oder Geschäftsfähigkeit berücksichtigten Entwicklungsvorgänge und der 
in der Schulfähigkeit berücksichtigten hin. Letztere sind aber auch schon von der 
Natur der Sache (Unrecht und Vergeltungspflicht statt der Schulfähigkeitskrite-
rien) nicht identisch mit den ersteren. Korrelative Beziehungen könnten aber 
zwischen ihnen bestehen. 
Die chulfähi keitskriterien von Hetzer (1962), die von Schenk-Danzinger 
(1971) und anderen im Prinzip ü ernommen wurden, verlangen einerseits neben 
.körperlichen und kognitiven Voraussetzungen auch .1Villensm;ßige und soziale 
y oraussetzungen. Mit diesen...kQpnen PIi.I}_?:!l'i~L" Unrechts erkenntnis gegenüber 
dem Mitmenschen" und die -ä-ncfere-iil:og'illtlven"--iind voluntionalen Kriterien der 
'zivilr~htlichen Verantwortlichkeit korrelativ zusammenhängen. Empirische Be-
funde darüber liegen aber nicht vor. Andererseits verwenden die existierenden 
,Schulreifetests in den Bereichen der willensmäßigen und sozialen Voraussetzun-
gen .nur solche Leistungskriterien, die erstens leicht mit Tesqi-p-rüfbar und zwei-
tens auf die Lerninhalte des ersten Schuljahres bezogen sind (z. B. Konzentra-
tions- und Ausdauerprüfungen). Weiterhin werden die Merkmale der zivilrechtli-
chen Verantwörtlichkeit auch nicht in den Listen der Schulfähigkeitskriterien 
direkt aufgeführt (vgl. Rüdiger et al. 1976, S. 229ff.; Krapp & Mandl 1977, 
S. 62 f.). Raher läßt sich aus der Schulreifemessung und aus den Schulfähigkeits-
kriterien, zumindest bislang und wahrscheinlich überhaupt, keine belegbare Fol-
gerung über die Entwicklung der Delikts- oder Geschäftsfähigkeit im Altersbe-
reich von sechs bis acht Jahren ableiten. 
Darüber hinaus ist die Bedemung der willensmäßigen und sozialen Schulreife-
kriterien für die zivilrechtliche Handlungsfähigkeit von der Rechtsprechung eher 
eingeschränkt worden. Das Verständnis der Pflicht, Schulverbote zu befolgen, 
wUJ;"de von der Rechtsprechung nicht als hinreichender Anhaltspunkt für die 
Ein~ichtsfähigkeit in das Unrecht einer unerlaubten Handlung gegenüber dem 
Mi~menschen angesehen (vgl. Seite 19 zuvor). Daraus ließe sich, wenn man diese 
Sachlage zusammen mit dem früheren Einschulungszeitpunkt sieht, die Hypothe-
se ableiten, daß die Kriterien der Altersgrenze des Zivilrechts nicht nur eigenstän-
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dige, sondern auch weitergehende und daher später erreichte Anforderungen an 
den Entwicklungsstand des Kindes stellen als die Schulfähigkeitskriterien. Diese 
Hypothese ließe sich zum Gegenstand einer besonderen Untersuchung machen, 
wenn man z. B. die Schulfähigkeitstests als Indikatoren zivilrechtlicher Verant-
wortlichkeit benutzen wollte. In der vorliegenden Untersuchung wird das aber 
nicht angestrebt. 'pie zuvor angestellte Betrachtung diente lediglich dem Zweck, 
we Unterschiedlichkeit der beiden Regelungen und dadurch den exemplarischen 
Charakter der hier verfolgten Fragestellung herauszustellen. 
Aus der Typenvielzahl von Altersre~elun2en. wie man sie rechts vergleichend 
antrifft, läßt sich schließlich ebenfalls der exemplarische Charakter der vorliegen-
den Untersuchung belegen. Von ihr wird sowohl formal, im Verhältnis von 
Altersgrenze zu Entwicklungsvorgang, als auch im Gegenstand, mit den beiden 
Bereichen der Delikts- und Geschäftsfähigkeit, ein spezifischer Fall herausgegrif-
fen. Dies kann verdeutlicht werden, indem die überhaupt vorhandenen Fä!!e 
aufgeführt werden, mit denen verschiedene gesetzliche Bestimm\1Q~en in den 
.:\l_~g~_~:en~en über allgemeine __ Entwi<:k!ungsauss~$~n g,inausgehen. 
Zwischen Altersgrenzen und Entwicklungsvorgängen bestehen vier unter-
Jschiedliche Verbindungen : 
a) Eine Phase bedingt vorliegender Fähigkeit wird durch eine obere und eine 
,untere Altersgrenze eingeschränkt.,Dies ist der Fall im Deutschen Recht.bei 
_. zivilrechtlicher und strafrechtlicher Verantwortlichkeit Minderjähriger UIl~ bei 
Verpflichtungsgeschäften von Minderjährigen. 
h).Eine bedingt vorliegende Fähigkeit wird nur durch eine obere Altersgrenze 
eingeschränkt. Dieser Typ tritt in einigen Ländern durch Weglassen der unte-
ren Begrenzung auf. Dieser Fall kommt im geltenden Deutschen Recht nicht 
vor. 
cl Eine Fähigkeit wird ohne eine Phase bedingten Vorhanden seins von einem 
bestimmten Alterszeitpunkt als gegeben angenommen. Dies ist im geltenden 
Deutschen Recht bei der Geschäftsfähigkeit in Vorteilserlangungen der Fall. 
Aber auch in der Testierfähigkeit (§ 2229 BGB) wird dieser Typ benutzt. 
d).I!in Entwicklungsvorgang wird zwar akzeptiert, aber er wird.nicht unter eine 
Altersgrenze subsumiert. Dieser Fall liegt in bezug auf die konkrete Gefahren-
erkenntnis im deutschen Deliktrecht vor. 
Neben der bloßen Verbindung von Altersgrenzen und Entwicklungsvorgängen 
haben die gesetzliche~ Bestimmungen verschiedene Änderun~sausmaße mit den 
_ Altersgrenzen verbunden. Diese stehen zum Teil auch in bezug zur Beweissitua-
tion bei Rechtsstreitigkeiten. Im einzelnen lassen sich als)Anderungsmustet1 un-
terscheiden: 
a) Wechsel yQllJ,meingeschrägktem zu eingeschränktem Fehlen einer Fähigkeit. 
Bei Verpflichtungs geschäften wird dieses Änderungsmuster benutzt. Eine Alter-
sangabe im Bereich des amerikanischen Rechts verfährt ebenso.!) yariationsviel-
1) Undoubtedly there is a minimum age, probably somewhere in the vicinity of four 
years, below which negligence can never be found; but with the great variation in the 
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falt in Situationen und Individuen ist die mögliche Rechtfertigung für dieses 
Vorgehen. Eine Erscheinungsform dieses Musters ist die Berücksichtigung der 
durchschnittlich zu erwartenden Unfähigkeit zu den kognitiven Leistungen, die 
das Recht fordert, Willensbildungsfähigkeit oder konkrete Gefahrenerkenntnisfä-
higkeit. 
b~ Wechsel von uneingeschränktem Fehlen zu uneingeschränktem Vorliegen 
• einer Fähigkeit. Abgesehen von Auffassungen, die aus d~r deutschen Rechtsge-
schichte bekannt sind, wurde diese~Muster bei der Vorteilserlangung im Deut- . 
schen Recht gefunden. 
c)_Wechsel von uneingeschränktem Fehien zu prima-facie-Vorliegen einer Fä-
higkeit mit Ausnahmeregelung unter Beweispflicht des Beklagten. Dieses Muster 
ist im Deliktrecht des BGB vorhanden. ,Hier kann die individuelle Unfähigkeit 
zur Unrechtserkenntnis oder Vergeltungspflichterkenntnis unter Beweispflicht 
. des Beklagten berücksichtigt werden. Praktisch gesehen kommt dieser Fall aber 
dem vorhergehenden völlig gleich, wenn der Erweis der entwicklungsbedingten 
Unfähigkeit in der Regel nicht geführt wird, wie es bei der Deliktsfähigkeit nach § 
828 Abs. 2 BGB im Deutschen Recht der Fall zu sein scheint. 
<!,LWechsel von uneingeschränktem Fehlen zu prima-facie-Fehlen einer Fähig-
~it Beweismöglichkeit durch Kläger und später zu prima-facie-Vorliegen mit 
...J,le.wei~Z1Y.ang auf seiten des Beklagten. Dieses umfangreichste Muster ist in vielen 
Ländern bei der strafrechtlichen Verantwortung realisiert. 
~Wechsel von eingeschränktem zu uneingeschränktem Vorliegen einer Fähig-
keit. Dieses Muster ist im angelsächsischen Law of Contract anzutreffen. Eben-
-falls findet man es in den Law of Torts einiger Staaten der USA, wo auch bei 
Kindern unter sieben Jahren die Prüfung der Gefährlichkeitserkenntnis möglich 
ist. Weiterhin ist das Deliktrecht des Code civil so eingerichtet. 
• 
Es ist offensichtlich, daß eine vollständige empirische Auseinandersetzung mit 
den entwicklungspsychologischen Rechtsaussagen aufgrund der hier aufgeführten 
formalen Eigenschaften verschiedener Rechte eines erheblichen Aufwands bedür-
fe. Exemplarität ist daher unvermeidbar. Diese kann, wie in der Einleitung schon 
betont, von Überlegungen grundsätzlicher Natur ausgehen, also nach erfolgter 
Infragestellung der empirischen Validität der Volljährigkeitsgrenze den anderen 
Extrempunkt der Altersgrenze bei sieben Jahren untersuchen. Die Exemplarität 
kann sich aber auch aus der Untersuchung besonders gelagerter Fälle ergeben, die 
empirisch einfach bearbeitbar oder aus anderen Gründen untersuchenswert er-
scheinen . 
.Eing:iimtigerFAU§l;peinLz. B. der Wechsel von uneingeschränktem Fehlen zu 
uneingeschr~nktem Vorliegen einer Fähigkeit zu sein. Soweit ersichtlich, ist hier 
die Geschäftsfähigkeit bei Vorteilserlangungen im deutschen Rechtsbereich der 
einzige existierende Fall. Diesem gesellt sich praktisch aber deI Fall der Deliktsfä-
higkeit nach § 828 Abs. 2 BGB hinzu, da die diesbezügliche Siebenjahresgrenze 
kaum weniger starr ist als diejenige für die Geschäftsfähigkeit nach § 104 Z. 1 
BGB. 
capacities of children and the situations which may arise, it cannot be fixed definitely for all 
cases (The American Law Institute 1965, S. 15). 
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Ein weiterer günstiger und daher untersuchenswerter Fall liegt bei einer Frage 
vor, die nicht nur forensisch relevant ist, sondern bei der auch eine zur Rechtsauf-
fassung nicht passende forensische Praxis die Beschäftigung mit dem zugrundelie-
genden Entwicklungsvorgang dringlich erscheinen läßt und darüber hinaus die im 
vergleichend-rechtlichen Sinne bestehende Sonderstellung eine Beschäftigung mit 
dieser Altersgrenze besonders nahelegt. 
Bei der hier gewählt~!hemenstellung Geschäftsfähigkeit und Deliktsfähigkeit 
~önnten also der Fall des Wechsels von uneingeschränktem Fehlen zu uneinge-
• schränktem Vorliegen einer Fähigkeit....ffiüonderstellung der Altersgrenze und 
die bestehenden_t.nh~~.Q.un~~fi.!r diU!!l..Qi!i§~~ Unbegründetheit der foren-
sisch-psychologischen Praxis als Gesichtspunkte zur Rechtfertigung der Auswahl 
der Altersgrenze von sieben Jahren dienen. 
/ 
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3. Entwicklungspsychologische Beiträge 
.J3efunde der entwicklungspsychologischen Forschung, die von den jeweilig~ 
Autoren fast ausnahmslos nicht mit einem Bezug zur gesetzlichen Altersgrenze 
unternommen wurde, werden im folgenden empirischen Teil der vorliegenden. 
Untersuchung zu den zahlreichen in der individuellen Entwicklung wurzelnden 
Begründungsmöglichkeiten der zivilrechtlichen Altersgrenze vom vollendeten 
siebenten LebensjahJ;. oder der Altersgrenze von sieben Jahren überhaupt in Be-
ziehung gesetzt. Dadurch wird die Grundlage geschaffen für die später vorzuneh-
mende Bewertung, ob die Altersgrenze durch die bestehenden Erkenntnisse über t EntwickhwgsyedäMe in den rechwelevanteq fi.!:Y!l1sßiFe 'l bffi,::~n9!!.:!:.:t.n 
anno 
" Besonders interessieren dabei natilrlich die Entwicklungsverläufe solcher Fä-,~ 
higkeiten, die im geltenden deutschen Recht in enger Verbindung mit der Alters-
grenze genannt werden. Die vorrangigen Fragestellungen sind daher die Cie-
schäftsfähigkeit bei Vorteilserlangungen und die Deliktsfähigkeit. Für die De-
, -liktsfähigkeitsaltersgrenze spielen aufgrund der rechtlichen Auslegungen zur Un-
• rechtserkenntnis \lnd zum Vergeltungspflichtverständnis hauptsächlich Ansätze 
zur kognitiven Moral-Entwicklung eine Rolle. Wie die Darlegungen des vorigen 
Kapitels nahelegen, wird man zur Frage der Geschäftsfähigkeit bei Vorteilser-
langungen auf die Entwicklung de; Entscheidungsverhaltens eingehen müssen. 
Die Darstellung wendet sich aber zuerst der Entwicklung von Merkmalen zu, 
die jeweils mit einem der zuvor herausgearbeiteten weiteren Begründungsge-
sichtspunkte aus dem Zivilrecht oder aus der Rechtsgeschichte in Beziehung ste-
hen. Hier erscheint es auch angebracht, solche Beiträge zu betrachten, die einen 
Entwicklungsfortschritt im Alter von sieben Jahren überhaupt behaupten oder 
die sich in allgemeiner Weise :zum Verlauf der Entwicklung des moralischen 
Verhaltens und Urteilens äußern . 
• Den kognitionspsychologischen Ansätzen zur Moral-Entwicklung, die von 
besonderer Bedeutung für die vorliegende Untersuchung sind, wendet sich die 
Darstellung dann ausführlich zu. Dort herrschen Beiträge vor, die an den Ansät- • 
zen Kohlbergs und Piagets orientiert sind. Die Ergebnisse dieser Beiträge werden in 
B'eziehung gesetzt zur Thematik der Entwicklung der Unrechtserkenntnis im Sinne 
der reichsgerichtlichen Auslegung und im Sinne des rechtsgeschichtlich aufgewiese-
nen moralischen U nterscheidungsvermögens. Weiterhin wird ihr Aussagegehalt 
zur Frage deor Entwickung des Vergeltungspflichtverständnisses untersucht. 
Kohlberg (1963, 1969, 1976) kam in seinem A,~~<:t!~. zu einem sech~stufigen 
• System der Abfolge von Begründungsstrukturen für hypothetische Verbaltens-
entschei~ung~I1.J~.e.i . .K2!l.fliJ~!<:!!l.~:vv.:~~~hen Il:l()ral~~ch~l1._ .G!..~I?:.~Lwerten. Zwar be-
schäftigen sich Kohlberg und seine Mitarbeiter in ihren empirischen Beiträgen 
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.hauptsächlich mit Altersgruppen über dem Pubertätsalter. so daß diese empiri-
schen Arbeiten kaum Relevanz für die Frage zum § 828 BGB besitzen. Sich mit 
diesem Ansatz zu befassen, ist jedoch gerechtfertigt, ,}'leil KQJJJbergs Signi.{!.r~n~ 
..sJ'~teIll_Ji,ir:_ .. ~()r:~!g.~J!~Interviews die Beschr~ikl!~iner Stufe enthält, die die 
.Annahmeeiner. EnnvickhlJJ.~t1Jfez.J.llILAher YQ-A. ~i.e_ben. Jahren mit B..efähigung 
zur Erkenntnis des Unrechts gegenüber dem Mitmenschen zuläßt, was durch 
Beiträge von Lee (1971) und Selman (1976) noch weiter nahegelegt wird . 
.. Piaget (1954) behandelte in seiner Monographie üb~ "Das moralische Urteil 
J iJe!Ill_~inde" die.Frag.e_~te..tJlr~.fb-_eJ~r:_die _Abfolge zweier moralischer U rteils-
• typen, die häufig mit heteronomer und autonomer Moral bezeichnet werden. Er 
bezog sich dabei auf die u. a. von der Soziologie Durkheims aufgestellte Behaup-
tung der gesellschaftlichen Bedingtheit der Mora1...N~h.J~.iE,gets eigenem Urteil 
klärte sein empirischer Beitrag (vgI. Piaget 1954, S. 450), daß die gesellschaftliche 
~4.t1}gd~_e.i!_ der Moral von zwei Wirkkräften herrührt: dem Zwang der Erwach-
senen und der Zusammenarbeit der Gleichaltrigen. In dieser Untersuchung sind 
von näherem Interesse die Teilfragestellungen Piagets über den moralischen Rea-
lismus, über die Präferenz der Vergeltungsformen und über das Regelverständnis. 
Sie werden zum Teil mit der Unterscheidungsfähigkeit von Gut und Böse und 
zum Teil mit dem Vergeltungspflichtverständnis in Beziehung gebracht. 
J?ie Diskussion vorliegender Befunde Piagets, Kohlbergs und der an sie an-
schließenden Autoren zeigen aber, daß über die moralische Beurteilung der Fahr-
lässiS~~lt.~nd über~~~':!.!k~!!!~~n d~.s.._Y_er:geltungspflich~~_~rständnisses ~enig 
gesichertes empirisches Wissen vorliegt. Die Darstellung einer eigenen Untersu-
~chung weist' auf einen Weg, wie die Untersuchun!Ldes Aufkom'mens eines Vergef-
-i:ungspflichtvers!~Il.c!Ili~s(!~_}~{t_~e!l1ji.~h~~~]~.!'._inor:ali~hel!...Y.E_t.(!E~~b~i~_l1~~ 
_ vermögens für gefährliches Handeln verbuIl.~.(!Il.~(!E~n kann. Die dabei erbrach-
ten Befunde stehen überdies nicht im Widerspruch zur gesetzlichen Altersgrenze. 
Dieses Kapitel klingt aus mit der Darstellung von Untersuchungsansätzen, die 
die Ableitung von Aussagen zur Geschäftsfähigkeitsaltersgrenze gestatten. Einige 
entwicklungspsychologische Ergebnisse über eine Veränderung des Entschei-
dungsverhaltens und der moralischen Beurteilung von Vorteilserlangungen zum 
Alter von sieben Jahren können berichtet werden":'ynt(!rJ~~~~.h~EK der Ergeb_nis-
~.t'!.!ner eigenen Untersuchung üb~!~~j_e....~~t~icklungsstufen des Entscheidungs-
verhalte'iis läßt sich der Ergebnisstand so)nte.mretieren, -daß Kio.dir-·dleses Alters 
·-;~;-~htun.~.4er:Ji.e.~<:h!.en.~.\Y_er!en Geslc~.tsp.uI1.K1:~y_<?~Jo~~eilserlangungen fä~ 
hig sind. Die bestehenden Befunde treffen aber häufig nicht den gesamten Inhalt 
- der g~;~tzlichen Aussage über die Entwicklung der Geschäftsfähigkeit. Diese 
bezieht auch die Unfähigkeit in Verpflichtungs geschäften ein. Obwohl auch hier 
letztlich noch ein unbefriedigender Ergebnisstand vorgefunden wird, können 
doch schon verschiedene Erklärungsansätze beschrieben werden, die die gesetzli-
che Gegenüberstellung der kognitiven Entwicklungsverläufe von Gesc&äftsfähig-
keit in Vorteilserlangungen und in Verpflichtungen enthaltenden Geschäften stüt-
zen würden. Insbesondere gilt das von einem eigenen utilitätstheoretischen An-
satz, für den allerdings die empirische Basis bislang fehlt. 
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3.1. Allgemeinere Zusammenhänge 
Die folgenden Darlegungen stellen allgemeinere Zusammenhänge zwischen 
entwicklungspsychologischen Ergebnissen oder Auffassungen und entwicklungs-
bezogenen Aussagen in der Jurisprudenz zur Altersgrenze von sieben Jahren her. 
Diese Betrachtungen betreffen nicht die spezifischen, aus dem geltenden Recht 
hervorgehenden kognitiven Entwicklungsinhalte zur Begründung der Altersgren-
ze von sieben Jahren. Sie nehmen vielmehr ihren Ausgang von dem weitläufigen 
Bezug zu der gesetzlichen Regelung und der formalen Übereinstimmung zwi-
schen Altersangaben. 
Die Darstellung widmet sich ausführlich zunächst den Beziehungen zwischen 
Phasen- und Stufenlehren und den entwicklungsbezogenen Auffassungen der Ju-
risprudenz. Mit dieser Berücksichtigung der Auffassungen der Phasen- und Stu-
fenlehren soll aber nicht der Eindruck erweckt werden, ein phasenhafter oder 
stufenförmiger VerJauf der Entwicklung sei die allgemeine Grundlage jeder Be-
gründung einer Rechtsaltersgrenze durch individuelle Entwick1.ungsmerkmale. 
Später (vgl. unten S. 187) wird gezeigt werden, daß dieser Verlauf der Entwick-
lung nur ein Sonderfall ist unter weiteren Möglichkeiten von Ent'ricklungsver-
laufsformen, die eine Altersgrenze rechtfertigen können. 
In 'der weiteren Darstellung werden einzelne Entwicklungsmerkmale unter-
sucht, die in inhaltlichem Bezug zu rechtsgeschichtlich aufweisbaren Begrün-
dungsgesichtspunkten der Altersgrenze von sieben Jahren stehen. Dazu wird der 
Stand der Forschung über die Entwicklung äußerlich erkennbarer Merkmale und 
Befunde über die Sprachentwicklung beschrieben. Weiterhin werden Untersu-
chungen, die zu den Merkmalen der Steuerungsfähigkeit und der Gefahrener-
kenntnis entwicklungspsychologisches Wissen beitragen, geschildert. Schließlich 
wird auch auf repräsentative Auffassungen über die Entwicklung des moralischen 
Verhaltens und der moralischen Einstellungen eingegangen. Diese machen noch 
einmal den Umstand deutlich, daß die Regelungen zum Deliktrecht moralische. 
Kognitionen betreffen, wodurch zum zweiten Abschnitt dieses Kapitels überge-
leitet wird. 
3.1.1. Phasen- und Stufenlehren 
Grundsätzliche Problematik 
Die Phasen- und Stufenlehren teilen den Lebenslauf in Altersabschnitte ein. 
_~ EintciI~ng'cfes }v1enichenlebens in Abschnitte Wird von Bergius (1959, S. 105) 
~usdruck eines Bedürfnisses nach sozialer und rechtlicher Ordnung aufgefaßt. 
Der Sprachschatz enthalte zahlreiche Ausdrück,e, die Menschen verschiedenen, 
Alters bezeichnen, und belege so die urwüchsige Tendenz zur Einteilung in Le-
bensabschnitte. Die Einteilung in Abschnitte von sieben Jahren Länge gehe auf 
die griechische Philosophie zurück. Dieses ausdrückliche Hinzufügen von defini-
tiven Altersgrenzen könnte u. E. schon ein erstes wissenschaftliches Klassifika-
tionsstreben andeuten. Der Aufstieg der empirischen Wissenschaften hat aber die 
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Verfahren der Begründung einer jeden solchen Zuordnung von Altersangaben 
einer intersubjektiven Kontrolle unterworfen, bei der die Magie der Zahl "Sie-
ben" allein nicht mehr als Kriterium ausreicht . 
..Emp.irisch~_J3_d~~,.1ijLdi~ ___ J.i~,n~~b.tig:!llJg von Altersnormen des Rechts über-
..haup..tJJ1lJiins.h~.s..QJ1_d~r~d~rAlt~rsgr~n~~YQD1ii.~b~nJah.ren..könnten aus den auch 
in det; Geschichte der Entwicklungspsychologie Kontinentaleuropas im 20. Jahr-
hundert vorfindbaren Phasen- und Stufenlehren gewonnen werden. Die Phasen-
lehren könnten diese Aufgabe in allgemeiner Hinsicht oder in spezifischer Hin-
sicht erfüllen. In allgemeiner Hinsicht könnten sie als Begründung für Altersnor-
men des Rechts angeführt werden, wenn die allgemeine Entwicklung psychischer 
Funktionen bei den Altersgrenzen des Rechts deutliche Abschnitte zeigt. In spe-
zifischer Weise würden solche Phasen- und Stufenlehren von Bedeutung sein, die 
bei bestimmten für das Recht bedeutsamen Merkmalen zu diesen Zeitabschnitten 
deutliche Änderungen zeigen würden. 
\ Da sic? die zahl!eichen Phasen- und Stufenlehren sowohl in den Zeitangaben 
als auch in deG.--da~gre'nZten-Entwlcklungsabschmtten voneinander unter-
,scheiden, könnte man, um 'willkürliche Präferenzen durch Auswahl einiger zu 
vermeiden, ~mindest einen Häufungspunkt der Abschnittsgrenzen bei sieben 
• Jahren über eine repräsentative Stichprobe solcher Lehren erwarten. Tatsächlich 
ergab eine Auszählung der Häufigkeiten von Abschnittsgrenzen an Hand der 
umfangreichenl ZusammenstellunL.4~J::Sh!ls_~1~Jir~~rC"\ronBer~s r (1959, S. 
113-121) .neben Häufungspunkten bei vier anderen Altersstufen (eins, drei, 
zwölf und 17 Jahre) auch einen bei sieben Jahren. Bergius zitierte (S. 124) weiter-
hin I'!ine Zusammenstellung von Osterrieth et al., nach der von •• den dort unter-
suchten 18 Phasenlehren fünf den Altersabschnitt von drei bis sieben Jahren und 
vier den Altersabschnitt von sieben bis zwölf Jahren enthielten. 
Abgesehen von dem umstrittenen Erkenntniswert der Phasen- und Stufenleh-
ren (vgl. Trautner 1978, S. 25; Brainerd 1978) könnte ~~l!.fung der Ab-
.schnittsgrenzen in allg~!lleiner.1::!iE§jchl~ie Altersgrenze des Zivilrechts stützen. /-
Da aber auch der Schulbeginn ungefähr in diesen Altersbereich fällt, liegt die. 
Annahme nahe, daß die Häufung mehr durch ~ognitive Veränderungen bedingt 
.. ist, die mit der ei_lls.~!?-J!!l..<!~!l: __ ~_~s_~_h_!:!I1:l_~zusammenhängen. Der Schulbeginn 
könnte entweder gerade wegen die.ser auffälligen Änderungen dorthin gelegt wor-
den sein, oder er könnte die festgestellten zur Annahme eines Stufenabschnitts 
führenden Änderungen erst ausgelöst haben.12.'!sich._,!jJ~ we4~!:5chulreifekrite­
rien noch Ul}I~rr.j.fb-J_ällhahe d~~~!&!l_S.dIUliahres auf Unrechtserkenntnis oder 
Vergeltungspflichtverständnis direkt beziehen, können diese Befllnde iiber H~l}­
fu~~'n von Abschnittsgrenzen beim siebenten Lebensjahr in den Phasen- und 
Stufenlehren nicht befriedigen zur Rechtfertigung der Altersgrenze des Delikt-
,rechts. Vielmehr müßte die gefundene Übereinstimmung im Vorkommen dersel-
ben Altersangabe von sieben Jahren.in den Phasenlehren wie im Deliktrecht 
durch,.die bei Abschluß einer Phase erreichten Entwicklungsstände in den rechts-
,relevanten Fähigkeiten selbst ergänzt werden, wenn man aus den Phasenlehren 
eine Stützung der Altersnorm der Deliktsfähigkeit erlangen will. Entsprechend 
wäre bei der Geschäftsfähigkeit zu argumentieren. 
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_211})J~.!~t sind die in Phasen- und Stufenlehren zum Alter von sieben Jahren 
_ bes~hrie~enen Änderungen aber wegen der häufigen pädagogisch-psychologi-
schen Orientierung dieser Lehren überhaupt nicht mit der Erkenntnis von Un-
L2~(;htdll!1~LV ~eltungspflicht odt':E_~.r Prüfung der bei Willenserklärungen in 
Betracht kommenden Gesichtspunkte bzw. der voluntionalen Geschäftsfähig-
keitskriterien verbunden."Eine lose Verbindung kann bei den meisten dieser Leh-
ren jedoch immer .dY-rch das Argument erreicht werden, daß bei vorliegender 
_allgeme!'l..e_t:Äl!<i~!ll:ng von kognitiven Prozessen auch eine Änderung kognitiver 
JJ9zesse in der :E:rkenntnis von Unrecht und Vergeltungs pflicht bzw. in den 
kognitiven oder~oi;;~tionalen Momenten der Geschäftsfähigkeit :f- erwarten ~t. 
Dieses Argument kann natürlich nicht befriedigen, da es von emer empmScll 
.. 'nicht belegten Synchronizität der Entwicklung ausgeht. 
. Aus demselben Grunde befriedigen auch neuere entwicklungspsychologische 
Stufenlehren mit einem Stufenabschnitt von sieben Jahren (Fischer 1980, Pascual-
Leone 1981) zur B~gründung der zivilrechtlichen Altersgrenze nicht, obwohl für 
sie der Einwand 1rnehmlich pädagogisch-psychologischer Orientierung nicht 
zutrifft, Pascual-Leone (1981, vgl. Chapman 1981) z.B. nahm in seiner Con-
structive-Operator-Theorie ein~ schrittweise Erhöhung der beim Lösen von ko-
!illi!iY.~!L!\!!fg~be~ __ y-erfügbaren Anzahl von Mentalen Operatoren (M operator) 
j!!!i\J)sta~~L vO,n zwei fahren an. Der Kapazitätsumfang zur Ausübung der in den 
Aufgaben erforderLichen sensumotorischen Funktionen wenj~ bis zum Alter von 
sieben fahren um \veitere drei Operatorenstellen erweitert. Ließ~ sich Delikts-
oder Geschäftsfähigkeit damit in Beziehung bringen, wäre eine fundamental-
psychologische Begründung der zivilrechtlichen Altersgrenze in Sicht. Selbst bei 
angenommener Gültigkeit der Theorie von Pascual-Leon~bedarf es dazu aber 
~~,Q}Y_;g!~noch der empirisch ungestützten Synchronizitätsannahme. Will man / 
nicht lediglich auf dieser die Begründung der Altersgrenze aufbauen, .wäre als 
erstes zu bestimmen, welches die kognitiven Anforderungen (M demand) von 
Aufgaben sind, die zur Zuschreib!!pg der Delikts- oder Geschäftsfähigkeit hinrei-
chen Dabei könnte sich herausstellen, daß die betreffenden Fähigkeiten durch 
den bis zum Alter von sieben Jahren zur Verfügung stehenden Umfang der Verar-
beitungskapazität ermöglicht würden. Sollte dem so sein .. hätte man aber darüber 
hina.us....auch tatsächlich empirische Erhebunge\1 mit Testaufgaben vorzunehmen, . 
die ~!~!?-_~!!LQ!~12§likts:_ oder Geschäftsfähigkeit beziehen. Die Theorie Pascual-
Leones blieb einerseits nicht unwidersprochen (Lawson 1976, Trabasso 1978, 
Trabasso & Foellinger 1978), andererseits darf ihre generelle Gültigkeit nicht von 
vornherein bei partieller Gültigkeit (unter Verwendung von Aufgaben wie dem 
Zahlennachsprechen) unterstellt werden. Entsprechend wäre auch mit Fischers 
(1980) Ansatz zu verfahren: einer Aufgabenanalyse von geeigneten Aufgaben zur 
Feststellung der Delikts- und Geschäftsfähigkeit müßte eine empirische Prüfung 
der altersmäßigen Ausbildung der zuschreibungsrelevanten Verhaltensweisen 
folgen. 
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Diskussion ausgewählter Lehren 
Die Stufenlehren von Kroh und Piaget, auf die im folgenden eingegangen wird, 
bilden Beispiele für zwei unterschiedlich enge Verbindungen von Stufen- oder 
Phasenlehren mit dem Entwicklungsstand von Merkmalen, die mit der Unrechts-
erkenntnis, dem Vergeltungspflichtverständnis oder deJ? Geschäftsfähigkeitskri-
terien in Beziehung gebracht werden können. Daher wird auf sie im folgenden 
eingegangen. Direkter befassen sich die anschließend diskutierten Lehren mit 
Entwicklungsvorgängen, die im Zusammenhang mit dem Zivilrecht relevant sind. 
~ls Be~s .. " . . . ein.eJLYll~LI!l.Q!'.ru.is_~hen 
K...Qgnmonen Jsann..d.ie . .Phasenlebte...v:au_.K.t:oh..::p.9~} =ienommen wer en. Diese 
läßt bei dem Alter voti sieben Iahren den Wechsel vo..!lA~phase des "Phanta-
stisch analogisierenden Realismus" (viertes bis siebentes Lebensjahr) zur Phase 
des "Naiven-ReaIlSffiJS""-(siebentes bis neuntes Lebensjahr) mit der Deliktsfähig-
keItsgreiize zusammenfallen. 'per Übergang wird nach I\r9h durch die volle Ent-
o faltung der F~higkeit zur analxtischen' Auffassung vollzogen. Dieses ließ sich 
nachweisen im optische~, takt{len und akustischen Bereich (vgl. Bergius 1959, 
S: 146). 
Kroh sieht die Fähigkeit zur analytischen Auffassung als Voraussetzung für die 
• vielfältigen Lernfortschritte an, die das Kind in der Grundschulzeit vollzieht.' Es 
wird aus den Beispielen Krohs zu anderen Phasen abschnitten deutlich, daß diese 
Fähigkeit aber .nicht nur als schu}isch vorteilhaft wirkendes Merkmal zu verstehen 
ist. Man kann daher vermuten, daß eine analytische Auffassung auch in der 
W ahrnehmung un(rB'eWertung-~n'i-:Iandlun en erfolgt. ~. 
----: Uber das moraliscpe Urteilen isti~~_e_rH<l:~.d~~se_s_A~~~!~es nicht gearbeitet 
worden. Daher ist nicht beurteilbar, ob der Ubergan~ zur analytischen Auffas-
.;urig a~~h'e~n nioralisches Urteilen überHandIungenetli,übt;'das d[eE~ken;tnis 
. v.Q.I)._.lYnrechtundVergerii.lngSp1liCl1twlaerspleg~lti Aus Kroh (1935, S. nOlff.) I '1 
wird aber deutlich, daß er wie der Gesetzgeber von einer sittlichen Entwicklungl 
ausgeht, die mit sieben Jahren zu einem ersten Abschluß gekommen ist. 
Die Fähigkeit zur. analytischen Auffass.u.!! kann natürlich auch die "fun 
von in Betracht kommen en Gesichts unkten von I enserklärun en ermö li-
~wie sie für die Geschä tsIallli!felt ver angt wir. on a er le e Sich auch 
·~~de;Le~~~uri Geschäftsf,äEig eltsa ~~t~gi~~~i.~~~~.:1iffien/Ü~ 
klar bliebe aber, warum die ana yusche Äufiassung nur oelVortellserlangungen 
zum Tragen kommen kann, so daß der Bezug der Entwicklung der analytischen 
Auffassung nach Kroh zur Geschäftsfähigkeitsaltersgrenze nicht in allen Aspek-
ten hergestellt werden kann. 
lPlaget.IEin Gegenbeispiel, allerdings nur für eine engere Assoziation allgemei-
ner und moralischer Kognitionen, bildet die Stufenlehre von Piaget (1947). Es 
J:>rzieht also nicht die Geschäftsfähigkeitskriterien ein. Piaget (1947, S. 161) setzt 
bei sieben Jahren den Beginn der Entwicklungsstufe der "Konkreten Operatio-
• nen" in der Entwicklung des Denkens an. Diese folgte der .s.m.fe.qe~.J1Anschauli­
. 'chen D(':Q.kens". In der Zeit der "Konkreten Operationen" bilde das Kind zum 
.~eispiel die Konstanzbe~riUw aus. Es erkenne, daß gewisse Eigenschaften der 
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~1 Z. B. das Volumen einer Flüssigkeit in einer Flasche oder die Anzahl von 
Knöpfen in einer Schachtel, nicht einfach durch Anordnungsänderungen oder 
Umschüttungen verändert werden können. Es bilde in dieser Zeit auch den Seria-
ti~nsbegriff aus, ,Jer es ihm ermögliche, Dinge in eine Ordnung zu bringen. Es 
entwickele die Reversibilität von Denkoperationen, die es möglich macht, das 
Ergebnis einer Denkoperation durch die entgegengerichtete Denkoperation, z. B. 
wie bei Addieren und Subtrahieren, aufzuheben. 
fS bestünden in dieser Stufenlehre auch. Beziehungen zwischen den konkreten 
.Operationen und dem moralischen Urteilen, da die Reversibilität des Denkens als _ 
\~<bgnitive Grundfähigkeit bei der Entwicklung eines reiferen moralischen Urtei-
leID beteili&~i (Piaget 1947, S. 185). Sie beseitige den Effekt des Egozentrismus, 
der das moralische Urteilen beschränke, weil es unter seiner Herrschaft nicht 
m~lich sei, die Handlungen von aer-S-elte-(Perspektwer-aes anderen -aus-zu 
betrachten.I,Koh1.Ii§j)(1974, S. 58) weist darauf_hin, daß die .,.Berufung auf pie 
Reziprozität (von ihm als Reversibilität im moralischen Urteilen verstanden) erst-
mals ig der Be~ründung moralischer Urteile in seinen (allerdings nicht veröffent-
lichten) .Untersuchudgen bei,Ki!l4~~n des Alters von sechs bis sieben lahren 
beobachtet wurd.. ' 
Die. Begri.i!1~~PK~er Deli~tsfähigkeitsgrenze aus einer allgemei~en_kogl!ith:~n.. ~ 
}~:n~'Yjc~I~~g~.sese~!-~3~!!?ke~t, ,~~t. bei Pia~ets Stuf~E.!:.hr~ of!:.~b~r ...!<:hon _'Yeite!_ 
konkretisierbar als bei Kroll.Da aber die FälU'gkeiten der konkreten Operationen ~ 
'~~st nacli-sieben lahreji-äutkommen, scheint unmittelbar noch keine Begründbar-
.keit wegen der sich notwendig ergebenden Altersdifferenz möglich. Da Piagets 
Altersangaben jedpch nicht repräsentativ gemeint, sondern mehr oder weniger 
zufällig durch die von ihm benutzten Stichproben bedingt waren, kann man 
unterstellen, .daß sich bei repräsentativen Stichproben diese Altersangabendiffe-
renz reduzieren ließe. Wiederum ist aber noch nicht direkt geklärt, ob tatsächlich 
solche Vefänderungen in der Beurteilung von Handlungen beobachtet werden 
können, die das Vorliegen einer Erkenntnis von Unrecht und Vergeltungspflicht 
im Sinne des Deliktrechts anzeigen. In späteren Abschnitten (Kapitel 3.2.2., 
3.3.2. und 3.3.3.) wird hierauf bei der Besprechung der Piagetschen Arbeit über 
das moralische Urteilen von Kindern noch eingegangen. 
0ychoanalytische Gewlssenslehrel Die Phasenlehre der Psychoanalyse geht i~' 
Gegensatz ~u den meisten Stufen- und Phasenlehren direkt auf die Bildung des 
Gewissens ein. Sie sieht die Bildung des Gewissen1i, ausdrücklich vor dem Alter 
von sieben lahren für vorläufig abgeschlossen an. Das Gewissen entsteht nach 
psychoanalytischer Lehre als komplexe Reaktion durch die Umwelteinwirkungen 
in der Familie auf das frühkindliche Triebleben und Erlebe.p. Die Gewissensbil-
dung ist verbunden mit cij:r Entwicklung der Über-Icb-Instanzen der Person und 
... fällt aIlLllC;,l:1,.,Abschhlß d(!rphalJi~<:h~J:?:lE~~~ oder den Beginn der Latenzzeit bei 
sechs] ahren. Die Bildung der Instanzen des )ch-Ideals und des Gewissens wird 
. durch die Überwindung des Ödipus-Komplex~s bewirkt. Das Gewissen.~lärt 
das Phänomen der Hemmung von Es-Impulsen ohne Anwesenheit der Eltern 
....d\l..!~h die Annahme seiner Kontrollfunktion. Das Gewissen enthält die Verbote 
und Gebote, die aus den negativen Erfahrungen i!! den Realitätskonflikten des. 
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Ichs resultieren. Das Ich-Ideal enthält die positiven Leitbilder aufgrund der Iden~ 
tifikation des Ichs mit den Eltern. Es bildet den Maßstab der künftigen Selbst be-
wertung der 1.?erson (Loch 1967, S. 31f.). 
Das vorrangige Interesse der Psychoanalyse galt der Ontogenese des Gewissens 
während der frühkindlichen Entwicklung. Dabei spielen neben dem frühkindli-
chen Triebleben und den Einflüssen der familiären Umwelt die Abwehrmechanis-
men der Introjektion, Verkehrung ins Gegenteil und Identifikation mit dem Ag-
gressor eine wichtige Rolle. Während von Freud die Gewissensbildung nur im 
frühkindlichen, d. h. vorschulischen, Lebensalter bis zur Latenzzeit behandelt 
wurde, gehen einige neuere Autoren der Psychoanalyse (Erikson 1957; J acobson 
1973) auch auf die Weiterentwicklung der Iqstanzen des Über-Ichs in der Adoles-
zenz ein. Dort werde das personale Gewissen des autonomen Ich-Apparates 
ausgebildet (Elhardt 1971) . 
.;M.elhilliisch gc;.sehen, ist di<;",p~Yc:;hoanalytische Gewissenslehre eine theoreti-
sche Konstruktion.auf der Basis des Gesprächsmaterials aus den psychoanalyti-
schen Sitzungen der Psychoanalytiker mit ihren Klienten.~Die Gespräch§.inhalte 
selbst sind einerseits ~nabhängig von den Auffassungen des Psychoanalyti-
kers. Möglicherweise sind sie andererseits~gar an Erfindungen sich annähernde 
Versuche des Klienten, seine Problematik auszudrücken und zu verarbeiten. Er 
kann währ~nd "'~eine; Psycho~;alyse gelern~'haben, wie er das tun kann. Ein 
weiteres problem der psychoanalytischen Gewissenslehre ist, daß si~. aus der 
.Erfahrung mit Neurotikern gewonnen wurde. Daher kann sie möglicherweise 
nur'Iür nicht normale Persönlichkeiten Gültigkeit beanspruchen. 
~deres Interesse erlangt die psychoanalytische Gewissenslehre aus dem 
Grunde, daß die Bildung der Instanzen des Ich-Ideals.. und Gewissens mit Beginn 
der Latenzzeit einen vorläufigen Abschluß erlangt. Die.l&!,~!1zzeit wiederum 
~ginnt nach Freud etwa mit sechs fahren. Zu dieser Zeit sind also die Funktionen 
des Ich-Ideals und Gewissens soweit ausgebildet, daß ein~.-2!!!IQlle der killdli-
ehen Triebimpulse möglich ist. Verallgemeinert man bei den Triebimpulsen des 
Kindes von den in psychoanalytischen Lehren zum Hauptgegenstand gemachten 
libidinösen Triebimpulsell.gegenüber Vater und Mutter auf andere Handlungsbe-
reiche, wird man hieraus ableiten können, daß mit sieben Jahren die Kontrolle 
·von z.<l,hlreichen Handlungen möglich ist. ~s mag evident erscheinen, daß das 
auch für dem Kind vorstellbare unerlaupte Handlungen gelten kann.rOb aber bei 
dieser Kontrolle von unerlaqbten Handlungen Unrechts erkenntnisse und Vergel-
tungspflichtverständnis beteiligt sind, ist ungeklärt. Erst dann aber würden aus 
der psychoanalytischen Gt:-4"issenslehre positive Auss;j,gen zur Deliktsfähigkeit 
folgen,. Wenngleich.eine zeitlich .. übereinstimmende Aussage vorliegt, fehlt die 
notwendige inhaltliche Ausführung, um die psychoa~alytische Gewissenslehre 
zur Be ründung der Deliktsfähigkeitsaltersgrenze verwenden zu können. 
tra verständnisstu en ez tern Stern (1914, S. 351) konzipierte drei Stufen 
m fän lichkeit des Kindes für Strafen" ... Die früheste 5wfe sei eine rein 
assoziative. Die_~trafe wirke lust_1!.nd 
schrecke dadurch von Wiederholung ab. Die zweite sei die logische. Strafe werde 
~sund.en.als.eine..siclL.a.us der Handh,l,l]..g..e.rgclLende natürliche Konsequenz. Die 
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dritte, moralische Stufe sei dort erreicht'E die in der Strafe liegende Sühnung 
zum Bewußtsem komme. Auf dieser Stufe stehe das Kind der Strafe nicht mehr 
bloß als rezeptiv Erleidender gegenüber. Es erkenne gegebenenfalls vielmehr eine 
Bestrafun als berechti t an und vers üre eradezu selbst das Bedürfnis nach 
einer solchen. Diese höchste Form des Strafbarkeitsbewußtseins sei "in en ersten 
sechs Lebensjahren natürlich nur in Spuren vorhanden" (a. a. 0., S. 351). 
Vergelwngspflicbtyerständnis als verständnis der Sühnepflicht erscheint auf 
,der dritten Stufe denkbar. Aus den Beispielen Sterns geht ~ einerseits hervor, 
daß es sich bei ihnen um Einzelfallbeobachtungen handelte, von denen man nicht 
auf das allgemeine Erreichen der dritten Stufe schließen kann. Andererseits zeigt 
sich, daß es sich um Erziehungsstrafen der Eltern handelte, an denen sich das 
Erreichen der dritten Stufe demonstrieren ließ. Wie es sich bei Delikten, d. h. 
unerlaubten tIandlungeQ in einem außerfamiliäred Lebensbereich, damit verhält, 
wurde von Stern picht untersucht, so daß unklar bleibt, in welchem Alter bei 
Delikten die dritte Stufe Sterns erreicht wird. . 
Weiterhin kann bezweifelt werden, ob die Demonstration-des Erreichens der 
dritten Stufe von Sterns Beschreibungen aus schon für forensische Zwecke hinrei-
chend möglich ist. Qie Anzeichen, die Stern als Ausdruck des Bewußtwerdens. 
der in der StrafeJiegenden Sühnung wertete (Berechtigung und Bedürfnis nach 
der Strafe) sind u. U. nur im unmittelbaren Kontakt von Erzieher und Kind, d. h. 
;'on Opfer und Täter, erfaßbar. Insbesondere könnten die Selbstbestrafungsha.nd-. 
lungen von zwei- ode~ vierjährigen Kindern, die Stern schon als Ausdruck spon-
taner Sühne bedürfnisse wertete, nicht nur anders gedeutet (Imitation von Erzie-
hungsrnaßregeln), sondern müßten auch in der Untersuchung erst wieder vom 
Gutachter aktualisiert werden. 
Insgesamt bestätigen somit Sterns Auffassungen und Beobachtungen zwar, daß 
die Strafmündigkeit der Entwicklung unterliegt. Insbesondere weisen sie darauf 
hin, daß es dem Kind Schwierigkeiten bereitet, eine Strafe zu verstehen, die nicht 
bloß in einer augenblicklichen Reaktion auf das Vergehen erfolgt. Weiterhin 
ergibt sich aus ihnen die Vermutung, daß die eigentlich moralische Stufe bei vielen 
Handlungen von vielen Kindern erst nach sechs Jahren erreicht wird. Von Stern 
wurde aber nicht die Ausbildung des Vergeltungspflichtverständnisses bei zivil-
,rechtlichen Delikten beschrieben. Eine zu diesem Zweck u. U. dienliche.11nter-
"§.f..b_elg1JI!g.Y9}}.H~f!.l1.Q~- oder Strafbarkeitsbewußtsein wurde begrifflich nicht 
~ollzogen, da die Entwicklung des Strafverständnisses an Erziehungsstrafen .un-
tersucht wurde. Schließlich enthielt die Methode zum Nachweis des Erreichens 
der dritten, moralischen Stufe des Strafverständnisse~in hohes Maß situationsge-
bundener Deutung eines Geschehensablaufes. Daher reichen die Befunde Sterns 
auch unabhängig von ihrem Einzelfallstudiencharakter für die Beantwortung der 
Fragestellung der vorliegenden Untersuchung nicht aus. 
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Änderung der Altersgrenze auf grund von Emotionalitätsphasen 
Eine weitere Häufung der Altersgrenzen von Stufen- und Phasenlehren bis 
zum Alter von zehn Iahren wäre ein möglicher Anhaltspunkt für eine Falsifika-
• ti on der deliktrechtlichen Altersgrenze. Aus der Übersicht von Bergius (1959) 
geht aber keine weitere Häufung in diesem Altersbereich hervor. Wegen des 
Fehlens eines gehäuften Vorkommens von Altersgrenzen der Phasen- und Stufen-
lehren im Grundschulalter ließe sich daher eine Verlegung der Altersgrenze des 
Deliktrechts kaum rechtfertigen. Das schließt nicht aus, daß die Lehren mit einer 
Grenzziehung im späteren Grundschulalter wegen der in ihnen angesprochenen 
Entwicklungsinhalte so etwas nahelegen könnten. 
Einige Phasenlehren (Kroh, Tumlirz, Busemann; vgl. auch die Hervorhebung 
einiger anderer Einzelmeinungen hierzu bei Dauner 1980, S. 43). nennen aber 
gerade f!ir die Zeit des Grundschulalters Reifungen von psychischen Funktions-
bereichen die die Steuerun sfähi keit des Ki d s be f Die Emotionalität 
und das Sozialverna ten werden darin angesprochen. Hier ist vor allem die Lehre 
:Busemanns (1950, S. 76, 89; 1953, S. 59) zu nennen. Sie verwendet den Wechsel 
• von Erregung und Beruhigung als Ordnungsprinzip ihrer auf die Emotionalitäts-
bzw. Intentionalitätsentwicklung bezogenen Phasen. Dabei ~hließt die dritte 
Erregungsphase an den ~rsten Gestaltwandel an und wurde in die Altersspann!{ 
• sechs bis acht Jahre gelegt An sie schließt ~ie weitere Phas~ des Schwatz alters bis 
· zum zehnten Lebensjahr an. Busemanns Zeitangaben stimmen dabei gut mit den 
von Gesell (1954) als typisch-vorherrschend bezeichneten Altersstufenmerkmalen 
überein, die auf repräsentativen Erhebungen beruhen. Daher kann es trotz der 
nicht mit den Rechtsanforderungen in Beziehung stehenden Datenbasis (Sprach-
stilanalysen) berechtigt erscheinen, die Grenzziehung bei zehn Jahren als Alterna-
tive für eine untere zivilrechtliche Altersgrenze zu erwägen. 
An dieser Stelle muß zunächst auf einen kürzlich erschienenen vergleichenden 
Bericht über psychiatrisch-psychologische Untersuchungen von jugendlichen 
Delinquenten mit Brandstiftungs- und Eigentumsdelikten eingegangen werden. 
Es muß anschließend aber auch noch verdeutlicht werden, was mit dieser in 
Erwägung zu ziehenden Änderung der unteren Altersgrenze im Deliktrecht tat-
sächlich vorgenommen würde, wenn sie sich auf die Entwicklung der Emotionali-
tät bezöge. 
Dauner (1980, S. 127) meinte, unter Bezug auf die Lehren von Hetzer, Buse.~ 
mann und Kroh, die bei ungefähr neun bis zehn Jahren eine weitere Altersgrenze 
annehmen, daß grundsätzlich prüfenswert wäre, ob sich anhand der Daten ihrer 
Untersuchung eine Verschiebung der Altersgrenze des Deliktrechts begründen 
ließe. Ihr erschien diesbezüglich das Ergebnis ihrer Untersuchung aufschlußreich, 
in der sie keinen beachtenswerten Entwicklungstrend bei den von ihr untersuch-
ten deliktrechtlich begutachtungsrelevanten Eigenschaften finden konnte, als sie 
15 Brandstifter unter zehn Jahren mit 15 Brandstiftern über zehn Iahren verglich. 
Sie verneinte von daher die Notwendigkeit zur Verlegung der Altersgrenze. 
Ob die Gedankenführung Dauners (1980) bei ihrem Vergleich der beiden un-
terschiedlich alten Brandstifter-Gruppen aber de lege ferenda, wie sie meinte, 
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schlüssig ist, bleibt anzuzweifeln. Pragmatisch gesehen, würde die Altersgrenze 
sicherlich bei zehn Jahren nicht unzutreffender sein als bei sie,ben Jahren, da 
sicherlich mehr Kinder mit zehn Jahren das Unrecht ihrer Tat und die Vergel-. 
tungspflicht dafür einsehen können und daher die Rechtsvermutung auf jeden Fall. • 
eher zulässig ist. Wenn weiterhin an einer unausgelesenen Stichprobe nachgewie-
sen würde, daß eine erhebliche Zunahme in Richtung auf 100%iges Vorliegen von 
Unrechts erkenntnis und 'lergeltungspflichtverständnis bis zu zehn Jahren erfolg-
te, wäre de lege ferenda ein fundamentaler Befund zu beachten. Die alleini&e 
Untersuchung von Brandstiftungsbegutachtungen kann aber nur zu de-Iege-Iata~ 
• Erkenntnissen führen .. An sie anschließende de-Iege-ferenda-Schlußfolgerungen 
,(scheinen wegen der tatunspezifischen Fassung des § 828 BG~ völlig unberech-
tigt. 
Wenn der Befund Dauners anders ausgefallen wäre, so daß also zur Begutach-
tung zugewiesenen Brandstiftern unter zehn Jahren eher keine Deliktsfähigkeit 
unterstellt werden könnte, hätte man bis zum Alter von zehn Jahren bei Brand-
stiftern eher Deliktsunfähigkeit zu vermuten. Das würde sicherlich die Versiche-
rungen des Schädigers veranlassen, dort mehr Begutachtungen vornehmen zu 
lassen. Daher rührt die de-Iege-Iata-Bedeutung ihres entwicklungspsychologi-
schen Fehlbefundes, daß solch eine Zunahme der Deliktsfähigkeitsbejahung nicht 
bestätigt werden konnte. Da die zu einer Begutachtung vorgenommene Vorselek-
tion der Probanden aber den unterstellten Entwicklungstrend bei Unrechts- und 
Vergeltungspflichteinsicht in der Gesamtpopulation der Kinder u. U. aussondert, 
hatte das Fehlen eines Befundes an der Begutachtungsstichprobe de lege ferenda 
gar keine Aussagekraft. 
pie Generalisierbarkeit des von Dauner (1980) vollzogenen Vergleichs von 
Fßlen der Brandstiftungsbegutachtung und von Kindern mit Ei~entumsdelikten 
erscheint auJ;h problematisch. Angesichts von ca. 10% Unterschieden (in beiden 
Richtungen der Abweichung) bei völlig ungezielten, d. h. nicht von spezifischen 
Hypothesen über die Brandstifter geleiteten, Vergleichen der beiden Gruppen 
bleibt die statistische Problematik des u. U. nur zufälligen Ausmaßes der Unter-
schiedlichkeitsbefunde zu erwägen. An der forensisch bedeutsamen Schrift ist 
neben dieser versäumten methodischen Diskussion noch eine unklare Darstellun~ 
der Rechtslage zu,bemängeln. Auf Seite 25 steht a.a.O. nach Zitierung des ersten 
Satzes von § 828 BGB: "Diese fehlende Erkenntnis zur Verantwortlic:hkeit wird 
übrigens für ein taubstummes Kind von Gesetz wegen von vorn .. herein verneint." 
Tatsächlich heißt es im § 828 (2) BGB, der sich auf die bedingt verantwortlichen 
Minderjährigen bezieht, ohne eine derartige doppelte Verneinung: "Das gleiche 
gilt von einem Taubstummen." Die Verantwortlichkeits erkenntnis kann also bei 
Taubstummen durchaus fehlen. 
Es bleibt~r~1h w~s bei einer Verlegung der Altersgrenze auf das zehnte 
Lebensjahr mit Bezug auf die Emotionalitäts-Entwicklung tatsächlich vorgenom-
..llll:D....würde. Dies würde ,einer Verall~emeinerun~ des Steuerun~sfähi~keits~e­
sichtspunktes glejchkommen. Die Berücksichtigung der Steuerungsfähigkeit ist 
nach geltendem Recht im Zusammenhang mit der Verschuldensfrage nach § 276 
BGB zu klären. Dort kann in alterstypischem Maßstab berücksichtigt werden, 
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daß die Steuerungs fähigkeit aufgrund der Gefahrenerkenntnis nicht gegeben ist 
(vgl. o. S. 38) . .ß&i der mit der Emotionalität begründeten Verlegung der.Alters-
• grenze ist nicht mehr die Einsichtsfähigkeitsentwicklung Kriterium der Grenzzie-
....,h.,ypg. Vielmehr findet .nicht nur eine Altersgrenzenverlagerung statt, sondern 
auch eine Kriteriumsänderung. Es ist ein juristisches Problem, ob dies zulässig 
oder sinnvoll wäre. Dazu abschließend Stellung zu nehmen, ist nicht Absicht 
dieser Arbeit. Vielmehr soll herausgestellt werden, da~ dann eine Verallgemeine-
rung der Berücksichtigung der Verschuldensfrage in_ zwejerlei Hinsicht vo~ 
nommen würde~s würde, Y.Ql1_s:l_~p1 besonderen Delikt abgesehen, wie es bei 
geltender Regelung möglich ist~~itens würde pauschal Steuerungsfähigkril.,. 
aberkannt, da die Beeinträchtigung der Steuerungsfähigkeit durch die Emotiona~ 
lität nicht nur gegenüber der Gefahrenerkenntnis (also bei fahrlässigen Delikten), 
sondern auch gegenüber vorsätzlichen Delikten angenommen würde. Da die 
höchstrichterlichen Instanzen aber die Berücksichtigung der alterstypischen Be-
einträchtigung der Steuerungsfähigkeit bei vorsätzlichen Taten ablehnen, er-
scheint es sehr wahrscheinlich, daß von juristischer Seite solchermaßen begründe-
re Änderung der Altersgrenze nicht vertreten werden könnte, zumal die stützen-
de Evidenz für solche Änderung auf die allgemeine Entwicklung des Kindes 
bezogen ist und nicht direkt auf den Bereich von Normübertretungen (vgl. 
o. S. 40f.). 
Da Dauner (1980, S. 137ff.) gerade die Berücksichtigung der phasenspezifi-
schen Emotionalität im Begutachtungsfall befürwortet, muß hier aber auch noch 
darauf hingewiesen werden, worin der Unterschied ihrer Forderung zur gelten-
den Regelung besteht. Danach wäre nur eine alterstypische Berücksichtigung 
möglich. Eine besondere Steuerungsfähigkeitsschwäche eines einzelnen Kindes 
könnte nicht als Exculpierungsgrund anerkannt werden. In dieser Hinsicht kann 
Dauner also zu Recht eine Forderung erheben, die auf die Exculpierung individu-
eller Ausprägung der Steuerungsfähigkeit hinausläuft. Sie hätte dies aber deutli-
cher machen müssen. Ihr Beitrag geht nicht auf diesen Sachverhalt ein. Sie igno-
riert Undeutschs (1967) Handbuch-Übersicht über die Rechtsprechung, auf die 
allgemein immer wieder verwiesen wird und in der dies deutlich gemacht wird . 
.ver Verfasser stimmt aber Dauners Anliegen zu, gegen die allein am Krankheits-
denken orientierte, vorherrschende forensisch-psychiatrisc~ Auffassung Bres-
sers (19721 dem Entwicklungsgedanken in der Gesetzesaussage zu der ihm zuste-
henden Geltung l-u verhelfen. Dies ergibt sich aber schon aus bestehendem Recht 
als Aufgabe der forensischen Psychologie. 
3:1.2. Entwicklung von Einzelbereiche~ 
Körper und Sprache 
Somatisch-physiologische Entwicklungszeichen ... In der (Rechts-)Geschichte _wa-
ren die (zweite) Zahnung und di~_PJ!.bertät illl!. Begründungsgesichtspunkte für die 
Altersstufen bei sieben und vierzehn Jahren nachweisbar. Im Prinzip sind diese 
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körperlichen Zeichen zwar heute nicht als Begründungen für die Altersgrenzen 
geeignet, da sich die heuti~en Rechtsauslegungen auf kognitive Merkmale bezie-
hen. Dessen ungeachtet gibt es aber ,Befunde, die auf eine ~ewisse Ubereinstim-
mung zwischen dem Zahnungs- oder Pubertäts alter und den Altersgrenzen hin-
• weisen, so daß die Prüfung der Verwendungsmöglichkeit somatisch-psychologi-
scher Entwicklungszeichen als Begründungsgesichtspunkte erforderlich er-
scheint. 
, Zeller (1952) fand etwa zum Alter v0l! sieben Jahren einen grundsätzlichen 
Gestaltwandel des Körperhabitus von .der Kleinkindform zur Schulkindform. 
~ (1970, S. 170). hielt Zellers Gestaltwandel-Aussage aufgrund großangeleg-
ter anthropometrischer Untersuchungsreihen, die jeweils nur einzelne Maße er-
faßten, noch nicht für objektivierbar. Aber er meinte, daß zur hinreichenden 
Prüfung komplexer vorgegangen werden müsse. ~l (1975, S. 25) faßte in 
Übereinstimmung mit einer verbreiteten Kritik an den Stufe?!ehren die Jilein-
J5i!1.9:f9r:l!l.....!!!1d die_S.chulki~~for:m nach Zeller (1952) lediglich auf als "Endpunkte 
~.eil1es Kontinuums, auf dem sich die einzelnen Merkmale, die in den Extremen in 
annähernd r~i;;~~ Form hervortreten, mit unterschiedlichen Abstufungen darstel-
len". '" einer neueren empirischen Untersuchung hatte sich aber der erste Ge-
.staltwandel doch bestätigt. Jedoch war er iIIJ. Zu~e der säkularen Akzeleration 
anscheinend Jforverle~t worden. Kunze & Murken (1,974, nach Rüdiger et al. 
1974, S. 106) fanden in einer diesbezüglichen Untersuchung der Somatogramm-
Maße von drei- bis achtjährigen, Kindern zwischen vier und fünf lahren eine 
~ders starJ-.e Größenzu!1ahme und leichzeiti einen Minimalwert an Ge-
wichtszunahme. Diese Streckung wurde~al~so.lA~n~ziloel~· co/;;h~~~lroI.Ili.!r.lrol~~!.W!o!.Y!!o!!:I=!:Yo!i~ .... 
interpretiert. 
Wenn .entsprechende kognitive Änderungen mit dieser Streckung einhergehen, 
würde sich daraus...ergeben... . .d.aß...cinf....YQ1Y.cr.kgY!1.g_.d~L von diesen kognitiven 
Änderungen betroffenen Altersgrenzen erforderlich wäre. Zum Teil ist belegt 
,(Meinert 1955), daß der .Gestaltwandel in einer ~ewissen Beziehung zur Schulreife 
, steht. Dazu konträre Befunde von Seyfried (1966) und Krapp (1973) stehen dem 
gegenüber . .gine Studie, die Merkmale mit Bezug zur zivilrechtlichen Altersgren-
ze mit dem Gestaltwandel korrelierte, hegt dagegen gar nicht vor. Damit..cignet. 
sich der..erste Gestaltwandel. trotz seiner Stützung durch die Erhebun~ von Kun-
ze & Murken (1974) nicht als (stellvertretende)Begründung flir die zjyilrechtlicbe 
Al ter:.~g!'.t:.n.:.~.~_ . .Y.9.!! .... si~'I")5!.!!.J~!Jr~ Er liegt .. h~YXl:! .. i!n.~~h~i!l~!l9._.f[Y.b_~I,.JJ.nd eine 
Untermauerung seiner Verbindung mit zivilrechtlich relevanten Entwicklungs-
merkmalen fehlt. 
Tanner gibt al!-l!l:i.~~1..~!,.~~.~~.g!lllgsalter in Industrienationeru.ec..hs Jahre an .. In 
bezug auf die Pubertät kann er auf eine Yorverlegung des Menarche-Alters im 
20. Jahrhundert in Westeuropa verweisen. 1890 habe es in Nordeuropa bei 16 
Jahren gelegen, 1950 bei 14 Jahren (Tann er 1970, S. 146). Das erinnert an das 
Argument in der Jugendgerichtsbewegung (vgl. o. S. 44), wegen der biologischen 
Reife das strafrechtliche Unmündigkeitsalter bei 16 Jahren anzusetzen. Heute 
würde man bei Zugmodelegnog dieses GesichtspY.!1.Äl§..Q.!lrchaus der bestehen-
d~!L.t\ltersgrenze von vierzehn Jahren im Strafrecht nahekommen. Das erinnert 
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wiederum an die römische Begründung dieser Altersstufe mit der Pubertät. Je-
doch erscheint das Zahnungsalter entgegen der mittelalterlichen Annahme keines-
wegs geeignet, die Altersgrenze von sieben Jahren zu stützen, da die zweite 
Zahnung heute im Mittel vor dem Alter von sieben Jahren auftritt. 
Bei Tanner (1970), Epstein (1974) und Shapiro & Perry (1975) werden weitere 
somatische Änderungen bei sieben Jahren genannt. Man muß aber davor warnen, 
aus der bloßen Existenz von somatischen Änderungen auf Begründungen von 
Altersstufen des Rechts zu schließen. Dies würde voraussetzen, daß eine Argu-
mentationskette von den somatischen Befunden zu den kognitiven Anforderun-
gen des Rechts geschlossen werden könnte .• Die Untersuchung des Zusammen-
hangs körperlicher und geistiger Entwicklung bietet sich zur Prüfung der Mög-
lichkeit solch einer Argumentationskette an. Wie die folgenden Befunde aber 
zeigen, .fehlen hinreichende Belege für diesen Zusammenhang. 
Nach den von Undeutsch (1959, S. 342) zusammengestellten Forschungsbe-
funden über den tusammenhang von Maßen des körperlichen Wachstums und 
von Maßen d~.~.k9.gni!i.xe.n .. EQ~wi~kltlQgsl'ta.Q<i~~.1:l.ge.!t4ie..l!!~i.~~e..1! Korr.e.lationen 
zwischen r = .05 und r = .20. Dekhöchste statistische Zusammenhang ergab sich 
zwischen dem Knochenalter (Flächenindex des Handwurzelknochens) l!pd den 
Leistungswerten im Hetzer-Entwicklungstest mit r = .33. Die Einbeziehung 
mehrerer Körpermaße in_~llhiple.nJS&lJ:~Ja.tiQD!'=J1J!rbrachte kei~Qhe.ren.Wetle­
für den untersuchten Zusammenhang. 
Auch die jüngere Untersuchun& von Kri\Pp (1973, S. 86ff.) über den.Zusam-
---Ull:ohang körperlicher Reifemerkmak mit dem Schulerfolg bestätigte diesen 
Trend. Dort wurden aus den Interkorrelationen von 25 Maß- und Schätzwerten 
zur körperlichen Entwicklung mit der.Faktorenanalyse zunächst drei Faktoren 
als den Interkorrelationen zugrundeliegende Größen identifiziert. Diese wurden 
.als Wachstumsmaße (Größe und Gewich~ Konstitution im Sinne des ersten 
Gestaltwandels (Kleinkindform vs. Schulkindform) qnd Zahnentwicklungsstand 
bezeichnet. Nur die Wachstumsmaße korrelierten mit dtim Schulerfolg nach dem _·r 
ersten Schuljahr statistisch bedeutsam. Der Wert von r = .17 liegt aber wieder in 
dem sachlich unerheblichen Wertbereich, wie er auch von Undeutsfh gefunden 
wurde. Die Zahnentwicklung korrelierte sogar nicht einmal statistisch bedeutsam 
mit de~ Schulerfolg nach dem ersten Schuljahr. Daher sprechen die Befup.de über 
den Zusammenhang körperlicher und geistiger Entwicklung nicht für eine Fun-
dierung der Altersgrenze von sieben Jahren durch körperliche Entwicklungs-
maße. 
Entwicklung der Sprache und der Handlungskontrolle durch Sprache. In Hin-
sicht auf einen allgemeinen Wandel kognitiver Prozesse in dem Altersbereich 
zwischen fünf u~d sieben Jahren sind auch unabhängig von Pha~enlehren bestäti-
gende Befunde erhoben worden. White (1965) trug Untersuchungen unter diesem 
Gesichtspunkt zusammen. Sie bezogen sich auf die Veränderung von Lernleistun-
gen und wiesen auf eine beginnende Auswirkung sprachlicher, mediierender Pro-
zesse bei Lernprozessen hin. Shapiro & Perry (1976) sammelten ebenfalls Unter-
suchungep, die auf einen Wandel von psychischen Prozessen in diesem Altersbe-
reich hinwiesen. Sie schlossen daraus (a. a. 0., S. 97), daß diese Wandlungen 
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geeignet seien, Hemmung und Kontrolle von Trieben und damit den Aufschub 
von Handlungen zu ermöglichen. 
Auf die Sprachentwicklun~ bezo~ sich auch die römische Rechtsbezeichnung 
"infantes" . Faßt man "nicht sprechen können" als nicht vollständige Beherr-
schung aller syntaktischen Strukturen einer Sprache auf, was im Lateinischen 
früher vielleicht tatsächlich sieben Jahre erforderte, dann kann die Untersuchung 
Beilins (1975) von Interesse sein. Sein Befund war, daß eine repräsentative Grup-
pe amerikanischer Kinder erst vom siebenten Lebensjahr an das Passiv beherrscbx 
te. Die geläufige Auffassung war bis dahin (z. B. Salber 1959, McNeill 1970), daß 
im fünften Lebensjahr die syntaktischen Strukturen beherrscht Ferden. Man hat-
te dabei allerdings die passivischen Konstruktionen außer acht gelassen . 
...tlkiJi~I Entwicklun~ der Kontrolle von Handlungen sind besonders die Arbei-
. ten von I ])[ia !lnd Mitarbeitern über die verbale Kontrolle von Verhalten zu 
nennen. Luria (nach Berlyne 1970; Wozniak 1972; Shapiro & Perry 1976) be-
schrieb, 'däßda~ Verhalten eines Kindes unter drei Iahren durch verbale Instruk-
tion wohl eingeleitet, nicht aber gehemmt werden könnte. Weitere Arbeiten in 
der Schule Lurias belegten di~ MÖglichkeit zu verbaler Kontrolle bei Unterlas-
sungshandlun~en erst nach dem Alter von fünf Iahren. Die Zunahme der Selbst-
~lJ.ta!iQ1I . .d.!JICh Sprache läßt sich auch aus der Zunahme von leiser sprachlicher 
J(ommentierung eigenen Spielens zwischen sechs und acht Jibren aus Kohlberg et 
al. (1968, S. 315) ableiten. Dies spricht: für eine weitgehende Kontrollmöglichkeit 11 
von Handeln durch Sprache oder sprachlich vermittelte Kognitionen zu Beginn V 
der Schulzeit. 
Relevant" erscheint Lurias Befund in bezug auf die Deliktsfähigkeitsgrenze des 
geltenden Rechts aber nllt in Hinsicht auf eine u. U. darin enthaltene Möglich-
keit, aufgrund von "Unrechtserkenntnis" . die .dann als sprachlich repräsentierter 
Inhalt zu verstehen wäre. Handlun~en zu unterlassen. Das wäre gegenwärtig eine 
. Spekulation, die für die Frage der Entwicklun~ der Steuerungsfähigkeit Bedeu-
tung haben würde, z.B. wenn ein gehörtes oder erinnertes Verbot erst bei Vorlie-
gen dieser Steuerungsfähigkeit aufgrund verbaler Impulse befolgt werden könnte. 
~verbaler" Hemmimpuls kann auch der in stillem Sprechen geschehende 
Vollzug einer hier nicht einmal genau als gegenüber dem Mitmenschen definierten 
Unrechtserkenntnis oder einer Gefahrenerkenntnis eine Rolle spielen. Eine direk-
te Demonstration der Beteiligung von Erkenntnis des Unrechts oder der konkre-
ten Gefahr bei erfolgter Verhaltenskontrolle liegt aber nicht vor. Man kann also 
bislang 11ll.Ldisu:elativ ~J~meine Vermutun aufrechterhalten, daß sich die Steue-
n sfähi keit auf rund verbaler Im ulse oder verba verm tte ter 
tatsächlich in diesem Altersbereich ausbildet. Tatsächlich ist damit aber auch hier 
Jiein Widerspruch zur Altersgrenze des DeJiktrecbts gefunden worden, obwohl 
unter bestimmten Bedingungen auch schon vor dem Alter von sieben Jahren die_ 
Fähigkeit zur Unterlassung von Handlungen aufgrund verbaler Impulse nachge-
~
Sinnvoll erscheint, den grundsätzlichen Unterschied zwischen den Experimen-
ten Lurias u!ld. den Rechtsanforderungen in der Steuerungsfähigkeitsfrage. nach 
§ 276 BGB zum Verschulden hervorzuheben. Die Experimente Lurias verlangten 
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das Unterlassen aufgrund eines unmittelbaren Befehls und zwar innerhalb einer 
experi~entellen Situation, die für das Kind neu war. Das heißt, das Kind'begann 
gerade erst während der Untersuchung die Reaktion zu zeigen. Möglicherweise 
hatte das einen Einfluß auf das Auftreten einer verbal-instruierten Unterlassungs-
reaktion. Der dem Kind eigene Spieltrieb ließ vielleicht nicht zu, die erforderliche 
Aufmerksamkeit auf die unterschiedlichen Anweisungen des Versuchsleiters zu 
lenken . 
• Bei einer Übertragung auf die rechtliche Anforderung kann darüber hinaus die 
dort erforderliche. voluntative Unterlassungsfähigkeit aber nur insoweit ange-
nommen werden. als die Tatsituation mit der experimentellen Situation Lurias 
übereinstimmt. In der Regel weisen zwar Verbotsschilder und Warnschilder auf 
die Gefahren. Aber diese können sich nur an Kinder wenden, die des Lesens 
mächtig sind. Das ist in der Regel bei Vorschulkindern nicht der Fall. Daher ist 
.die Unterlassungsaufgabe bei Delikten insofern anders. als in Lurias Experimen-
ten das Verbot nicht erst von Schildern entnommen werden mußte 
~rhitLspJechen_(;!je,Egiehl!p..gsb~r~~h.!:~~n wohl auch Warnungen und 
Ye.t:b.o.te...aus. Im Unterschied zu Luria gibt es zu~ einen.,.bei den Delikten aber 
keinen unmittelbar perzipierten Unterlassungsbefehl. Zum anderen soll der nicht 
einmal unmittelbar perzipierte Unterlassungsimpuls aufgrund bestimmter Er-
kenntnisse (Gefahrenlwgnition) auslösbar sein. Beim BGB wäre die Unterlas-
sungsfähigkeit aufgn;~d der Gefährli~hkeitserkenntnis rechtsrelevant. Im JGG 
§ 3 wäre die Unterlassungsfähigkeit aufgrund der dort geforderten Unrechtser-
kenntnis aus der Sozialbindung zu fordern. Dem Täter wird also nicht das Fehlen 
ankonditionierter Unterlassungsfähigkeit vorgeworfen. Diese wäre nur den Er-
ziehungsberechtigten vorwerfbar ...Dagegen soll der Vorwurf den Täter nur tref-
fen, w.e.nIL~i~lln1eJ:la~~JIDg,,_!LOS: aktueller und relevanter Erkenntnisse nicht 
erfolgte .. _obwoQLQic:! __ E~lÜ.gkeit dazu bestand. J;.s ist sicherlich schwierig. hierzu 
adäquate empirische Beiträge Zllß-ringe~iJedoch sind sie erforderlich, um mit 
Befunden über die Entwicklung der Steq,erungsfähigkeit die Ziehung von Alters-
1: . 
grenzen zu begründen. Gegenwärtig,./VS'cheint das nicht möglich . 
.. 'jf'· , 
Gefahrenerkenntnis 
Die Entwicklung der konkreten Gefahrenerkenntnisfähigkeit ist aufgrund der 
'§§_l.~j:_~~~_~?6~~nteresse. Kinderreime (z. B. "Mes.ser, Gabel, Schere, 
Licht sind für kleine Kinder nicht!") oder einige Episoden in Erziehungsbilderbü-
chern (im "Struwwelpeter" z.B. das "brennende Paulinchen" und "Hans guck iI~ 
die Luft") und nicht zuletzt die täglichen direkten Hinweise der Eltern machen ... 
die Kinder auf schädliche Eigenkonsequenzen unvorsichtigen Handelns oder ge-
fährlicher Gegenstände aufmerksam. Vermutlich~erden in der vorschulischen 
Erziehung auch zahlreiche Hinweise auf möglicheF.~el:1l4schädigll~en gegeben. 
Daher würde es nicht verwundern, wenn Kinder nicht nur aufgrund von 
schmerzhaften eigenen Erfahrungen über das Bestehen vieler Gefahren Kenntnis-
se erlangt haben. Hierzu wird auch d:}~c:!objt<e..men vQ.!.U.~h.~<!E~h.~!:l __ ~.<?!!i.~._n_i_n __ 
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.filmischeL9der direkter Anschauung beitragen können. Ob im Einzelfall einer 
bestimmten Gefahr aber tatsächlich die Gefahrenerkenntnis zu einem bestimmten 
Alter durchschnittlich erwartet werden kann, erfordert zur rechtlichen Beurtei-
lung eine direkte empirische Basis. Diese wiederum ist nur mit einer geeigneten 
Untersuchungsmethode möglich. Untersuchungen über die Entwicklung der Ge; 
fahrener.k~nn~ni~ypm Y.s>rschulaiter zum Grundschulalter lie~en aber nur verein-
...zclLy~ 
,aber & Ward (1977) fragten 615 Kinder der Altersgruppen fünf, acht und elf 
Jahre, ob alle Produkte, die die Mutter kaufen würde, sicher seien. Ohne einen 
Alterstrend waren 60% der Kinder nicht der Ansicht, daß alle Produkte, die ihre 
Mut~;~-;~--k;~f~n pflegte, sicher wären. Spezifischer fragten di~ Autoren danach, 
ob man sich durch einen Toaster oder einen Aerosol-Spray verletzen könne. 
Diese Fragen wurden von mehr als 90% aller Kinder bejaht. Nur die fünf jährigen 
Kinder stimmten der Verletzungsmöglichkeit durch den Aerosol-Spray mit einer 
geringeren Häufigkeit von 70% zu. Die Zusatzbefragung über die eigentliche 
Gefahrenquelle zeigte, daß in bezug auf die Gefahrenursache beim Toaster jünge-
re Kinder mehr die Verbrennungsgefahr und ältere Kinder häufiger gie Gefahr 
des elektrischen Schlages angaben. Gefahr der Verbrennung und des Schlages 
wurden von den elf jährigen Befragt~.n etwa gleich häufig genannt. Die Gefahren-
ursache beim Aerosol-Spray wurde hauptsächlich (ca. 60%) in der Verletzung der 
Augen gesehen. Ein Alterstrend zeichnete sich hier aber nicht ab. 
bber & Wi!n.tc.L9.7.nJ!~_~t:~.l:!.<::h~_r:t..._~ie Gefahrenkognitionen in bezug auf Ei-
..gens.chädig.ung~ll. innerhalb des engeren häuslichen Bereiches. Gefahrenerkennt 
-Ilis __ ;I,J,lßerhalb.des{!nKeie.Q. familiären Bereichs ist aber in bezug auf die Deliktsfä-
higke~t ma!i~.blich. Außerhalb des familiären Bereichs besitzen die Gefahren des 
Straßenverkehrs für Vorschulkinder allgemein anerkannte Bedeutung. Die Ge-
~n.~I.kenntnis von Kindern im Straßenverkehr ist zwar nicht nur unter dem 
Gesichtspunkt der Deliktsfähigkeit von Interesse, sondern auch unter dem Ge-
sichtspunkt des Schutzes vor Eigenschäden der Kinder. Verkehrspsychologische 
Untersuchungen mit Kindern unter erzieherischer Zielsetzung können u. U. aber 
auch über die deliktrechtlich relevante Entwicklung der Gefahrenerkenntnis Auf-
schlüsse bringen... 
Jgimbourg (1976) berichtete über Verhaltensbeobachtungen an 150 Kindern im 
Alter von vier Q!§_l!t:un I ahren. Ihnen war die Aufgabe gestellt worden, eine 
-Stt:aß~jjb!!r_(Eleren, um zur wartenden Mutter zu gelangen. Der größte Teil der 
, '" "'hri en lief schnell und ohne vorheri es oder begleitendes Umsehen 
über die Straße. Die sechs- bis siebenjährigen sahen sich zum grö ten el am 
B'ordstein vor der Überquerung um, rannten aber dann genau so wie die vier- bis 
fünfj~hrigen ohne zusätzliche Orientierung über die Straße. Die meisten acht- bis 
neunjährigen hingegen überquerten die Straß~. im normalen Gehtempo und orien-
r!e.r_ten_~ichI.!1_eJ~rI.!1_~1.~i!!?_eI. di~yerkehrssituation . 
.,Man kann das beobachtete Zunehmen von "Sicherungen des Straßenüberqye-
rens" als Folge von vermehrter Gefahrenerkenntnis bei älteren Kindern deuten. 
Jedoch wirkten sicherlich auch Einübung des sichernden Verhaltens sowie größe-
re Fähigkeit zur Verhaltenskontrolle (z. B. Erinnern der Verhaltensregel und Ent-
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scheidung für das Befolgen der Verhaltensregel des Straßenüberquerens) bei der. 
Zunahme sichernden Verhaltens bei der Straßenüberquerung mit. Daher befrie-
digt dieses Ergebnis eines Entwicklungstrends nicht für die Frage der delikt recht-
lieh relevanten Entwicklung der Gefahrenerkenntnisfähigkeit . 
.. Einen kognitiven Untersuchungsansatz für verschiedene Gefahren verwend~ 
Walesa (1977). Je 40 Kindern und Jugendlichen der Altersstufen vier bis 18 Jahre 
legte er 41 Bilder vor, die zum Teil verschiedene Gefahren charakterisieren soll-
ten, zum Teil keine Gefahren darstellten. Die Versuchspersonen wurden zu li~­
dem Bild gefragt, was in dem Bild zu sehen wäre und was in Kürze in der Szene 
geschehen würde.J)ie __ Alliworten wurden sechs Kategorien zugeordnet. Drei 
Kategorien betrafen dafo..Ange_ben der MÖglichkeit von Sachschäd~n, KÖrpe~ 
letzungen oder Krankheiten und der MÖglichkeit eines Lebens.verlustes. ~ 
weitere in diesem Zusammenhang wichtige Kategorie erfaßte di~~!lgabe einer 
Szene als "sicher". Die Häufigkeiten 4er drei Kategorien für die Angabe von. 
Sbhädigungen nahmen bis zum Alter yon acht bis neun Jahren zu. Gleichzeitig 
wurden die Szenen abnehmend häufig als .. sicher" bezeichnet. Diesen Alterstre_nd 
führte der Autor auf zunehmende Fähigkeit zur Gefahrenerkenntnis zurück._ 
Der Schluß so belegter Zunahme der Gefahrenerkenntnisfähigkeit ist nicht 
ganz eindeutig. Zunächst istkntgegenzuhaltti( daß es sich dabei auch nur um die 
Zunahme der Fähigkeit, aus Bildern Gefahren zu entnehmen, also_ um das Bild-
verständnis. handeln kÖnnte. Weiterhin teilte der Autor. nur die Gesamtzahl der 
Bilder mit und nicht. wieviele Bilder mit Gefahren und wieviele ohne Gefahr~n 
gezeigt wurden. Zusätzlich berichtete ('.mIT die Gesamthäufigkeiten der Antwor-
ten, schlüsselte"".sie_alsQ"nichtnas:hqBildty:peu_auLl2aher bleibt unklar, ob die 
Gefahren zutreffend aus ihrer bildlichen Darstellung erkannt wurden. Vorteilhaft 
wirkt aber, daß die Bildvorlagen sich nicht nur auf die Erkenntnis der Gefahr von 
Eigenschädigungen beschränkten. _ 
Die von Walesa berichteten Untersuchungs befunde wid<::rsprechen aber nicht 
,...W:r. Annahme. daß die Gefahrenerkenntnis vom Vorschulalter bis zum Grund-
schulalter zunimmt. Daher liegt auch kein Argument gegen die Berücksichtigung 
der Gefah~~~erkenntnis in alterstypischer Weise bei der Klärung der Verschul-
densfrage vor..,Darüber hinaus liegt mit der im Vergleich zu Sachschäden anschei-
..n.eruL~ö_hJu:eJ::Llde!l.tiiikation von KÖrperverletzungs- und Lebensg-.fahren dn 
Hinweis __ ayf die Berechtigung vor. die Art der unterschiedlichen unerlaubten 
Handlungen bei der zivilrechtlichen Haftung zu berücksichtigen. Eine,.GdahL 
__ YillLKÖrp.J:.rrerkrzungen kann u.U. eher erkannt werden al§ eine Gefahr VQ!L 
Sachschäden. Man wird jedoch auch berücksichtigen müssen, welche Sachschä-
den und KÖrperverletzungen Walesa im Bildmaterial darstellte. Darüber wieder-
um ist aber nichts bekannt. Im wesentlichen verdeutlicht die Untersuchung von 
Walesa (1976) daher eine Untersuchungsmethode für die Entwicklung der kon-
kreten Gefahrenerkenntnis. 
:Wille & Bettge (1971) befragteq 33 sieben- bis achtjährige Grundschüler na~h 
dem~!eh~.n".bestimmter für Deliktrechtsverfahren typischer Gefahren mit Hilfe 
eines Mt!hdachwahlantworten-Fragebogens. Auf die Frage, wo "man ein Feuer-
ehen anzünden" dÜrfe, kreuzteQ:23% der Ki1;1der die kritischen Alternativen "Im 
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Walde, um ein Lagerfeuer zu machen" ode. "In der Nähe einer Scheune" an und 
zeigten so eineJlnzulän~liche Gefahrenerkenntnis im Umgang mit Feuer. Auf die 
Frage, was passieren könne, wenn der Befragte "einem anderen Kind ein Bein" > 
stellen würde, kreuzten 56% der Kinder konkrete Verletzungen an und zeigten so 
da~stehen von Gefahrenerkenntnis. 68% der Kinder hielten es weiterhin für 
ungefährlich, mit faulen Äpfeln oder Tomaten zu werfen. 24% hielten es für 
ungefährlich, mit Holzstücken, Erdklumpen oder Koksstücken zu werfen. Nie-
mand jedoch hielt es für ungefährlich, mit Steinen zu werfen. Zwischen 30% und" 
40% der Kinder gaben jeweils gar keine Antworten auf die genannten Fragen. 
Da Wille & Bettge (1971) nicht weitere Altersgruppen normalintelligenter Kin-
der untersuchten, ist der Wert ihrer Befunde hinsichtlich des Entwicklungsver-
laufs der Gefahrenerkenntnisse begrenzt..D.i~_Am9ren{QIg~x!~n trotzdem selbst 
(a. a. 0., S. 831), "daß manMi~J:Ü.~I,.12~J!:,lng~h~}!Ji~f.ahrenträchtigen kindli-
cl:lenTätigkeiten jenseits des zehnten Lebensjahres generell die Voraussetzungen 
derI)elikl~fähigkeit annehmen darf". Dieset Schluß ist aber yöllig unberechtigt, 
da sich die gestellten Fragen ja auf die Erkenntni.~e kOllkreter Gefahren bezogen. 
Diese Erkenntnisse haben aber nur im Zusammenhang mit dem Verschulden 
(§ 276 BGB) deliktrechtliche Bedeutung und nicht im Zusammenhang mit der 
Deliktsfähigkeit (§ 828 BGB). Man kann ihnen aber darin zustimmen, daß mit 
hoher Wahrscheinlichkeit alle angesprochenen Gefahren bei dieser Befragungsart 
im Alter von zehn Jahren von Kindern gewußt werden. 
lm Y.~lei<:lt,~_1,l,W<lLe~,<l:~jJ9.?]LUntersuchungsmethode erscheint die Befra-
gungsmethode,lll-i,!.Mehrfachwahlantworten aber unterlegen. Wenngleich Walesa 
auch u. U. nur das Bildverständnis prüfte, so ermöglichte sein Verfahren doch 
kaum, daß zufallsgesteuertes Ankreuzen als Erkenntnis ausgegeben würde. Wei-
terhin suggerierte Walesas Ansatz nicht in unkontrollierter Weise das Bestehen 
von Gefahren. Bei Gefahrenangaben zu neutralen Bilddarstellungen würde die 
u. U. erfolgte Suggestion von Gefahren sogar feststellbar sein. Schließlich ent-
spräche die Entnahme von Gefahren aus visuellen Eindrücken zumindest zum 
Teil den in der Realität gegebenen Erfordernissen, während etwa eine Selbstbefra-
gung mit einem Mehrfachwahlantworten-Fragebogen vor einer gefährlichen 
Handlung undenkbar wäre. 
Ohne, wie das Verfahren von Walesa, den u. U. für die Beurteilung der Fähig- " 
keit zur Gefahrenerkenntnis besonders wichtigen Prozeß in die AufgabensteIlung 0' 
einbezogen zu haben, beziehen sich eini~e Items des Hannover-Wechsler-Intelli-'1' 
genztests für das Vorschul alter (HA WIV A) (Eggert 1975, S. 90 f.) auf Gefahren. 
Die Testbatterie enthält,L,m Untertest "All~emeines Verständnis" diesbezüglich 
drei Fragen, deren Beantwortung in freier sprachlicher Äußerung des Kindes 
verlangt wird. In den Items Nr. 4 (Warum sollst du nicht mit Streichhölzern 
spielen?) und Nr. 8 (Warum sollen kranke Kinder zu Hause bleiben?) wird die 
~!l!n:m~ von Fremdschädigungen mit der höchsten Punktzahl von zwei Wert-
punkten versehen. Die."Nennungen von denkbaren Eigenschäden erhalten dort 
ebenso wie im Item Nr. 11 (Warum ist es besser, ein Zimmer mit elektrischem 
Licht zu beleuchten als mit Kerzen?) einen Wertpunkt. 
Die aus repräsentativen Untersuchungen zur Testkonstruktion zur Verfügung 
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stehenden Bewertungs- bzw. Antwor~äufigkeiten sind nicht publiziert. Aus den 
Prinzipien der Testkonstruktion (Lieriert 1967) kann aber gefolgert werden, daß 
.di.e..~fahren.~rkenJ)..!nis hinweisenden Antworthäufigkeiten im mittleren Pro-
zentbereich ~en. Das Bestehen der zivilrechtlich relevanten Gefahrenerkennt-
nis im Umgang mit Feuer, also in den Items Nr. 4 und Nr. 11, ist deshalb bis zum 
Alter von sechs J a.hren keineswegs sicher. 
Der ...i.nLAmv~..n_dl.ID.gg,J;~_r.~ich __ ~k<;_rsmäßig anschließeIlde Hamburg-Wechsler-
)ntelligenztest fiir Kinder (HAWIK) enthält diese Items nicht (Hardesty & Prie-
ster 1966, S. 55 ff.). Dies liegt möglicherweise daran, daß die mittleren Antwort-
häufigkeiten so hoch waren, daß die Items nicht mehr trennscharf sein konnten. 
Jedoch wurden diese Items u. U. auch gar nicht bei der TestersteIlung in Betracht 
gezogen. Außerdem ergäbe sich aus der einmal angenommenen deutlich über den 
mittleren Prozentbereich hinausgehenden Antworthäufigkeit nicht, daß inner-
halb des Grundschulalters kein Alterstrend existierte, daß die die Gefahrener-
ke~~tnis anzeigenden Antworten zu. 100% vorkämen oder daß sie beim Über-
gang zum Alter von sieben Jahren mehr zunähmen als vorher pro Jahr. Daher ist 
eine Publikation der betreffenden Antwortverteilungen im HA WIV A zu fordern. 
Weiterhin sind die Beantwortungstendenzen zu diesen Items im Grundschulalter 
festzustellen und andere zivilrechtlich relevante Gefahren in die Untersuchung 
mit aufzunehmen, bevor auf dieser Basis zur Begründung der Altersgrenze durch 
die Entwicklung der Gefahrenerkenntnis Stellung genommen werden kann. 
Insgesamt werden in bezug auf die Entwicklung der Erkenntnisfähigkeit kon-
kreter Gefahren also nur methodische Ansätze deutlich, die in zukünftigen Un-
tersuchungen zum Teil nach kritischer Abwägung der Vor- und Nachteile zu 
berücksichtigen sind. _Hinreiche.n.d .. ~ll.I1iri§che Forschungsergebnisse über den 
,Entwicklungs.y~J.!fggI: kQnkr:~_t~1J..g~f;W.ren~r:JeI!ntnisse bei Gefahr von Fremc!.-
schädigungen liegen aber offenbar nicht vor. 
Moralisches Verhalten 
irische Befun-
de kann aue mit dem Verlauf des Erwer s moralischen Verhaltens in Zusam-
menhang stehen. Normkonformes Verhalten, doll. sponiaiies~rset;~~ ~~n~nge­
richtetem Schaden oder Unterlassung von unerlaubten Handlungen, könnte z. B. 
in der Regel bis zum Alter von sieben Jahren soweit ausgebildet sein, daß es von 
älteren Kindern erwartet werden könnte. Weiterhin könnte man festgestellt ha-
ben, daß die in diesem Fall nachgewiesene überwiegend~ Unterlassung unerlaub-
ter Handlungen oder das Auftreten spontanen Ersetzens von angerichtetem Scha-
den auf die Ausbildung von Unrechts erkenntnis oder Vergeltungspflichtverständ-
nis zurückzuführen sei. Die folgenden Ausführungen geben aber für diesen Be-_ 
gründungsansatz nur wenig Anhaltspunkte. 
~ie Entwicklungspsychologie interpretier~ den Erwerb moralischen Verhaltens 
als Folge sozialen Lernens (Sozialisation; vgl. Oerter 1976). Dabei kommen die 
lernpsychologischen Grundvorgänge des Verstärkungs- und des Vermeidungsler-
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,nens zur Wirkung .• Hinzu kommt als eiJil weiterer Wirkmechanismus das Beob-
• achtungslernen. Schließlich werden aber auch moralische Regeln und Prinzipien 
internalisiert, was zumindest teilweise, durch verbale Instruktion oder durch 
.~~~!~~f()J.[~rndes _penken erreicht wird. 
_Ersetzen und ,Wiedergutmacihen im weiteren Sinne (restitutive Reaktionen) 
werden vom Ansatz des sozia en Lernens als erlernte Verhaltensweisen nach 
. NormÜbertretungen auf~efaßt (Aronfreed 1968; Tedeschi & Lindskold 1976). Ihr 
Erwerb kann mit Hilfe des Verstärkungslernens und des Beobachtungslern~ns 
erklärt werden. Diese Reaktionen werden mit anderen Verhaltensweisen, wie 
Schuldäußerungen, Selbstkritik, Gestehen, Abwertllng des Opfers, in eine Reihe • 
gestellt. 
Ersetzen wäre nach Feldman (1977) die "akkurateste" Form 'per posttransgres-
siven Reaktionen. Er nahm an, qaß die "Akkuratheit" der Wiedergutmachung 
mit dem Alter bzw. der Intelligenz zunimmt. Beobachtungen von Wiedergutma-
cru.sleistungen schon im Alter von eineinhalb Iahren (Hoffman 1976; Zahn-
Waxler, Radke-Yarrow & King 1979).wiesen tatsächlich auf eine frühe Ausbil-
dun..g.r~~titutiver Reaktionen hin. Entwicklungspsychologische Befunde über das 
Auftreten oder die Bevorzugung des Ersetzens gegenÜber anderen nicht-"akkura-
ten" restitutiven Verhaltensweisen konnte Feldman (1977) aber nicht berichten. 
Erwachsene bevorzugten dagegen die exakte Wiederherstellung des Ausgangszu-
~!aE_1~Berscheid & Walster 1967; Berscheid, Walster & Barclay 1969). Es bleibt 
somit noch offen, in welchem Alter die Verhaltensweise des gen auen Schadenser-
satzes erworben wird. 
Man .isLy.crs.lJ~_aus den Verhaltensbeobachtungen von restitutiven Reaktio-
nen bei Kindern auO!Qrliegen eines gewissen Vergeltungspflichtverständnisses zu 
~~J.1Jießen. Eine etwa bestehende "Akkuratheit" der posttransgressiven Reaktion 
könnte z. B. auf die Beteiligung kognitiver Steuerungen an der restitutiven Reak-
tion hinweisen. Neben der Dimension der "Akkuratheit" könnte auch die so-
zialpsychologische SchuldgefÜhl-Restitutions-These das Vorliegen~'von kogniti-
ven Vorgängen beim restitutiven Verhalten stÜtzen. Dieser Ansatz wäre für den 
konkreten Einzelfall in einer forensischen Begutachtung unpraktisch. Dagegen 
wäre es wünschenswert, auch ohne Beobachtungen von Ersatzleistungen nach 
Normübertretungen Anhaltspunkte für das Verständnis der Vergeltungspflicht 
gewinnen zu können . 
.Qje vorgenannten vagen Anhaltspunkte reichen jedoch für ~ie Unterstellung X 
eines Vergeltungspflichtverständnisses nicht aus,. Restitutives Verhalten gewähr- ' 
k!!iIe~!!ifhtJ .. .<::l.aß ein Verständnis der Vergeltungspflicht vorliegt. Es wäre z. B. 
1,$p~J?ar, daß mit einer restitutiven Reaktiorz nur die Vorteile der Wiedergutma-
chuDj?; (z. B. Wiedererlangung des sozialen Kontakts) angestrebt werden. Ob die 
Restitution auch vorgenommen würde, wenn diesbezüglich nichts droht, bleibt 
unbestimmt. Aber auch ein Befund von, Zahn-Waxler et al. (1979) zeigt, daß 
Verhaltensbeobachtungen von Restitutionen nicht belegen können, daß ein Ver-
geltungspflichtverständnis vorliegt. Die 18 bis 30 Monate alten Kinder dieser 
Untersuchung, die am häufigsten einen Schaden restituierten., taten es gleich häu-
figJ>ei. Schäden, _<!ic::._~_~ selbst verursacht hatten, wie bei solchen, die anders 
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.zustan-,;l~~~.QIJl~Waren. üb ihre res.titutiven Handlunge~als ».Helfen" oder 
_ als "Ersetzen" zu verstehen waren, ließ sich also gar_ni<;ht entscheiden. Dieser 
Befund unterstreicht, daß besonders die richtige Attribuierung der Ursachen des 
Schadens für die Beurteilung des Bestehens eines Vergeltungspflichtverständnis-
ses wichtig ist. Das heißt aber, daß kognitive Fähigkeiten zu untersuchen sind, 
um über die Entwicklung des Vergeltungspflichtverständnisses urteilen zu 
können. 
llm}Yicld)ll}gmsych.Qlo~ische Untersu~h.~~p zum Erwerb der Unterlassung 
-!!!lerwünschten Verhaltens innerhalb experimenteller Anordnungen haben dar-
über hinaus ebenfalls bislangJs:eine Altersabhängigkeit der benutzten Maße des 
Widerstandes gegen Versuchungen in den eingerichteten experimentellen Arran-
gements nach derp Alter von vier Jahren ergeben. Sears, Rau & Alpert (1965) 
fanden zwischen vier Jahren und sechs Jahreq keine Zunahme der verwand~ 
lern psychologischen Versuchungswiderstandsmaße. 
Grinder (1964) fand ebenfalls keine Zunahme zwischen sieben und elf Jahren; 
..-... .•.. " ... _,~---_. -_ ...••. _---
ebenso Ha,r:.tshorne & May (1928) ~eine zwischen elf und vierzehn I ahren. I~ine 
Untersuchung aus diesen Ansätzen, die z. B. den Altersbereich zwischen vier und 
elf Jahren untersuchte, die also die Siebenjahresstufe einschlösse, ist nicht be-
kannt. Es ist daher nicht ausschließbar, daß gerade zwischen sechs und sieben 
Jahren ein umgreifender Wandel in dem Widerstand gegen die Versuchung in 
experimentellen Arrangements stattfindet . 
• Hoffman (1970) machte in sei~e.rGe~'!Jl1tdarstellung der Entwicklung der Mo-
ralität ebenfalls die schon zuvor berichtete Altersangabe über das allgemeine Vor-
liegen moralischen Verhaltens mit etwa vier Jahren. Er stellte die Entwicklung der 
Moralität im Überblick aber folgendermaßen erweitert dar: "The morality of the 
very young child is very likely a simple matter of the rote learning of specific acts 
and advoidances, with generalization taking place on the basis of common stimu-
lus elements .... A her fom or fiye yea(§'..QL'!g.~'y!:_hen cognitive mediation becomes 
l2Qs.§i!;>J!! generalization beginsto<?E~ur on th~_basis of conceptual similarities. At 
some later point, perhaps because certain moral principles have been internalized, 
the individual mayaIso begin to experience strains toward consistency between 
these principles and his conduct. Whether or not these strains are enough to 
produce consistent behaviour, however, will be influenced in part by other 
characteristics of the person in interaction with situational factors (S. 345)." Er 
hob also hervor, .wLbis..z!dm.Al!~.r.Y<:>I1Hy~r:_1>.!djinf eine nicht kognitiv verm,it-
. telte Moralität existiert und daß die Internalisierung moralischer Prinzipien später 
auftritt, gab aber kein spezifisches Alter dafür an . 
• Aus der Entwicklung des moralischen Verhaltens läßt sich anscheinend nicht. 
die zjyilrechtliche Altersgrenze von sieben Iahren begründen. Man hätte sie~her 
• vot71lYerlegen Mit dem.lkgriff "Internalisierung" ~h.!_.B()ffll1~t1aberÜbere~ __ 
rein auf das beobachtbar(!Yt!rhaJtel1~eschrän~te Betrachtung des moralischen 
Verhaltens hinaus. Er erkennt die Existenz kognitiver Vorgänge ("moral princi-
pIes") an. Die Internalisierung der moralischen Prinzipien selbst scheint aber 
•. .niclu immer zu prinzipienkonsistentem Verhalten zu führen. Dieses moralische 
Verhalten scheint vielmehr von verschiedenen Personen- oder Situationsvariablen 
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abhängig zu sein. Hoffmans Auffassung hätte zur Konsequenz, daß es problema-
tisch wäre, aus dem moralischen Verhalten auf die Existenz moralischer Prinzi-
pien zu schließen. Daher müßte der Begründungsversuch der zivilrechtlichen 
Altersgrenze mit der Unterlassung von unerlaubten Handlungen aber auch dann 
scheitern, wenn man diese Unterlassung als Anzeichen von Unrechtserkenntnis 
auffassen würde. Die Unterlassung oder das Begehen von unerlaubten Handlun 
gen weist anscheinend nichteindeÜtifaÜraJe Beteil!~ung YQ.ll Unrechtserkennt- __ _ 
nissen hiI1, ,Mit dieser Ansicht würde man auch)n Ubereinsti..mmung mit Kohl-
krg..(969) stehen. " 
Für die Zeitpunkte des Aufkommens der Internalisierung einzelner morali-
scher Prinzipien machte Hoffman keine Angaben. Vermutlich können verschie-
dene Prinzipien zu verschiedenen Alterszeitpunkten internalisiert werden. Ge-
nauere Kenntnisse darüber fehlten scheinbar. Im Prinzip braucht das aber keines-
wegs zu bedeuten, daß die Altersgrenze des Zivilrechts nicht durch die Entwick-
lung der Unrechtserkenntnis und des Vergeltungspflichtverständnisses gestützt 
werden könnte. Darauf wird in den folgenden Abschnitten eingegangen. 
3.1.3. Zusammenfassung des Erkenntnisstandes 
Es n a ts un te' für einen 
Wandel ko nitiver Funktionen vor Erreichen aren e un-
-arnwerden. Eme .Hauf~~g;;;-~--Äbschmttsgrenzen in Phasen- und Stufenlehren 
bei sieben Jahren sprach zum Beispiel dafür. Ebenfalls stützten einige Auffassun-
gen über die Moralitäts- und Gewissensentwicklun die Annahme der Erreichun 
eines grundlegenden moralischen Verstän niss es im. Alter von sieben Jahren. Di-
rektere auf die im Recht genannten kognitiven Fähigkeiten bezogene kognitions-
psychologische Befunde müssen in den spezifischen Ansätzen zur Entwicklung 
des moralischen Urteils aber noch aufgewiesen werden. 
In einigen Beiträgen zur körperlichen Entwicklung und zur Sprachentwicklung 
konnten auch Bezüge zu rechtsgeschichtlich vorfind baren Begründungsgesichts-
punkten hergestellt werden, die aber überwiegend nicht eine Altersgrenze von 
s~n Iahren stützen könnten. Die Emotionalitäts-Entwicklung lieferte darüber 
hinaus zwar Anhaltspunkte für die Berechtigung der Einbeziehun~ der Steue-
rungsfähigkeit in den Gesamtzusammenhang der Haftung des Minderjährigen. 
Diese Anhaltspunkte betrafen_aber nicht die Einsichtsfähigkeit in Unrecht und 
Vergeltungspflicht, so daß daraus noch keine Verlegung der Altersgrenze der 
Deliktsfähigkeit begründet werden könnte. 
Ferner stellte sich heraus, daß nur .wenige empirische Beiträge zur Entwicklung 
der Gefahrenkognition und zur Steuerungs fähigkeit aufgrund sprachlich vermit-
telter Kognitionen über das Unrecht und die Gefahren von Handlungen vorlagen, 
so daß von daher ebenfalls keÜ:.!~ Begründung der Altersgrenze möglich war. 
Bemerkenswert erscheint, daß der an der Sprachentwicklung orientierte Gesichts-
p~nlst des römischen Rechts sich in einer amerikanischen Untersuchung bestätigt 
sah. Jedoch ist dieser Befund nicht bei der gegenwärtigen Rechtslage zur Begrün-
dung der Altersgrenze verwendbar. 
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3.2. Entwicklung der Unrechts erkenntnis 
Eines der Kriterien der Deliktsfähigkeit des Minderjährigen im Alter zwischen 
s!eben_1;l!l:~)JU2hren war im geltenden Recht die Unrechtserkenntnis gegenüber 
dem Mitmenschen. Diese in dem Reichsgerichtsurteil vom 8. 12. 1902 zuerst 
gegebene Definition ~ß rechtsgeschichtlich an den Discernement-Begriff, 
~:.h. an die....:U=n~te::r:.::s.::.ch=ei:.:d~u:.:n:.tg~vo=n_G:::.=u:..:.t....;u:;:n::;d=-=B;..;o;;.;· s;..:;e __ o;::..d;:;;.e:;:r:....::..R:;:e;..:;c==h.:..t ..;:u:.::;n=:=d=:-:-=U:;.:n",r",e;..:;c:,:h""t,c.;a",n=.. __ 
Die folgende .Qarstellung der kognitiven Ansätze von Kohlberg u.!l~ .eia,l.{~ 
wirci. e.i.nigLHinw:e.ise darüber erbringen, welche diesbezüglichen ffiQxalischen 
PriI1~Ü~ie.!1_uruL-wcl&h.~1Ii1t~iisJi~!411ni~f~hlik~il~i.llP"':'Att~.r Y9n .. sie ben .. Jah~~n 
n<l:(;.h~!Vj.esen werden können! Der Ansatz Kohl~ über moralische Argumen-
tationsstufen kann über das Aufkommen &s Unrechtskonzepts und seine Ent-
wicklung Aus;agen machen und steht jn engem ZlIpmmenhaniwit der Begriffs-
bildung des Reichsgerichts, i,Lnre<;ht gegerli.il,-e.r .. d.~m.Mi!m~J.1s<;hen. pie Untersu-
chungen, die an,..Piagets Beitrag zum moralischen Realismus des Kindes anschlie-
ßen, sind im Zusammenhang mit dem Discernement-Begriff interessant. 
Mit dieser zweispurigen Untersuchung der Entwicklung der Unrechtserkennt-
nis wird berücksichtigt, daß unterschiedliche Klarheitsgrade bei der Unrechtser-
kenntnis aysgebildet sein können. Dies ist in ähnlicher Weise der Fall wie bei der 
Forderung des Wissens der Tatbestandsmerkmale im Vorsatz. Dort wird zwi-
schen ,.sachgedankliche,ml, und "sprachgedanklichem" Wissen der Tatbestands-
merkmale unterschieden, aber "sachgedankliche", also nicht sprachlich vorge-
stellte, Kenntnis für hinreichend gehalten, um Vorsatz vorzuwerfen (Lenckner 
1972, S. 51). Das pnterscheidungsvermögen im Sinne des Discernement ist der 
"sachgedanklichen" und di~iffsbild4D.g_.d~LR~~.riclllL.der .. spracbge-
'''danklichen'' Kenntnis von Tatbestandsmerkmalen im Vorsatz verwandt. Jedoch 
bliebe zu klären, ob es auch einen "sachgedanklichen" Zugang zur Erfassung der 
Unrechts erkenntnis gegenüber dem Mitmenschen gibt. 
per doppelte Zugang zur Entwicklung der Unrechts erkenntnis hat darüber 
hinaus den Vorteil, daß mit dem Einbezug "sachgedanklicher" Unrechts erkennt-
nis (Discer;'ement) .der Gesichtspunkt forensischer Verwendbarkeit des Verfah-
rens dem erforderljch~Il Anwendbarkeitsumfang entsprechend berücksichmu 
wird. Da.i!!flLl2e..i_T;i1!Ps.!!:!!!ill1en im Alter zwischen sieben und 18 Jahren die 
Unrechts erkenntnis bei der Bestimmung ihrer zivilrechtlichen Verantwortlichkeit 
Bedeutung erlangt, haben meth~dische Zugänge. die die U nrechtserkenntnisfä-
). higkei.t ohJte.2P!..achj!che Ä1!ß..~J!~n prüfen, einen hohen Wert für die forensi-
sche Praxis. Darauf wird im Fazit ausführlich eingegangen. 
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3.2.1. Moralische Argumentationsstu/en 
Kohlberg als Ausgangspunkt 
Ebenen und Stufen bei Kohlberg. Kohlbergs System kennt Ebenen und Stufen 
in der Entwicklung moralischer Urteile: "The levels of moral judgment are de-
fined as (a) general ways of defining wh at is right or valuable, and i82Leas~~~ for 
-!!PE9.I~e right" (Kohlberg, Colby, Gibbs, Speicher-Du bin & Power 1977, 
S. 16). Es werden drei Ebenen unterschieden: prä-konventionell, konventionell 
und ost-Koii.ventlolleI( Für aas Verständnis der drei Ebenen ist die Beschrei-
ung der konventione en Ebene von zentralem W~rt: "The term "conventional" 
r~rs to hldgments which u.p--b..Ql(lrules -'!!l:.c! .. _~~p~~~tions because of their function 
.givel!.dyadic groups.or soci.~as a whole" (Kohlberg et al. 1977, S. 16).pie prä-
konventionelle Ebene herrschte bei Kindern vor dem Alter von zehn lahren vor 
ynd wird so genannt, weiJ ein Verständnis der Konventionen und Autoritäten 
ß05=lLnicht belegbar ist. Auf der post-konyentionellen Ebene wird es möglich, die 
..-fumY.mti.Qne.n...als_ . .g.e.w.QIde.ne. .. :und..b.egriiu.db.ar.e .. Jnh.altL~!L!:clkk!i.ITffi.... 
...l.eik.d.e.Ldr.eiEb.~p!;l1 . .h<lt.zw.~i S.~llf~!l:.l.~ .. .4!!..~.§.ech§.-.S.!gfen entstehen. Aus dem 
Zusammenhang geht hervor, daß es sich um ordinale EntwicklungsabstufuugelL_ 
handelt, die in, ihrer SukzessjQjljn..Jkr Entwicklung eine Guttman-Skala bilden. 
bci..d.eLm.EclgeZ.1Jstand immer über alle dazwischenliegenden Glieder erreicht 
Wrd..Zahlreiche meßtheoretische Mängel des Verfahrens sind evident (v gl. Kurti-
ness & Greif 1974). Eine eingehende Diskussion der Mängel erübrigt sich aber 
wegen sekundärer Bedeutung für die hier gestellte Zielsetzung (v gl. Gibbs 1977; 
Rest et al. 1974; Rest 1975, 1976; Morran & Jonick 1979; Martin et al. 1977; 
Eckensberger & Reinshagen 1980; Eckensberger et al. 1980). 
Während die ersten vier Stufen in den meisten Antworten der Mehrzahl unter-
suchter Vpn an;utreffen waren, s~heinen. die Stufen 5 und 6 der post-konyeotio-
~ Ebene weniger häufig aufzutreten. Da sie für den hier verfolgten Zusam-
menhang unwichtig sind, werden im folgenden nur die viererst~n Stufen näher \ 
beschrieben. Dabei wird die neueste Beschreibungsform nach einem unveröffent-
lichten Manuskript wiedergegeben (Kohlberg et al. 1977, S. 24) . 
..ILi&..Bes_~hI_!;ibllI}g~pd~rS!l!kI!_mth<lhen jeweils zwei Teile: den Inhalt und die 
soziale Perspektive. Sie sind in der Tabelle 1 aufgeführt. Da sie die Stufen-Versio- . 
~nen allgemeiii'er Beschreibungen von "Recht" und "Wert" enthalten, müssen sie 
auch Stufen der Un.rechtserkenntnis beschreiben. 
Unrechtserkenntnis und Kohlberg-Stufen. Es fällt auf, daß die soziale Perspek-
tive der Stufe 2 der Erkenntnisforderung "Unrecht gegenüber dem Mitmenschen" _ 
entsprechen kann, da die Unrechtserkenntnis gegenüber dem Mitmenschen die 
_ ~eparierung ver?chiedener Perspektiven voraussetzt und die Integrierung unter 
dem Gesichtspunkt eigener konkreter Interessen nicht mehr die Unrechts er-
kenntnisfrage, sondern die Willensbildung betrifft. Dagegen ist die s9:zia.ISf.I>.S;t-
spektive der konkreten nGolden Rule", wie die Beschr(!ibu!1g des-.!EEalts ~~ 
"Ridltig 1st,· die Rolle-nerwartungen anderer zu erfullen" z~, an den vorstellba-
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Tabelle 1: Beschreibungen der Kohlbergschen Stufen 1 bis 4 
Stufe 1: 
Gehorsams-
moral 
Stufe 2: 
Individuelle 
Zweckge-
bundenheit 
Stufe 3: 
"Goodboy"-
Orientierung 
Stufe 4: 
Recht und 
Ordnung 
Inhalt 
Richtig ist blinder Gehorsam 
gegen Regeln und Autorität, 
Vermeidung von Bestrafung 
und ojektivem, materiellem 
Schaden 
Richtig ist, seinen eigenen 
oder den Be{lürfnissen ande-
rer durch fairen konkreten 
Austausch zu dienen 
Richtig ist, die Rollenerwar-
tungen anderer zu erfüllen 
Richtig ist, was aus der Ver-
pflichtung gegenüber der ge-
sellschaftlichen Ordnung 
folgt und ihrer Erhaltung 
dient 
Soziale Perspektive 
Benutzt egozentrische Perspek-
tive bei Unfähigkeit, die Ver-
schiedenheit der Perspektiven 
anderer von der eigenen wahr-
zunehmen 
Unterscheidet Perspektiven 
verschiedener Personen und in-
tegriert sie unter dem Gesichts-
punkt eigener konkreter Inter ... 
essen und der Fairness 
Im Sinne einer konkreten 
"Golden Rule" ist es möglich, 
sich in die Lage anderer zu ver-
setzen 
Die System-Perspektive wird 
von der konkreten "Golden 
Rule" -Perspektive unterschie-
den 
ren Erwartungen der anderen orientiert. Unrechtserkenntnis aus den Erwartun-
gen der anderen an die Verhaltensweisen desjenigen, von dem die Erkenntnis 
gefordert wird, ist allenfalls mit der Unrechtserkenntnis gegenüber den Mitmen-
~chen als Gesamtgruppe gleichzusetzen. Andernfalls könnten sich je nach So-
zialpartner unterschiedliche Unrechtserkenntnisse ergeben .. Der Inhalt.in der Be-. 
schreibu.I!g_ der Stufe 2 des "fairen konkreten Austauschs" stützt ebenfalls.J!i..e 
Möglichkeit, 'zlVllrechthche (bm gerechten Austausch bemühte) e 
kenntnis mit der Beschreiburk der Stufe 2 zu assoziieren. Die·~st:!r!!a;;r::e=c~t~l~c:=e~ 
, .. Unrechts erkenntnis aus der ?!SoziaIDmdi.i~'...(~~t_~~~1967) Ileße_s~c~>Ti! Stu~ .. 
in Verbindun brin en weil dort eine stem- '" . genommen wird. 
Weiterhin ersc eInt "Sozialbindung" mit "Verpflichtung gegenüber der gesell-
schaftlichen Ordnung" bedeutungsgleich. 
Kohlbergs Untersuchungen ... Kohlbergs Vorgehensweise ist ei,p halbstanda.!di~ 
.~ie_rtes Interview zu de.~Begrüt:!..4ung einer ßntsch~idll_Ilg!Il __ .~i..n':'I"..~uothetischen 
Konflikt-Situation.- Ein Dile~ma stelltn<1,f.1.LKohlberg zwei Wertgegenstäride (Is-
sues) einander gegenüber (z. B. im Heinz-Dilemma: Soll man einen .Einbruch 
begehen, um für die Rettung eines Menschen eine im Preis überhöhte Droge zu 
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erlangen, die man nicht bezahlen kann ?). Hier stehen sich di, Rechte auf Leben 
und Eigentum (jedenfalls nach Kohlbergs AuffassungUegenüber. Die ~ignierung 
der Probanden-Begründungen für seine Entscheidung in dem Dilemma'erfolgi·im 
Rahmen der Stufenbeschreibungen mit Hilfe verschiedener Vorbilder' für dig.; Si-
gnierung. Die häufigste Signierung ergibt in einem der quantitativen Au~~er-
tungsverfahren der Signierungen den Endwert des Probanden. ! 
Mit der Längsschnittstudie, an der Kohlberg (1963) die Stufenbeschreibungen 
zum ersten Mal gewann, ist die Entwicklung zwischen dem Alter von 10 und 16 
Jahren untersucht worden. Es zeigte sich, djlß zwischen 13 und 16 Iahren ein 
Anstie in den Häufi keiten von Stufe 3 "Goodbo "-Orientierun ) und Stufe 4 
~~UJ......w.UL~u.uJ.W..Le,I....I.!~~l..IJJo..I.l.ill.l..war. Gleichzeitig sanken die Anzahlen von 
S!Y.k~horsamsmoral) und Stufe 2 (Individuelle Zweckgebundenheit). Kohl-
berg (1969) interpretierte verschiedene seine~ interkulturellen Studien dahin, daß 
gesellschaftliche Unterschiede den Trend zeitlich verschieben könnten, die AbfoJ-
. ~r Stufen dagegen ein interkulturell stabiles Phänomen bleibe. 
Offenbar sagen die im Rahmen von Kohlbergs Untersuchungen aufgezeigten 
Veränderungen nicht viel über die Entwicklung innerhalb der prä-konventionel-
len Ebene aus. Vielmehr können sie als Stütze für die strafrechtliche Altersgrenze 
_ sowohl bezüglich ihrer eigenständigen Existenz als auch bezüglich ihres ungefäh-
ren Alterszeitpunkts aufgefaßt werden, da zwischen 13 und 16 Iahren auch ein 
Anstieg der Häufigkeit der zuvor mit de~ "Unrechtserkenntnis aus der Sozialbin-
dung" in Beziehullg gebrachten Stufe 4 festgestellt wurde. 
Beiträge von Lee und Selman 
Untersuchung von Lee. In der Untersuchung von Lee (1971) ist der Mangel des 
,Kohlbergsc~en empirischen Beitrag~ daß die Altersgruppen unter zehn Iahren 
fehlen, behoben. Es wurden 195 Jungen aus 13 Altersgruppen (je 15) zwischen 
fünf und 17 Iahren in mehreren Aufgaben untersucht. Dabei wurden u. a. neun 
Geschichten verwandt, in denen folgend~ "Moralischen Konflikte"!) dargestellt 
wurden: 
a) Soll ein Schüler, vom Lehrer befragt, wer unerlaubter Weise ein Kaninchen in 
die Schule gebracht hat, die Wahrheit sagen, wenn er dem Täter versprochen 
hatte, ihn nicht zu verraten? 
b) Soll ein Schüler, um seinem Freund zu helfen, der aus finanziellen Gründen aus 
dem Tennisteam der Schule ausscheiden muß, die benötigten Tennisschuhe bei 
günstiger Gelegenheit stehlen? . 
c) Soll ein Sheriff, um den Arrest seines Freundes wegen Ladendiebstahls zu •. 
verhindern, den Schaden bezahlen, wenn der Geschäftsmann damit zufrieden 
wäre? 
1) Diese sind hier in verkürzter Form aufgeführt; also nicht so, wie sie den Kindern 
vorgelegt wurden. 
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d) Soll ein Verkäuf(!r einem hungrigen Jungen Brot aus dem Geschäft ohne Bezah-
lung überlassen, wenn keine andere Möglichkeit als diese besteht? 
e) Soll ein Ehemann, der eine Arznei für seine kranke Frau nicht bezahlen kann, 
in die Apotheke einbrechen? 
f) Soll ein wohltätiger vermögender Geschäftsmann, der aber früher aus dem 
Gefängnis ausgebrochen war und noch gesucht wird, angezeigt werden von 
jemand, der das weiß? 
g) Soll ein Versprechen, dem Freund einen Kinobesuch zu bezahlen, wegen einer 
Spende für die Armen gebrochen werden? 
h) Soll Geld, das als Spende für die Armen vorgesehen war, statt dessen zur 
Bezahlung einer beim Spielen zerbrochenen Fensterscheibe verwandt werden, 
um längerfristige Bestrafung des Spielkameraden zu verhindern? 
i) Soll ein guter Baseball-Spieler, statt zum angesetzten Spiel zu gehen, auf einer 
Veranstaltung für behinderte Kinder helfen, weil er dort wegen Ausfalls ande-
rer benötigt wird? 
_Die Vpn begründeten ihre Konfliktlösungen. Diese wurden folgenden vier 
Kategorien (I bis IV) zugeordnet (Lee 1971, S. 143 in eigener Übersetzung): 
1:.. (Authority): Regeln sind aus sich selbst richtig. Sie sind zum Zwecke der 
Befolgung geschaffen worden. Sie werden aus Strafvermeidung 
befolgt.' 
11 (Authority-
Reciprocity) : 
Es gibt ein Bewußtsein der Gegenseitigkeit von Beziehungen in 
der Gruppe. Konflikte werden aber häufig im Sinne des eigenen 
Nutzens oder des Autoritätsrespekts gelöst. Regeln können ge-
brochen werden, wenn es deIn ,Handelnden nützt. 
111 (Reciprocity): Gegenseitigkeit umfaßt beidseitiges Nehmen und Geben, 
ebenso Respektierung der Rechte anderer. Regeln wie ihre Be-
folgung beruhen auf Zusammenarbeit Gleicher. Die Respektie-
rung der Rechte anderer aus der eigenen Gruppe ist wichtiger 
als die Befolgung von Regeln. 
IV (Soeietal) : Regelbefolgung basiert auf dem Bedürfnis, die soziale Ordnung 
zu erhalten, dagegen nicht auf einem allgemeinen Gehorsam-
keitsdenken. Gesetze haben eine vernünftige Grundlage und 
sind notwendig für gutes Funktionieren der Gesellschaft und 
zum Schutz individueller Rechte . 
• Die Parallelen zu Kohlbergs Beschreibungen sind auffällig bei Kohlbergs Stufe 
1 (Gehorsams-Moral) und Lees Kategorie I (Authority) sowie bSi Stufe 4 (Recht 
Fund Ordnuggljmd Kategorie IV CSocietal). Bei den dazwischenliegenden Be-
schreibungen ist die Übereinstimmung weniger deutlich. 
Die Häufigkeit der Kategorie I sank drastisch zwischen dem Alter von fünf und 
sechs Jahren von ca. 45% auf ca. 15%, während die Häufigkeit der Kategorie~ 
entsprechendanstieg. Weiterhin dominierten die Kategorien 11 und III danach bis 
zum Alter von zehn lallren in der Häufigkeit. Bei den Altersgruppen deli...elf- bis 
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13;ährigen bildete sich dann das Vorherrschen der Kategorie-IV-Antwortenhäu-
figkeiten mit etwa 45% heraus. Im wesentlichen beruhte das Vorherrschen von 
Kategorie IV auf Abnahme der Häufigkeit von Antworten der Kategorie 11. Die 
Antworten der Kategorie 111 kamen dagegen auch nach dem Alter von 14 Jahren 
mit etwa 30% relativ häufig vor. 
, Drei Entwicklungszustände der Moralischen Argumentation zeigten sich dem-
o nach in dieser einen großen Altersbereich umfassenden Arbeit: Vorherrschen von 
lutoritäts-gebundener heteronomer Moral, Vorhelrschen von reziproker Moral 
- ohne klare Voraussage auf Konfliktlösungsbegründung über die Dominanz der 
Gründe - uqd schließlich Vorherrschen der gesellschaftlich-bezogenen Moral. 
Da es sich bei.d.e.r..Stichprobe um überdurFb~chnittlich intelligenteVpn handelte 
(Lee 1971, S. 113), erscheint Qie nur ein Jahr betragende Abweichung im Alter für 
den zivilrechtlich bedeutsamen Übergang vom ersten Entwicklungszustand zum 
zweiten im Vergleich zu der Siebenjahresgrenze des BGB akzevtierbar. Ebenso 
..ist auch die 14-Iahresgrenze des Strafrechts mit ihrer höheren Anforderung an die 
Unrechtserkenntnis durch die zweite deutliche Veränderung zum Vorherrschen 
der Societal-Kategorie durc~ diese Untersuchung berührt. Man kommt im Ver-
gleich mit Kohlbergs Befund zu einer ähnlichen zeitlichen Aussage über das 
Erreichen der gesellschaftlichen Moral, wenn auch hier die überdurchschnittliche 
Intelligenz der Probanden mit in Betracht gezogen wird. 
Seimans Beitrag . .Di~ Reversibilität des konkret-operationalen Denkens wird 
als eine der kognitiven Voraussetzungen eines reiferen moralischen Urteils ange-
sehen. Die Reversibilität,ermögliche eine Situation,.yorn Blickwinkel eines ande-
ren aUs zu beurteilen. Dabei ist weiterhin beteiligt, daß man sich in den anderen 
hineinversetzen ~ann, um dadurch sein, Gefühle nachzuerleben. Selman (1971, 
1976) bearbeitete den Zusammenhang zwischen dieser Äußerungsform der Re-
versibilität, der Fähigkeit zur kognitiven Rollenübernahme, und dem moralischen 
Urteilen. ,Bei kognitiver Rollenübernahme geht es ,nicht um die Fähigkeit der 
,.RollendarstclJ,llD~~derrU!!1l..SIie Fähigkeit, sich in die soziale Position eines 
anderen hineinzuversetzen, so iliill .. d~~~~1) G_~fijhl~,A]!ff!1~'§'1Jllg~.!l.J!.ll...dJl~mun­
gen von sozialen Situationen vom Rollenübernehmenden_erkannt und berück-
sichtigt werden können. 
Selman verfolgte einen Stufen ansatz der Entwicklun~ der Rollenübernahme. Er 
nahm an, daß eSJiitmkturel1e Stufen nicht nur im moralischen Urteil. sondern 
auch in der Rollenübernahme ~ibt und daß sich beide Stufenabfolgen parallel 
zueinander verhalten_Methodisch schloß sein Vorgehen an Kohlbergs Moral-
Dilemma-Interview an, was auch in der parallelen Definition von Stufen bei 
Selman und Kohlberg zum Ausdruck kam. Teilweise verwandte Selmaq dieselben 
Geschichten wie Kohlberg und stelltCi"für die Rollenübernahme spezifische Fra-
gen hinzu. ~ise_f!ln(Lq-P~.!le Geschichten, die es ermöglichten, auch den 
Altersbereich zwischen vier und zehn Jahren zu untersuchen. Das folgende Bei-
spiel gehörte zu dieser Gruppe von Dilemmata (Selman 1976, S. 302): 
Holly is an 8-year old girl who likes to climb trees. She is the best tree climber in the 
neighborhood. One day while dimbing down from a tall tree, she falls off the bottom 
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branch but does not hurt herself. Her father sees her fall. He is upset and asks her to 
promise not to climb trees any more. Holly promises. 
Later that day, Holly and her friends meet Shawn. Shawn's kitten is caught up in a tree 
and can't get down. Something has to be done right away, for the kitten may fall. Holly is 
the only one who climbs trees weil enough to reach the kitten and get it down, but she 
remembers her promise to her father. 
Dazu werde~lgend_e Fragen gestellt: 
Does Holly know how Shawn feels about the kitten? How will Holly's father feel if he 
finds out she climbed the tree? What does Holly think her father will do if he finds out that 
she climbed the tree? What would you do in this situation? 
'Yeitere Zusatzfragen wurden in Abhängigkeit von den Antworten des Proban~ 
den gestellt .. Djese waren im Sinne eines klinischen Interviews picht standardi-
siert. Es war also weder die Art und Weise des Wortlauts, noch die Reihenfolge 
festgelegt, um eine hohe Flexibilität zu erreichen. Der Nachteil von spezifischen,« 
situational bedingten, unkontrollierten Einflüssen wurde in Kauf genommen. 
fcDie vier ersten Stufen der Rollenübernahme beschrieb Selman (1976) (vgl. 
g eichlautend auch Selman & Byrne 1974, deren deutsche Ubersetzung bei Dö-
bert, Habermas & Nunner-Winkler 1977, S. 110ff. hier übernommen wurde): 
Stufe 0: Egozentrische Rollenüber~ 
Unterscheidung der Perspektiven. Auf dieser Stufe ist das Kind unfähig, zwischen der 
persönlichen Interpretation einer sozialen Handlung (der eigenen oder einer fremden) und 
dem, was es für die wahre und zutreffende Perzeption hält, zu unterscheiden. Das Kind 
kann also zwischen ego und alter als Entitäten, nicht aber zwischen ihren verschiedenen 
Standpunkten differenzieren. 
Verknüpfung der Perspektiven. Sowenig das Kind zwischen verschiedenen Standpunk-
ten differenziert, sowenig koordiniert es sie. 
Stufe 1: Subjektive Rollenübernahme 
Unterscheidung der Perspektiven. Auf der Stufe 1 sieht das Kind sich selbst und alter als. 
Handelnde mit potentiell unterschiedlichen, primär durch die ihnen jeweils zugänglichen 
Informationen bestimmten Interpretationen derselben sozialen Situation. Es realisiert, daß 
Menschen unterschiedlich fühlen oder denken, weil sie in je verschiedener Lage sind oder 
unterschiedliche Informationen haben. 
Verknüpfung der Perspektiven. Das Kind ist noch unfähig, bei der Beurteilung von 
Handlungen anderer seinen eigenen Standpunkt beizubehalten und gleichzeitig sich in die 
Lage der anderen zu versetzen. Auch kann es seine eigenen Handlungen nicht vom Stand-
punkt der anderen her beurteilen. Es muß die Reziprozität dc;.J;. Perspektiven erst noch 
erkennen und bedenken, daß seine Perzeption von alter beeinflußt wird durch sein Ver-
ständnis von alters Perzeption von ihm selbst (Stufe 2). Es begreift die Subjektivität von 
Personen, aber begreift nicht, daß Personen sich gegenseitig als Subjekte und nicht nur als 
soziale Objekte sehen. 
Stufe 2: Selbstreflexive Rollenübernahme 
Unterscheidung der Perspektiven. Das Kind realisiert nun, daß Menschen unterschied-
lich denken oder fühlen, weil jeder Mensch seine eigene individuell geordnete Menge von 
Werten oder Zielen hat. 
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Verknüpfung der Perspektiven. Eine zentrale Errungenschaft der Stufe 2 ist die Fähig-
keit, das eigene Verhalten und die eigene Motivation, wie sie sich nach außen darstellen, 
aus der Perspektive des anderen zu sehen. Das Kind erkennt, daß auch alter sich in egos 
Lage versetzen kann, und so kann es die Reaktionen von alter auf egos Motive oder Ziele 
antizipieren. Diese Reflexionen treten jedoch nicht simultan oder wechselseitig aufeinan-
der bezogen, sondern nur nacheinander auf. Das Kind kann nicht aus der Zwei-Personen-
Situation heraus, um sie aus der Perspektive einer dritten Person zu betrachten. 
Stufe 3 : Wechselseitige Rollenübernahme 
Unterscheidung der Perspektiven. Das Kind kann nun zwischen der eigenen Perspektive 
und der generalisierten Perspektive, der Perspektive des durchschnittlichen Gruppenmit-
glieds, differenzieren. In einer dyadischen Situation unterscheidet es den jeweiligen Stand-
punkt der bei den Beteiligten von der Perspektive einer dritten Person. Es begreift das 
Konzept des ,Zuschauers' und kann den Standpunkt eines Unbeteiligten einnehmen. 
Verknüpfung der Perspektiven. Auf der Stufe 3 entdeckt das Kind, daß ego wie alter 
beide Standpunkte simultan und wechselseitig aufeinander bezogen einnehmen können. 
Jeder kann sich in die Lage des anderen versetzen und sich selbst von diesem Standort her 
betrachten, bevor er seine Reaktionsweise festlegt. Darüber hinaus kann jeder die Situation 
aus dem Blickwinkel einer dritten Person ansehen, die wiederum die Standpunkte beider 
Beteiligter und die involvierten Beziehungen berücksichtigen kann. 
Zu diesem Stufenschem'lJje!;t die Untersuchung VOn Selman & Byrne (1974) 
vor, in der die Interviews.yon vier Altersgruppen in die Stufen kategorien sortiert 
wurden (vgl. Tabelle 2). Die Antworten deJ; Stufe 0 wurden hauptsächlich bei 
vierjährigen Kindern gefunden. Man kann daher vermuten, daß vierjährige Kin-
der noch nicht zu einer Unterscheidung der Perspektiven der an einer sozialen 
Interaktion Beteiligten fähig sind .• Antworten der Stufe 0 traten nicht mehr hei 
..&h1: Und Zehnjähri!;en.auf; Sechsjährigen Kindern wurde hauptsächlich Stufe 1 
zugeordnet. Daher kann vermutet werden, daß sechsjährige Kinder im allgemei-
nen zwischen __ ?j~h..~~lbst und anderen als Handelnden unterscheiden, aber daß sie 
Q.Qclumiähig sind. beide Perspektiven gleichzeitig zu behalten, so daß die Rezi-
prozität der jeweiligen Perspektiven nicht erkannt werden kann. Von den Kin-
dern der !:>eigen älteren Altersgruppen wurden die meisten ~er Stufe 2 zugeord-
net. Aber hier wurden auch Antworten gefunden, die zu den Definitionen der 
Stufe 1 und der Stufe 3 paßten, Die Stufe 2 wurde vor dem Alter VOn acht Iahren 
~beobachtet. 
Eine ausgeprägte veränderung der Häufigkeiten zeigen die Befunde dieser Un- ., 
tersuchung (vgl. Tabelle 2) nur zwischen vier und sechs Iahren. Die bei den 
. Secbsjäbrigen vorherrschende Subjektive Rollenübernahme" ist aber zivilrecht-
lieh nicht relevant, da das Kind "seine eigenen Handlungen nicht vom Standpunkt 
der anderen her beurteilen" kann. Aber offenbar findet danach bei mehr als 50% /' 
der. Kinder eine Weiterentwicklung zur Fähigkeit der SeJbstreflexiyen Ro!len-
übernahme" statt. Daher. erscheint die Annahme gerechtfertigt. daß viele Kinder 
nach dem Alter von sechs lahren zu einer Bewertup~ eie-enen Hande]os aus dem 
,~~~~yv.~nJscl. des anderen fähig sind. • 
Obwohl weitere Beiträge mit Altersgruppen um sieben Jahre fehlen (also auch 
repräsentativere Erhebungen)" paßt das Ergebnis von Selman & Byrne (1974) in 
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Tabelle 2: Prozentsatz von je zehn Befragten auf verschiedenen Stufen der Rol-
lenübernahme in Abhängigkeit vom Alter (nach Selman & Byrne 1974) 
Stufe Alter 4 Alter 6 Alter 8 Alter 10 
Egozentrisch 
(0) 80 10 0 0 
Subjektiv 
(1) 20 90 40 20 
Selbstreflexiv 
(2) 0 0 50 60 
Wechselseitig 
(3) 0 0 10 20 
• das Bild der Untersuchun~ von Lee (1971) ... Beurteil.!:!ng eigenen Handelns, also 
auch möglicherweise unerlaubter Handlungen im Sinne des Deliktrechts, vom 
.liIid:wjnkcl._de~_Mitmmsi,;hen.au.s.j;~rmöglicht anschejnend die kognjtive Respek-
tierung der R~<::l!!~.e.nd~rITt..1Y.i_~"~Ün dem Vorherrschen der Kategorien II und III 
(Authority-Reciprocity und Reciprocity) zwischen sechs und zehn Jahren bei Lee 
(1971) zum Ausdruck kam. 
Fazit. Die Befunde vor Lee (1971) und Selman & Byrne (1974) stützen eine 
.deliktrechtliche Altersgrenze von sieben Iahren, da anscheinend etwa zu diesem 
Alter die Moral der Strafvermeidung (Authority-Kategorie bei Lee, 1971) hinter 
O"lIlde r e, die Gegenseitigkeit der BeziehJJJlg.e.l.ljn. der Gruppe beachtende, morali-
sche Auffassungel) zurücktritt .und die Fähigkeit zur "Selbstreflexiyen Rollen-
übernahme" , d. h. der Beurteilung eigenen Handelns aus der Sicht des anderen, 
• erworben wird. Für Zivilrechtsverfahren typische Delikte wurden in den Unter-
suchungen aber nic~t verwendet. Daher kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
bei deren Verwendung entsprechende Unrechtserkenntnisse zu anderen Alters-
zeitpunkten auftreten würden. Vielmehr geht eine aus den vorliegenden Befunden 
.... abgeleitete Stiitzung der Altersgrenze von sieben Iahren u. a. von der Situations-
unabhängigkeit der Befunde aus. 
Zusammenhang von allgemein- und moralisch-kognitiver Entwicklung 
Die Stärke der Korrelationen zwischen deL.Testintelli~enz und Piagets yer-
schiedenen abhängigen Variablen des moralischen Urteils reichte bis an r = .5 
heran (Boehm 1962, J ohnson 1962, Whiteman & Kosier 1964, Kohlberg 1969). 
Man fand ,jI.ber auch, zum Teil in denselben Untersuchungen, keine statistisch 
signifikanten Korrelationen zwischen der Testintelligenz und einigen der morali-
, sehen lJrteilsvariablen Piagets (Durkin 1959 a und J 959 b, Schmitt 1963, Kemm-
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ler, Windheuser & Morgenstern 1970, S. Hoffman 1977). Damit lagen inkonsi-
~ Befunde vor. Das wie~ auf Multidimensionalität der Pia~et-Variablen des 
moralischen Urteilens hin, was McRae (1954) schon aus seinen Befunden ge-
schlossen hatte..Eine Konseguenz dieser Ergebnisse war, cjje Entwicklun~sstufen 
des operativen Denkens als Bedin~un~ der Aq;umentationsstufe des Moral-
• Urteils zu untersuchen. Damit wurden Homogenisierungen der Moral-Variablen 
und der kognitiven Leistungen vorgenommen, so daß eine Prüfung der Piaget-
schen These einer parallelen Entwicklung des moralischen Urteils und des opera-
tiven Denkens erfolgen konnte. 
Vo~Lee (1971) und Damon (1975)1) wurden qei Vor- und Grundschulkindern .. 
h.~..Q~lJJ1i_;lI!1~USammenhän~e zwischen nicht-moralischen ko~nitiven Leistun~en, 
wie sie von Piaget (1947) als Anzeichen konkret-operativen Denkens definiert 
wurden,.Jlnd dem Erwerb der zweiten Kohlber~-Stufe ~efunden. Die Stärke der 
Beziehung betrug bei Berechnung von Partialkorrelationen unter Ausschaltung 
der Kovariation des Alters etwa r = .5. Tomlinson-Keasey & Keasey (1974) und 
Kuhn, Langer, Kohlberg & Haan (1977) fanden, bei Iugendlichen und College-
Studenten eine ähnlich stark ausgebildete .Beziehung zwischen einigen formal-
9peratives Denken anzeigenden kognitiven Leistungen.und dem Erreichen der 
P9st-konventionellen Stufen der moralischen Argumentation nach Kohlberg. Da 
.. . ...
~- - -
~j,glich~eit zu den entsprechenden Stufen operativen Denkens beobachtet wur-
de stellten sie die These auf, daß die Stufe 0 erativen Denkens eine notwendi e 
~iia)t-·hinreickjende Beding!!pg des Moral-Urteils ist. 
Aber auch dazu l'nderspruchhche?Befunde wurden berichtet, Taylor & Achen-
bach (1975) fanden bei den von ihnen untersuchten nicht-institutionalisierten 
etardierten 59 < I < 86 und Nicht-Retardierten (90 < IQ < 132) paarweise 
gleichen Entwicklungsalters,. daß einerseits die Variablen operativen Den ens 
zum Teil überhaupt .uiclu..rnit dem Erwerb der zweiten Argumentations-Stufe 
,korrelierten und daß andererseit!\ moralische Argumentationen der Stufe 2 nach 
Kohlberg auch ohne die Leistungen des konkret-operativen Denkens auftraten. 
Weiterhin stellten sie fest, daß da~ Intelligenzalter mit dem Erwerb der Stufe 2 
Qach Kohlberg zu r = .44 korrelierte, während das chronologische Alter untersu-
chungsbeding~zu r = .28 und die Testintelli~enz (IQ) zu r = .02 nicht bedeutsam 
damit zusammenhingen. Von den je 20 Kindern mit einem Entwicklungsalter von 
sechs einhalb Jahren waren 30%, von denen mit einem von acht Jahren 40% und 
von denen mit einem vqn neuneinhalb Jahren waren 60% zu Stufe-2-Argumen-
tationen fähig. 
Damit ist der Forschungsstand auch beim Zusammenhang operativen Denkens 
und der moralischen Argumentatiol} unschlüssig. Jedoch sprechen die Ergebnisse..,. 
1) Von Damon (1975) wurde ein "positive-justice"-Interview über das Teilen von Be-
sitz mit Spiel- oder Klassenkameraden durchgeführt. Die Ergebnisse sind daher im Rah-
men der hier diskutierten Entwicklung der Unrechtserkenntnis nicht weiter relevant. Der 
Wechsel vom Vorherrschen der Anzeichen des prä-operationalen Denkens zum Vorherr-
schen der Anzeichen des konkret-operationalen Denkens fiel zwischen die Gruppen der 
sieben- und achtjährigen Kinder (5. 306). 
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von Taylor & Achenbach (1975) dafür, daß auch bc;;i Retardierten das Entwick-
lungsalter in einer Beziehung zum Erwerb der Stufe-2-Argumentation steht. Zu-, 
gleich weisen ihre Ergebnisse aber darauf hin, daß es sehr problematisch wäre, 
vom Entwicklungsalt~r auf das Vorliegen von UnrechtserkenlJJnisfähigkeit zu 
schließen. Trotz Erreichen des Entwicklungsalters von neuneinhalb Jahren äußer-
ten 40% der im chronologischen Alter zwölfeinhalb Jahre alten "familial-retarda-
tes", das sind Retardierte ohne feststellbare organische Schäden, nicht moralische 
Argumentationen der Stufe 2 nach Kohlberg oder einer höheren Stufe. 
,.Die forensische Be~utachtun~ der Deliktsfähigkeit. wie sie z. B. von Bresser 
(1972) dargestellt wurde, setzte eine enge Beziehung zwischen allgemeiner ,\<.ogni-
tiver Entwicklungsreife und deo"; Stand der moralischen Urteilsreife vorau~. An-
gesichts dieser Befunde erscheint diese Voraussetzung nicht gegeben. Jedoch las-
sen sicq die zuvor berichteten Ergebnisse nicht auf den nach Bresser (1972) zu.!:. 
• Exculpierung eines beklagten Minderjährigen erforderlichen Nachweis der Unfä-
higkeit zU!!l_Y~~g~!Y"!l.K~lichtverständnis beziehen, sondern nur auf die Fähig-
• keiL~ur Unrechts erkenntnis gegenüber dem Mitmenschen. Insofern wird man 
nach Anwendung der Indikationstheorie der Rechtsprechung tatsächlich bei hö-
herem Entwicklungsalter häufiger auf zivilrechtliche Verantwortlichkeit des Min-
derjährigen erkennen können. JSdoch bliebe wahrschc;;inlich bei einem erheb Ii-
~hen Prozentsatz von organisch unauffälligen Retardierten die Indikationstbeorie 
der Rechtsprechung nicht anwendbar, weil bei ihnen nach den ~rgebnissen von 
. Taylor & Achenbach kein Anhaltspunkt für ihre Fähigkeit zur Unrechts erkennt': 
nis gegenüber de~ Mitmenschen gefunden würde. Damit wird die Notwendig-
k!Cit von einerseits individueller Begutachtung der rechtsrelevanten Fähigkeiten 
überhi~'p:'tinc[<l:~d<:~e~seits von verfiigbaren Meßinstrumenten zum Vergeltungs-
. p~lchtverstiingnis. unterstrichen. 
3.2.2. Unterscheidung von Ve.rschuldensformen 
Zufällig von Intendiert 
Piagets Beitrag zum moralisch"en Realismus. Die Untersuchung des moralische~ 
Realismus hatte in Piagets (1954) Beitrag zum moralischen Urteil des Kindes die 
Funktion, die Moral des Zwanges eingehender zu beschreiben, als es in Piagets 
Beobachtungen zur Spielregel (vgl. Seite 171) möglich w<v. Zwei offenbar mit der 
.Beurtejlung yon Handlun~en zusammenhängende Größen, Effekt der Tat und 
abzuleitende Motiye des Täters, wurden gepaart i5l."zwel Geschichten als Alterna-
tiven zur Wahl gestellt. Eine Alternative war z. B., daß ein Junge die Tür eines 
'''''Zimmers öffnete, in das er zuvor gerufen wurde, und dabei, ohne es vorhersehen 
zu können, ein Tablett auf einem Stuhl umstieß, so daß 15 Tassen zerbrachen. 
Die dazugehörige andere Alternative war, daß ein Junge während der Abwesen-
heit der Mutter versuchte, an die Marmelade auf dem Schrank zu kommen, und 
dabei eine Tasse anstieß, die dadurch herunterfiel und zerbrach. 
Piaget strebte an, dur<;h Kombination von "guten" Intc;;ntionc;;n mit gr~ 
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Schaden und "schlechten" Intentionen mit erin em Schaden die 
Schaden höher gewichtenqe) Verantwortlichkeit während des Zustan s des mora-
.lisch_f:.~ealjsmus <ijlfzJJwejsen. Daher war es gerechtfertigt, den großen Schaden 
bei guten Motiven aufgrund eines Fremdverschuldens (Unvorhersehbarkeit des 
Tabletts hinter der Tür) entstehen zu lassen. Um so gewichtiger mußte die Zuord-
nung höherer Schuld an diesen Handelnden für die objektive Verantwortlichkeit 
des Kindes sprechen. Aber zugleich wird die Interpretation der Befunde unter 
anderem Blickwinkel durch die Piagetsche Methode erschwert. 
/~ets Befund)war im wesentlichen: Mit sieben Iahren wird die Alternative 
.mit.-dem größeren Schaden als "schlimmer" aufgefälk;mii höherem Alter dagegen 
, die andere. Piagets Interpretation war (vg1. Piaget 1954, S. 196-220, insbesonde-
re S. 206 und 215); Wegen des frühkindlichen Erlebens der sozialen Folgen (z. B. 
von seiten der Eltern) werden die Konseguenzen zunächst höher bewertet als die 
lntentiQ..1}_~nJ._QQ}yQJ11 auch Kinder mit objektiven Moral-Urteilen zur Erfassung 
ihrer eigenen Intentionen fähig sind, Die beobachtete Veränderung der Wahl 
wurde von Piaget.dadw:ch ontogenetiscQ. erklärt, daß sich die relative Bedeutung' 
"'yon MQ!iY§.!LY1!gßl~kten verändert aufgrund der zunehmenden Berücksichti-
-.gJ.Wg oder der überhaupt aufkommenden Möglichkeit zur Wahrnehmung von 
:Motiven bei anderen, die wiederum durch die Veränderung in der Erfahrungs-
welt, den zunehmenden oder beginnenden Kontakt mit den Gleichaltrigen, aus-
gelöst werden. F"Jlnterschied aber zwischen der Erkenntnis eigener Motive und 
,der Motive vQ.~ anderen, wenn er schrieb: 
"Was es selbst betrifft, so gelingt es ihm ziemlich rasch (um das dritte bis vierte Jahr zu 
dem Zeitpunkt der Entstehung des "warum" und des Interesses für die Gründe), die 
~Qsi(;hdic~eI1 Feh!eLlmd di,e_~!lE-_eiwil1ig~ Übertretun~en der moralischen VorschrifleI1,~ 
ll!l!.<:!:s~~iden. Und bald darauf lernt es, sich zu entsc uldigen, indem es anführt, es habe 
es "nicht absichtlich" getan. In bezug auf das, was seine Mitmenschen tun, zeigen sich di<! 
Dinge jedoch in einem ganz anderen Licht .... Mit anderen Worten, der moralische 
Realismus wird bei der Bewertung der Handlungen des anderen länger dauern als bei der 
Bewertung des eigenen Verhaltens" (Piaget 1954, S. 206-207). 
Ob diese Unterscheidung Piagets zwischen der Erkenntnis eigener und fremder ,'ab 
~e die einzige Erklärung für die trotz der Fähigkeit zur Erkenntnis des -
Unterschieds zwischen absichtlichen und unfreiwilligen eigenen Übertretungen 
~auftretende Wahl des höheren Schadens ist, muß angezweifelt werden.k~ Bei-
~önnte die Wahlaufgabe impulsiven Reaktionen Vorschub leisten (Roten-
berg 1979), während die Beurteilung eines einzelnen eigenen Aktes sorgfälti~r 
geschieht. Weiterhin könnten sic~ Gedächtniseffekte auswirken. Die Gedächtnis-
hypothese besagt, daß deI; Schaden deswegen bevorzugt wird von jüngeren Kin-
dern, weil er der zuletzt gehörte Geschichteninhalt ist. Diese Hypothese wurd~ 
von Feldman et a1. (1976), Parsons et ;1. (1976) und Austin et al. (1977) experi-
mentell bestätigt. Die Wahl des höheren Schadens als moralisch schlechter könnte 
also eine Folge der besonderen Erhebungsprozedur gewesen sein. Auch die Dar-
bietung der Geschichte~ Video (Chandler et al. 1973, .. Rybash & Roodin 
1978).und dje durch Instruktion angestrebte Übernahme der Rolle des Akteurs 
der Geschichte durch das urteilende Kind (Keasey 1977) erwiesen sich als förder-
.. 
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· lieh für das Aufgeben der Präferenz der Alternative mit höherem Schaden als 
moralisch tadelnswerter. Dadurch würde die Hypothese von Einflüssen der Er-
· hebun~sprozedur auf das moralische Urteilen weiter gestützt.lm Zusammenhang 
der vorliegenden Arbeit sind diese Kritikpunkte insofern bedeutsam, als sie den 
Nachweis von moralischen Unterscheidungsfähigkeiten begünstigen oder er-
schweren kÖnnen. Eine Verwendung der Wahlmethode bei komplex zusammen-
gesetzten Geschichten, die von fernen Dritten handeln, würde z. B. kaum geeig-
net sein, die moralischen Unterscheidungsfähigkeiten von Vor- und Grundschul-
kindern zu erfassen. 
Amerikanische Untersuchungen zum moralischen Realismus. In einigen ameri-
kanischen Untersuchungen (besonders in den 60er Jahren) Nurde Piagets Paradi~­
ma im wesentlichen übernommen. Dabei stellten sich.geringfügige Unterschiede 
in den Ergebnissen heraus. Hauptsächlich wurde mit ihneq., auf die BedeutJ]ng 
von Begabung, __ Sc!!jchtzugehÖrigkeit und kulturellen, gesellschaftlichen Einflüs-, 
~n hingewiesen (v gl. z. B. Keasey 1978,S. 225 ff. im Überblick). In neueren 
Arbeiten wurde Piagets Paradigma aber auch abgewandelt verwandt. 
Das Fazit, das aus den zahlreichen amerikanischen Untersuchungen zum mo-
ralischen Realismus gezogen wurde, ist unterschiedlich. Lickona (197~einte­
feststellen zu kÖnnen, daß schon Siebenjährige die Stufe der ~_llj,.lik~L~Q_Y~nlDk­
wortlichkeit erreicht haben. Dieser scheinbare Kulturunterschied wurde von 
Kohlb~-;g(1974,-S~-i04)-;;:}s-Folge der Verwendung anderer StioRproben bei Piaget 
(Heimkinder) und in amerikanischen Studien (Familienkinder der Mittelschicht) 
angesehen.,Hoffman (1977, S 110) und Keasey & Sales (1977b, S. 134) fanden in 
ihrer Analyse amerikanischer und westeuropäischer Untersuchungs berichte Pia-
· gers Befund der wachsenden Berücksichtigung der Intentionen zwischen sieben 
pnd zehn Iahren vollauf bestätigt. Keasey & Sales (1977b, S. 140) kamen aber 
zugleich zu dem Ergebnis, daß wegen gelegentlicher Fähigkeit von noch nicht 
siebenjährigen Kindern, die Intentionen zu beachten, die Common Law-Regel 
unwiderlegbar fehlender "mens rea" bei noch nicht siebenjährigen Kindern wis-
senschaftlich ungestützt ist. Shantz (1977, S. 312) schloß in ähnlicher Weise: / 
"Many children this age (5-7) are able to discriminate accidental from intended actions 
of others. Further, there is some ability to distinguish good intentions from bad intentiorls 
in allocating blame if the actions are not too negative. If they are, the use of intentional 
informati~n is apparently absent, and the consequences determine bIarne. " 
J(.arniol (1978) kam zu einem differenzierteren Ergebnis, das wegen seines 
v~rläufig abschließenden Charakters ausführlIch dargestellt wird: 
12 Wenn Elementarschulkinder böswillig motivierte (ill-intentioned) Tateffekte 
mit_~_lgidt::!l~~JJ~~~t::[gleichen, neigen sie dazu, unabhängig vom Effektausmaß 
den bÖswillig motivierten Akt als "schlimmer" zu beurteilen. Da ihre Verbali-
sierungsfähigkeit zur Begründung nicht ausreicht, tritt dieser Befund~~!:...!!.!:!L 
.b.ei.anderen Responsemodalitäten auf. 
2) Dies gilt ebenso,bei Gegenüberstellung von wohlgemeint motivierten (well-
intentioned) und böswillig motivierten Akten. Insofern sind Kinder jn der 
Lage, Intentionen-Informationen zu benutzen . 
.. 
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3) Schwierigkeiten bestehen bei der Gegenüberstellung von akzidentellen und 
wohlgemeint motivierten Akten. Bei diesem von Piaget eigentlich gestellten 
Problem spielt der Tateffekt eine gewichtige Rolle. In der Regel wird .Ail~r 
Informationenkomplex mit dem größeren Effektausmaß als "schlimmer" be-
zeichnet. 
4) Die Annahme von drei Stufen erschien Karniol (1978) angebracht: 
a) Kinder sind zur Unterscheidung zwischen akzidentell und intentionell her-
beigeführten Handlungsergebnissen (bei konstanter Konsequenzen-Infor-
mation) fähig; 
b) Kinder können böswillig motivierte Akte unabhängig von den Konsequen-
zen bewerten; 
c) Kinder können wohlgemeint motivierte Akte unabhängig von den Konse-
quenzen bewerten. , 
Dieses Fazit zu Piagets Paradigma zum moralischen Realismus schließt bei 
näherer Betrachtung der relevanten Untersuchungen das Vorliegen der Unter-
scheidung zwischen Verschulden bei Vorsatz und schuldlosem Zufallsereignis 
ein. Dies ist die gegenwärtig vorherrschende Schlußf~lgerung amerikanischer 
Übersichtsreferate (Keasey 1978; Shantz 1977, S. 290). Im folgenden wird über 
diesbezügliche Untersuchungen berichtet. 
.. .. 
Unterscheidung von akzidentellen und intendierten Schäden. In einer Reihe 
von amerikanischen Beiträgen ist die Geschichtenkomposition abgewandelt wor-
den. Es wurden intendierte Schäden und zufällige (akzidentelle) Schäden in den 
Geschichten so dargestellt, daß verschiedene Probleme des Piagetschen Vorge-
hens nicht auftraten. Dabei ging es einerseits um Verwendung von Geschichten, 
in denen der Effekt auch intendiert war und nicht nur mit schlechten Motiven 
zufällig zusam~enfiel. Andererseits wurde statt der Wahl zwischen Alternativen 
die Einzelbeurteilung von Geschichten zur Verringerung der Gedächtnis.illlforde-
rung als Response eingeführt. 
4&msby (19711 verglich Wahlverhalten in Piaget-artigen Geschichten-Paaren 
mit Wahlen in von ihm zusammengestellten Alternativen, in denen auf dem "In-
tentionen"-Faktor zufällige und eindeutig intendierte Schäden gegenüber~stellt 
wurden. ij:r berichtete, daß kein Alterstrend im Wahlverhalten bei seine~ G~- . 
~!;;hten auftrat. ~lle Vpn zwischen sechs und zehn Iahren beurteilten den ab-
,;;ichtlich her)Jeigeführten Schaden als schlechtere Tat. Dagegen trat in diesfr 
Stichprobe der von Piaget.berichtete Alterstrend in den Wahlen mit Piaget-Ge-
~shichten auf. 
~s:hanan & Thompson (1973) verwandten sowohl das Schätzurteil in einem 
2 X 2 (Absicht versus Zufall) X (niedriger versus hoher Schaden)-Stimulus-Ver-
suchsplan als auch eine Wahlaufgabe in der Art Piagets (leider ohne ihren Inhalt 
zu berichten). Das Ergebnis war, daß alle Kinder auf beide Faktorenausprägun-
gen reagierten. AQ~U!i~ .. ,,-Q.!?.hltivisten" hielten im Wahlverh;lten den Akteur, 
<:Jer zufällig großen ~fh!!de!:l anrichtete, für "schlimmer" als den Äkteur. der 
~ikklicllenY.e.is.e.M.h!_die Absicht verwirklichen konnte, Schaden zu erzeugen. 
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Für die "Subjektivisten" im Wahlverhalten wurde dieser Befund oder ein entspre-
chend abgewandelter Unterschiedsbefund nicht beobachtet. 
~ C19ßQLbenutzte ein~rÖßere Anzahl von Ausprägungen auf dem nInten-
tlOnen"-Fakt.2E_als Buchanan & Thompson. Er fügte einer zufälligen Tatfolge und 
einer Schädigung aus unberechtigtem Ärger über den Geschädigten eine Schädi-
gung hinzu, bei der der Täter sich über jemand anderen geärgert hatte und nun 
seinen Ärger auf das Opfer verschob.(displacement). Leon bot den Versuchsper-
sonen, deren Alter von sieben Jahren an aufwärts bis ins College-Alter reichte, 
Geschichten dar, in denen diese " Intentionen " mit vier Schadensstufen gepaart 
wurden. Die Aufgabe der Versuchspersonen war zu jeder Geschichte, die ver-
diente Strafe zu beurteilen. Zusätzlich dazu verwandte er auch eine Geschichten-
paarung, um die Versuchspersonen in zwei Gruppen von "Objektivisten" und 
• "Subjektivisten", analog zu Piagets Typen, trennen zu können .• Diese Geschich-
teIJpaarung entsprach eindeutig nicht Piagets Gegenüberstellung, sondern die_AI-
wrnativen stammten aus Leons Versuchsplan . .J)ie "Subjektivis\eij" waren ge-
kennzeichnet dwch höhere Strafuncile.1iir..den intendierten Schaden mit geringe-
rem Umfang, und die .,Objektivisten" gaben höhere Strafe fur den zufälligen 
.. Schaden JE.i.t..$E()ß.~~~~smaß, der aber ohne gute Motive, wie bei Piagets Gegen-
überstellung, angerichtet wurde . 
..l.eon fand, daß von den meisten Vpn auf die drei "Intentionen"-Stufen unter-
.schiedlich_!:(!~giert'Yurcl(!-,_4~ß_~tw:~J9~_der Vpn ihre Einschätzungen nur auf...di.e 
;!p.formationen des "Intentionen" -Faktors,().4(!!:~llr:_~_':lL~i~~._~ch~den ~ Faktors 
basierten und daß sich "Subjektivisten" von "Objektivisten" dadurch unterschie-
den, daß "Objektivisten" größere systematische Schätzurteilsunterschiede auf 
den Stufen des Schaden-Faktors hatten und "Subjektivisten" größere auf dem 
i. "Intentionen"-Faktor. 
( ,pie angefÜhrten drei Untersuchung!:!! stützen die Auffassung, d!ß Kinder vom 
siebenten T ehensjahr an, his auf einige Ausnahmen, zwischen den Vej"schuldW-
formen ,.absichtlich" und ::zufällig" unterscheiden kÖnnen V!gL auch Weiner & 
Peter 1973; Farnill1974; Imamoglu 1975). Insofern ist die moralische Unterschei-
• dungsfähigkeit im Sinne der Rechtsgeschichte.vor dem Alter von sieben Iahren 
ausgebildet worden. In bezug a1Jf Piagets Konzeption des altersabhängigen mora-
lischen Realismus läßt sich folgern.. daß die moralische Bewertung des 1 Jnter-
schi~dLz:wi$c:he,n (kn,b_~i4~!J._:V:~r.[~huldensformen altersabhängig ist. Es gibt an-
sch:einend, zwei Gruppen von Versuchspersonen, die analog zu Piagets Typen als. 
:'b 'ektivisten" d. h. mehr oder nur die Intentionen berücksichti end oder 
)ek:tiViStCii" (d.h. mehr oder nur die Schadensa,usmaße berücksichtigend)' 
beschrieben werden können..J2iL.SuQi!!.ktiyist~I1':neh!l1_er1.'I<l:I:>_(!i _n~fh dem Ak_ 
von siebt!.l!E.~~_l!_~~:tIäufigkeit zu. • 
In Hinsicht auf die unterschiedlichen Deliktformen kann festgehalten werden, 
daß zumeist Beschreibungen von Sachbeschädigungen als Stimulusmaterial ver-
wendet wurden. In einigen Ausnahmefällen (z. B. Rule & Duker 1973, Hewitt 
1975) wurden n~r KÖrperverletzungen in den Geschichten vorgegeben. Dabei 
ergab sich ~ar kein prinzipiell abweichender Befund zur Verwendung von Sach-
.beschädigungen: akzidentelle Personenschäden aufgrund von wohlgemeint moti-
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vierten Handlungen konnten von intendierten Personenschäden im Alter von 
acht Jahren im Urteil unterschieden werden. Über die Fähigkeiten jüngerer Kin-
der mit diesem Stimulusmaterial gaben die Studien aber keinen Aufschluß, da sie 
solche Kinder nicht einschlossen. Einige Autoren (Berg-Cross 1975, Elkind & 
Dabek 1977, Keasey & Sales 1977 a, Leon 1979) benutzten verschiedene Delikte, 
ohne auf die Frage einer etwaig anders ausgebildeten Unterscheidung akzidentel-
ler und intentionaler Delikte einzugehen .• Lediglich eine höhere allgemeine Straf-
~igkeit der Körperverletzunlien wurde gefunden (Berg-Cross 1975, Elkind & 
Dabek 1972)& lmamoglu (1975) jedoch verglich die Verschiedenheit der Urteile 
über akzidentelle und intentionale Sachbeschädigungen einerseits und Körperver-
letzungen andererseits. Sie fand, daß ,bei Körperverletzungen der Unterschied> 
zwischen den mittleren Beurteilungen der absichtlichen und unabsichtlichen Be-
- gehung größer war und früher (schon bei Fünfjähri~en) auftrat als bei Sachbe-
schädigungen. Das spricht dafür, daß die Unrechtserkenntnis für Körperschädi-
~en früher ausgebildet wird als für Sachbeschädigungen. Eine Replikation 
dieses Befundes fehlt aber bislang. 
Fahrlässig 
Fahrlässigkeitsbewertung in Heider-orientierten Beiträgen. Heider (1958; 1977, 
S. 136ff.) ging davon aus, daß Beobachter interpersonaler Ereignisse den Han-
o delnden auf unterschiedliche Arten Verantwortlichkeit für die Effektezuschrie-
~~abei würden ~ie verschiedene Kriterien benutzen. Heider faßte die ange-
nommenen Vorgehensweisen der Beobachter bei ihrer Urteilsbildun~ zu fünf 
,Stufen zusammen. Ohne die Ansicht zu teilen, daß es sich bei Heiders Stufen um 
Entwicklungsstufen empirischer Art handelt, wird hier auf drei entwicklungspsy-
chologische Beiträge (Shaw & Sulz er 1964; Harris 1977; Ferguson & Rule 1980) 
eingegangen, die Heiders Stufen zur Bildung von Stimulusbedingungen benutz-
ten. Der Gewinn dieser Beiträge für die vorliegende Betrachtung ist, daß sie eine! 
der fahrlässigen Begehung unerlaubter Handlungen zuzuordnende Stimulus be- . 
din7unf enthalten. Wie die Aufstellung de~ Tabelle 3, die einen Überblick über' 
]die iin Stufenbescbreibungen Heiders gibt, zeigt, erfaßt die Stufe der Vorherseb-
• 'barkeit offenbar dje fabrlässige Begehung unerlaubter Ha~dlungen. Eine an Pia-
gets Beitrag anschließende Untersuchung, die sich den fahrlässigen Taten zuwen-
dete, ist nicht bekannt. 
Shaw & Sulzer (1964) ließen auf.einer fiinfstufigen Skala einschätzen, wje yer-
;wm9rtlich der Akteur der Geschichte war. "Verantwortlich" war defiqiert 
durch: "If a person is responsible for something tb at means that we might blame 
hirn for it or thank hirn for it" (S. 41). Harris (1977) ließ das Ausmaß der 
Verursachung ("How much was Nancy the cause of the broken chair?", S . .260) 
des Effekts durch den Akteur und das moralische Urteil über den Akteur ("How 
naughty was Nancy?", S. 260) auf zwei neunstufigen Skalen einschätzen. Fergu-
son & Rule (1980) verwendeten mehrere inhaltlich anders beschriebene Skalen, 
deren Ergebnisse mindestens zu r = .85 übereinstimmten. Gefragt wurde: "How 
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Tabelle 3: Die Heiderschen Stufen der Verantwortlichkeitszuschreibung, die als 
Stimulusbedingung in empirischen Untersuchungen verwandt wurden. 
Stufe oder 
Bedingung 
Beliebige 
Verbindung 
Ausführung 
Vorhersehbarkeit 
Absichtlichkeit 
Rechtfertigung durch 
Umweltzwang 
Verantwortlich ist: 
Wer in irgendeiner losen Verbindung mit dem Effekt 
steht 
Wer die Handlung, die den Effekt herbeiführte, began-
gen hat 
Wer die Folgen der Tat vorhersehen konnte, aber nicht 
demgemäß handelte 
Wer den Erfolg seines Handelns durch seine Tat anstrebte 
Wer ohne äußeren Zwang einen Handlungserfolg ange-
strebt hat 
bad ... ?; how much blamed for ... ?; how much punished ... ?; how often does he 
wh at he did?; how ,much hurt ... ?" (S. 143). Shaw & Sulz er hatten zwei Versuchs-
gruppen (sechs- bis neunjährige und 19- bis 38jährige), Harris hatte fünf (erstes, 
drittes, sechstes und achtes Schuljahr sowie College-Studenten) und Ferguson & 
Rule hatten zwei (acht- und 14jährige). 
X finbellig sprachen alle Untersuchun~en da~e~en, daß Kinder im Alter von' 
sieben Jahren die "fahrlässi~en" Taten der Vorhersehbarkeitsbedingung anders 
beurteilten als die rechtlich nicht immer vorwerfbare Begehung nach der Ausfüh-' 
rungsstufe. Taten nach der Ausführungs- und der Vorhersehbarkeitsstufe wurden 
bei Harris aber schon von Kindern dieses Alters anders beurteilt als Taten nach 
der AbsicQ.tlichkeitsstufe. In den Untersuchungen von Ferguson & Rule und 
Shaw & Sulzer traten in diesem Alter keine Urteils unterschiede zwischen diesen 
drei Bedingungen auf. Die Gleichbeurteilung von fahrlässigen Taten und lediglich 
verursachten Taten blieb bei Harris auch bis zum Erwachsenenalter erhalten. Bei". 
Ferguson & Rule beurteilten dagegen die 14jährigen Jugendlichen die fahrlässige 
und die absichtliche Tat gleich und unterschieden sie vom lediglich verursachten 
Effekt. Shaw & Sulz er teilten für die fahrlässige Begehung relativ mittlere Urteile 
der Erwachsenen mit. 
~b mit den Szenen-Kompositionen der Autoren wirklich ausreichende Be-
schreibungen von fahrlässi~en Handlun~en konstruiert wurden, wäre zu prüfen., 
In der Harris-Studie setzte sich der Akteur in einer Video-Szene zur Vorherseh-
barkeitsstufe zuerst auf einen stabilen Stuhl und danach auf einen weniger stabil 
aussehenden Stuhl, der darauf zerbrach. Dagegen setzte sich der Akteur in der 
Video-Szene zur Ausführungsstufe zweimal auf denselben Stuhl, der beim zwei-
tenmal zerbrach. Für eine Berücksichtigung des fahrlässigen Moments der Hand-
lung ist daher notwendig, daß die geringere Stabilität des Stuhls in der Vorherseh-
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barkeitsszene aus der Darstellung im Video entnommen wurde. Das wurde aber 
nicht geprüft. Weiterhin könnte in der Harris-Studie auch derjenige, der den 
zerbrechlichen Stuhl hinstellte, als mitschuldig angesehen werden. Sicherlich 
wurde außerdem mit der Szene von Harris zur Vorhersehbarkeitsstufe nicht das-
selbe Vorhersehbarkeitsproblem angesprochen wie in der Geschichte, die Shaw & 
Sulzer als Beispiel für die Stufe der Vorhersehbarkeit angaben. Dort hatte sich ein 
Junge zuviel Kekse genommen, so daß die anderen keine mehr abbekamen (care-
less commission). Weiterhin besaß dieses Beispiel von Shaw & Sulzer auch nur 
geringe Ähnlichkeit mit dem Fall eines fahrlässigen Delikts, weil das Gefahren-
moment in letzterem anders aussehen würde. Ferguso.Q. & Rule dagegen hatten 
eine Tatbeschreibung zur Vorhersehbarkeitsbedingung gewählt, die ein echtes 
Gefahrenmoment enthielt. Das "Opfer" der Tat stand am Ausgang eines Baum-
hauses und der "Täter" sah es nicht, als er beim Umstellen eines Tisches das 
"Opfer" anschubste, so daß das "Opfer" herunterfiel. 
~amur..~<;hei!lL<:hl.per qi~J!!..dies.~n drei Untersuchungen einhellig gefunde-
ne Gleicbbeurteilung von fahrlässigen und lediglich verursachten Taterfölgen im 
,Alter von etwa sieben lahren nicht als ein schlüssiger Beleg der Unfähi~keit 
,Siebenjähriger zur moralischen Abwertung fahrlässiger Taten. Die Uneinheitlich-
keit der Bedingungen wie der Ergebnisse macht deutlich, daß der Forschungs-
stand über die Fahrlässigkeitsbeurteilung noch unbefriedigend entwickelt ist. r 
Fahrlässigkeitsbewertung bei Informationen-Integration im Stra/urteil. Eine ei- I...:. 
gene Untersuchung verzichtete auf eine Einordnung in die Ansätze von Piaget 
oder Heider. Sie fügte dagegen lediglich eine Fahrlässigkeitsbedingung zu einer 
~zidßJl.tdl~!1l.lI1<i e.il)eL.ill!e.ll.tio~alen Schädigun~ hinzu, um die hauptsächlichen 
'ierschuldensformen miukL .• mf Piaget zurückzuführenden Bedingung "Schädi-
gung durch UiIgeschicklichkeit trotz guter Motive" (akzidentelle Schädigung) 
"ergleichen zu können. Sie nahm somit in bezug auf die an Piaget anschließende 
Forschung zur Unterscheidung von Absicht und "zufälligem" Zustandekommen 
eine Erweiterung vor und reduzierte in bezug auf Heider die fünf Bedingungen.zu 
drei. 
The Jtielsetzung\des eigenen Beitrags war gerichtet auf di.e Verfügbarmachung 
,pes AI.J.~<!~~"e.S.Qe.LII.J.JQIm;l._tiQ!!.e..!.t:lntegration (Anderson 1979) beim moralischen 
ll.t:tcilS:1l fÜLdie .. a~.[ti...rn.mun$..ges-'y odie.gens von Sorgfalts pflicht- und Vergel-
_~fljfh.!y.e1".~tändI!is. Die ausführliche Darstellung der Untersuchung wird 
später vorgenommen (vgl. u. S. 132 ff.). Ihr ?;entraler Gedanke warl aus der 
Verbi11.<:l.l,lngJl.IJ<f:ee.we.t:tl.lIlgY()!l Informationen über das Verschulden und das 
Wiedergut)Jlaclu~n einer Sachschädigung. Aufs,s;J?Jyß über das Vorliegen von Sorg-
fili.§pflicpt: un<iYe.r,g~kY!1..g~.l2flich1Yerständnis zu erlan en ohne dabei v ale 
..Ä.!!ß~rungen der Versuchspersonen.,Z.uverlangen \Das SorgfaltspflichtverständIl~~ 
sollte sich dabei in der Bewertung der Fahrlässigk.eitsbedingung zeigen, die aus 
den abzugebenden Strafurteilen entnommen werden sollte.) 
"Neben den drei schon bezeichneten Stufen von Verschulden-Informationen 
wurden noch Teilinformationen über den angerichteten Schaden und den vom 
.Täter freiwillig geleisteten Ersatz zu insgesamt 18 Geschichten in einem faktoriel-
Ien Versuchsplan kombiniert. Diese Geschichten informierten die Versuchsperso-
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nen über die Art, wie es bei einemJ3ri(!fQl~r.ken-Tausch zweier Kinder zu einer 
einfachen Sachbeschädigung von gesammelten Briefmarken kam, wie viele Brief-
marken dabei verdorben wurden und wieviel das andere Kind, der Täter, dem 
Opfer ersetzte. 
Dje Geschichte der Fahrlässigkeitsbedingung war als eine von Mißgeschick 
begleitete Mißachtung einer Warnung konzjpiert: "The open inkpot stood on his/ 
her side of the table. You told hirn/her about the danger, but he/she left the open 
inkpot on the table. Later on, he/she pushed against it and spilt it. Two (ten) of 
your best stamps were ruined. He/she paid you back for none of them (half, all of 
them). "1) Es wurde also,.picbt nur ein Yorhersehbarkeitsproblem angesprochen, 
sondern mit der Warnung war ~in ausdrücklicher Gefahrenhinweis gegeben.wor-
den. Daher ist die Gefahrenerkenntnis von der moralischen Bewertung getrennt 
worden . 
.Te sechs weit.e..~.e. ... q_e~.chichten entstanden durch Beschreibung einer unberech-
tigten Affekttat ~Wut über Verweigerung einer wertgeschätzten Briefmarke 
seitens des anderen über dessen Briefmarken Tinte gießen - .. also intentionalen 
yerschuldens, und durcb-_Beschreibung einer Ungeschicklichkeit bei guten Moti-, 
ven, ~1~Q_.i!k.zidentellen Verschuldens - wegen Konzentration auf das vorsichtige 
Hinüberreichen einer Briefmarke mit einer Pinzette Limonade umstoßen. Nach 
Anhören je einer solchen Geschichte zeigten die Versuchspersonen auf einer 
20-Punkte-Skala die verdiente Strafe des Schädigers an. In einer eingehenden 
Einübung in den Gebrauch der Skala wurden zwei zusätzliche Vergleichsstimuli-
geschichten anschaulich an den Enden der Skala dargeboten und als keiner Strafe 
würdig oder höchster Strafe würdig definiert. Diese Endanker-Geschichten wur-
den abwechselnd mit sechs der 18 Geschichten des Versuchsplans vorgelesen und 
beurteilt, bevor die 18 Geschichten, in zufälliger Reihenfolge dargeboten, endgül-
tig beurteilt wurden. Weitere Einzelheiten der Versuchsdurchführung werden aui 
den. Seiten 133 ff\ .dieser Arbeit beschrieben. 
~ ~ . .J::fg~J)Qisse wiesen darauf hin, daß Siebenjährige zur moralischen Abwer-
htung fahrlässigen Handelns in der Lage waren. Weiterhin schienen College-Stu-
denten mehr Verschuldensabstufungen zu besitzen. Die je zehn sechs-, sieben-
IIDd achtjährigen amerikanischen Kinder, die der Mittel- oder Oberschicht ent-
stammten, vergaben, wenn die Ersatz- und Schaden-Stufen gleich waren, bei der 
Fahrlässig-Bedingung durchschnittlich ebensoviel Strafe wie bei der Intentional-
Beding4n.g. und höhere als bei der Akzidentell-Bedingung. Dagegen wurde mit 
Volljährigen (College-Studenten der University of California, San Diego) bei 
fehlendem Ersatz durchschnittlich eine.- relativ zu den anderen Verschulden-
Stufen - mittlere Strafe für die Fahrlässig-Bedingung gefunden. Bei voller Ersatz-
kistung durch d~!L.Täter.:.....~urden die Fahrlässig- und Akzidentell-Bedingung. 
d,urchschnittlich nahezu gleich beurteilt. Die bei den extremen Verschulden-Stu-
&n...ha.t.t.e.n in beiden Yersuchspersonengruppen jeweils die gleichen durchschniu::..-
lichen Strafurteile. 
1) Die Untersuchungen wurden während eines Forschungsaufenthalts an der Universi-
ty of California, San Diego, durchgeführt. In Klammern sind die weiteren Bedingungen 
der Fahrlässigkeitsstimuli im Versuchsplan angegeben. 
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~egenüber Shaw und Sulzer (1964), Harris (1976) und Ferguson & Rule (1980) 
wurde, wie der Vergleich der Ergebnisse in der Abbildung 1 zeigt, somit ein 
• abweichender Befund über die Beurteilung der Fahrlässigkeit bei Grundschülern 
festgestellt. Zusätzlich ergab sich ein.deutljcher Entwicklungstrend in der Beur-
teilung der Fahrlässigkeit. der zur relativ mittleren Beurteilung der fahrlässigen 
Begehung fÜhrte. Ähnliches war schon von Shaw & Sulzer (1964) für Erwachsene 
berichtet worden. 
Da innerhalb der drei Altersgruppen der sechs- bis achtjährigen Kinder keine 
Altersabhängigkeit in der relativen Bewertung der Verschulden-Information auf-
weisbar war, wurden auch Yorschulkinder (neun im" Alter von vier und zehn im 
Alter von fÜnf Jahren aus denselben Wohn gegenden wie die Grundschulkinder) 
in die Untersuchung, einbezogen, um den Zeitpunkt des Aufkommens dieser 
( Form des Sorgfaltspflichtverständnisses zu bestimmen. Jedoch zeigte sich, daß 
die.'yQrsshulkinder trotz konstanter Schapenshöhe in der Regel nicht in der Lage 
_W.M~!lJ~'le.r.illrnJden-Stufen zu berücksichtigen, wenngl<:.~~ noch Er-
gtzinformationen dargeboten wurden. In den zusätzlich verwendeten separaten 
Darbietungen von Verschulden-Stufen unterschieden die Vorschulkinder zum 
..IciLdi~ dre.i Verschulden-Stufen. Durchschnittlich schienen sie die Fahrlässig-
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Abb. 1.' Mittlere, quantitative, moralische Urteile in vier Untersuchungen, in denen (teil-
weise neben anderen Bedingungen) Abstufungen der Culpa (Verschulden) verwendet wur-
den (A. = akzidentell; C. = fahrlässig; I. = intentional). Die mittleren Urteile der jeweili-
gen Altersstufen (Kurvenparameter) sind zu Kurven verbunden. 
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J3edingu.Qg. mit mittlerer Strafe zu versehen!. jedoch erwies sich dieser dur.ch-
, schnittliche BefundillLF...91g.~_ der Gruppenmittelun&.,. Tatsächlich beurteilte ein 
Teil der Vorschulkinder die Fahrlässig-Bedingung gleich mit der akzidentellen. 
Begehung und ein anderer Teil beurteilte d~ Fahrlässig-Bedingung und die Inten-
tional-Bedingung gleich. 
Wie die in Tabelle 4 aufgelisteten Differenzen zeigen, hattel1 neun von 19 
Vorschulkindern (Nr. 1,2, 5, 8, 9, 14, 15, 16, 17) eine,.reL<ltLy"gJ"oße (größer als 
drei Skalenpunkte).Differenz zwischen den Urteiletl für die Fahrlässig- und die 
Akzidentell-l:}.~din..K1:l..!!K-~~~leichzeitig rt:lativ kleiner (nur einmal größer als ein 
Skalenpunkt) Differenz zwischen detln.t.entional~ und der.Eahrläs.sig-Bedingung, 
so daß si~ dem bei GrJJuruchulkindern auch durchschnittlich angetroffenen Trend 
entsprachen. Wie die Tabelle ferner zeigt, hatten vier Kinder (Nr. 3, 7, 10, 18) 
heide Differenzen absolut nicht größer als zwei Skalenpui1IUe, so daß man bei 
ihnen zufällige Abweichungen von der Gleichbeurteilung aller drei Bedingungen 
als Ergebnis annehmen kann. B@~_~_e.~~ren Kindern (Nr. 6, 12, 13) waren die 
Unterschiede zwischen den Beurteilungen der Intentional- und der Fahrlässig-
Bedingung größer als die absolut nicht größer als zwei Skalenpunkte betragenden 
Unterschiede zwischen "Fahrlässig" und "Akzidentell", so daß man bei ihnen 
.VOR Gleichbe'lfteillJog der Eabrlässig- und d~r A!-.zidentell-Bedingung sprechen 
kann. Der Unterschied von zwei oder weniger Skalenpunkten wurde als Gleich-
heurteilungskriterium benutzt, weil die Form der Verteilung der Beurteilungsdif-
ferenzen für das Zugrundeliegen von mehr als einer Grundgesamtheit sprach und 
ein Häufigkeitseinschnitt bei der Differenz von drei Skalenpunkten für die Zerle-
gung der Verteilung an dieser Stelle. Dieses Kriterium wurde auch bei den folgen-
den Auswertungen beibehalten. 
Tabelle 4: Urteilsdifferenzen der einzelnen Vorschulkinder bei Beurteilung der 
Verschulden-Stufen in separater Darbietung 
Differenz von Differenz von 
Fahrlässig Intentional Fahrlässig Intentional 
und und und und 
Nr. Akzidentell Fahrlässig Nr. Akzidentell Fahrlässig 
1 11 -1 10 0 1 
2 4 11 3 -1 
3 -1 2 12 -2 12 
4 3 2 13 2 4 
5 14 4 14 5 0 
6 2 6 15 5 0 
7 1 2 16 11 
8 18 1 17 9 1 
9 8 0 18 0 
19 -4 7 
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Drei weitere Versuchspersonen hatten andere Urteils differenzen, die, z. T. zer-
legungsbedingt, nicht den zuvor beschriebenen Mustern entsprachen, was aber 
gegenüber dem bei den übrigen 16 vorgefundenen Mustern unbedeutend er-
schien. .' 
Sechs .jYQrs,ch~T~ berücksichtigten zumindest gelegent.~ich. die V ~rsc.~ul­
den-InformatIOn für dIe Strafzumessung auch dann, wenn ?:usatzhch zu Ihr uber 
die erfolgte Ersatzleistung informiert wurde. Bei ihnen traten dann aber auch nur 
die drei zuvor beschriebenen Urteilsmuster auf. yon ins~esamt 14 verwertbaren 
Fällt;.ILOffenbar l!erjicksic~ Verschulden-Information pro Ersatz-Stufe trat 
~~h!1!Jl.\lLdie Gleich~1!It~.ihLqg der Fahrlässig- und Intentional-Bedingung und 
*~rdie ~eichbeurteilung der Fahrlässig- und Akzidentell-Bedingung auf 
. bbeur~ 'lungskriterium: Urteils differenz nicht größer als zwei Skalen-
pÜnkte). . 
Eine relativ. mittlere Beurteilung der Fahrlässig-Bedingung gab es in den einzel-
pen Urteilen der Vorschulkinder alsQ nicht. Jedoch war ein Teil der Vorschulkin-
der scholJ-llLdfL.L~_.Z!!L moralischen Abwertun~ des fahrlässigen HandeIns. 
Daher wird man das Aufkommen des so erfaßten Sorgfaltspflichtverständnisses in 
das Vorschulalter legen. 
Ging man entsprechend, yater KOAitapthalwng der Schaden- und Ersatz Stu-
fi,~ei den Grundschulkindern und den College-Studenten vor, zeigte sich, daß 
di'e Benrteilung der Fahrlässig-Bedingung, wie sie sich in den durchschnittlichen 
Ergebnissen darstellte" in den individuellen Urteilen mit der größten Häufigkeit 
unter den konkurrierenden Arten der Beurteilung dieser Bedingung auftrat. J e-
doch kamen andere Beurteilungen teilweise auch mit erheblicher Häufigkeit vor. 
So hatte d~ Gleichbeurteilung aller drei Verschulden-Stufen bei de,n Grundsch~ 
..kindern einen t\~!c:i.L~9n 24% (gegenüber 69% b~i den Vorschulkindern und 5% 
bei den College-Studenten), die Gleichbeurteilung der Akzidentell- und Fahrläs-
sig-Bedingung einen Anteil von 15% (gegenüber 5% bei den Vorschulkindern 
und 56%1) bei den College-Studenten), die Gleichbeurteilung der Fahrlässig- und 
.Intentional-Bedingung einen Anteil von 28% (gegenüber jeweils 16% bei den 
Vorschulkindern und College-Studenten) und die relativ mittlere Beurteilung der 
Fahrlässig-Bedingung einen Anteil von 8% (gegenüber 2% bei den Vorschulkin-. 
det:n und 19% bei den College-Studenten). Weiterhin gab es bei den Grundschul-
kindern noch ei~n hohen (24%, gegenüber 3% und 7% bei College-Studenten 
und Vorscbulkindern) Anteil von Beurteilungen der Fahrlässig-Bedingung mit 
erheblich mehr Strafe für diese Bedingung als für die anderen. " 
~.rtetITlan..dj1. .. L!\uftrelen von geringerer Strafe für die Akzidentell-Bedingung 
.al.Lm.oralID:Lllnterscheidungsfiihigkeit für nicht-akjidentelle Handlungen, 
dan~~~_Aies_(;d~_~Lden Grundschulkindern zu 52% bei der Beurteilung der 
Fahrl~ssig-B_c:.9i~K~!1..&_l:I_':?:9.._~.~_~_~.!.o ~.ei der Beurteilung der Intentional-Bedingung 
_.si.chtbar..-Daraus läßt sich u. U. der SC_~~1:l.~~bleiten, daß die: moralische Unter-
1) Dieser hohe Anteil rührte daher, daß die Akzidentell- und Fahrlässig-Bedingung 
besonders dann gleich beurteilt wurden, wenn sie mit der Bedingung "Voller Ersatz" in 
den Geschichten kombiniert waren. 
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• 
,.scheidung im Grundschulalter noch nicht in jedem Falle ausgebildet ist. Die 
berichteten Häufigkeiten können _aber a1,lch nur deswegen nicht höher ausgefallen 
;. sein, weil die gleichzeitige Beachtung aller drei in einer Geschichte dargebotenen 
Informationen 'nicht immer fehlerfrei erfolgte oder di({ Strafurteile anderen.Stör-
einflüssen unterlagen. Daher erscheint es möglich, aufgrJInd der durchschnittli-
chen Strafurteile den. Grundschulkindern die moralische Unterscheidungsfähig-
keit von fahrlä§~!g~BJ)?;~ .. intentionalen Sachbeschädigungen gegenüber akziden-
tellen zuzuschreiben, zumal b~i dem von deß-yorschulkindern übernommenen 
Gleichbeurteilungskriterium von maximal zwei Skalenpunkten Unterschied eini-
ge "Gleichbt':!lEt_ei!,::,.ngen" von fahrlässigen oder intentionalen Sachbeschädigun-
gen einerseits und akzidentellen andererseits tatsächlich unterschiedliche Beurtei-
lungen ge'.Vesen sein können. Auf der and;ren Seite läßt sich aus den Befundep 
auch.die Hypothese des Bestehens individueller Unterschiede in der moralisfhen 
Unterscheidungs fähigkeit von intentionalen bzw. fahrlässigen gegenüber akzi-
dentellen Sachbeschädigungen gewinnen. 
3.2.3. Zusammenfassung des Erkenntnisstandes 
I Durch Kohlbergs Ansatz sind mit Hilfe inhaltsanalytischer Auswertung von 
lJ,ecbt/ertig,ung,en für hypothetische Handlungen in Konfliktsituationen verschie-
dene Typen mQrali,scher Kognitionen aufgewiesen worden. Qie....B.e.sm[e.ib_t!l1g~n_ 
einiger der Typen haben ge~isse Aspekte, die eine Parallelität zwischen Ab ll.:: •• 
funen de-r'Rech'tskommffitare über Unrechtserk ntnis un . . . -
Ke ten Stufen erkennen assen. Obwohl die meßtechnische P~';izision des Ansa~;~~ 
noch nicht ausreicht und die Kategorien deswegen von verschiedenen Autoren 
mit Abweichungen verwandt wurden, konnte in den Untersuchungen von Lee 
(1971) und Selman & Byrne (1974) ein Alterstrend in den vorkommenden"-se--
gründun~!<-~.~Ji<:'Eien für moralische Entscheidungen in sogenannten Dilemmata 
~efunden werden, der die allgemeine Herausbildung der Unrechtserkenntni~ 
g~'cii~~m Mitmenschen mit dem Alter von sieben Jahren stützt. Darin ist 
hinsichtlich der U nrechtserkenntni1b eine Stützung der Rechtsauffassungen ~ 
. § 828 BGB, wie sie das Reichsgericht vornahm, zu erkennen. 'pagegen steht die 
Wahl desl:lurals "gegenüber den Mitmenschen" durch den Bundesgerichtshof 
altersmäßig picht in Übe~~iI.1stimmung mit dem faktischen Verlauf der Entwick-
lung der Stufen moralischer Argumentation. 
Die.A,\.l,lSsage jil?J!L~as. erreichte Niveau in der Unrechtserkenntnis gründet sich 
auf d.<)'1i.Y~!Jassen der Stufe 1 CGehorsamsmoral) in den moralischen Argumenta-
tionen. Eine Veränderung, die voll in der Bandbreite des Meßinstruments liegt, 
wird damit zur Bas~s der Aussage und nicht die bloße Möglichkeit zur Erfassung. 
irgendeiner Unrechts erkenntnis überhaupt. Dies entspricht der Anforderung der 
Gesetzesauslegung, in der nicht die Unrechtserkenntnis in irgendeiner globalen 
Hinsicht, sondern das Erreichen eines bestimmten, prinzipiell und faktisch unter-
schreitbaren Niveaus beschrieben wird. Das Meßinstrument der Argumentatio-
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nen-Stufen war tatsächlich in der Lage, auch die nicht ausreichenden Zustände 
der Unrechts erkenntnis anzuzeigen, so daß das Erreichen des geforderten Ni-
veaus nicht durch die "Unschärfe" des Meßinstruments in Frage gestellt wird. 
Auf ein~J::UCkelin den ausgewählten Situationen, an denen die Entwicklung der 
Unrechts erkenntnis untersucht wurde, ist weiterhin hinzuweisen. Oben war das 
'lo.r.liegen der Unrecllli.erk~nntnisfähigkeit gegenüber dem Mitmenschen aus dem 
Vorherrsch~n".YQllr~ziprg~(!l1".t!nd--perspektivenübernehmenden Argumentations-
..ill:.I.lk!.uren gefolgert worden. Dies erscheint gerechtfertigt auch ohne direkte Be-
handlung von Delikten im Sinne des Zivilrechts in den Dilemmata. Die Korrektur 
der vorliegenden Befunde in dieser Hinsicht wird als nebensächlicher Umstand 
gewertet. Dagegen besteht ein gewichtiger Mangel im Fehlen des Einbezugs der 
Fahrlässigkeit in die Themen der moralischen Dilemmata. Dieses ist aber eine 
rechtserhebliche Lücke, da unter Umständen gerade die fahrlässigen Delikte die 
kognitiv schwieriger zu bewältigenden Delikte sind. Ob bei fahrlässigen Delikten 
~!llillkgi(!.lJ.I1z:(!~h~~rkenntnis gegenüber dem Mitmenschen von Kindern des 
~!_tl.!!4schulalters erbracht werden kann, ist somit bislang ohne empirische Stüt-
~~K~lieben. Aus dem Ansatz Piagets haben sich aber durch verschiedene 
Weiterentwicklungen Befunde zur Fahrlässigkeit ergeben. -:----l 
Ein weiteres, populationsstatistisches Argument kann der vorherigen~ 
angefügt werden. Die oben berichteten Untersuchungen von Lee (1971) und 
~~.1.!!!.~n.:.~ :E3'y!:!?-e (1974) verwandten amerikanische Stichprob~~ die selbst für 
amerikanische Verhältnisse nicht als repräsentative Stichproben ausgegeben wur-
den. Man mag von daher prinzipiellen Zweifel an den Altersangaben erheben. 
Kohlbergs interkulturelle Studien lassen zwar den Schluß zu, daß sich die Stufen-
folge seines Systems als relativ gesellschaftsunabhängig erwies. Man wird aber 
trotzdem alters mäßige Verschiebungen für das Erreichen der Stufen erwarten 
können. Wann also die einzelnen Stufen von deutschen Kindern und Jugendli-
chen erreicht werden, kann nur nach eingehender Replikation solcher Studien in 
Deutschland beurteilt werden. 
Wenngleich die Befunde als Stützung der Rechtsauffassungen interpretiert wer-
den können, so folgt aus den Eigenschafte.nd~lLDilS!!ll:I!!~!~:Par~~igmas, daß seine ~ndung als diagnostisches Verfahren in foro nicht anzuraten ist. Die Un-
rechtstaten werden in den Geschichten nicht allein vorgegeben, sondern stehen 
einer Handlungsweise gegenüber, die in der vorgegebenen Situation zumindest 
eine gewisse Berechtigung besitzt. Es stehen sich also nicht einfach Begehen und 
~Begehen gegenüber, sondern z.B. eine Handlungsalternative, die den .. Wer.t 
~es Eigentums~ertritt, und eine, die den Wert des Lebens vertritt. Möglicherwei-
se verändert sich die Einstellung zur Frage des Eigentums durch die Gegenüber- ... 
stellung der Lebensrettung, oder es wird die Feststellbarkeit der bestehenden 
Einstellung erschwert. _Die Begründungsin.:halte können daher ohne Aufschluß 
fürgiei~l1j.gI;.s.!.ufe der Unrechts erkenntnis, die sich bei alleiniger Aq~umentation 
über nur eine Handlungsalternative ergeben würde. bleiben. 
Ein &Verterer" 15,i:i!ischerl Gesichtspunkt hierzu bezieht sich auf die Notwendig-
keit, Verbalisierungen von dem Probanden zu verlangen. Die R.echtfertigung 
dieser Vorgehensweise Vn.K9blper~sdl."~JLAI!satz iSllomplexer Natur. Sie ver-
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dient nähere Betrachtung, weil sich dabei deutlich machen läßt, daß die Intention 
des Ansatzes ganzheitlich und nicht spezifisch-diagnostisch orientiert ist. 
Es handelt sich um ei~ Verfahren, das Ar~umente provozieren soll, die di~lest 
io.....d&r.~önlichkeit veranl5..§!ten moralischen Überzeugungen des Probanden 
feststellbar machen sollen. Sowohl die Vorgabe vO!l.'pilemmata_ru~, . .!l:.ych die inter-
rogative Interaktion des Interviews mit dem Probanden Qi~nen dem Zweck, statt 
oberflächliche, sozialerwünschte Meinungen auszulösen, einander widerstreiten-
de Gesichtspunkte in den Probanden anzuregen, die dann dje moral~che!.l: Ein-
stellu,~I.!.,Q!:!I~hjh!.~.A.l!s..wi!:!~,l;:Ll!Kim Verbalv_erhalten aufdecken. Dies kann als 
bloße Technik zur Erhöhun~ der Validität aufgefaßt werden. Es impliziert jedoch 
mehr. Dadurch wird vielmehr b:ognitive Entwicklung und Persönlichkeitsent-
wicklung in einem Ansatz integriert. Das begründet dann die Auffassung, daß es 
sich bei den Argumentationsstu~en nicht nur um Abfragen des erlernten morali-
schen Wissens, sondern vor allem um wertungs bezogene Kognitionen über Recht 
und Unrecht handelt. 
Daraus folgen aber auch zwei unerwijnscbte Konsequenzen, die beide die 
Brauchbarkeit des Argumentationsansatzes für die Prüfung der Rechtsfragestel-
lungen, de lege ferenda wie de lege lata, betreffen.L~~s::~..v'wird man abhängig von 
, A~L~r~chlicJ]en KO.!!l.Q~~nz des Probanden beim Argumentieren. Dadurch wird 
die .AlJzahL ypn.P.mhanden, bei denen das Verfahren anwendbar ist, ..eing.e.-
.2.fllIänkt. Insbesondere wird die Anwendung bei Sprechunfähigen unmölilich 
\ gemacht. Darin liegt ein forensischer Nachteil, da nach § 828 Abs. 2 BGB sogar 
:bei..T;luP.J!l,1Jlll!l1en im Begutachtungsfall die Unrechtserkenntnisfähigkeit festge-
\~tellt werden müßte. 
, '.'"'"''"""--'-, _~~e.iten~ besteht d~~ GefahX.L da!L~~~.E~~_E2~~"~~_~~:,~,!t:~~':1:~~1.1tationen etwas 
anderes, Komplexeres erfaßt wird, als was für die rechtliche Beurteilung der 
.... 
Unrechts erkenntnis fähigkeit relevant is~,.J('!" mehr. ,!ll()r.~lis~h~,",&~.h.tX~!.!iK!:!Qgen 
von der Gesamtpersönlichkeit des Probanden abhängenL~~~,t<?.I:!l"('!hI"gehm sie 
u. U. an den spezifisch auf das Unrecht der Tat oder die Vergeltul}g~fli~.b.1l>ezo­
~n'~n kognitiven Leistungen vorb~LS~e"kön~t~ni~~,~L!.!lt:.h!., .. kQgnitive Struktu=-. 
r.en. erfassen, die z. B. für die Frage der Fähigkeit zur Willensbildung nach der 
Unrechts erkenntnis relevant wären, aber nicht für die spezifischen Fragen übe~ 
die Einsicht in Unrecht und Vergeltungspflicht. Daher wäre eine Methode erfor-
" derlich, die nicht verbale Äußerungen verlangt, aber die Zuordnung eines Ent-
wicklungsstandes zu dem Rechtsbegriff "Unrecht gegenüber dem Mitmenschen" 
ermöglicht. 
In Hinsicht auf die Unterscheidun~ von Recht und Unrecht darf aufgrund 
mehrerer amerikanischer Beiträge und Sammefreterate"alSäIJgeSlchert gelten, daß 
absichtliche Entste~1:1:!lK~2,I]:"I~~~ff(;!~t~P.c",.Y<:>I1 vielellg~llI1.<i~(;hlllki,!14~rn anders 
bewertet wird als zufällige. Es stehen diesen amerikanischen Befunden aber aus 
"deutschen Untersuchungen keine entsprechenden Ergebnisse gegenüber, so daß 
unklar bleibt, ob diese Fähigkeiten auch bei deutschen Grundschulkindern nach-
gewiesen werden können. 
Ein wesentlicher Mangel in bezug auf die Frage der Unterscheidung der drei 
rechtlichen Verschuldensstufen ist aber auch hier evident. Die belegten U nter-
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scheidungen der Intentionalität lassen die Frage offen, wann die Unterscheidung 
der Fahrlässigkeit auftritt und wie diese unabhängig vom eingetretenen Effekt 
relativ zu den anderen Verschuldensformen bewertet wird. Die Untersuchungen 
von Shaw & Sulzer (1964), Harris (1977) und Ferguson & Rule (1980), die aus 
dem I-!eiders~~~f.1 __ ~t~(t:!l_s~em der Verantwortlichkeit hervorgingen, sprechen 
für eine Gleichbewertun~ von fahrlässi~en und akzidentellen Akten im Grund-
schulalter. Jedoch sind die dortigen Y~.rl'J!chsan()rdnungen teilweil'.e.dlli:clLlluZll::: 
.länglich.kei!:en charakterisiert, die ihre Gültigkeit für das hier verfolgte Ziel in 
Frage stellen. Weiterhin stellte eine ~ig~!l<:.JlD.tersuchung. abweichende Befunde 
fest, die für einen Einschluß der fahrlässigen Handlung in die Klasse vorwerfbarer 
Handlungen im Grundschulalter sprechen. 
Demzufolge kann auf dem Anforderungsniveau der Unterscheidung von mora-
lisch richtigem und falschem Verhalten die Unrechtserkenntnis bei intendierten 
.5.chädigungen im Alter von sieben Iahren bei Sachbeschädigungen angenommen 
werden. Dadurch würden die Befunde zur Entwicklung der Unrechts erkenntnis 
mit dem Kohlbergsehen Paradigma ergänzt. Über die Rolle fahrlässi~er Schädi-: .. 
gygg~!!.J!egt allerdjngs auch hier noch kein gesichertes Wissen vor, da in drei von 
vier Arbeiten dazu nicht die Einbeziehung der fahrlässigen Handlungen in die 
vorwerfbaren demonstriert werden konnte. Jedoch hat es hier im Unterschied zu 
Kohlberg-orientierten Beiträgen schon erste empirische Auseinandersetzungen 
mit der Fahrlässigkeitsbewertung gegeben, die nach 4!'!.1!l~~bnis einercti~~!!... 
U~JilJ.khune; soe;ar den Einbezug der fahrlässigen Handlungen in die vorwerfba-
ren im Altervon sie~~n Iahren erwarten L~~en. Aber die Befunde unterschiedli~ 
eher Beurteilung der fahrlässigen Handlungen, d. h. sowohl innerhalb der eigenen 
Untersuchung als auch im Vergleich der vier überhaupt zur Beurteilung der Fahr-
lässigkeit vorliegenden Untersuchungen, legen die forensisch bedeutsame Vermu-
twlg.nahe>-.. d..a.jL.~itl.!;l,!iY~.J!p.d interindividuelle Faktoren auf das so gemessene 
S()rgf~!.sp-m~..h!ve!:§_tän<Jnis Einfluß nehmen. 
Insgesamt haben sich also in verschiedenen amerikanischen Arbeiten zur ko-
gi:Utlven Entwicklung der Moral Anhaltspunkte ergeben, die unter Hintanstel-
lung_methodischer Vorbehalte, wie der Repräsentativität der Stichproben, der 
kulturellen Übertragbarkeit der Befunde und der Situationsspezifität der verwen-
deten Beurteilungsstimuli, ,die deliktsrechtliche Altersgrenze von sieben I ahren 
stützen. Dabei erscheint im Prinzip sowohl die reichsgerichtliche Anforderung 
der Unrechts erkenntnis gegenüber dem Mitmenschen als auch die rechtsge-
schichtlich mit der Altersgrenze verbundene Anforderung der moralischen Un-
terscheidungsfähigkeit zum Alter von sieben Jahren erfüllbar. Jedoch fehlen ein-
heitliche Befunde_ über die Beurteilung fahrlässiger unerlaubter li<l.Q.ql.\!n~!1--, 
Weiterhin bleiben die methodischen Vorbehalte fehlender Erweise der Verallge-
meinerbarkeit zu entkräften. Schließlich wären methodische Änderungen für eine 
forensische Anwendung der Verfahren vorzunehmen. 
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3.3. Aufkommen eines Vergeltungspflichtverständnisses 
_DasVorliegl!l1)rgl!l1deines Verstäl}dnj~.s~uter "Pflicht, für die Folgen der Tat 
einzutreten", war beginnend mit dem Reichsgerichtsurteil vom 8.12.1902 zur 
Voraussetzung der zivilrechtlichen Haftung des Minderjährigen im Alter zwi-
schen sieben und 18 Jahrel1-Kem..~c_b1-!Vor:.4.~l1. Dadurch wird die Entwicklung des 
VergeltungspflichtverständnisseS-'uQ_twendiger Untersuchungs~genstand für die 
Frage der empirischen Begründung der Altersgrenze von sieben Jahren. Da von 
der höchstrichterlichen Auslegung keine weiteren Einschränkungen oder Bestim-
mungen gemacht wurden, erscheint es sinnvoll, dabei. besonders das Aufkommen 
e~"~~.~rs.t_e!l..YerKe!!un~ili.c:h.t'y~rst~n.~!l.iss.~~_z..!!. untersuchen, um in dieser Hin-
sicht über die Begründung der Alt~IsgreI1:z~_sl~[.R.~W~!!!f~hjgk~iLb._~f~chl!lh_u 
e%"lange.l!: 
Dazu ist vor allem eine hinreichende Untersuchungsmethode erforderlich. Das 
I -AufkQmmC':!1 de~Y~J"gdtJ!~j!icht~erständnisses kann aber keinesfalls an dem 
_Auftreten resti!utiven Verhaltens abgelesen w~t"<k!!.~J)ie ~angelnd~Be~elskraft 
dieses Vorgehen war schon zuvor _(ygL<:?~" s.~.~j:Lherausgestellt worden. Viel-
mehr sind für die Frage des Aufkommens des Vergeltungspflichtverständnisses 
direkte kognitive Beiträge notwendig. 
Verschiedene denkbare kognitive Ansätze zum Nachweis des Aufkommens 
eines Vergeltungspflichtverständnisses werden im folgenden erörtert. Dabei kön-
nen auch einige empirische Beiträge referiert werden, die mit der gestellten Frage 
in Beziehung gebracht werden können. Hauptsächlich gilt das für das Wissen um 
die Folgen von Schädigungen und für die Präferenz von Vergeltungsformen. 
Diese Zugänge erfassen aber nur das wissensbezogene Erkenntnismoment der 
Vergeltungspflicht. Mit Bezug auf das wertende Moment des Vergeltungsvf1i&ht.-
verständnisses werden zwei Ansätze diskutierr, d!.es.id! aus Kohlbergs Beitrag zur 
moralischen Argumentation und aus Piagetsl3.~trag zum Regelverständnis erge-
ben. Diesen ist gemeil1~.<l!!!,Q.<lfi.g~.tl>!:~~l1!!~J~"_A.l!ßE~.11g(!.I1_d(!.§ Kindes verlan-
gen, wodurchjllre Verwel1c!~~keit für die Feststellung des Aufkommens des 
Vergeltungspflichtverständnisses in Frage gestellt wird. 
Ein_eig.el1~r Ansatz schließt an diese Kritik an und versucht, ohne sP!:.'!<:.h1iche 
_ Äl!..~er~ngen deSKlndes das Vergeltungspflichtverständnis erfaßbar zu machen. 
Der eigene Ansatz nimmt seinen Ausgang von Ergebnissen einer eigenellJlm.eL-
suchung über den Einfluß des Ersetzens auf die Strafzumessung für eine Sachbe-
schädigung. Diese eigene Untersuchung berücksichtigte die in diesem Kapitel 
auch referierte methodische Kritik an Piagets Verwendung des Ersetzens in des-
sen Beitrag zur Präferenz der Vergeltungsform. Dje Ergebnisse der Untersuchung 
werden auf vi~r.At:t.e.!1 .. ~h.Ausd.z:.uckyon.Y.ergC':JtungspflichtY~ts.tän.dni§jn!~rpre­
tiert .. 
3.3.1. Wissen um die Folgen von Schädigungen 
Als ei,n Anzeichen für das Verständnis der Vergeltungspflicht kann das Wissen 
um die Folgen einer Schädigung "&e;i}de-r Rechte angesehen werden. Zumindest 
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wird damit ...9a~~_"\Vi~sen~bezogene M~~~nt des Vergeltungspflichtverständnisses 
edaßt •. Die folgend beschriebenen Untersuchungsergebnisse halten der Kritik 
jedoch nicht stand. 
Untersuchungen 
Einstehen für Körperverletzungen anderer. _Wille_& Bettge (1971) berichteten 
über eine Untersuchung zur Deliktsfähigkeit von--Crundschulkindern. Die Er-
gebnisse bei den_33 .si~ben- 1,ll1.g achtjährigen Grundschülern und den 22 zehnjäh-
rigen Sonderschülern, mit der ersten Gruppe in schriftlicher ~igzelbefragung, 
aber wohl im Klassenverband, erhoben, mit der zweiten Gruppe in Kleingr_l!P.R.en 
durch den Lehrer, sind methodisch hinreichend, um eine Tendenz zu verdeutli-
chen. Sie wurden mit vorformulierten Mehrfachantworten erhoben. Die Fragen-
inhalte b~~Qg~!l sich auf ~~.he Schadensfälle: Brandstiftung, Körperverletzun-
gen durch Wurf- und Schleudergeschosse, Kinderstreiche durch Beinstellen oder 
Stuhl-Wegziehen, Todesfälle durch Ertrinken beim Spielen an Flüssen und Tei-
chen oder Straßenverkehrsunfälle mit dem Fahrrad. Es sind leider nicht ~e Er-
gebnisse zugänglich gemacht worden, so daß das Gesamturteil der Autoren zu-
nächst einmal übernommen werden muß: 
,.sondet:schüler \lnd.djg_YQlk.s.~chi.iler in der Einzelbefragung !ili~L~h~.ue!!. offensichtlich 
ni~hLdie Gefährlichkeit_9.es Stra~enverke.h!s, des!) Spielens in der Nähe von Gewässern 
und des!) Werfens von Gegenständen auf Menschen !!J.it A.u...s!!~h!l}~ des Stein~l!d~s, der 
von beiden als gefährlich, und des!) Werfens von Tomaten, das von den Sonderschülern als 
ungefährlich erachtet wird. Im Gegensatz zu den Sonderschülern sind sich die VoJkss<::hik 
l~r iruter Einzeibefragun!U!!<::ht 4e.Lk211lg:~ten §:.efahrenträchtigkeit des ~~pielens m.it Feuer 
im Wald oder in der Nähe einer Scheune bewußt. 
Bei der Beantwortung dieser Frage spielt anscheinend die längere Lebenserfahrung der 
Sonderschüler eine wesentliche Rolle. Wir hatten geglaubt, daß die Intelligenzdifferenz 
zwischen Volksschülern und Sonderschülern durch den Altersunterschied ausgeglichen 
wird, stellten aber fest, daß eine so schematische Übertragung von IQ-Rückständen nicht 
möglich ist. 
Zur Frage des "Einstehen-müssens" wurden die Kinder zu drei Komplexen (Haften für 
Feuerschäden, für BeinsteIlen und gefährliches Werfen auf Menschen) befragt. Alle drei 
Fragen wurden den Kindern in einer "multiple-choice-Frage" gegegen. Dabei zeichnet sich 
die eindeutige Tendenz ab,.Jkß sich_4i~"yolkssf..b.ill~i.g_ der G!:\lPpenbefragung2) dazu 
bekennen, .tür angerich!.{!~ch~den .einstehen zu müssen und daß auch bei den 10jährjgen 
Sonderschülern diese Meinung vorherrscht. Dagegen überschauen die 7jährigen, einzelbe-
fragten Völksschüler~öffensichtlich das Problem weit weniger. Die Antworten lassen hier 
häufig keine kritischen Einsichten erkennen, so daß immerhin in allen drei Fragengruppen 
ein Drittel der Kinder ohne klare Antwort bleibt" (S. 881). 
Es ergibt sich auch aus den veröffentlichten Häufigkeitsverteilungen, daß in der 
~chriftlic;h~!1 ~~fri!K.1,!l1~r Grundschüler häufig (ca. 33 %) gar keinc:.._Antwor!_ .. 
erlangt wurde, so daß insgesamt nur von einem Drittel der Kinder positive Befun-
1) Die Autoren gebrauchten hier nicht den Genetiv, sondern "das". 
2) Auf die Ergebnisse der Gruppenbefragung wird nicht eingegangen, da die Autoren 
selbst bemerkten, daß der Wortführer der Klasse das Resultat bestimmte. 
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de über Bestehen der Deliktsfähigkeit, wie es die Autoren verstehen, ausgewiesen 
wurden. Die Autoren ziehen die, Schlußfolgerung: "Bei Anlegung der heutigen 
juristischen und psychologischen K~itenen slliCI7)Tihrige Volksschüler nicht gene-
rclL4~ik~.#ähig, wobll:per 19jährige Kin..~~~t2Qlange_sie weni~ens ~~!!~.~!s~~ul­
fähig sind" (S. 881). 
Die zugänglich gemachten Antworthäufigkeiten zu den Fragen 11 und 16 ver-
dienen zum Zwecke der methodischen Diskussion des Mehrfachantworten-Ver-
fahrens von Wille & Bettge (1971) nähere Betrachtung (vgl. Tabelle 5). Die 
Autoren zitierend, wird man "erörtern müssen, ob dafür jedes flüchtig erworbe-
ne, nur durch geschicktes Explorieren beim Kinde reproduzierbare theoretische 
Gegenstandswissen genügt, oder ob man nicht doch einen bestimmten Grad des 
Innewerdens dieses normativ orientierten Wissens - das von Lersch1) als sog. 
existentielles Erlebnis;'issen bezeichnet wird - verlangen muß". Es erscheint 
evident, daß gerade dieses existentielle Erlebniswissen . durch die Mehrfachant-
worten nicht angesprochen wird. 
Wenn ein Kind, z. B. bei Frage 11 nach den Folgen einer Körperverletzung 
durch Beinstellen ankreuzt: "Die Krankenkasse bezahlt alles" oder "Deine Eltern 
müssen alles bezahlen", dann drückt das ein Wissen um die konkre~en Folgen 
aus. In beiden Fällen wird aber Über ein Vergeltungspflichtverständnis des Min-
derjährigen als Rückwirkung auf den Täter selbst ni~~~ __ ~!h9_ben, d~_Dritte, 
Eltern oder Krankenkasse, als Ersetzende in den vorgegebenen Antwort-Alterna-
tiven vorkommen. 
Auf der anderen Seite könnte man das Ankreuzen von "Der Vater des anderen 
muß aufpassen und alles bezahlen" oder "Dir passiert gar nichts" als Anzeichen 
für fehlendes Verständnis ausgeben, solange man glaubhaft machen kann, daß 
dafür nicht andere Gründe vorliegen. Wille & Bettge (1971) nehmen zu dieser 
Validitätsproblematik ihres Verfahrens aber keine Stellung. 
In Frage 16 (vgl. Tabelle 5) gibt es zwar die Antwort "Du mußt dafür Dein 
ganzes Leben zahlen", die allerdings nur von etwa 25% der Kinder gewählt 
wurde. üb dieses Ankreuzen aber mehr als nur theoretisches Gegenstandswissen 
ist, bleibt unklar._N~mmt man z. B. an, daß die Kinder zufällig angekreuzt haben, 
ergibt sich als Erwartung in jeder der sechs Kategorien (ohne die Restklasse nach 
den angegebenen Häufigkeiten) die Häufi~keit'yon ~twa zehn Ankreuzungen (die 
angegebenen Häufigkeiten sind im übrigen fehlerhaft, da sie sich nicht zu der von 
Wille & Bettge angegebenen Gesamtzahl addieren). Eine deutliche Abweichung 
von dieser Erwartung liegt nur bei der Antwort C vor "Deine Eltern müssen 
Schmerzensgeld und den ganzen Schaden bezahlen", die ja gerade nicht das Ver-
1) Die Autoren bezogen sich auf: "Wir sprechen von Jugend auf allgemeine Sätze der 
Lebensweisheit nach, die uns vorgesagt werden. In der Lebensphase, in der wir gezwungen 
werden, diese Sätze nachzusagen, bleibt unsere Rede in ihrem Überzeugungsanspruch 
unecht. Wir wissen im eigentlichen, existentiellen Sinn, im Sinne der Innerlichkeit des 
Erlebens nicht, was wir sagen. Der Sinn des Satzes ist nicht gegründet in unserem existen-
tiellen Erlebniswissen, sondern lediglich in unserem theoretischen Gegenstandswissen" 
(Lersch, 1966, S. 574). 
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ständnis für die Rückwirkung auf den Täter anzeigt. Daher ist auch hier zu 
fordern, daß die Validität des Ankreuzens oder Nicht-Ankreuzens bestimmter 
Antworten geklärt werden müßte. 
I.D:sg~~i1m..Lwird_F:t;~ffi. der beschriebenen meth..<2..qj§~hep. Problematik von eiIl.e..!. 
Wertuög"aer Ergebnisse von Wille & Bettge (1971) in bezug.ru!..f die Gültigk~itcler 
deliktrechtlichen Altersgrenze abgesehen. 
Tabelle 5: Fragen zum Vergeltungspflichtverständnis bei Wille und Bettge 
(1971, S. 879f.) 
Frage 11: 
Wenn sich durch das Beinstellen jemand verletzt hat, Du es aber nicht gewollt 
hast, was passiert dann? 
A. Die Krankenkasse bezahlt alles 
B. Deine Eltern müssen alles bezahlen 
C. Der Vater des anderen Kindes muß eben auf sein Kind 
aufpassen und auch alles bezahlen 
D. Dir passiert gar nichts 
Keine oder nicht verwertbare Antworten 
Von Wille & Bettge angegebene Gesamt-Häufigkeit (feh-
lerhaft) 
Frage 16: 
GRUND- SONDER-
SCHÜLER 
6 0 
11 19 
5 3 
0 
12 0 
34 22 
Wenn Du emem anderen Kind das Auge ohne Absicht mit emem Steinwurf 
verletzt hast, was passiert dann? 
A. Die Eltern des getroffenen Kindes müssen dafür 
haften 
B. Du wirst von Deinen Eltern verhauen 
C. Deine Eltern müssen Schmerzensgeld und den ganzen 
Schaden bezahlen 
D. Du mußt dafür Dein ganzes Leben bezahlen 
E. Es passiert Dir überhaupt nichts 
F. Die Versicherung bezahlt alles 
Keine oder nicht verwertbare Antworten 
Von Wille & Bettge angegebene Gesamt-Häufigkeit (feh-
lerhaft) 
GRUND- SONDER-
SCHÜLER 
5 
9 
14 
8 
2 
5 
10 
34. 
o 
2 
12 
4 
o 
3 
22 
115 
Ersatz des Verlustes eines geliehenen Gegenstandes. Die allgemeinen Intelli-
genztests HA WIK (Hamburg-W echsler-Intelligenztest für Kinder) (Hardesty & 
Priester 1966) und HA WIV A (Hannover-W echsler-Intelligenztest für das Vor-
schulalter) (Eggert 1975) enthalten im Untertest "Allgemeines Yerstän~h.!!~:' .fol-
gende !,~e nach der Ersatzpflicht: lLWas sollst du tun, wenn du eine(n) Ball 
(Puppe) verloren hast, der (die) deinem Freund (Freundin) gehört?" Antworten, 
die darauf hinweisen, daß der Verlust ersetzt werden soll, werden mit der 
Höchstpunktzahl von zwei Punkten gewertet. Wegen der Konsistenz der Items 
eines Untertests und der K.on:el~tion .:?~jS<::.h~l11I!ltertt;s.!..l!n~L Ges~mtw~J_Iäßt 
sich das Bestehen einer engen Beziehung zwischen Antwort auf dieses Item und 
Allgemeiner Intelligenz ableiten, wodurch die Auffassung begründet wird, daß 
~in.~issensbezo~enes Moment des Vergeltungspflichtverständnisses mit den 
, Itemantworten erfaßt wü:!i"", Diese Frage ist von besonderem Interesse, weil in ihr 
ein unabsichtlich begangenes Delikt beschrieben wird.pemnach scheil!t sie dafür 
geei~net! daß mit ihr Vergeltungspflichtverständnis bei fahrlässigen unerlaubten 
Handlun~en repräsentiert werden kann._ -_.-
Die Häufigkeitsverteilungen der Antworten auf .~ie.~€;; .. c:!~_g~~Ln_t:_f.r~ge könnten 
.über ,<iie Altersentwicklung solch~rA!1rwQn~!} aufdi§S!_EragL.A.yfs~hl1,,1ß geben. 
Leider sind diese nicht im Testmanual oder anderswo zugänglich gemacht. Das ist 
gerade deswegen bedauerlich, weil die zur Normierung der Tests notwendigen 
repräsentativen Stichprobenerhebungen sowohl verschiedene Populationsvaria-
blen (Sozialstatus, Geschlecht) als auch einen Altersbereich vom Vorschulalter bis 
ins Grundschulalter berücksichtigten. Diese Datenbasis würde also einen hinrei-
chenden Schluß über die Entwicklung des sich so zeigenden Verständnisses der 
Ersatzpflicht erlauben. 
Eine persönliche Mitteilung von Dr. Schuck, Hannover, dem der Verfasser 
dafür dankt, gibt über den Entwicklungstrend im Vorschulalter Auskunft. Da-
nach hattenyon 107 sechs.iä.hrigell" Kinderg~!"~~.':KiIl.9..~!"I1_a~s_ d,e.r,t!A W1V A,,: 
Normierungs-Stichprobe .4:7O!o.4'!~. Wis_sen sf~IErs<1tzpflicht_ fiir das Verlieren 
eines Balles oder einer Puppe eines anderen. Die relativen Häufigkeiten betrugen 
bei.yierjähri~en 29% und bei fünfjähri~en 35% bei etwa gleichen Stichprobengrö-
ßen wie bei den sechsjährigen Kindern. Man kann daraus ableiten, daß mit dem 
Erreichen des siebenten Lebensjahres mindestens 50% der Kinder den Ersatz des ... 
Verlustes als Antwort auf dieses Item angeben. 
Trotz fehlender Publikation der weiteren Häufigkeitsverteilungen läßt sich aus 
den Prinzipien der Testkonstruktion eine weitere Folgerung für die Beantwor-
tung der hier verfolgten Frage ziehen,.: Au~_t:r:.~~_t:!l1!.'lß.~es .~!"~<l~?'pgi~ht.-I!~.!!l§jm 
.1Jg.!.t:!:!est _..>L~llK~meines Verständnis" kann einerseits gefolgert werden, daß das 
Item zu den leichteren dieses Untertests gehört. Das folgt, da die Items in diesem 
, Un.ter~est pa<:hcl~.!u~~hwi~rigkeit~ordnet§jnd, wobei die leichteren zuerst kom-
men. Andererseits befindet sich das Item im HA WIV A erst an sechster Stelle von 
zwölf Items und im HA WIK schon an zweiter Stelle von 16 Items dieses Unter-
tests. Aus der hiermit voll~<?K(!':!.e':!.y<:>~.ed~,gl!l1g __ 4~r_Pt<!zieD!.D~ im Untelli.S.L 
_k.i:>!1.t:J._~_!!!~!1 .. dann also noch die Zunahme~er:.~1.!fßrsatz b~()s.e1'len Ant~ortel1 
__ Y.QID.Y.Q.rscluJ.~...A)....z.um. Grundschulalter_aiAWlK.)Jbleiten. An 
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100% reichen die richtigen Beantwortungshäufigkeiten dieses Items aber auch im 
Grundschulalter keinesfalls, da solche Items in einem normierten Test nicht vor-
kommen. 
Ersatz für eine absichtliche Sachbeschädigung. Aus der Untersuchung von 
. Kemmler. Windheuser & Morg.enstern (1970) liegt eitle Häufigkeitsverteilung fÜL .. 
-dies·;: Artder-E;;atzpflichtfrage b~i-einer repräsentativen Stichpt.'()~eY<:>Q_ll,~1:l!liäJ:t­
rigen Kindern vor.!) Die Geschichte stellte statt eines Verlustes eines geliehenen 
Gegenstandes eine absichtliche Zerstörung eines Drachens durch einen Jungen 
dar. Ebenfalls im Unterschied zum HAWIVA oder HA WIK wurdenllihrfaru:: 
_W.ahlantworten.a1.lfdti:.Frage, was geschehen solle, in einem Fragebogen angebo-
ten, _~tat~ spont?,ne Antworten zu verlangen. Die prozentualen Antworthäufigkei-
ten der 146 Kinder gibt die Tabelle 6. 
Tabelle 6.' Prozentuale Häufigkeiten der Mehrfachwahlantworten zur Drachen-
geschichte von 14 9jährigen bei Kemmler et al. (1970) in typisierter Form. 
Antworttyp 
Opfer soll Täters Drachen zerstören 
Opfer soll mit Täter nicht mehr spielen 
Täter soll Opfer einen billigen Drachen kaufen 
Täter soll Opfer seinen eigenen Drachen geben 
Häufigkeit in % 
23 
5 
14 
58 
Ein Verstän_c!I1i§_sier Ersatzpflicj1t könnten die_ Antworttypen ?' Täter soll Opfer 
billigen Drachen kaufen" oder "Täter soll Opfer seinen eigenen Drachen geben" 
anzeigen. Diese Antworten kamen bei den neunjährigen Versuchspersonen ~ 
~Y.QL Das bedeutet, daß auch im Grundschulalter andere normative Vorstel-
lungen eine nicht zu übersehende Bedeutung haben, wenn es um Sachbeschädi-
gungen geht. Die Verwendung von Mehrfachwahlantworten kann hier nicht als 
Argument für bessere Verhältnisse bei spontanem Antworten wie im HA WIK 
angeführt werden, da ja die etwa mittlere Schwierigkeit des Items eine wesentlich 
höhere Antworthäufigkeit ausschließt . 
. Kemmler et al. (1970) fanden eine signifikante Korrelation (r = .28 bei df = 
143) VOJ;1 ähnlichen Präferenz-Urteilen mit der Intelligenztestleistung (Deutsche 
Bearbeitung der Primary Mental Abilities von Thurstone). Dadurch wird die 
.lnterpretation dieser Antworten als wissens bezogenes Vergeltungspflichtver-
ständnis weiter gestützt. Auf der anderen Seite kann die von ihnen angewendete 
Methode wegen Verwendung der Mehrfachwahl ein wertendes, bevorzugendes 
Moment enthalten (vgl. jedoch die Vorbehalte dagegen, o. S. 115). Die Methode 
1) Diese wurden von den Autoren dem Verfasser dankenswerterweise zugänglich ge-
macht. 
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entspricht im übrigen dem Vorgehen Piagets bei seiner Untersuchung der Präfe-
renz der Vergeltungsform. Auf Piagets Beitrag wird im folgenden noch eingegan-
gen. Dort wird dann auch weitere Kritik an diesem Vorgehen erörtert. 
Schlußfolgerungen 
Aufgrund der vorstehend berichteten Beiträge wird die Annahme gestützt, daß 
im Wissen über die Ersatzpflicht ein Entwicklungstrend im Zusammenhang mit 
. der Entwicklung der allgemeinen Intelligenz besteht. Die zugänglichen BeIUriCI'e 
bestätigen <;lies für Beschreibungen von unerlaubten Handlungen, die sich im 
Verschulden und in der Deliktart von Untersuchung zu Untersuchung unter-
schieden. Aber die vorliegenden Befunde sind_S.QJ.ii~.krnh.aft.. daß nicht beurteilt 
werden kann, ob bei ü~l;>~~!li@.rig.~!l.Kil1.9~.!:!12~b.olL~erwi~~f!q (d. h. zu wesent-
lich mehr als 50% LAntwortengefunden wurden, die das Wissen von der Ersatz-
pflicht belegen. Vorherrschend, also an 100%iges Vorkommen heranreiche~ 
sind diese Antworten in bezug auf das Verlieren eines geliehenen Gegenstandes 
offenbar auch nach dem Alter von sieben I ahren nicht, da ihr Vorkommen sonst 
nicht in df!.!ll lJntertest des HA WIK geprüft werden würd~. Bei anderer Vorge-
hensweise (Mehrfachwahlantworten statt spontaner Antwort) wurden von 
Kemmler et al. (1970) in bezug auf eine absichtliche Sachbeschädigung auch keine 
sich an 100% annähernde Häufigkeit erlangt . 
. Problematisch_~~sch.t:~!l!.L~b das Kind mit die~e_IE:~i~st:!l ~~er die Ersatzpflicht 
über das bloße Faktenwissen hinaus auch zu einer wertenden moralischen Ein-
sich.t .. ge!~_~!.. ,Die spontane Ä\lßer~~g~-;I~'-;i~--i~-HA WIK::-T~'~-t-;~d;;gt ~i;d, 
könnte Hinweise JjJ! die Identifikation mit dem normativen Aspekt der Vergel::. 
.. tungspflicht geben. Die begleitenden nonverbalen Ausdrucksformen der Antwor-
ten eines Probanden könnten dem Untersucher zusätzlich andeuten, daß eine 
solche Interpretation angemessen ist. Dies ist aber nicht untersucht worden und 
daher nicht beurteilbar. 
Die Problematik eines reproduzierten theoretischen Gegenstandswissens im 
moralischen Urteil war auch schon von ~ohl~rg (1963) erkannt worden. Sein 
ArgumentationsaI?:~~~3~~!!~_~urc~~~g!l:~~._y'onJ2il~.JEE2.~~ .. !iaE;J._u_L<lb, die bloße_ 
Erfas~ng oberflächlichen moralischen Wissens zu vermeiden. Qj~_§~~üb~.!:.:_ 
._~!.dJung von Werten (z. B. Leben versus Eigentum) sollte einen Widersprufh iIl} 
Reizmaterial erzeugen, der das. Auftreten persönlichkeitsnaher Kognitionen er-
l~i~ht~~t.-AUCh Piagets Gegenüberstellung zweier Wahlalternativen bei der Erfor-
schung des moralischen Realismus ging über das bloße Anbieten von Wahlmög-
lichkeiten hinaus. Auch er versuchte durch die Paarung einen kognitiven Konflikt 
~~I.?"C:!_1,lgen. Dies geschah durch Kombination hohen Schadens mit geringem 
Verschulden und wahrgenommenen hohen Verschuldens mit geringem Schaden. 
( 
1Hinter diesen Ansätzen steht der weiterführende Gedanke, daß sich die Moralität 
\eines Menschen im Konflikt der egoistischen und der sittlichen Motive zeige. 
Bei der Untersuchung der Entwicklung des Vergeltungspflichtverständnisses 
sollten auch geeignete Vorkehrungen getroffen werden, um über die Erfassung 
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eines theoretischen Wissens zur Erfassung eines wertenden moralischen Bewußt-
seins hinauszugelangen. Die im folgenden beschriebenen Ansätze sind darauf zu 
prüfen, ob sie das wertende Erkenntnismoment des Vergeltungspflichtverständ-
nisses hinreichend zur Geltung bringen. 
j 
3.3.2. Präferenz von Vergeltungsformen I, 
In der Bevorzugung von Ersatzleistungen gegenüber anderen Sanktionen 
J<:önnte sich eine Ausbildung des wertenden Erkenntnismoments des Vergeltungs-
pflichtverständnisses zeigen, da die Bevorzugung eine Wertung voraussetzt. In 
der Untersuchung von Kemmler et al. (1970) wurde, wie zuvor geschildert, eine 
entsprechende Vorgehensweise benutzt. Die Autoren wandelten das Vorgehen 
Piagets technisch ab. Im folgenden wird Piagets ursprüngliche Untersuchung 
ausführlich diskutiert. 
Piaeets Beitrae zur Entwicklun'l der ver'leltenden Gerechti'lkeit. Piagets (954) 
Untersuchungen über die Entwicklung des Gerechtigkeitsbegriffs dienten der 
ll~~c;:J)J:ejbl,lJlg de.s H.i!,l!p~meJkrnE,lli .. ~~in.~_s.3weiten2 reiferen Typs der Moral der 
ZusammenarQeit._Dabei ging Piaget auch auf die Entwicklung des Begriffs der 
vergeltenden Gerechtigkeit ein. Sein~Ziel war, die .Theorie von der Entstehun..K. .. 
...illllQnomer Moral durch den Einfluß der Gleichaltrigen auch in diesem Teilbe-
reich des Gerechtigkeitskonzepts . ?.Y~1.egen. 
Die AUfgabe bestand für die Kinder darin" die geeignete Strafe für den Akteur 
ejD.er Geschichte aus drei Vorschlägen a,ll~z~_~~hl~!l' Piaget ordnete diese Vor-
schläge zwei Klassen zu: willkürlichen Sühne-Strafen (Züchtigung, Strafarbeit) 
und Gegenseitigkeits-Strafen. Als Beispiele für Gegenseitigkeits-Strafen wurden 
verwendet: Ende des Vertrauens nach Lügen, Wegnahme eines mißbrauchten 
Gegenstandes, Gleiches-mit-Gleichem-Vergelten, Ausschluß aus der Gruppe 
nach Verletzung der Gruppennormen. Die "Geschichte 4" beschrieb Piaget. 
(1954, S. 230J_.fuI~!!~kr_maßen: "Ein Junge hat ein Spielzeug zerbrochen, das 
seinem kleineren Bruder gehört. Was muß man tun: 1. soll er ihm eins von seinen 
eigenen Spielsachen geben? 2. es auf seine Kosten reparieren lassen? 3. soll man 
ihm alle seine Spielsachen für eine Woche wegnehmen?" In den anderen sechs 
Geschichten (S. 228 ff.) wurden die Fragen der Sanktion für das mutwillige Ver-
säumnis, Brot für das Abendessen zu holen (Geschichte 1), für das unwahre 
Begründen der versäumten Rechenaufgaben mit Krankheit (Geschichte 2), für das 
Zerbrechen einer Fensterscheibe bei verbotenem Ballspiel (Geschichte 3), für das 
Zerbrechen eines Blumentopfes bei verbotenem Ballspiel (Geschichte 5), für das 
unabsichtliche Fleckenmachen auf Seiten eines Buchen des Vaters (Geschichte 6) 
und für den aus Wut über die Niederlage begangenen Verrat des Konkurrenten 
(Geschichte 7) vorgegeben. 
Er fand, daß Gegenseitigkeits-Strafen mit wachsendem Alter bevorzugt wur- ,.;.-
den: "Die Kleinen neigen mehr zur Sühne, die Großen zu den auf Gegenseitigkeit 
beruhenden Bestrafungen" (a. a. 0., S. 238). Es waren aber auch bei den sechs-
'.und...siebenjährigen Kindern etwa 30% Gegenseitigkeitsstrafen-Wahlen gefunden 
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worden. Durch zusätzliche Befragung wurde erkennbar, daß diese Bevorzugun-
gen auf jeweils höherer Einschätzung der Wirksamkeit beruhten. Eigentliche 
llwilie..skL.Veränder..!!!!K~ei ab<:'Lße~~C?!1!~t_!!lit de~lei~~altrigen, der zu 
!!!lherer gegenseitiger Achtung führe und die einseitige Achtung vO!' .. d!!.!1.f,!'}Y~<.:tt­
senen ablöse, wodurch die Wirkungs-Einschätzu!!K.4~I~ij_h!1.~::.s.!r~~.r.t agn.ehf!le. 
Einig~kationsstudien sind zur Präferenz der Vergeltungsformen gemacht 
worden (Boehm 1962, Boehm & Nass 1962, Harrower 1934, Johnson 1954, 
McRae 1954). Sie bestätigten den Befu!l<!.g.~r.:_bJ~e.r.:~<1J:~.häl.!g!~eitiIl..~er Präferenz 
für die Gegenseitigkeitsstrafen, wiesen __ al?~~_~l!.Ch_<!i~~chicht- und Kulturzugehö-_ 
rigkeit als weitere Determinanten dieser Präferenz nach, was Piaget (1976, S. 238) 
schon vermutete . 
. Kritik. Kemmler et al. (1970) fanden, daß die Präferenz der Gegenseitigkei~: 
~bei neunjährigen Kindern signifikant mit der Testintelligenz korreli~rte 
(r = .28), während andere Indikatoren des moralischen Urteils nicht mit der 
Intelligenz zusammenhingen. J2i.~~_l<._2t:.l11_t~_J?edeuten, daß es sich auch bei der 
Präferenz des in die Gegenseitigkeits-Strafen eingeschlossenen Ersatzes~h~Lum 
..die. Erfassung des wissensbezogenen Moments des Verständnisses der Vergel-
tungspflicht handelt und nicht um moralische W ertungsvorgänge:l?ieser ~chl:uß 
liegt angesichts der Verwendung des Ersatzpflicht-hems in den Intelligenztests 
HAWIK und HAWIYA besonders nahe. 
Verschiedene Eigenschaften der Piagetschen Verwendung des Ersetzens bei 
seiner Untersuchung der Präferenz der Vergeltungsform sind daneben ebenfalls 
zu kritisieren. Davon wird erwartet, daß ein neuer A~satz zur Erfassung des 
;"ertenden Moments des Vergeltungspflichtverständnisses darauf aufbauen kann. 
Insgesamt wird von dieser Kritik in Frage gestellt, daß die Verkürzung des Befup-
des "erst Sühne, dann Gegenseitigkeit" zu "erst Sühne, dann Ersatz" gilt.:. 
- Restitution als Strafe: Einb..e~LQ!1..deres Merkm~L!i~.Lrj..<1g~.t~chen Vorgehens 
war die Ve.r.:~e!!4:ut:.l.gY~_!1.l\~gi!..ution ~ls Form der Ve~ltung. Piaget fügte in die 
Reihe der Gegenseitigkeits-Strafen als "Grenzfall" die einfache "Wiedergutma-
chungsmaßnahme (Restitution)" ein. Mit Verwendung der Markierung "Grenz-
fall" wollte er andeuten"daß Restitution e.ige}].!li~h kei~~!!afe sei. Die Einbezie-
hung der Restitution in die Gegenseitigkeits-Strafen barg aber gewichtige Proble-
me in sich. 
Piagets Befunde zeigten, daß in einigen Fällen auch die Kinder der heterono-
men Stufe Gegenseitigkeits-Strafen statt der von ihnen sonst präferierten Sühne-
Strafen verwenden wollten. Man kann daher vermuten, daß diese Wahlen auf die 
Restitution fielen. Die mit der Einbeziehung der Restitution in die Gegenseitig-
keits-Strafen erfolgte Zweiteilung der Sanktionen verschleiert demnach mögli-
cherweise die tatsächliche Komplexität der Sanktionen und daher auch des Ent-
wicklungsvorgangs bei der Verwendung von Sanktionen. Zu klären wäre z. B., ob 
die Restitution auch im Falle ihrer stetigen besonderen Vorgabe als VergeltuQgs-
vorschlag von Kindern der Stufe heteronomer Moral weniger häufig gewählt wird 
als von Kindern der autonomen Moral-Stufe. 
_ Auf welche Tat die Restitllti~rl_<1l~ Ve.rgeltungsform angebo!~l?-_~ird, kann von 
besonderer_I3.edeutung sein. Vier (3, 4, 5 und 6) von Piagets Geschichten stellten 
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~~(;hbeschädigungen (Zerbrechen oder Fleckenrnachen) zur Debatte. Bei diesen 
wäre der Ersatz in objektiv aufdringlicher Weise möglich gewesen. In anderen 
Zusammenhängen mag eine geeignete restitutive Handlung dagegen so schwierig 
zu erfinden sein, daß selbst intelligente Erwachsene Schwierigkeiten damit hätten. 
Obwohl Verschiedenheit der Geschichten für eine durchschnittliche Meßaussage 
über ein eindeutig definiertes Kontrukt durchaus eine sinnvolle Vorgehensweise 
ist, kann sie hier wegen der Heterogenität des Konzepts der Gegenseitigkeits-
Strafen fundamentale Fähigkeiten der jüngeren Kinder verdeckt haben. 
- Wahlresponse: Die Verwendung der Wahlresponse hatte in diesem Zusam-
menhang der Vergeltung einen entscheidenden Nachteil. Sie erlaubte der Ver-
suchsperson nicht, zwischen der Strafart und der Strafmenge 'zu unterscheiden. 
Als objektive Stimuli bildeten die jeweils pro Geschichte von Piaget vorgegebenen 
drei Sanktionsalternativen tatsächlich nur Strafarten. Mit der Wahl konnte das 
Kind aber auch möglicherweise ausdrücken wollen, daß eine bestimmte Straf-
menge durch die in der Geschichte beschriebene Tat verdient wurde. Darauf 
weist eigentlich der Piagetsche Befund, daß die heteronomen Kinder strenger 
strafen wollten, sogar direkt hin. 
Zusätzlich hatte die Wahlresponse aber noch den Nachteil, daß nicht mehrere 
~anktionen gleichzeitig vorgeschlagen werden konnten. Das wäre unter bestimm-
ten Umständen aber erforderlich. Tatsächlich wäre zumindest denkbar, daß Scha-
densersatz mit Strafe verbunden werden könnte. Die strafrechtliche Bestrafung 
;;hließt z. B. den Schadensersatz nicht aus, sondern geht davon aus, daß dieser 
ohnehin erfolgen muß. Es kann natürlich auch Taten geben, die es nicht gerecht-
fertigt erscheinen lassen, zusätzlich zum Ersatz auch noch Strafe zu geben. Aber 
daraus folgt nicht, daß die Wahl des Ersatzes alleiniges Ersetzen anzeigt und daß 
die Wahl der Strafe gleichzeitigen Ersatz bedeutet. 
Zuiordern wäre. daß nicht nur immer eine restitutive Maßnahme als Alternati-
ve mit den beiden Strafarten der Gegenseitigkeit und der Sühne gewählt werlen 
könnte, sondern auch, daß sie zusammen oder allein mit den anderen Möglichkei-
ten zur Wahl steht. Weiterhin wäre nach einem Weg zu suchen, der den qualitati-
ven As~kt der Sanktion von dem quantitativen im Urteil der Versuchspersonen 
trennt. 
- - V;ränderung der Tatschwere und der Strafstrenge: Ein weiterer Ordnungs-
gesichtspunkt Piagets für Strafen war ihre Strenge. Er gab eine Ordnung der von 
ihm benutzten Sanktionen nach der Strenge und berichtete, daß aus den Begrün-
dungenjüngerer K.inder,.die GegeI.l~t:itig~_<:!!.s_-Strafen wählten, hervorging, da.~ 
, si~_ diese ~~~ö~~!er Strenge vorzogen. Daraus schloß Piaget, daß dies~ Wah-
len der G~g~.!!seitigkeits-Strafen auch heteronome Moral anze!gten, obwohl sie in 
EerJ~.eg~U~!_~ie autonome Moral typisch waren .. Es ist allerdings nicht klar, ob 
Piaget solche Gegenseitigkeits-Strafen wegen ihres durchscheinenden Sühne-
Charakters als Sühne-Strafen zählte oder ob er sie in die berichteten Häufigkeiten 
der Gegenseitigkeits-Strafen eingehen ließ. 
_pie Entwicklungsveränderung in der Präferenz der anzuwendenden Sanktio-
nen kann nun aber eine Folge der Veränderung der wahrgenommenen Schwerte. 
der Tat sein. Damit würde die von Piaget aus den Begründungen der Kinder 
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abgeleitete Erklärung der Wahl von Gegenseitigkeits-Strafen durch Kinder der 
heteronomen Moralstufe nur bedeuten, daß die mit einer Sanktion zu behandeln-
den Taten für Kinder der autonomen Stufe geringere Bedeutung erlangt hatten. 
Da keine Möglichkeit bestand, diese Reduzierung der Bedeutungsschwere der Tat 
auszudrücken, blieb dieser Einfluß unerkannt .. Eine quantifizierende Response-
form könnte hier Abhilfe schaffen, wenn gleichzeitig mehrere unters<:!.~ied}~ch 
schwere Taten zu beurteilen wären, so daß die Urteile zueinander in Relation 
gesteilt werden könnten. 
- Intentioneneinf/uß: Die Möglichkeit des Intentioneneinflusses auf die Wahl 
einer Strafe hatte Piaget ebenfalls nicht untersucht. In der Geschichte 4 (Zerbre-
chen des Spielzeugs des kleineren Bruders) .fehlte so~ar je~licher Hinweis darauf, 
wie es dazu kam, daß das Spielzeug zerbrochen wurde. In der Regel handelte es 
sich sonst um absichtliche Verbotsübertretungen .. Die Berücksichtigung der In-
tentionen oder des Verschuldens mag Piaget für seine Untersuchungsziele über-
flüssig erschienen sein., Aber sowohl die Relevanz des fahrlässigen Verschuldens 
bei rechtlicher Ahndung von Normverletzungen als auch die entwicklungsabhän-
gige Neigu~on Effekten auf Intentionen zu schließen (Leon 1979), lassen 
. diese Vernachlässigung des Intentionen- oder Verschuldeneinflusses,nicht sinn-
voll erscheinen. Es könnte durchaus sein, daß die Darbietung eines anderen Tat-
hergangs die Wahl der Vergeltungsform beeinflußt. Für eine Verwendung im 
Hinblick auf das Vergeltungspflichtverständnis wäre ein systematischer Einbezug 
der Intentionen oder allgemeiner ges Verschulden~ unentbehrlich, da das Ver-
~chulden wesentlicher Teil des Begriffs der unerlaubten Handlung ist. 
- Probleme der Geschichteninhalte: Die Geschichteninhalte stellen eine mögli-
che weitere Einflußquelle dar. In einigen Geschichten zur Entwicklung der ver-
geltenden Gerechtigkeit waren das Opfer und der Sanktionssetzer id~n~isch, in 
<!nderen nicht. Die Identität von Opfer und Sanktionssetzer war Konsequenz der 
Verwendung von Erziehungsproblemen, was im folgenden selbst problematisiert 
werden soll. Hier wird zunächst behauptet, daß die Identität von Opfer und 
Sanktionssetzer problematisch ist.,Denn allgemein hat die Verletzung einer Norm 
drei Parteien: d_t:t:l_Y~!.:letzer der Norm, das direkte, Opfer der Tat und den an der 
Aufrechterhaltung der Norm interessierten Dritten. Daher sind Piagets Ergebnis-
se u. U. auch in dieser Hinsicht unkontrolliert, da nicht geprüft wurde, ob sich 
der Entwicklungstrend bei den beiden Situationsarten unterschiedlich verhielt. 
_;Qi~_r!.:~!l!111ng jIlr.a,t:I.ci~n, die von der Tat betroffen sind, ist auch noch in 
anderer Weise möglich .. Die Normverletzungen in Piagets Geschichten entstan-
den zwischen gleichgestellten (Geschichte 4: Brüder und Geschichte 7: Banden-
mitglieder) oder zwischen ungleichen Parteien, d. h. Eltern und Kind. Die Ver-
wendung dieser ungleichen Parteien in den Geschichten hat insbesondere den 
Nachteil, daß in den Antworten die Erziehungserfahrung des Kindes möglicher-
weise mehr zum Vorschein kommt, als für die Einschätzung der moraliSChen 
Urteilskraft günstig ist. Kemmler et al. (1970) fanden, daß Prügelstrafe durch 
Eltern von den Kindern ihrer Untersuchung eher akzeptiert wurde als Prügel 
durch Gleichaltrige. Die autonome Moral zeigt sich offenbar in Erziehungspro-
blemen weniger leicht als in Konflikten mit Gleichaltrigen. Dementsprechend 
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,zeigt sich möglicherweise auch das Ersetzen eher als präferierte Sanktion für 
unerlaubte Handlungen gegenüber gleichgestellten Personen alsJ~_!!Ls..Qlcheu_ge~ 
genüber höhergestt!llten Personen. 
_ - Fazit: In der Präferenz der Vergeltungs form war wiederholt ein Alterstrend 
benchtet worden. Der allgemeine Wechsel zur Bevorzugung der Gegenseitig-
keits-Strafen geschah jedoch weit entfernt von der Siebenjahresgrenze. Die Ein-
. beziehung von Restituti~n in dIe Qegensemgkelts-Strafe, dIe verwendeten Ge-
schichteninhalte und die Unspezifiziertheit der Intentionen waren Eigenarten der 
dabei verwendeten Versuchsanordnung, die bei Abänderung die Bevorzugung 
von Ersatzleistungen gegenüber Strafen schon früher erwarten lassen. 
Wenngleich diese mögliche Vorverlegung auch die Komplexität und Problema-
tik der Piagetschen Darlegungen zur Entwicklung der Präferenz von Vergeltungs-
formen demonstrierte, so wäre sie für die hier verfolgte Fragestellung doch nur 
von sekundärem Interesse. Primär müßte es gerechtfertigt erscheinen, den Präfe-
renzwechsel zum Ersatz als Aufkommen des Verständnisses der Vergeltungs-
v.flicht zu interpretieren. Dazu wäre ein hinreichendes Vergeltungspflichtver-
ständnis mit Präferenz des Ersatzes gegenüber anderen Sanktionsformen gleich-
zusetzen. Das kann aber nicht aus den rechtlichen Quellen als Forderung belegt 
werden. Von der Rechtsprechung wurde z.B. die Unterscheidung von Strafe und 
Ersatz als unwesentlich für den Nachweis des Vergeltungspflichtverständnisses 
angesehen. Die Präferenz des Ersatzes würde daher schon über das Geforderte 
hinausgehen, da sie die Unterscheidung voraussetzt. 
Weitere Kritikpunkte wiesen ebenfalls auf die Problematik dieses Zugangs zur 
Erfassung des Aufkommens des wertenden Moments des Vergeltungspflichtver-
ständnisses hin. Die bestehende geringe, aber signifikante Korrelation von Bevor-
zugungen der Gegenseitigkeits-Strafen Plit der Testintelli'genz läßt die Vermutung 
zu, daß mit diesen Präferenzen überhaupt nur das wissens bezogene Moment 
erfaßt ",~rde. Weiterhin verhinderte die Ve~~d-ung der Wahlresponse die_T!".~-=­
nung von. qualitativen und quantitativet.1_b~ekten von Sanktionen. Daher wäre 
nicht eindeutig klar, was die Bevorzugung des Ersetzens ausdrücken würde, 
wenn man die ebenfalls kritisierte Einbeziehung des Ersetzens in die Gegenseitig-
keits-Strafen aufgeben würde. Schließlich ergaben sich einige Mängel der Ge-
schichten, von denen die Vernachlässigung der Darstellung der Tathergänge am 
schwersten wog. Ein geeigneteres Vorgehen ist daher notwendig, um die Rolle 
des Ersetzens in der kognitiven Moral-Entwicklung besser zu verstehen. Davon 
könnte man auch erhoffen, daß ein besserer Ausgangspunkt für eine erfolgreiche 
Verwendung von Kognitionen über das Ersetzen bei der Erfassung des wertenden 
Moments des Vergeltungspflichtverständnisses geschaffen wird. 
3.3.3. Rechtfertigung und Änderbarkeit der Regel 
Die Vergeltungspflicht läßt sich als moralische Regel auffassen, die nach erfolg-
ter Identifikation mit ihr gerechtfertigt werden könnte oder die dann als unter 
mehr oder weniger vielen Zusatzbedingungen gültig angesehen werden könnte. 
123 
pas Rechtfertigen der moralischen Regel der Vergeltungs pflicht könnte daher 
einen Ansatz zur Erfassung des wertenden Erkenntnismoments des Vergeltungs-
pflichtverständnisses bilden. Ein weiterer Zugang könnte aus Äußerungen zur 
Frage der Anderbarkeit bzw. der eventuellen Zusatzbedingungen der Gültigkeit 
dieser Regel erwachsen. Jn Hinsicht auf die Rechtfertigung wäre der Ansatz 
~ohlbeq~s als Vorbild für-(fle"FrsteIIuIlg einesM"eßiöstnlments zu verwenden, in 
~iE:~}_ch.La.!!Lgi~,~l]derbarkeit Piagets Ansatz der Regelverständnisstufen. 
Zugang über Kohlberg 
Vergeltungspflicht und Kohlberg-Stufen. ~ohlbergs Stufenbeschreibungen der 
moralischen Argumentation (vgl. oben S. 88) zielten nicht auf die Erfassung des. 
Verständnisses der Vergeltungspflicht für unerlaubte Handlungen ab. Notwendig 
wäre daher, die Möglichkeit der Beschreibung von Stufen des Verständnisses der 
Vergeltungspflicht mit dem Kohlberg-Ansatz aufzuweisen und zu prüfen, ob 
diese Übertragun-K des Kohlbergs~hen _~yg~n:!§. in den Bereich ger V ergeltungs~ 
pflicht weiterhilft bei der Suche nach einem wertungsbezogenen Ansatz zur Er-
fassung des Aufkommens des Vergeltungspflichtverständnisses. 
Vergeltungspflicht könnte in Kohlbergs Stufe 3 ("Goodboy"-Orientierung) als 
Erfüllung der Erwartung der anderen, dem Opfer den Schaden zu ersetzenLQ~fi­
niert werden. In der Definition der Stufe 4 des Kohlbergsehen Systems (Recht 
und Ordnung) wird direkt der Begriff der Verpflichtung verwendet. Diese be-
steht zur Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung. Die Vergeltungspflicht 
würde somit in der Auffassung von Stufe-4-Probanden zum Zwecke der Auf-
.rechterhaltung von Recht und Ordnung im gesellschaftlichen Bereich bestehen. 
Es bliebe zu klären, in welcher Form die Vergeltungspflicht auf den Stufen der 
prä-konventionellen Ebene definiert werden müßte. 
Wenn man Vergeltungspflichtverständnis als Verständnis einer abstrakten 
Pflicht auffaßt, wird man sie in der prä-konventionellen Ebene nicht definieren 
können. Die Vorgänge, die bei einer "Vergeltungsfrage" auf prä-konventioneller 
Ebene berücksichtigt werden, müßten in den Rechtfertigungen der Probanden 
von der Definition der prä-konventionellen Ebene her konkreten Charakt~L1l~~ 
sjtze/}. Qie Kognitionen der Vergeltung müssen in der Kohlbergsehen Auffassung 
auf prä-konventioneller Ebene deI1..~.h~~_1g_t:.!:._vol! .. l'_~<l:.turges~!.~li_c:~k_~iten" ha-
ben, über deren ~llgemeineren gesellschaftlichen Charakter beim Kind kein.e. hin-
r~~hende Klarheit bestünde. Die Kognitionen müßten vielmehr einem unmitt.~!­
baren Nützlichkeitsdenken entspringen. Dieses würde auf Stufe 2 (Individuelle 
Zweckgebundenheit) allerdings anders aussehen als auf Stufe 1 (Gehorsams-Mo-
ral). Denkbar erscheint, daß sowohl die Berücksichtigung der Strafdrohung auf 
1)tu{e . .lals auch der Folgen konkreter Wiedergutmachung des Delikts im Sinne 
eines konkreten Austauschs als prä-konventionelles Verg~hlll1gspflic4tv:e!"s.tänd­
nis zu verstehen wäre. Bei SJllf.~_~ ließe sich an die Nennung späterenpos~tiv<:!1 
Ei~f!.l1u~z~n.s _d\lrch~ine_:Ers.~~I~istung denken, be~ Stuf~ 1 an die Nennung von 
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drohender Strafe, wenn die Schädigungen des Opfers durch den Ersatz nicht 
beseitigt würden. 
Kritik. Trotz des Mangels an Auseinandersetzung mit der Vergeltungspflicht 
sind somit verschiedene Niveaus des Vergeltungspflichtverständnisses aus der 
allgemeinen Stufenbeschreibung durch Kohlberg ableitbar. Daher wird man 
kaum leugnen können, daß der Kohlbergsche Ansatz auch für die entwicklungs-
psychologische Untersuchung der Vergeltungspflicht überhaupt, also z. B. bei 
der Weiterentwicklung des Vergeltungspflichtverständnisses nach seinem Auf-
kommen, Bedeutung besitzt. Iedoch sind die Anforderungen für die Lösung der _ 
Aufgabe ... das,A...Y.fkommen des Vergeltungspflichtverständnisses zu erfassen, nicht 
~rfüllt,-Der Kohlbergsche Ansatz ist daher nicht angemessen, um das Aufkom- .\ 
men des Vergeltungspflichtverständnisses in bezug auf die Altersgrenze von sie-
ben Jahren zu untersuchen. 
Dif:Ainve-ödimg-aeSKohlbergschen Ansatzes bei der Vergeltungspflicht führt 
nämlich unmittelbar in eine Sackgasse, d.~ wie zuvor dargestellt, auf jeder Stufe, 
eine bestimmte Form des Vergeltungspflichtverständnisses ,definiert werd~p __ 
konnte. Sobald also überhaupt rechtfertigend über die moralische Regel der Ver-
geltungspflicht argumentiert werden kann, ergibt sich zwangsläufig die Unterstel-
lung eines Vergeltungspflichtverständnisses, da keine Stufe ohne definierbares 
Vergeltungspflichtverständnis existiert. Damit wird aber anstelle des Aufkom-
m~~,A.es ~~eltungspflichtverständnisses das Aufkommen der Argumentations-
fähigkeit zum Kriterium der Altersgrenze. Die Stufen des Kohlbergschen Systems 
verlieren daher ihre Diskriminationsfähigkeit für den vom Gesetz zur Begrün-
dung der Altersgrenze verlangten Nachweis des Aufkommens eines Vergeltungs-
pflichtverständnisses. 
Die Messung des Vergeltungspflichtverständnisses bedarf also in diesem Zu-
sammenhang eines anderen Ansatzes, um über die Erfassung des wissensbezoge-
nen Aspektes hinauszugelangen. Der im folgenden beschriebene Zugang hat als 
Ausgangspunkt die Interpretation der Verpflichtungen als Bestehen gesellschaftli-
cher Regeln und versucht, Formen des Regelbewußtseins durch die Frage nach 
der Änderbarkeit der Regel erfaßbar zu machen. 
Zugang über Piaget 
Regelverständnisstufen bei Piaget . ..Ei.aget (1954) suchte Bovets Erklärungsan-
satz für den Erwerb moralischer Regeln mit Hilfe- 'der Zusammenarbeit durch 
Einführung der ontogenetischen Betrachtungsweise zu erweitern. Er führte die 
Entstehung der Moral auf einen der Zusammenarbeit ontogenetisch vorhergehen-
d.en Einflu~,~~.r Achtung vor dem überlegenen Erwachsenen zurück. Dabei lehnt 
er es ab, wie Kant "die Achtung als vom Erfahrungsstandpunkt aus unerklärlich 
zu betrachten" (a. a. 0., S. 109), und stellte sich seiner Meinung nach in Kontrast 
zur "homogenisierenden" (a. a. 0., S. 109) Betrachtungsweise Durkheims. 
~Entstehung moralischer Regeln spiegelt sich bei ihm in einer dreistufigen 
The()rie des R~g~!y_erständnisses wider. Auf die "motorische Regel" folgt dem-
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nach die "Zwan sre el der ei g" und danach die "Vernunftregel 
der gegenseltlgen c tung". Die beiden letzreren erschienen ihm 'als eigentliche 
moralische Stufen, die er dann in den Kapiteln 2 und 3 seiner Monographie näher 
zu charakterisieren suchte (vgl. Kapitel 3.2.2. und 3.3.2.). 
Diese Regelverständnisstufen wurden von Piaget durch Beobachtung und Be-
fragung von Kindern bei bzw. über die Spielregeln des Murmelspiels entdeckt. 
Obwohl Pi~t (1954) sich direkt nur mit der Spielregel befaßte, betrachtete er 
seine Befunde doch als .allgemeingültig für alle Moralregeln, wie seine Eingangs-
bemerkung (a. a. 0., S. 7) ,,Jede Moral ist ein Sxst~m.YQn RegeJp--,J.lll~t~tas We_sen 
f~der Sittlichkeit besteht in der Achtung, welche das Individuum für diese Reger~ 
empfindet'~belegt. Die Spielregeln der Kinder gewähren nach Piaget aber den 
be'si:~n Zugang zur Untersuchung der Ontogenese der Moralität, weil sie sponta-
ne Überlegungen und Äußerungen der Kinder zuließen, also nicht lediglich ge-
lernte Antworten reproduzierten. 
Aus der Art des Verständnisses dieser Spielregeln folgt nach Piaget aber nicht, 
daß in jeder Hinsicht bei anderen moralischen Regeln die gleichen Stufen oder 
Formen des Regelverständnisses existierten oder erreicht würden. Bei näherem 
Hinsehen cheinen so ar auch bei S ielre eln noch weitere Abstufun en vorhan-
?en zu sein .. E stein (nach Lickona 1976, S. 222) hatte z. B. fünf Stufe~ 
Verständnisses ur ie Möglichkeit von Spielregeländerungen gefunden. Jedoch 
sollen nach Piaget bei allen moralischen Regeln zumindest die drei genannten 
Schritte der Entwicklung des Regelverständnisses wiedergefunden werden. Die 
aufgewiesenen Stadien bei der Spielregel beschreiben demnach allgemein anzu-
treffende Typen der moralischen. Entwicklung. Piaget~ Altersangaben müssen 
dagegen nicht für jede Regel zutreffen, wie das folgende Zitat belegt: "Man 
~lso nicht von Gesamts~a2gUl?Eesh.tn, die .. guJ,:ch Aut~gQ'E.i~_odeLHete:. 
ronomle-cMraktenslert -werden, sondern nur von Phasen der Heteronomie und 
Autonom:ie, die einen Pr~~-~ß-;:;~kterisieren, welcher sich anläßlich jeder neuen 
Gruppe von Regeln oder jeder neuen Stufe des Bewußtseins oder der Überlegung 
wiederholt" (a. a. 0., S. 91). Daher ist erforderlich, das Aufkommen des Vergel-
tungspflichtverständnisses mit Hilfe der im folgenden beschriebenen Merkmale 
der Stadien altersmäßig zu bestimmen . 
.Im ersten Stadium des Regelbewußtseins ~~~~I?:ngieRe.g,el1p.~ßigkeit~!.1 . .Q;:r}YclL __ 
unditterenzlerte Ganze, d. h. moralische Regeln würden nahezu wie äußerliche 
Naturgesetzlich~ehandelt, dies allerdings in der dem Kind dieses Alters 
eigenen Art. Das Kind der "motorischen Regel" " assimiliere " die Regeln (des 
Spiels) unbewußt der Gesamtheit der Vorschriften, denen es unterworfen sei. Das 
"l11o_tori~che Reg~~tsein" ~preche dem ersten Stadium der Regelpraxis, 
dem Auslösen und Verfolgen einfacher individueller Regelmäßigkeiten. Die Auf-
stellung von motorischen Regeln rufe nie ein eigentliches Gefühl der Verpflich-
tung hervor, daher sei dieses Stadium als vormoralisch anzusehen. 
, Den Übergang zum zweiten Stadium charakterisierte Piaget: "Es bestehen auch 
vor dem Eingreifen von Erwachsenen oder Älteren beim Kinde gewisse von uns 
motorisch genannte Regeln, doch haben ~ie keinen imperativen Charak~er. Sie 
bilden keine Pflichten, sondern lediglich spontane Regelmäßigkeiten. Von dem 
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Augenblick an jedoch, da das Kind von seinen Eltern Weisungen empfangen hat, 
erscheinen ihm die Regeln im allgemeinen und die Weltordnung selber al~.mra­
)isch notwendig. Sobald daher das kleine Kind nach dem Beispiel der Alt ren 
Murmeln spielt, unterliegt es diesen Einflüssen und sieht die neuen so entdeckten 
Regeln als heilig und verpflichtend an" (a.a.O., S. 115). 
Dieses zweite Regelverständnisstadium beginnt nach Piaget zu dem Zeitpunkt, 
an welchem das Kind durch Nachahmen beobachteter Vorgänge oder Befolgen 
~i!fblicher Belehrungen sich anschickt, den von außen empfangenen Regeln 
nachzuspielen. ~ei den sechsjährigen Kinderlli.. di~_~r untersuchte, war diese Hal-
tung klar ausgehildet. Bei der Altersangabe sei aber zu berücksichtigen, daß es 
sich um die Spielregeln des Murmelspiels handelte. 
,~. Das.~ Regelbewußtsein kennzeichnete Piaget schließlich dadurch, daß die 
Spielr~m Kind nicht mehr als ein von außen kommendes Gesetz erscheint, 
sondern als das Ergebnis eines freien Entschlusses zur Achtung eines gegenseiti-
gen Übereinkommens. 
Ein Doppeltes war von Piaget mit der Unterscheidung dieser Stadien des Re-
gelbewußtsein.s geleistet/ErSteil-s\war so das Aufkommen einer moralischen Regel 
phänomenalsh~!:.<:IJ~terisiertr:z-weltei'l~!war das Aufkommen des moralischen Re-
gelverständnisses ontogenetisch als Auswirkung der Achtung des Kindes vor d!.ll 
überl~~!!en g.!:.~~hsen~I!.Qgez: Älteren erklärt worden. Für den Zusammenhang 
dieser Arbeit ist aber natürlich nur der phänomenale Aspekt von Bedeutung, da 
die Erklärung des Aufkommens des Verständnisses rechts irrelevant ist. 
Da man wegen des exemplarischen Charakters der Spielregeln für die morali-
schen Regeln nach Piaget davon ausgehen darf. daß der Übergang von der nmoto~. 
r' _. " . seiti en Achtun " ,als eine generelle Erscheinung in ande-
ren ~oralischen Regeln wie er eTi:-;Tä-ge in diesem Teil der Piagetschen Mono-
graphie offenbar ein Ansatz vor, der im Prinzip nicht der Kritik am Vergeltungs-
formen -Präferenz-Paradigma, Wissen-Paradigma und Argumentationsstufen -Pa-
radigma unterworfen ist. Die theoretisch auch bei der Vergeltungspflicht zu er-
wartenddfu2:torische Regd darf man nach sämtlichen Beschreibungen als ein 
echtes vormoralisches Phänomen auffassen, das sich durch äußerliche Regelmä-
ßigkeiten auszeichnet und in dem eine moralis~he Pflicht gegenüber dem Mitmen-
schen. nicht verstanden wir . Die Zwan sre el us der' emseltl Ahn age-
gen ist möglicherweise di ____ . es so daß 
, der 'Übergang vom motorischen Regelverständnis zum Zwangsregelverstäp.dnis 
f!,ls,Aufkommen des Verständnisses der Regel des Einstehenmüssens aus einseiti-
ger. Ac~tuJ:1g des Kindes konzipierbar wäre. . . .2.. 
D~x N ach;~i~-der StuJe'-derZ:Wängsregerkönnte demnach als ausreichendes 
Kriterium für die Bestätigung des vom Gesetz sef.2,rderten Vergeltungspflichtver~ .. 
~ndnisses an!;jesehen werden. wenn eine Methode zur ~tellung des Errei~_ 
C:~.J:1sder Stufe der Zwangsregel i!J:1 .. y~rz.dtungmflich1Yer.§Jändnis gefunden wer-
den könme.-Manwlr(fTafUf·zii~ächst eine Übertragung der Piagetschen Nach-
weismethode für die Zwangsregel-Stufe auf das Vergeltungspflichtverständnis in 
Betracht ziehen .. Piaget meinte, daß zur Klärung, wie sich das Kind in diesem 
Alter (zwischen fünf und sieben Jahren) die Regel des Spiels vorstellt, am besten 
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die Frage geeignet sei: "Kann man die Regeln ändern?" Aber auch die Fragen 
nach früher einmal erfolgten Veränderungen oder nach der Entstehung der Re-
geln wiesen weiter. Man erfahre so, daß das Kind "die Regeln dieses Spiels als 
heilig und unantastbar" betrachte, daß es sich weigere, "die Spielregeln zu än-
dem", und daß es behaupte, jede Abweichung, selbst wenn sie allgemein aner-
kannt würde, wäre ein Fehler. 
Kritik und Folgerungen 
Diese vom Methodischen und Konzeptionellen her günstige Situation entbin-
det nicht davon, die Aufgabe auch konkret zu bewältigen, von der Spielregel-. 
Moral-Entwicklung Piagets zur Vergeltungs pflicht-Verstäncfnis-Entwicklung ei-
nen Übergang zu finden, so daß der Zeitpunkt dieses Ubergangs beim Vergel-
tungspflichtverständnis selbst bestimmbar ist. Denn die Auffassung Piagets ist 
nur als grundsätzliche Konzeption zu betrachten .. Piagets Auffassung, die Ent-
wicklung der Spielregel stellvertretend für die Entwicklung moralischen Regel-
verständnisses zu untersuchen, muß sogar überhaupt aufgrund neuerer amerika-
nischer Untersuchungsbefunde in Frage gestellt werden. 
Unterschiedliche Auffassung von Regeln der Konvention und der Moral im 
Kindesalter.}j~cci (1981) und Turiel (1978) fanden, daß Kinder schon iIll...Alill. 
von sechs Jahren sogenannte "social-conventional rules" (Gruß- und Tischmanie-
ren, Anredeformen) . oder Spielregeln als änderbar ansahen. dagegen sogenannte 
moralische Regeln (bzgl. Stehlen oder körperliche Angriffe) nicht. Darüber hin-
aus wurde die Gültigkeit moralischer Regeln auch von älteren Kindern (sogar bis 
in das College-Alter hinein) stets nur als unabhängig von besonderer Inkraftset-
zung beurteilt. Dagegen wurden die sozial-konventionellen Regeln zunehmend 
weniger für in diesem Sinne unbedingt gültig erklärt, wobei sich die Vpn dazu 
äußerten, ob unterschiedliche Taten "falsch, sogar bei Fehlen einer ausdrücklich 
gesetzten Verhaltensregel" seien. Der Entwicklungstrend, wie er nach Piaget~.l!, 
erwarten war, trat also nur bei den sozial-konventionellen Regeln auf. Nucci & 
Turiel (1978) stellten dazu fest, daß Vorschulkinder per Video vorgeführte Über-
tretungen von sozial-konventionellen Schulregeln nur dann für falsch hielten, 
wenn überhaupt eine diesbezü~liche Re&el in einer Schule. als &ülti& angegeben 
wurde. Dagegen waren Verletzungen moralischer Regeln auch dann falsch beur-
teilt worden,.~eine Schule keine besonderen diesbezüglichen Verbote erlas-
sen hatte. Weston & Turiel (1980) berichteten ähnliche Befunde. Ein anderes 
Kind zu schlagen, um es so aus einer von ihm besetzten Schaukel zu vertreiben, 
wurde dort schon von fünf jährigen Vorschulkindern ausschließlich negativ beur-
teilt, dagegen sich zu entblößen, Spielsachen herumliegen zu lassen oder sich zu 
weigern, eigenes Essen mit anderen zu teilen, nur von der Hälfte der untersuchten 
fünf jährigen Kinder. Außerdem wurde die Möglichkeit, eine Schule könne das 
Schlagen eines anderen erlauben, fast ausschließlich auch von Vorschulkindern 
dieses Alters negativ beurteilt; ein Kind, das solches tat, häufig selbst dann noch, 
wenn es dies in einer derartigen Schule tat:. Allerdings lag in diesem per vorgelese-
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ner Geschichte gegebenen Fall.ein statistisch bedeutsamer Alterstrend vor. Erst 
die untersuchtel1 elfjähri~en Kinder .lehnten das Schlagen fast übereinstimmend 
auch dann ab, wenn es innerhalb einer Schule geschah, die das erlaubte. Etwa die 
Hälfte der fünf-, sieben- und neunjährigen Kinder beurteilten diese Handlung 
unter diesen Umständen dagegen positiv, obwohl sie die Erlaubnis selbst ab-
lehnten. 
Demnach können einige Kinder nicht nur schon vom Alter von fünf Jahren an )-
zwischen verschiedenen Arten von Regeln unterscheiden. Vielmehr scheinen mo-
ralische Regeln auch eine zur Zwang-Änderbarkeit umgekehrt erscheinende Ab-
folge von bedingter und unbedingter Regelgültigkeit besitzen zu können. Zumin-
dest unter der von Weston & Turiel (1980) verwendeten Erlaubnis-durch-Schule-
Technik war die Zulässigkeit von Schlagen erst kontext-abhängig, bevor sie kate-
gorisch abgelehnt wurde. Weiterhin bestand für moralische Regeln keineswegs 
eine Tendenz in Richtung auf zunehmende Einschränkung ihrer Gültigkeit. Also 
~~cheint Pia~ets These, zumindest die Zwang-Änderbarkeit-Abfolge sei in allen 
als moraljsch ansehharen Regeln enthalten. kaum noch zu halten. da sie ,niiliL 
immer nachgewjesen werden konnte und da man mit geänderter Auffassung, was 
Änderbarkeit bedeute, sogar zu umgekehrten Ergebnissen kam. 
Folglich empfiehlt sich, moralische Regeln direkt, jeweils jede für sich, zu 
untersuchen und das Kriterium der Änderbarkeit auch anders als Piaget zur Bil-
dung von Entwicklungsstufen zu verwenden. Durch die folgenden Ausführungen 
wird aber auch deutlich, daß die Piagetsche Methode beim Regelverständnis zum 
Teil auch Probleme wie die Kohlbergsehe aufwerfen würde, wenn man mit dem 
Nachweis des Aufkommens des Vergeltungspflichtverständnisses in der Verbin-
dung mit dem Übergang von der motorischen Regel zur Zwangsregel so verfah-
ren will, wie Piaget es bei der Spielregel tat. 
Probleme der Übertragung.ßei der Übertragung der Piagetschel1 Frage nach 
der Änderbarkeit oder dem Ursprung der Regel von den Spielregeln auf die Regel 
der Vergeltungs pflicht interessiert vor allem, ob diese Fragen im Zusammenhang 
mit der Vergeltungspflicht überhaupt gestellt werden können und ob die Charak-
terisierungdei-Antworten von Plaget hinreichend aüfSchT~ß'"i-eid;:'-fii;"~:li'~B~~~i~~' 
mung des Aufko~_~ens,~i~es Vergeltungspflichtverständnisses mit diesen Fragen 
ist. 
Das direkte Fragen nach der Änderbarkeit oder dem Ursprung der Vergel-
tungspflicht hat aber u. U. im Gegensatz zu diesem Vorgehen bei der Spielregel 
informativen Charakter. Damit verbunden ist, daß die Spielregel konkret erfah~ 
ren wird, während die Vergeltungspflicht uJ.J .. fü!:.Aas j<.i~~L~!I!..e . .!1~~~.k§..t!'9-kt 
,~!Jnstruierte Regel ist. Der Proband wird durch die Frage nach der Änderbarkeit 
der Vergeltungs'pflicIii möglicherweise erst darauf gebracht. daß eine Yergel-
tun~spflicht besteht. Bei der Spielregel dagegen hat die Regelpraxis während des 
Spielel!s,jhn .. schon unmittelbar dartiberbele1i'rt,·däß~Üe-Sp1eIregefn'·be~·t·eh~~. 
Geht man davon aus, daß bei einigen Kindern dfe Kenntnis der Vergeltungs-
pflichtregel erst durch die Frage nach ihrer Änderbarkeit aufkommt, würde sich 
eine besondere Antwortsituation ergeben, die zu untypischen Antworten mit 
geringerer Reliabilität führte. 
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Daran anschließend stellt sich die Frage, ob überhaupt erwartet werden kann, 
daß Kinder im Vorschul alter zu einem "Zwangsregelverständnis der Verge1tungs=-. 
pflicht" gelangen. Piagets ~rklärung-desl!,rreichens -des Zwangsregel-Stadiums 
weist auch auf dIe vermutliche Art der Genese eines ersten Vergeltungspflichtver-
ständnisses hin. Es könnte sich aus den Hinweisen der Erziehenden auf die Fol-
gen von Beschädigungen bilden. Man darf unterstellen, daß besonders bei einem 
. induktiven Erziehungsstil der Erziehenden (Hoffman 1976), bei dem das Kind 
auf die Konseguenzen seiner Taten hingewiesen wird, die Regel des Ersetzenmüs-
sens oder Reparierenmüssens bekannt gemacht wird. Bei anderep. Erziehungssti-
len, wie sie Hoffman (1976) konzipierte, wird aber nicht~t-verbaren-Belehrun­
gen über die Folgen der Tat,cSondern mit Liebesentzug oder direkter Bestrafung 
(power asse~t1on) auf unerwünschtes Verhalten reagiert. Bei diesen (möglicher-
weise in der Gesellschaft vorherrschenden) Erziehungsstilen wäre also die onto-
genetische Voraussetzung zum Erwerb der Vergeltungspflichtregel u. U. nicht 
gegeben. Allerdings kann auch. nicht ausgeschlossen werden, daß sich Kinder, die 
den nicht-induktiven Erziehungsstilen ausgesetzt waren, selbst eine Vergeltungs-
pflichtregel, z. B. aus der Straferfahrung, konstruierten. in dem Falle wäre inter-
essant, ob sich diese aus der Straferfahrung selbst konstruierte Vergeltungspflicht-
regel auch auf die zivilrechtlich relevante Ersatzpflicht beziehen würde. 
. Das Hauptproblem dieses an Piaget orientierten Vorgehens liegt u. E. aber 
darin, daß zwar eine charakterisierende Frage mit Antworttendenz für die Stufe 
des Regelbewußtseins der einseitigen Achtung beschrieben wurde, daß aber nicht 
geklärt wurde, was Kinder, die noch im Zustand der motorischen Regel verhar-
ren, auf diese Frage antworten. Da es ihnen vielleicht gar nicht möglich ist, 
überhaupt eine verbal geäußerte Antwort zu geben, zeigt sich da~ gleiche Problem 
wie bei der Übertragung des Kohlbergschen Ansatzes auf die Vergeltungspflicht: 
Di,e. B.ehc;;rt:§.fhE~technischen Seite der Response wird zum Kriterium de~ 
Aufkommens des Vergeltungspflichtyerständniss.es. 
Glücklicherweise schließt das Piagetsche Vorgehen bei der Spielregel nicht aus, 
daß andere Untersuchungsmethoden möglich sind. Von Piaget ist klar gemacht 
worden, wodurch sich der Zustand der "motorischen Regel" im Prinzip beschrei-
ben läßt: "Nur muß man diese Tätigkeiten, bei welchen sich lediglich Freude am 
Regelmäßigen ausdrückt, von solchen unterscheiden, wo ein verpflichtendes Ele-
ment hinzutritt. Dieses Bewußtsein der Verpflichtung scheint uns ... die eigentli-
che Regel von der Regelmäßigkeit zu unterscheiden" (a.a.O., S. 29). Folglich ist 
nicht nur die Antworttendenz auf die Frage nach der Änderbarkeit charakteri-
stisch für die Regel der einseitigen Achtung, sondern jedes Zeichen erhöhter oder 
überhaupt vorhandener 13t:.wußtheit der Verpflichtung. Bei dieser Lösung unter-
stellt man zunächst einmal, daß es andere Zeichen der Bewußtheit der Verpflich-
tung gibt, deren Fehlen auch im Stadium der motorischen Regel feststell bar ist, 
ohne daß damit die Beherrschung der Response in technischer Hinsicht geprüft 
wird. 
Verwendung des Schätzurteils als Konsequenz. Im folgenden wird eine grund-
sätzliche Kritik der Verwendung sprachlicher Äußerungen von Kindern im Alter 
XQ.JL§M;li.~D::Jih.iin oder 1m Vorschulal~er vorgenommen, DIe verwendung des 
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.5.!;hätzurteils bietet sich als geeigneterer Schritt zur Entwicklung einer Methode 
für die Erfassung des Aufkommens des Vergeltungspflichtverständnisses an. 
Whorf (1963) vertrat die These, daß der Umfang der Begriffe und Beziehungen 
~g.~LSprache cieQ ... ~.~reich einschränkt, über den diejenigen nachdenken können, 
die die betreffende Sprache gebrauchen Weiterhin würde dadurch auch die Art 
und Weise begrenzt, wie die Sprachangehörigen über etwas reflektieren. Unter 
diesem Gesichtspunkt müßte jede moralpsychologische Forschung, auch wenn 
sie keine sprachlichen Äußerungen der Versuchsperson verlangt, in ihrer Allge-
meingültigkeit eingeschränkt sein. Sie wäre nur auf dem Hintergrund der zugehö-
rigen Spracbstrukturen zu verstehen. 
Davon zu unterscheiden ist die Rolle der Sprach beherrschung in der kognitiven 
Ontogenese der Individuen innerhalb einer Sprachregion. Wenn die Denkprozes-
se und Wahrnehmungen eines Kindes aus seinen sprachlichen Äußerungen er-
schlossen werden, können sie nie reichhaltiger als die schon erlernte aktive 
Sprechfertigkeit des Kindes erscheinen. Soweit es sich hierbei um das begriffliche 
Denken handelt, kann unterstellt werden, daß so eine .vollständige Erfassung der 
kqgilltiven Leistungen des Kindes möglich ist.] edoch kann diese Auffassung für 
den Entwicklungszustand des vorbegrifflichen Denkens, wie er von Piaget (1947) 
bis zum Alter von sieben Jahren angenommen wurde, kaum zutreffen. Entspre-
chend muß auch moral psychologische Forschung mit Kindern dieses Altersbe-
reichs grundsätzlich andere methodische Zugänge zu den moralischen Kognitio-
nen des Kindes benutzen. 
Dieser Standpunkt findet Stützung in den Auffassungen verschiedener For-
scher, die sich mit der Entwicklung moralischer Kognitionen befaßten. Rest) 
(1976, S. 202) führte aus, daß sich das Fortschreiten des Moralischen Urteilens 
zunächst in der Präferenz zeige!.dann im yerbalen verständnis unq später in der 
freien_Argumentation. Aucb Keasey (1978, S. 251) äußerte sich zur Abhängigkeit 
desJeststellbaren Entwicklungstrends von der Erhebungsmethode. Er belegte 
diese Ansicht mit Befunden, die besagten, daß die gleichen Entwicklungstrends in 
unterschiedlich anspruchsvollen Methoden verzögert wiederkehrten. Die Wahl-
und die Schätzmethode erwiesen sich dabei als die bislang empfindlichsten Indi-
katoren. Daher erscheint es gerechtfertigt, sich auf diese von Rest (1976) als 
Präferenzmaße klassifizierten Antwortarten zu beschränken, um das Aufkom-
men des Vergeltungspflichtverständnisses zu untersuchen. 
Diese Auffassungen besitzen eine hohe Entsprechung zu Brainerds (1973), über 
das moralische Urteil hinausgehenden Darlegungen zur Bedeutung von Urteilen 
und Erklärungen als Kriterien für das Vorliegen gewisser Kognitionen einer Pia-
getschen kognitiven Struktur. Brainerd leitete aus Piagets eigenen Auffassungen 
über das Wesen der von Piaget angenommenen kognitiven Strukturen ab, daß 
Urteilsmethoden, wie das Wahl- oder das Schätzurteil, die geeigneten Grundla-
gen bilden, um das Vorliegen oder Fehlen einer kognitiven Struktur zu erschlie-
ßen. Das wesentliche Argument Brainerds bildete dabei, daß nach Piaget die 
kognitiven Strukturen aus der Verfestigung bestimmter allgemeiner Eigenschaften 
der beobachtbaren Tätigkeit ("consolidation of certain general properties of overt 
action", a.a.O., S. 176) stammen und daher den linguistischen Strukturen, die als 
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alternative, grundsätzliche Erklärungskonzepte in Frage kommen, vorgeschaltet 
seien. Daraus folge, daß die Verwendung sprachlicher Äußemngen (Erklärungen 
von Lösungsvorschlägen für Aufgaben) .zu dia&nostischen Fehlern zweiter Art 
führen, also der Nichtentdeckun~ vorhandener Strukturen. Sprachlich geäußerte 
Erklärungen seien aber nützlich, um die Natur einer kognitiven Struktur zu 
erhellen. 
Nach Brainerd (1973) erbringen Urteilsmethoden also die notwendige Stütze 
für die Existenznachweise von kognitiven Strukturen, während Erklärungen der 
Lösungsvorschläge von dabei verwendeten Aufgaben hinreichende Anhaltspunk-
te liefern. Setzt man den Nachweis des Aufkommens eines Vergeltungspflichtver-
.ständnisses mit dem Nachweis der Existenz einer kognitiven Struktur gleich, so 
,ergibt sich aus Brainerds (1973) Darlegungen, daß Urteilsmethoden angewendet 
werden müssen, um den Nachweis der bloßen Existenz des Vergeltungspflicht-
verständnisses unter Vermeidung von Fehlern zweiter Art zu vollziehep.. In 
, > rechtlicher Hinsicht ist aber gerade die Vermeidung von Fehlern zweiter Ar..t bei 
der Deliktsfähigkeit wichtig, weil die zivilrechtliche Vermutung vorliegender De-
liktsfähigkeit bei einem Minderjährigen nach Vollendung des siebenten Lebens-
jahres u. U. nur dadurch widerlegt werden kann, daß die Unfähigkeit zum Ver-
geltungspflichtverständnis nachgewiesen wird. Das könnte aber nicht glaubhaft 
genug geschehen, wenn eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür bestände, daß der 
Nachweis nur wegen des zu hohen Anspruchs der Methode nicht gelingt. Viel-
mehr wäre dessen Ausbleiben mit einer zum Nachweis des Vergeltungspflichtver-
X ständnisses notwendig erscheinenden Methode überzeugender. Da die Anwend-
. barkeit des Verfahrens in foro bei Sprechunfähigen den Verzicht auf sprachliche 
Äußerungen beim Nachweis ihrer Vergeltungspflichtverständnisfähigkeit erfor-
derlich macht, erscheint die Untersuchung eines notwendigen Kriteriums de lege 
lata unausweichlich. De lege ferenda bietet sich aber auch an, die Altersgrenze 
dorthin zu legen, wo der methodische Nachweis mit einem notwendigen Krite-
rium allgemein möglich ist, da dies die Häufigkeit von falschen Verantwortlich-
keitszuschreibungen oder -aberkennungen minimieren würde. 
Urteilsmethoden wie das Wahl- und das Schätzurteil erwiesen sich also aus 
vers~hieden~~ Z~;~~~;-~hänge'~;;;~;-~~~g;~~d~ätziich brauchbare kognitive 
Untersuchungsverfahren. Darüber hinaus ist ihre Anwendung in der behandelten 
rechtlichen Problemstellung prinzipiell erforderlich. D~ zuvor gezeigt wurde, 
daß die Wahlmethode bei der Bevorzugung des Ersetzens gegenüber Sühne-Stra-
fen Probleme beinhaltet, die ihre Verwendung nicht angezeigt erscheinen lassen, 
ist es naheliegend, in einem eigenen Ansat~ die Eignung der quantitativen Re,-_ 
sponse des Schätzurteils für' dIesen Zweck zu prüfen. 
3.3.4. Abhängigkeit der Strafzumessung von Ersatzleistungen 
Im folgenden wird ein ei&ener Ansatz zur Erfassung des wertenden Erkennt-
_ nismoments des Vergeltungspflichtverständnisses entworfen. Er ergibt sich aus 
den Ergebnissen einer eigenen Untersuchung, die schon in anderem Zusammen-
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hang mitgeteilt wurden (Hommers 1980). Durch die Interpretation dieser Ergeb-
nisse werden Möglichkeiten zur Operationalisierung des wertenden Frkenntnis-
moments sichtbar, die ohne verbale Äußerungen des Kindes auskommen. 
Untersuchungsziele und -konsequenzen im Überblick. Das ursprüngliche Ziel> 
der Untersuchung war, die besondere Rolle des Ersetzens im moralischen Urtei-__ 
J~!:t von Kindern über unerlaubte Handlungen im Rahmen des Ansatzes der Infor-
mationen-Integration (Anders on 1979) mit Verwendung einer quantitativen Re-
..spQns.e zu erhellen. Davon wurde erwartet, daß ein Beitrag zur Erfassung des 
Sorgfaltspflichtverständnisses (vgl. o. S. 104ff.) und des Vergeltungspflichtver-
ständnisses geleistet werden kann. Die Untersuchung baute auf der zuvor (vgl. o. 
S. 120ff.) vorgetragenen Kritik des Piagetschen Vorgehens bei seinem Beitrag zur 
Präferenz der Vergeltungsformen auf, indem die. Gesichtspunkte der möglichen 
~elverfügbarkeit von Ersatz und Strafe, der Trennung quantitativer und qua-
Ijtatiyer Aspekte der Zuordnung von Sanktionen, des Einbezugs von Intentionc:~ 
bzw. von Verschuldensausmaßen und der Darbietung von geeigneten B~~sh!"(!!­
bungen von unerlaubten Handlungen gegenüber Gleichaltrigen an Stelle von sol-
chen gegenüber Erziehungspersonen im Versuchsaufbau berücksichtigt wurden. 
DielErgebmsse/wiesen u.a. auf die Vorrangigkeit des Einflusses von Ersatzlei-
stung~auf die Strafzumessung gegenüber dem Verschulden und dem Schadens-
ausmaß hin. Dieser vorrangige Einfluß der Ersatzleistung war schon bei vier- bis 
fünf jährigen Kindern ausgebildet. Er wird im folgenden in zweierlei Weise als 
Zeichen früher Ausbildung des wertenden Moments des Vergeltungspflichtver-
ständnisses gewertet. Einerseits wird er als Beleg der großen moralischen Bedeu-
tung des Ersetzens, andererseits als Äquivalent des Zwangsregelverständnisses 
aufgefaßt. Aber auch eine andere Möglichkeit, das Urteilsverhalten einzelner 
Versuchspersonen aufgrund der Zuweisung einer absoluten subjektiven Nullstelle 
an ein bestimmtes Ersatzleistungsausmaß als Ausdruck des wertenden Moments 
des Vergeltungspflichtverständnisses zu interpretieren, kann herausgearbeitet 
werden. Damit ist es u. U. gelungen, das Aufkommen des Vergeltungspflichtver-
ständnisses durch verwendung der Yorgehensweise des Ansatzes der Informatio-
nen-Integration ohne sprachliche Äußerungen seitens der Kinder nachzuweisen 
Die Befunde würden, so gesehen, sogar besagen,. daß das wertende Moment des 
Vergeltungspflichtverständnisses bis zum Erreichen des Alters von sieben law:en 0 
ausgebildet werden kann. 
Die wesentliche Forderung für zukünftige Untersuchungen ist, umfassende 
und repräsentative Erhebungen mit diesem Ansatz durchzuführen. In diesen 
könnte dann die de-1ege-ferenda-Zielsetzung der Gültigkeit der Altersgrenze von 
sieben Jahren mit der de lege lata erwünschten Bereitstellung von Entwicklungs-
normen über die Entwicklung des Vergeltungspflichtverständnisses in verschiede-
nen unerlaubten Handlungen verbunden werden. 
Untersuchungsaufbau 
Generelle Merkmale. Zunächst werden die Beziehungen zwischen dem Aufbau 
der Untersuchungen und der Kritik (getrennter Einbezug von Ersatz und Strafe, 
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Unterscheidung von qualitativem und quantitativem Aspekt der Sanktion, Einbe-
zug von Intentionen und Verwendung unerlaubter Handlungen gegen Gleichalt-
rige) an Piagets Beitrag zur Präferenz der Vergeltungsform dargestellt, um die 
Motive des Untersuchungsaufbaus zu verdeutlichen. Daran anschließend werden. 
die technischen Einzelheiten des Untersuchungsaufbaus (Geschichteninhalt und 
-aufbau, Untersuchungsprozedur, Einübung des Einschätzens durch Endanker-
stimuli und Urteilspraxis, wörtliches Instruktionskonzept) mitgeteilt, so daß eine 
Replikation oder eine forensische Anwendung erleichtert wird. Vor der Ergebnis-
darsteIlung werden dann noch die Besonderheiten der Versuchsdurchführung bei 
einigen Altersgruppen der Untersuchung beschrieben. 
'/... - Bezug zur Piaget-Kritik: Eine klare Trennung zwischen dem quantitativen 
und dem qualitativen Aspekt von Sanktionen wurde vollzogen. Dies geschah 
einerseits dadurch, daß die Versuchsperson die Aufgabe gestellt bekam, die ver-
diente Strafhöhe. also ein quantitatives Urteil, für eine Sachbeschädigung..e.bzuge-
.ben, und daß die Stimuli neben der Tatbeschreibung Ersatzleistungsausmaße dar-
.bo~n .. Andererseits wurde die Strafart, für die die Strafhöhe anzugeben war, 
. festgelegt als "Haue" (spanking), welche durch die Tat verdient war. Dadurch 
war zugleich das Problem der Möglichkeit einer Doppelverfügung über Ersatz 
und Strafe gelöst . .ni.e...Kinder konnten weiterhin ausdrücken, daß sie_vollen Er-
satz. • ..a.ls einzige Folge für ausreichend hielten, indem sie bei solchen Stimuli an-
zeigten, daß sie keine Strafe als verdient empfanden. 
Durch Beschreibungen von mehreren Tathergängen, die in verschiedenen Sti-
muli dargeboten wurden, wurden drei Verschulden-Stufen in die Untersuchung 
einbezogen. Dadurch wurde erreicht, daß die Wirkung des Ersatzes auf die Straf-
zumessung für. einen größeren Bereich von Tathergängen festgestellt werden 
konnte. Schließlich wurde mit der:. Geschichte einer Briefmarkenruinierung wäh-
rend eines Briefmarkentauschs zweier Kinder eine unerlaubte Handlung gewählt, 
die einerseits den Kindern bekannt oder zumindest verständlich sein konnte und 
andererseits .nicht auf der Verletzung einer Norm im familiären Bereich beruhte. 
Dadurch wurde vermieden, daß der Akteur der Geschichte sich im Konflikt mit 
einer Erziehungsperson befand. Daher konnte erwartet werden, daß sich die 
besonderen Erziehungserfahrungen der Kinder nicht störend auswirken würden. 
- Geschichten: Den Versuchspersonen (je zehn vier-, fünf-, sechs-, sieben-
und achtjährigen Kindern und College-Studenten sowie sechs neunjährigen Kin-
dern, jeweils zur Hälfte weiblichen Geschlechts) wurde eine Einfjihrungsge-
schichte über einen später nicht weiter verfolgten Beispiel-Vorfall vorgelesen, der 
.m;;;zwischen zwei Kindern ereignet hätte. als sie Briefmarken getauscht hätten. 
Die Kinder wären deswegen zum Schulleiter gegangen, der eine gerechte Lösung 
suchen sollte. Dieser hätte dies getan, indem er dem geschädigten Kind, in dessen 
Position sich die Versuchspersonen versetzen sollten, mehrere andere, ähnlich 
gelagerte Fälle nacheinander zur Bestimmung eines gerechten Urteils vorgelegt 
ha'be.J?ie 1\u\ga'be der Versuchsperson wäre, die~rdieIll.e Strafe in...di~~n Fällen 
anzuzeigen. 
Die Komponenten der Fallbeispiele variierten die Art, wie es zu dem Vorfall 
kam (Yerschulden), die Anzahl ruinierter Briefmarken,(Schaden) und die Höhe 
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des freiwillig ersetzten Schadens (Ersatz). Die daraus entstehenden Fallbeispiele 
bildeten Stimuluskombinationen eines dreifaktorielle~ 3 x 2 x 3-Verschulden-
Schaden-Ersatz-Versuchsplanes der Geschichten. 
Die Ausprägungen des verschulden-Faktors waren durch Einbezug der Fahr-
lässigkeit und der in früherer Forschung verwandten Bedingungen bestimmt. 
Die akzidentelle Verschulden-Stufe (AKZ..) war eine Beschreibung einer Unge-
schicklichkeit bei guten Motiven: "He/she was very careful and used the pair of 
tweezers. He/she concentrated very much on handing you a stamp with the 
tweezers. But, he/she did not see his/her glass of kool-aid and spilt it." 
Die fahrlässige Verschulden-Stufe (FAHRL.) war als von Mißgeschick beglei-
tete Mißachtung einer Warnung gefaßt: "The open inkpot stood on his/her side of 
the table. You told hirn/her about the danger. But, he/she left the inkpot on the 
table. Later on, he/she pushed against it and spilt it." 
_ Dit;j!ltentionale Verschulden-S.t}lfe (I~T.) beschrieb eine unberechtigte Af-
fekttat: "He/she wanted your best stamp. But, you did not wish to exchange your 
best stamp. He/she became furious and poured ink on your stamps." 
Die Ausprägungen des. Schaden-Faktors waren gegeben durch die Beschrei-
bung "Two (Ten) of you; best stamps were ruined" (abgekürzt als ,,2" und ,,10"). 
Die Ausprägungen de~ Ersatzleistung-Faktors waren beschrieben durch "He/ 
she paid you back for none (half, all) of them" (abgekürzt durch ,,0", ,,1/2", ,,1/1" 
oder "KEIN", "HALB", "VOLL"). 
Die Abbildung 2 zeigt das Schema des Versuchsplans, bei dem die abhängige 
Variable von den Strafurteilen Rijk über dargebotene Kombinationen der Stimu-
lus-Faktoren-Ausprägungen für Verschulden Vi, Ersatz Ej und Schaden D k gebil-
det wird. 
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- Prozedur: Die Geschichten wurden in jeweils neuer zufälliger Reihenfolge 
von einem weiblichen Experimentator den VPJ;1 in Einzel-Sitzungen vorgelesen. 
Wenn die Vp männlich war, wurde der Täter als männlichen Geschlechts angege-
ben. Wenn die Vp weiblich war, geschah es entsprechend anders. Die Informatio-
nen jeder Geschichte wurden in der Abfolge Verschulden-Schad~n-Ersatz v.2!ge-
lesen. Nachdem sie ein erstes Mal dargeboten waren, wurden sie in umgekehrler 
Reihenfolge kurz wiederholt, um Gedächtniseffekte zu mildern. Die etwa halb-
stündige Untersuchung der Vor- und Grundschulkinder erfolgte in einem Che-
vrolet-Van, der auf dem Gelände der elterlichen Wohnung geparkt wurde. Die 
Eltern waren in der Regel Beschäftigte der Universität oder anderweitig in geho-
benen Positionen Berufstätige, die auf telefonische Anfrage hin bereit waren, ihre 
Kinder an der Untersuchung teilnehmen zu lassen. Die Kinder erhielten einen 
US-Dollar für ihre Teilnahme. Die zum Vergleich vorgenommene Untersuchung 
von College-Studenten erfolgte im Psychology Department der U niverstität von 
Kalifornien, San Diego. Die Studenten bekamen eine Versuchsstunde für ihre 
course-requirements angerechnet . 
. Durch Anzeigen auf einer 20-Punkte-Skala sollte die Versuchsperson die ver-
diente Strafe des Schädigers anzei~en. Die Strafe wurde als "spanking" (übliche 
Bezeichnung für "Prügelstrafe") näher bezeichnet. Die Punkte der Skala wurden 
nicht direkt mit Hiebzahlen kombiniert. Vielmehr wurde durch Verwendung des 
Adverbs "mehr" verdeutlicht, wie höhere Strafe durch entsprechendes Anzeigen 
mitgeteilt werden sollte. ,Durch die Instruktion wurde die Versuchsperson in den 
Gebrauch der Skala durch Extrem-Beispiele (Endankerreize) und Praxis im Urtei-
len eingeführt. 
- Endankerstimuli: Zur Förderung eines hinreichenden Gebrauchs der Skala 
bei den Beurteilungen der Stimuli-Geschichten wurden zwei Endankerstimuli als 
Bezugspunkte mit den Enden der 20-Punkte-Skala in Beziehung gesetzt. Diese 
.;gEdall,k.~I§_timuli_~.!!!:den t;L~lärt.an H\J.nd z~~,hiJ~he,rparstel1un~r.l. Die 
graphischen Darstellungen blieben während der weiteren Versuchsdurchführung 
an ihrem Platz liegen. Eine Konsequenz einer stabilen Beurteilung der Enden der 
Skala ist die Vergleichbarkeit der Beurteilung von einzelnen Stimulusausprägun-
gen zwischen den verschiedenen Versuchsgruppen. 
Die Geschichte des hohen Endankerstimulus war "He/she was jealous of your 
fine stamp collection and wished to destroy it. Suddenly, he/she poured ink on 
your stamps. Twelve of your best stamps were ruined. He/she paid you back for' 
none of them." Diese Geschichte hatte also., eiqen.b-.§hs:n:n Sch.:.!g~n und eine 
._,extremt;re Schuld beschreibung als die Geschichten des Stimulusplans. 
Die Geschichte des niedrigen Endankerstimulus war "Before he/she arrived 
you were alone looking at your stamps. You pushed against your kool-aid and 
spilt it. One of your best stamps was ruined. Fortunately, he/she had two of that 
stamp and gave you one of those from his/her collection." Hier wurde also ein 
geringerer Schaden und Ersatz trotz Selbstschädigung als extrem~ Geschichte 
verwendet. 
- Urteilspraxis: Nach Erklärung der Endankerstimuli wurden mehrere Ge-
schichten dargeboten, um im Um~an~ mit der Skala Erfahrun~ zu sammeln und 
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um eine einigermaßen stabile Beurteilung der Endanker zu erlangen. Ein Teil 
dieser Geschichten waren Wiederholungen der Endankerreize. Außerdem wur-
den sechs Geschichten der 18 Geschichten des Versuchsplanes vorgelesen. Diese 
sechs Geschichten waren so zusammengestellt, daß jede Ausprägung der drei 
Faktoren gen au zweimal in den sechs Geschichten (natürlich in anderer Kombi-
nation) auftrat. Jeder Darbietung dieser sechs Geschichten folgte die Darbietung 
einer Endanker-Geschichte. Außerdem wurden beide Endanker-Geschichten zu 
Beginn einmal gegeben. Diese wurden zur Kontrolle der Verbindung der Endan-
ker mit den Skalenenden von Ermahnungen, hier die Endpunkte der Skala zu 
benutzen, begleitet, wenn die Vp nicht die Skalenenden anzeigte. Diese Ermah-
nungen reichten aus, um in den letzten Darbietungen der Endankerstimuli die 
zugehörigen Skalenenden als Responsen zu erlangen. 
- Instruktion: Im folgenden wird die Instruktion aufgeführt, wie sie vom 
weiblichen Experimentator auswendig gelernt und angewendet werden sollte. 
Tatsächlich mußten kleinere Abweichungen in der Instruktion durch die zufällig 
auftretenden Störungen bei den Testungen in Kauf genommen werden: 
"Look, here are some stamps. l'am going to tell you some stories ab out two little boys/ 
girls who collect stamps. These two boys/girls met to trade stamps in their elementary 
school. But, when they were trading stamps, they ran into some trouble. Some of the best 
stamps of one of the boys/girls were ruined. Look, here is a ruined stamp. Look, here are 
some fine stamps. Do you see the difference? Let us do a role play, now. Y ou take the part 
of one of the boys/girls. So, 1 want you to imagine yourself to be that boy/girl whose 
stamps were ruined. Okay? Whose role do you play? Weil, since you are going to be one 
of the boys/girls why don't you practice passing stamps to me with the tweezers and see 
what it is like. Okay? 
Now that you know wh at it is like to use the tweezers, we can go on. 
Each story 1'11 read you will tell you about three things: 
1) How many of your stamps were ruined; 
2) How it happened; 
3) And how many stamps you got back from the other girl for the damage. (Repeat 1),2), 
and 3)) 
Here is one story: 
Your last stamp exchange was a fair trade. But, afterwards the other boy/girl feit cheat-
ed. He/she wished to get even with you today and poured ink on your stamps. Six of your 
best stamps were ruined. Later, he/she paid you back for one stamp. Remember what was 
told in the story: He/she paid you back for one, ruined six, wished to get even with you as 
he/she felt cheated last time without reason. 
You thought that he/she acted unfair, so you went to the principal's office because you 
thought the principal could tell you what to do about it. The principal said a good 
punishment would be to spank the other boy/girl. So, the principal had to decide how 
much he should spank the boy/girl. But, he wished you to show hirn on this scale how 
much you thought the other boy/girl should be spanked as a punishment. 
1'11 explain to you how that scale works. If you point here you wish that the other boy/ 
girl shall not be spanked, so that he/she would not be punished. That is the lowest amount 
of punishment. If you go into this direction you indicate that the other boy/girl shall be 
spanked more and more. Finally, if you point here the other boy/girl will get the highest 
amount of spanking as a punishment that is possible. 
Now it must be made c1ear when the other boy/girl shall get the highest amount of 
punishment? 1'11 give you an example: 
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The other boy/girl was jealous of your fine stamp collection and wished to destroy it. 
Suddenly, the other boy/girl poured ink on your stamps. Twelve of your best stamps were 
ruined. The other boy/girl paid you back for none of them. Remember: If he/she was 
jealous, ruined twelve stamps, and paid you back for none, then he/she gets the highest 
amount of spanking, and you point here. 
Now, when shall the other boy/girl get no punishment? That means no spanking at all 
what you shall indicate by pointing here. 
I'ill give you another story as example for that case: 
Before the other boy/girl arrived you were alone looking at your stamps. You pushed 
against your kool-aid and spilt it. One of your best stamps was ruined. Fortunately, the 
other boy/girl had two of those stamps and gave you one of those stamps, from his/her 
collection. Remember: If you yourself spilt your kool-aid, ruined one stamp, and the other 
boy/girl gave you his/her stamp, then he/she will not be spanked and you point here. 
Do you remember all of this? 1'11 repeat those stories for you. (The repetition folIows.) 
Now listen to some other stories so that you can practice how it works. After each story 
1'11 repeat three things to you so that it summarizes the story. Then you'll show me how 
much the other boy/girl should be spanked." 
Besonderheiten der Versuchsdurchführung mit sechsjährigen und achtjährigen 
Grundschulkindern. Um die Beziehung zwischen dem Einfluß der Ersatzinfor-
mation auf das Strafurteil mit der Präferenz von Strafarten, wie sie von Piaget 
untersucht wurde, zu prüfen, wurden die sechsjährigen und achtjährigen Grund-
schulkinder nach Vorgabe der 18 zu beurteilenden Geschichten des Stimulusver-
suchsplans ~efragt, welche Strafart sie in der Eingangsgeschichte für angezeigt 
hielten. Ihnen wurde~ als Alternativen Prügelstrafe. Zerstören von Briefmarken 
des Schädigers und Unterlassung von weiterem gemeinsamem Spielen mit dem 
Schädiger angeboten. Folgende wörtliche Ausarbeitung lag den Äußerungen der 
Versuchsleiterin zugrunde: 
,,1 have a final question. Think of the story we started with: The other boy/girl 
felt cheated after your last stamp exchange. He/she wished to get even with you 
today and poured ink on your stamps. Six of your best stamps were ruined. 
Later, he/she paid you back for one stamp. 
Now you shall choose the best way of punishment yourself. There are three 
ways of punishment: 
Spanking the other boy/girl; 
Destroy stamps of the other boy/girl; 
Stop playing with the other boy/girl. 
Do you remember the ways of punishment? Tell me! Now, listen to the story 
again and tell me which of the three punishments is the best punishment." 
Außerdem wurden diese Kinder nach durchschnittlich 14 Tagen erneut unter-
sucht, um die Reliabilität des Einfl;s~;; der Ersatzinformation auf die Strafurteil.e 
zu erheben. Nach diesem zweiten Durchgang wurden diesen Kindern noch vier 
Geschichtenpaarungen mit der Aufgabe vorgelegt, welcher Schädiger mehr Strafe 
erhalten sollte. Dieser zusätzliche Untersuchungsteil nach der zweiten Strafein-
schätzung diente rein methodischen Zwecken und ist für die Belange der vorlie-
genden Arbeit nicht interessant. Daher wird auf die Ergebnisse über die Ge-
schichtenpaarungen nicht weiter eingegangen. 
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Besonderheiten der Versuchsdurchführung mit Vorschulkindern. In den Vorun-
tersuchungen stellte sich als unmöglich heraus, den kompletten dreifaktoriellen 
Geschichten-Versuchsplan der Untersuchung mit Grundschulkindern den vier-
und fünf jährigen Kinder!) verbal vorzu~eben. Daher wurden bei dieser Versuchs-
gruppe einige Veränderungen vorgenommen. 
- Reduzierung des Versuchsplans: Es wurden zwei Stimuluspläne gebildet. Ein 
3 X 3 Ersatz X Schaden-Plan ließ das Y~.r:§~h!llclen Ul1Sp~I,jfiziert. Der zweite 
Versuchsplan war ein 3 X 3 Ersatz X Verschulden-Plan mit konstantem Schaden 
von sechs zerstörten Briefmarken. 
Bezüglich der Endanker und der Praxis im Umgang mit der Rating-Skala wur-
de nach den gleichen Prinzipien wie zuvor verfahren. Dabei wurden als hoher 
Endanker 13 eingeschwärzte Briefmarken für den Schaden und ein leerer Karton 
für die Ersatzleistung gezeigt; als unterer Endanker eine eingeschwärzte Brief-
marke und zwei ungestempelte und unbeschädigte Marken; Darbietungen von 
drei Stimuli des Versuchsplanes erfolgten in Abwechslung mit den Endankern in 
der Praxis. 
- Veranschaulichung: _Die Schaden-Stufen und die Ersatz-Stufen wurden im 
Schaden X Ersatz-Plan durch zerstörte und ersetzte Briefmarken in jeweiliger 
Anzahl optisch vorgegeben. Die Ersatz-Stufen wurden wie zuvor als "Paid back 
for all", "Paid back for half" and "Paid back for none" verbalisiert. Die Schaden-
Stufen durch die gewählten Anzahlen "Two", "Six" und "Twelve". Die Schaden-
Stufen wurden durch auf separatem Karton aufgeklebte, unregelmäßig einge-
schwärzte Briefmarkenmengen vorgegeben. Die Ersatz-Stufen durch entspre-
chend viele einwandfreie und ungestempelte Briefmarken, ebenfalls auf separatem 
Karton aufgeklebt. Sie wurden zusammen dargeboten. Die Reihenfolge der ver-
balen Nennung war die natürliche: erst Schaden, dann Ersatz. 
- Hilfen zur Differenzierung der Briefmarkenmengen: Für eine unterschiedli-
che Strafzuordnung zu unterschiedlichem Schadensumfang ist die Differenzie-
rung des objektiven Schadens auf der subjektiven Ebene notwendig. Da Kinder 
dieses Alters nicht unbedingt in ausreichender Weise zählen können, wurden 
indirekte Hilfestellungen gegeben, daß trotzdem eine Differenzierung der subjek-
tiven Schadenswerte erfolgen konnte. Die wesentlichen (optischen) Merkmale der 
-y'erschiedenen Briefmarkenmengen wurden mit der Anzahl konfundiert. Die 
Größe der Briefmarken, ihre Farbausstattung (Einheitsfarbe, Schwarz-Weiß, 
Farbig-Bunt), ihre Konkretheit der Darstellung (Symbole, Gebäude, Blumen) 
und ihre Gewöhnlichkeit (Regulars vs. Commemoratives) wurden in positiver 
Korrelation mit den Briefmarkenzahlen der drei Stufen eingerichtet. Wenn eine 
Versuchsperson nicht auf die Mengen, sondern auf diese Stimuluseigenschaft 
achtete, konnte sie auch zu drei Schadensabstufungen gelangen. 
- Intensivierung der Instruktion: Die Kinder wurden an Hand einer von der 
US-Post herausgegebenen Einführung in das Briefmarken-Sammeln mit der Be-
cieutung von zerstörten Briefmarken für Briefmarkensammler vertraut gemacht. 
Weiterhin wurde ihnen die Funktion einer Pinzette konkret verdeutlicht. 
- Vergleichsgruppe: Aufgrund einer Nutzen-Kosten-Analyse wurden sechs 
. neunjährige Kinder zum Aufweis des Alterseffekts in den reduzierten Plänen für 
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ausreichend gehalten. Da schon die sechs- bis achtjährigen Kinder drei verbal 
präsentierte Variablen verarbeiten konnten, war es höchst wahrscheinlich, daß die 
reduzierten Stimuluspläne neunjährigen Kindern ebenfalls keine Probleme berei-
ten würden. Daher sollten die Haupteffekte bei Grundschulkindern schon bei 
geringer Testpower auftreten, um so eher als man organisatorisch gezwungen 
war, das Alter der Kinder etwas zu erhöhen. Die Verwendung neunjähriger 
Kinder hatte den zusätzlichen Vorteil, den erfaßten Altersbereich weiter zu ver-
größern. 
Je zehn Kindern der Altersstufen vier und fünf Jahre und den sechs neunjähri-
gen Kindern wurden die neun Stimuli des Schaden x Ersatz-Planes in einer ersten 
etwa halbstündigen Sitzung zweimal vorgegeben. Dieselben!) Kinder beurteilten 
in einer zweiten halbstündigen Sitzung, die durchschnittlich etwa 14 Tage später 
stattfand, die neun Stimuli des Verschulden x Ersatz-Planes. Hierbei wurden 
Einzeldarbietungen der sechs Stimulusausprägungen der beiden Versuchsplan-
Faktoren eingeschlossen. 
Ergebnisse 
Bemerkungen. Die im folgenden dargestellten Ergebnisse der Untersuchung 
besitzen Bedeutung für die Erfassung des Vergeltungspflichtverständnisses (vgl. 
Hommers & Anderson, in Vorb. und im Druck, zu anderen Befunden). Wenn 
nicht anders angegeben, sind alle beschriebenen Haupteffekte der Geschichtenin-
formationen auf dem SOlo-Niveau statistisch gesichert. Auf die Angabe des Wertes 
der varianzanalytischen Prüfstatistik F wird in der Regel verzichtet, da das nichts 
Wesentliches zum besseren Verständnis der graphisch dargestellten Ergebnisse 
beitragen könnte. Alle Signifikanzprüfungen erfolgten gegen die Interaktion des 
zu prüfenden Effekts mit dem Vpn-Faktor. 
Überwiegen alleinigen Einflusses der Ersatzleistung auf die Urteile von Vor-
schulkindern: Bei der Mehrzahl der Vorschulkinder hatten weder die Verschul-
den- noch die Schaden-Informationen Einfluß auf die Strafzumessung. Statt des-
sen richteten die Vorschulkinder überwiegend ihre Strafzumessungen in beiden 
Darbietungsformen nur an der Höhe geleisteten Ersatzes aus. Bei voller Ersatzlei-
stung gaben sie wenig oder keine Strafe, bei halbem Ers_atzrnittle!~...strafe und bei 
fehlendem Ersatz hohe Strafe, jeweil~ unabhängig von der Schaden- oder Ver-
schulden-Stufe. 
In ci-;r Abbildung 3 wird dieses Ergebnis für die Stimuluskombinationen aus 
Ersatz- und Schaden-Informationen an den mittleren2) Strafzumessungskurven 
dargestellt. Auf der horizontalen Achse sind die Schaden-Stufen abgetragen. An 
. den Kurven sind die zugehörigen Ersatz-Stufen angegeben. Der nahez~ horizon-
~tale Verlauf der drei Kurven des linken Teils der Abbildung 3 bedeutet, daß sich' 
die Strafe bei verändertem Schaden und konstantem Ersatz nicht änderte. Der 
Abstand der Kurven belegt weiterhin deutlich den Einfluß der Ersatz-Informa:-
1) Ein Vorschulkind konnte nicht ein zweites Mal erreicht werden. 
2) Es handelte sich hier und später immer um das arithmetische MitteL 
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Abb. 3: Mittlere Strafurteile von Kindern als Funktion der Stimulusvariablen Schaden und 
Ersatz und der Altersvariable. 
tion auf die Urteile der Vorschulkinder. Der rechte Teil für die Neuniährigen'j' 
zeigt dagegen neben, dem deutlichen Kurvenabstand einen Anstieg der Kurven. 
Dies zeigt, daß beide Informationen, Schaden wie Ersatz, bei den Neunjährigen 
die Strafhöhe bestimmten. 
Statistisch ergaben sich neben den .signifikanten Haupteffekten für Ersatz l>,~i 
beiden Alters~rulmen und für Schaden bei den Neunjährigen auch signifikante 
Interaktionen zwischen den beiden Stimulusvariablen. Bei den Vorschulkindern 
(F4•72 = 3.37) ist dafür möglicherweise der rechte obere Datenvunkt verantwort-
lich. Weiter unten (vgl. die Abbildung 6 auf Seite 148) wird aber auch noch die 
Möglichkeit individueller Unterschiede diskutiert. Bei den,--~ährig5.n (F4•20 = 
7.44) bestärkt diese Interaktion den graphischen Eindruck divergierend anstei-
gender Kurven. Somit, erhöhte die Schadenshöhe den Einfluß der Ersat~.:.StukQ. 
Im Prinzip, weist das auf einen auch schon durch die Verwendung von Proportio-
nen als Ersatz-Stufen nahegelegten multiplikativen Zusammenhang. 
Die Interpretation 4i~ses nicht-additiven Zusammenhangs kann aufgrund 
zweier Datenpunkte aber nicht allein mit Hilfe der Ersatzproportionen erfolgen. 
_Berüc.k~htigung der Ersatzproportionen würde bedeuten, daß sich die Urteiler 
am Restschaden orientiert haben. Wenn nur der Restschaden beurteilt wurde, 
müßte das mittlere Urteil bei der Kombination von ,,6 ruinierten Briefmarken" 
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und "Halbem Ersatz" (Restschaden = 3) höher ausgefallen sein als bei ,,2 ruinier-
ten Briefmarken" und "Keinem Ersatz" (Restschaden = 2). Dies war nicht der 
Fall, sondern es galt die umgekehrte Anordnung für diese mittleren Urteile. 
Weiterhin müßten die mittleren Urteile bei ,,,12 ruinierten Briefmarken" und 
.!1Halbem Ersatz" (Restschaden = 6) und bei ,!6 ruinierten Briefmarken" und 
"Keinem Ersatz" (Restschaden = 6) gleich gewesen sein. Dies war offenbar auch 
nicht der Fall. Vielmehr wurde bei" 12 ruinierten Briefmarken" und "Halbem 
Ersatz" entschieden weniger Strafe vergeben als bei ,,6 ruinierten Briefmarken" 
und "Keinem Ersatz". Daher liegt die Folgerung nahe, daß der: Restschaden nicht 
die alleinige Urteils grundlage war. 
Individuelle statistische Analysen wurden zur Absicherung der Aussage über 
den Einfluß der Ersatz-Information auf das Strafurteil durchgeführt. Dies konnte 
wegen der zweimaligen Testdurchführung innerhalb einer Sitzung geschehen. Die 
Stimulusfaktorenvarianz wurde gegen die Summe der Interaktionen der Testwie-
derholung mit den Stimulusfaktoren getestet. Ein Vergleich mit der jeweiligen 
Interaktion der Testwiederholung mit der zu prüfenden Varianzquelle hätte nur 
unwesentlich andere Ergebnisse gebracht. Das hätte aber nicht die Prüfung des 
Testwiederholungsfaktors erlaubt, der aber auch hier keinen signifikanten Haupt-
effekt hatte. 
_ Dj_~ Auswertungsergebnisse zeigten, daß gen au ein Kind von 20 untersuchten 
keinen si&nifikanten Haupteffekt der Ersatz-Information in der individuellen 
Überprüfung hatte. Hingegen war die. Fähigkeit, auch die Schadenshöhe in das 
Urteil einzubeziehen, bei den meisten Versuchspersonen nicht nachweisbar. Bei 
vier Kindern wurden signifikante Interaktionen der Stimulusvariablen in indivi-
dueller statistischer Auswertung festgestellt, und drei Kinder hatten einen signifi-
kanten Haupteffekt der Schaden-Information. Fünfzehn Kinder variierten ihr 
Urteil in keiner Weise bedeutsam in Abhängigkeit vom Schaden. Wie zu erwar-
ten, waren bei den sechs neunjährigen Kindern hingegen immer die Haupteffekte 
der Schadenshöhe und des Ersatzes signifikant, jedoch nur bei einem Kind die 
Interaktion der Stimulusvariablen, was möglicherweise eine Folge fehlender stati-
stischer Power ist. In der individuellen Auswertung ergab sich also einerseits die 
Bestätigung der Hypothese allgemein erfolgter Berücksichtigung der Ersatz-In-
formation im Vorschulalter, andererseits deuteten sich in der Berücksichtigung 
der Schaden-Information durch die Vorschulkinder'auch'individuelle Unterschie-
de an. Darauf wird weiter unten noch ausführlich eingegangen. 
In der Abbildung 4 wird das Ergebnis der alleinigen Ersatz-Beachtung für 
Stimuluskombinationen aus Ersatz- und Verschulden-Informationen an den mitt-
leren Strafurteilen gezeigt. Auf der horizontalen Achse smd hIer dIe Verschulden-
Stufen abgetragen. Die durchgezoge~en Kurven verbinden die mittleren Strafhö-
hen für die Stimuluskombinationen und sind durch die zugehörigen Ersatz-Stu-
fen bezeichnet. Der nur schwach ausgeprägte steigende Verlauf der drei durchge-
zogenen Kurven des linken Teils der Abbildung 4 zeigt, daß die.. Verschulden-
Informationen kaum die Strafzumessung beeinflußten. Im Unterschied dazu stei-
gen die drei durchgezogenen Kurven im rechten Teil für die. Neunjährigen zum 
Teil erheblich an, was den ausgeprägten Einfluß der Verschulden-Informationen 
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Abb. 4: Mittlere Strafurteile von Kindern als Funktion der Stimulusvariablen Verschulden 
und Ersatz und der Altersvariable. 
auf die Strafhöhen bei den Neunjährigen verdeutlicht. In beiden Teilen der Abbil-
dung belegt der Abstand der durchgezogenen Kurve den starken Einfluß der 
Ersatz-Informationen auf die Strafhöhen. 
Die gestrichelten Kurven der Abbildung 4 beschreiben die mittleren Strafurtei-
le für Stimuli, die nur aus einer Verschulden-Information bestanden. Diese Kur-
ven steigen in beiden Teilen der Abbildung an. Also_gaben die Vorschul~inc:lt:rjm 
Mittel enauso wie die Neun·ähri en in diesen besonderen Stimuli. un!.erschiedli-
~he Stra urteile, obwohl sie die Verschulden-Information nicht zusammen mii-
dt:!LErsatz-Informati.o~~d~Sträf~rteile!iig:~h~llllef~e!i-w1e die Datenanaly-::--
se jedes einzelnen Vorschulkindes aber ergab, verbargen sich hinter den Kurven-
verläufen Mittelungsartefakte. Die einzeln dargebotenen Verschulden-Informa-
tionen wurden von einem Teil der Vorschulkinder mit Gleichbeurteilung der 
fahrlässigen Bedingung und der intentionalen Bedingung beantwortet, während 
ein anderer Teil die fahrlässige Bedingung mit der akzidentellen gleichsetzte (vgl. 
zuvor Seite 106). 
Der schwache Anstieg der durchgezogenen Kurven beruhte auf der gelegentli-
chen Beachtung von Ersatz- und Verschulden-Informationen durch sechs Vor-
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schulkinder. Diese beurteilten in mindestens zwei Ersatz-Stufen die Verschulden-
Stufen mit einer Variationsbreite von fünf Skalenpunkten unterschiedlich. Jedoch 
traten auch hier nur die beiden beschriebenen Gleichbeurteilungsmuster und kei-
ne relativ mittleren Beurteilungen der Fahrlässig-Bedingung auf (vgl. o. S. 107). 
_Wie in der Abbildung 3 divergierten bei den Neunjährigen auch hier die drei 
. ansteigenden durchgezogenen Kurven. Jedoch waren die Interaktionen der Sti-
mulus variablen Ersatz und Verschulden in beiden Altersgruppen statistisch nicht 
signifikant. Daher war die divergierende Tendenz der drei Kurven der Neunjähri-
gen anscheinend zufällig zustande gekommen. Andernfalls würde die Abbildung 
4 im rechten Teil besagen, daß auch die Verschulden- und Ersatz-Information 
sich in ihrem Wirken auf das Strafurteil gegenseitig verstärken. Da die fehlende 
. Signifikanz der Interaktion von Verschulden und Ersatz angesichts der fast signi-
fikanten Prüfstatistik der Neunjährigen (F4,2o = 2.81) aber auch durch die geringe 
Gruppenstärke bedingt gewesen sein kann, sollte durch Erhöhung der statisti-
schen Power geprüft werden, ob die divergierende Tendenz und damit die gegen-
seitige Verstärkung der Einflüsse dieser Informationen bei größeren Gruppenum-
fängen statistisch gesichert werden kann. 
Die divergierende Ausrichtung der drei Ersatz-Kurven über den Verschulden-
Stufen auf der Horizontalen wurde auch bei drei anderen Gruppe;;onGr~;a­
schulkindern des Alters sechs, sieben und acht Iahren gefunden. Sie blieb auch 
dort ohne statistische Sicherung (vgl. Tabelle 7 und Abbildung 5). Das wiederhol-
te Auftreten desselben Befundes spricht aber auch ohne statistische Absicherung 
für die Validität des Befundes, da er mit unabhängigen Stichproben repliziert 
wurde. Allerdings erscheint das. Ausbleiben der statistischen Signifikanz erklä-
rungsbedürftig. In dieser Hinsicht können zwei Momente angeführt werden, die 
für eine Erhöhung der Fehleryarianz der Verschulden-Ersatz-Interaktion haben 
sorgen können. Erstens kann die Anforderung der Aufgabe, die drei Informatio-
nen über das Verschulden, das Schadensausmaß und die Ersatzleistung zusammen 
im Urteil zu berücksichtigen, die Integrationskapazität der Grundschulkinder 
überfordert haben. Zweitens kann die Variabilität der Beurteilung der Verschul-
den-Stufen und insbesondere die der Fahrlässig-Stufe diese Fehlervarianz erhöht 
haben. Kontrolluntersuchungen mit geringerer Informationenanzahl und weniger 
Verschulden-Stufen wären angezeigt, um diese Vermutungen zu prüfen und um 
zugleich die Reliabilität der divergierenden Kurvenverläufe zu erhärten. 
Einfluß aller Geschichtenteile auf die Urteile von Grundschulkindem und von 
College-Studenten: Bei den Kindern der drei Altersgruppen der Sechs-, Sie-
ben- und Achtjährigen und bei den College-Studenten hatten alle drei Kompo-
nenten der Geschichten Einfluß auf die Strafzumes . Dieses Ergebnis ist für 
le run sc ulkinder um so beachtenswerter, als mit der Kombination aller drei 
Geschichtenteile in einer zu beurteilenden Gesamtgeschichte bei ihnen im Ver-
gleich zu dem Vorgehen bei den Vorschulkindern eine informationsreichere Dar-
bietungsform verwendet worden war. 
Im jeweiligen Gruppendurchschnitt nahm bei den Grundschulkindern und bei 
den College-Studenten .die Strafhöhe mit der Schadens höhe zu, dagegen l!!it der 
Höhe der Ersatzleistung ab. Sie war weiterhin bei der akzidentellen Verschulden-
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Stufe am niedri&sten und bei der intentionalen am höchsten, vorausgesetzt, ande-
re Geschichtenkomponenten blieben gleich. In dem Falle wurde von den Grund-
schulkindern bei fahrlässigem Verschulden und intentionalem Verschulden im 
Mittel etwa gleichviel Strafe erteilt. Die College-Studenten gaben bei der Fahrläs-
sig-Bedingung durchschnittlich eine relativ mittlere Strafe. Jedoch wurdell dies~ 
durchschnittlichen Muster der Beurteilung der drei Verschulden-Stufen unter 
sonst gleichen Bedingungen. nicht bei allen Kindern oder Studenten gefunden 
(vgl. o. S. 107ff.). 
In der Abbildung 5 werden die Ergebnisse der Grundschulkinder mit den 
gemittelten Strafzumessungen dargestellt. Die Datenpunkte sind nicht nur über 
die drei Altersgruppen und deren je zehn Versuchspersonen, sondern auch über 
die Stufen der in den beiden Teilen der Abbildung 5 jeweils nicht in Erscheinung 
tretenden jeweiligen dritten Komponente der Geschichten gemittelt worden. Die-
se Darstellung der Ergebnisse erschien gerechtfertigt, da die dreifaktorielle Inter-
aktion der Geschichtenmerkmale und die Altersinteraktionen nicht statistisch 
signifikant ausfielen. Die vollständige Liste der Mittelwerte pro Stimuluskombi-
nation und Altersgruppe enthält die Tabelle 7. 
Tabelle 7: Mittelwerte pro Stimuluskombination bei den vier Altersgruppen, die 
dreifaktorielle Geschichtenstimuli beurteilten. 
VERSCHULDEN Akz. Fahrl. Int. 
GRUPPE 
SCHADEN 2 10 2 10 2 10 
6jährige Kein 12.1 11.9 12.6 17.9 15.0 18.1 
(1. Durchgang) Halb 5.3 6.6 7.4 12.4 11.2 12.8 
Voll 3.0 2.7 5.5 8.0 7.5 8.5 
7jährige E Kein 8.2 13.0 14.1 15.6 14.5 14.4 
R Halb 2.7 7.4 7.2 8.8 7.4 11.2 
S Voll 1.4 2.3 4.5 4.1 3.4 4.1 
8jährige A Kein 8.4 9.6 12.0 15.8 13.5 16.3 
(1. Durchgang) T Halb 4.1 6.0 8.6 9.5 8.5 9.8 
Z Voll 3.2 3.6 4.5 6.3 5.6 5.2 
College Kein 4.2 7.6 6.5 9.5 11.6 16.3 
Halb 3.4 4.4 3.9 7.5 8.0 10.1 
Voll 1 1 1.7 1.8 5.1 6.3 
.P.t:!I linke Teil der Abbildun~ 5 zeigt die U rteilsabhän&i&keit von der Ersatz-. 
Information (Kurven parameter ) und der Verschulden-Information (horizontale 
Achse). Alle drei Ersatz-Kurven stei&en, und außerdem besitzen sie einen ausge-
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Abb. 5: Mittlere Strafurteile von Grundschulkindern als Funktion der Stimulusvariablen 
Verschulden und Ersatz (links) bzw. Ersatz und Schaden (rechts). 
prägten Abstand. Sie ähneln im divergierenden Verlauf den Kurven des rechten 
Teils der Abbildung 4 für die Neunjährigen, die bei Darbietung von Verschulden-
und Ersatz-Informationen gewonnen wurden. Si~ unterscheiden sich dagegen 
von den nicht-divergierenden und schwächer ansteigenden Kurven der Abbil-
dung 4 für die Vorschulkinder. 
Der rechte Teil der Abbildung 5 zeigt die Einflüsse von Scbaden- (Kurvenpara-
metertund Ersatz-Information (horizontale Achse) auf die Strafzumessung Da 
der Abstand der beiden Kurven erheblich geringer ist als im linken Teil, hatte der 
Schaden offenbar einen geringeren Einfluß auf die Strafhöhe als die Ersatz-Infor-
mation. Vergleicht man entsprechend den Einfluß der Verschulden- und der 
Ersatz-Information, so stellt sich heraus, daß der Ersatzeinfluß ebenfalls größer 
ausgebildet war als der Verschuldeneinfluß. 
Die Abbildung 5~L! . .Mi!.!.~lungsartefakte darstellen. Daher wurde jed_t;.. Ver-
sQch.s.peJ:s.9Jl~jn?~.1n mit dem durchschnittlichen Kurvenverlauf verglichen. Dabei 
stellte sich ein später ausführlich berichtetes wichtiges Resultat bei acht Kindern 
heraus. 
Die Strafurteile der College-Studenten erbrachten (vgl. die Abbildung 1 auf 
Seite 105) als Ergebms eme andere relative Beurteilung der Fahrlässigkeit Anson-
sten würde die Darstellung der Ergebnisse der College-Studenten der von den 
Grundschulkindern in Abbildung 5 ähneln. Sowohl die Ersatz-Kurven über den 
Verschulden-Stufen (auf der horizontalen Achse) als auch die_ Schaden-Ku~ 
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über den Ersatz-Stufen divergierten, was auch aus der Tabelle 7 entnommen 
werden kann, wenn man die entsprechenden Differenzen bildet. Im Unterschied 
zU ..... delL.Grundschulkindern waren die diveq~ierenden Kurvenverläufe der Col-
lege-Studenten <;lurch die Prüfstatistiken der jeweiligen Interaktionen der Ge-
schichtenkomponenten statistisch gesichert (F2,18 = 4.80 für Schaden und Ersatz; 
F4,36 = 3.54 für Verschulden und Ersatz). Gleichzeitig erwiesen sich die Schaden-
Verschulden-Interaktion und. die dreifaktorielle Interaktion der Geschichten-
Komponenten nicht sie;njfikant. Dieses Ergebnis läßt die Hypothese zu, daß ein 
distributiver non additiver Effekt der Ersatz-Information auf die Schaden- und die 
Verschulden-Information im Strafurteil von College-Studenten vorlag. 
Altersabhängige Verringerung der vorherrschenden Wirkung der Ersatzlei-
stung auf die Strafhöhe: Der Vergleich der Urteile der Siebenjährigen und der 
zehn College-Studenten zeigte eine geringere Wirkung der Ersatzleistung auf die 
Strafhöhe bei College-Studenten (F2,36 = 4.25). Zwischen den drei Altersgruppen 
des Grundschulalters gab es keinen Unterschied in der Wirkungsstärke der Er-
satzleistungsinformation. Bei Grundschulkindern war die Wirkung der Ersatzlei-
smng allf die Strafhöhe größer als die Wirkung der Verschulden-Information. Bei 
College-Studenten waren diese Einflüsse etwa gleich stark. Daher wurde nicht 
nur eine Verringerung der Ersatzleistune;swirkung vom Grundschulalter zum 
College-Alter beobachtet, sondern auch ein Abbau des vorherrschenden Einflus-
,ses der Ersatzleistung. Da die Ersatzleistung auch bei den Vorschulkindern in 
extremer Weise vorherrschte, kann man den altersabhängigen Abbau des vorherr-
schenden Ersatz-Einflusses als generelles Ergebnis der Untersuchung betrachten. 
Abnahme der Strafe mit der Schadenshöhe bei voller Ersatzleistung bei einigen 
Vor- und Grundschulkindern: Die_ Betrachtung der individuellen Urteils-
l.~ndetl.zw von Vorschulkindern und Grundschulkindern führte zur Entdeckung 
einer besonderen Art der Strafzumessung in Abhängigkeit von Ersatz-Schaden-
Kombinationen. 
Die Urteile des ersten Durchgangs für die Schaden-Stufen "Zwei" und "Zwölf" 
bei vollem Ersatz wurden zur Gruppierung der Vorschulkinder in drei Gruppen 
verwandt. Acht der 20 Yorschulkjnder gaben unter voller Ersatzleistung bei der 
höheren Schaden-Stufe "Zwölf" eine geringere Strafe als für den geringeren Scha-
gen "Zwei". Ihre mittleren Strafurteile nahmen dagegen geringfügig mit der Scha-
denshöhe zu, wenn kein Ersatz geleistet wurde. Auch im zweiten Durchgang 
zeigten sich diese Kurvenverläufe, wie im rechten Teil der Abbildung 6 zu erken-
nen ist. Dort fallen jeweils die Kurven für vollen Ersatz, während die Kurven für 
fehlenden Ersatz ansteigen. Dieser divergierende Kurvenverlauf des zweiten 
Durchgangs ging mit einer statistisch gesicherten Interaktion einher (F4,28 = 
3.04). Die Sicherung der Interaktion im ersten Durchgang erübrigte sich wegen 
der Datenselektion. 
Einige Vorschulkinder beachteten also auch neben der Ersatzleistung die Scha-
denshöhe bei der Strafzumessung. Sie taten dies aber in einer besonderen Weise, 
die von der Ersatzhöhe abhing. Bei vollem Ersatz verringerten sie die Strafhöhe 
p1it dem Schaden, bei fehlendem Ersatz erhöhten sie die Strafhöhe in Abhängig-
keit von der Schadenshähe. 
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Abb. 6: Mittlere Strafurteile von drei Gruppen von Vorschulkindern als Funktion der 
Stimulusvariablen Schaden und Ersatz in zwei Testdurchgängen. 
Im mittleren und linken Teil der Abbildung 6 sind zum vergleich zwei andere 
Gruppen aufgeführt, die sich aus dem Vergleich der Urteile zu den Schaden-
Stufen "Zwei" und "Zwölf" bei voller Ersatzleistung ergaben. Die in den linken 
Teil eingegangenen sechs Kinder gaben, wie die gestrichelte Kurve des oberen 
Teils zeigt, bei zwölf beschädigten Briefmarken höhere Strafe als für zwei. Im 
mittleren Teil wurden die mittleren Strafurteile der Kinder abgebildet, die für die 
beiden Schaden-Stufen bei vollem Ersatz gleiche Strafen erteilten. Aus dem Ver-
lauf der je fünf selektionsfreien durchgezogenen Kurven des ersten und zweiten 
Durchgangs erkennt man ilJl..mittieren und linken Teil der Abbildung 6 aber, daß 
diese beiden Gruppen die Schaden-Information nicht systematisch in die Strafhö-
he einbezogen, da die Kurven teils nahezu horizontal. teils im ersten lind zweiten 
:I2J.m;hgang..._unterschiedlich verlaufen. 
Die Tendenz, bei vollem Ersatz und höherem ursprünglichen Schaden niedri-
gere Strafurteile abzugeben, war auch bei acht der 30 Grundschulkinder zu fin-
den. Diese acht Kinder vergaben zumindest bei zwei Verschulden-Stufen für zwei 
ruinierte Briefmarken eine höhere Strafe als für zehn ruinierte Briefmarken, wenn 
voller Ersatz geleistet wurde. Sieben sechs- oder achtjährige Kinder von den acht 
waren nach etwa zwei Wochen erneut getestet worden. Ihre mittleren Strafurteile 
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in beiden Durchgängen sind in den beiden Teilen der Abbildung 7 aufgeführt. 
Beide Kurvenpaare kreuzen, was Folge der von den Ersatz-Stufen abhängigen 
Strafzumessung für zunehmende Schadenshöhe ist. Während bei vollem Ersatz 
die Strafe mit der Schadenshöhe in beiden Durchgängen im Mittel abnahm, stieg 
sie bei fehlendem Ersatz in beiden Durchgängen an. Da auf der horizontalen 
Achse in Abbildung 7 die Ersatz-Stufen abgetragen wurden und nicht wie in 
Abbildung 6 die Schaden-Stufen, ergibt sich statt des divergierenden Kurvenver-
laufs (Abbildung 6) für den gleichen Sachverhalt ein kreuzender Kurvenverlauf in 
Abbildung 7. Die darin dargestellte Interaktion konnte im Unterschied zu den 
Vorschulkindern allerdings im zweiten Durchgang der Grundschulkinder nicht 
statistisch gesichert werden (F2,12 = 2.05). Zu ergänzen ist, daß die Ergebnisse der 
Abbildung 5 durch die Selektion der acht Kinder nicht wesentlich beeinflußt 
wurden. 
Insgesamt zeigte sich also bei etwa einem Drittel der Vor- und Grundschulkin-
der eine relativ reliable Tendenz. die Strafe mit der Schadens höhe bei vollem 
Ersatz abnehmen lind bei fehlendem Ersatz zunehmen zu Jassen. 
Beziehung zwischen Strafarten-Präferenz und Einfluß der Ersatz-Information 
auf die Strafhöhe: Der Vergleich der quantitativen Strafurteile mit den Straf-
arten-Bevorzugungen zeigtl;. daß die Ersatz-Berücksichtigung in der Strafzumes-
~uch von den Kindern vorgenommen wurde, ßie nach der Piagetschen Vor-
gehensweise als moralisch heteronom urteilende Kinder erschienen wären. Q.ies.. 
. pestätigt di" Au.s.g;angsyermutung der vorliegenden Untersuchung, daß Ersetzen 
picht zu den beiden·vCJnPia~et ijnterschiedenen Strafklassen der Sühne- und 
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Abb. 7: Mittlere Strafurteile einer Teilgruppe von Grundschulkindern als Funktion der 
Stimulusvariablen Ersatz und Schaden. 
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Ggensejtjgkejtssmfep gehört, sondern eine ontogenetische Sonderstellung ein- .. 
nimmt. 
Anhand von Abbildung 8 läßt sich die Abhängigkeit der Strafurteile von der 
Ersatz-Information bei Kindern mit unterschiedlichen Strafarten-Bevorzugungen 
nachvollziehen. Die Abbildung 8 stellt in der oberen Hälfte die Ergebnisse von 
drei Strafartenbevorzugungs-Gruppen im ersten Durchgang dar. Diese unter-
scheiden sich von den in der unteren Hälfte dargestellten Ergebnissen des zweiten 
Durchgangs. Im zweiten Durchgang ist der Abstand der beiden Schadenkurven 
geringer als im oberen Teil und außerdem schneiden sich die beiden Kurven aller 
drei Gruppen, während sie das in der oberen Hälfte nur im rechten Teil tun. Man 
sieht also, daß sowohl der Durchgang als auch die Gruppierung in Gruppe? von 
Strafartenbevorzugenden für den Verlauf der Schadenkurven über den Ersatz-
Stufen relevant waren. Jedoch beeinflußte die Ersatz-Information in jedem Fall 
die Strafurteile mehr, als es die Schaden-Information tat. 
Im linken Teil sind die mittleren Strafurteile der sieben sechs- oder achtjährigen 
Kinder abgebildet, die "Prügelstrafe" ("Spank") für angemessen hielten, um je-
mand zu bestrafen, der sich nach einem fairen Briefmarkentausch betrogen fühlte 
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Abb. 8: Mittlere Strafurteile von drei Gruppen von Strafarten bevorzugenden Kindern in 
Abhängigkeit von den Stimulusvariablen Ersatz und Schaden. 
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und durch Ruinierung von Briefmarken des Tauschpartners rächte. Diese Kinder 
wären nach Piaget im Zustand der moralisch heteronomen Bevorzugung yon 
Sühne-Strafen. Trotzdem beeinflußten die Ersatz-Stufen die von ihnen erteilten 
Strafhöhen im Vergleich zur Beeinflussung der Strafurteile durch die Schaden-
information erheblich, wie man an der ausgeprägten Steigung der beiden Scha-
den-Kurven im oberen und unteren linken Teil sieht. 
Im mittleren Teil der Abbildung 8 wurden die Strafurteile der acht Kinder 
abgebildet, die den Schädiger mit der Vernichtung von Briefmarken bestrafen 
wollten (,.Destroy"). Auch bei ihnen hatte die Ersatz-Information trotz der nach 
Piaget moralisch heteronomen Bevorzugllng der Briefmarkenzerstörung als Strafe 
e~I1en im" ergleich:zur Schadt:n-Illformation erheblichen Einfluß auf die erteilte 
Strafhöhe. Auch sie uQterschied~n ~ich-~f;~i~-ni~ht-~;;d~~·-i~· red;:t~-Teil abge-
tragenen Strafurteilen der fünf Kinder, die Unterlassen weiteren gemeinsamen 
Spielens mit dem Schädiger C,Do not play") als angemessene Strafe (im Piaget-
schen Sinne moralisch autonome Strafpräferenz) auffaßten. Wie an den statistisch 
gesicherten Steigungen der Kurven im oberen und unteren Teil zu erkennen, 
erlangte die Ersatz-Information grundsätzlich bei allen Kindern Einfluß auf die 
Strafhöhe. Dagegen konnten die Kuryenabstände nicht statistisch ~egen den Zu-
fall gesichert werden. Demnach hatte der Schaden einen, erheblich geringeren 
EinflulLauf die Strafhöhe, wenn er überhaupt einen hatte. 
Die fünf das Unterlassen weiteren gemeinsamen Spielens mit dem Täter als 
Strafe bevorzugenden Kinder unterschieden sich aber im ersten Durchgang im 
Verlauf der beiden Schaden-Kurven zueinander von den anderen beiden Grup-
pen. Die beiden anderen Gruppen gaben im ersten Durchgang für den höheren 
Schaden bei jeder Ersatz-Stufe eine höhere Strafe. Die Gruppe der fünf nach 
Pia~et moralisch autonom Strafe präferierenden Kinder hatte einen sich umkeh-
renden Einfluß der Schadenshöhe auf die Strafhöhe, wie er auch in Abbildung 7 
dargestellt wurde. BeilllkIn Ersatz.g.~Q~!l.§i~ für den q_9Jl~C;lLS.c:.;hi!<;ien geringere 
~!.r<lfe als fürden geringeren Schaden,währc;nc:lheiJehJ~I1g~mEIg!~ die Strafhö-
h~!l:lit A~.r.~cl1<lclensh5>h(!:Z;l.ll'!;;thm. Diese Umkehrun~ des Schadenseinflusses war 
begleitet von einer §tatistisch si~nifikanten Interaktion (F2,8 = 6.09). Alle fünf 
Kinder des rechten Teils der Abbildung 8 gehörten zu den sieben Kindern, die in 
die Abbildung 7 eingingen. 
Im zweiten Durchgang fand sich die Umkehrung des Schadens effekts bei allen 
drei Teilgruppen. Jedoch war sie nur schwach ausgeprägt und erreichte iI?- keinem 
Einzelfall die statistische Si~nifikanzgrenze. Bei Zusammenlegung aller drei 
Gruppen war die Interaktion auch nicht signifikant (F2,38 = 2.45). Aber das 
spricht nicht dafür, daß die Wiederholung der Strafurteile eine Veränderung der 
besonderen Verbindungsweise von Schaden- und Ersatz-Information im Strafur-
teil bewirkte. Vielmehr bestand der Effekt der Wiederholung anscheinend nur in 
einer Vernachlässigung der Schaden-Information bei der Bestimmung der Straf-
höhe, da diese im zweiten Durchgang nicht signifikant vom Schaden abhing. 
Auf die Darstellung des Einflusses der Verschulden-Information auf die Straf-
urteile der drei Gruppen von Strafartenbevorzugenden kann verzichtet werden, 
da einerseits auch im zweiten Durchgang keine zu Abbildung 5 unterschiedlichen 
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Befunde erhoben wurden und andererseits keine Unterschiede zwischen den 
Gruppen festgestellt wurden. Bei allen Gruppen hatte die Ersatz-Information 
einen höheren Einfluß auf die Strafhöhe als die Verschulden-Information, was 
sich in der mittleren Distanz der jeweils extremen Stufen der Verschulden- und 
Ersatz-Information und in der höheren Prüfstatistik der Haupteffekte nieder-
schlug. 
Schlußfolgerungen 
Fazit in bezug auf Piagets Verwendung des Ersetzens. In Hinsicht auf das 
ursprüngliche Untersuchungsziel, die mögliche Sonderrolle des Ersetzens im mo-
ralischen Urteilen von Kindern zu erhellen, zeigten die Ergebnisse, daß dem 
,Ersetzen schon im Vorschulalter große Bedeutung für die Strafzumessung beige-
,messen wurde und daß Kinder, die nach Piagets Vorgehen noch Sühne-Strafen 
präferierten, also qualitativ noch moralisch heteronom urteilten, ihre quantitati-
yen Strafurteile zut: .Hau.pt~~e nach der Ersatz-Information bemaßen. Die Er-
gebnisse entwarfen somit ein völlig anderes Bild von dem Einfluß des Ersetzens 
im moralischen Urteilen des Kindes, als es die Abfolge "erst Sühne-, dann Gegen-
seitigkeits-Strafen" nach Piaget hätte erwarten lassen. 
Eine weitere Untersuchung könnte prinzipiell noch angeschlossen werden, um 
den Zweifel an der Einbeziehung des Ersetzens in die Gegenseitigkeits-Strafen zu 
erhärten. Bislang fehlt noch der direkte Beleg dafür, daß der Ersatzeinfluß auf die 
Strafzumessung bei Vorschulkindern mit der Präferenz der Sühne-Strafen einher-
geht. Das erscheint aber unnötig, da nach Piaget Vorschulkinder noch häufiger als 
Grundschulkinder Sühne-Strafen präferieren sollten und da die in dieser Untersu-
chung berichteten Ergebnisse der Vorschulkinder schon belegten, daß sie die 
Ersatz-Information beachten konnten. Dagegen wäre zu klären, ob die Berück-
sichtigung der Ersatz-Information auf Besonderheiten der Versuchsdurchführung 
zurückzuführen ist. Dafür kommen das Training in der Instruktionsphase, insbe-
sondere die Darbietung der Ersatz-Information in den Endanker-Stimuli und die 
Stellung der Ersatz-Information in der Geschichtendarbietung in Frage. Letzte-
ren Einfluß zu mildern, war zwar durch die Wiederholung der drei oder zwei 
Informationen in umgekehrter Reihenfolge vor der Urteilsabgabe angestrebt. Wie 
effektiv diese Vorsorgemaßnahme aber war, ist unbekannt. Insofern erscheint die 
Untersuchung der Rolle des Ersetzens im Strafurteil von Kindern noch nicht 
abgeschlossen. Auf der anderen Seite ergeben sich durch die vorliegenden Ergeb-
nisse schon weiterführende Fragestellungen, die von diesen möglichen Störein-
flüssen unabhängig sind. 
Der Effekt der Ersatz-Information war bei den Grundschulkindern, die die 
Alternative, "Unterlassung weiteren gemeinsamen Spielens" als Strafar~ ~~vorzug­
ten, anders als bei den weiteren beiden Gruppen von Strafartenbevorzugern. Er 
,interagierte bei den zuerst genannteQ mit dem Schadeneinfluß und hatte dabei 
eine Umkehrung des Effekts der Schaden-Information zur Folge. Eine signifikan-
te Interaktion (F2,12 = 16.16) hatten diese beiden Variablen auch bei den Grund-
schulkindern, die als Strafart. di~~r..ri:i.."g,d~trgfe" präferierten. Auch beijhn~IL 
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zeigte sich keine Umkehrung des Schadenseffekts. sondern eine Erhöhung des 
Schadenseffekts von vollem zu fehlendem Ersatz.!) Da zugleich bei der dritten 
Gruppe von Grundschulkindern noch eine weitere, aber eher unregelmäßig er-
scheinende Form der Beeinflussung von Schaden und Ersatz mit fehlender stati-
stischer Signifikanz auftrat, wird durch die vorliegenden Ergebnisse angeregt, die 
Beziehungen zwischen Strafartenpräferenz und gegenseitiger Beeinflussung von 
Schaden und Ersatz im Strafurteil genauer zu untersuchen. Eine Hypothese wäre, 
daß sich Rarallel zur Strafartenpräferenz eine Entwicklung in der quantitativen 
Strafzumessun~sregel. die Schaden- und Ersatz-Information zu einem Strafurteil 
verbindet. vollzieht. 
In ähnlicher Weise wäre klärungsbedürftig, in welcher. Beziehung Frsatz- lind 
Verschulden-Informationen zum Strafurteil von Kindern stehen. Die Befunde der 
vorliegenden Untersuchung wiesen nicht auf einen zusätzlichen Einfluß der Straf-
artenpräferenz hin. Vielmehr schien zunehmender Ersatz die Auswirkung der 
Verschulden-Stufen allgemein zu mildern. Jedoch wiesen die Abbildungen der 
durchschnittlichen Strafurteile bei yerschulden-Ersatz-Kombinationen (vgl. die 
Abbildungen 4 und 5) für vier Altersgruppen von Grundschulkindern wiederholt 
eine divergierende Tendenz auf, so daß bei_vollem Ersatz der Einfluß der Ver-
schulden-Stufen schwächer ausfiel als bei fehlendem Ersatz. Dieser Befund kann 
u. a. ,:on einer nonadditiven Urteils regel bei der Verbindung von Verschulden-
und Ersatz-Informationen ,herrühren. Zunächst wäre daher zu prüfen, ob durch 
Reduktion von Störeinflüssen die Divergenz der Kurvenverläufe statistisch gesi-
chert werden kann, wie es bei den zehn College-Studenten der vorliegenden 
Untersuchung gefunden wurde. Daran anschließend wäre bei positivem Ergebnis 
auch hier zu prüfen, ob eine Beziehung zwischen der Beeinflussung von Ersatz-
und Verschulden-Information und der Strafartenpräferenz besteht. 
Aber auch losgelöst von der Beziehung zur Strafartenpräferenz wären die Un-
tersuchungsbefunde als Ausgangspunkt weiterer Erforschung der Entwicklung 
der Art der Berücksichtigung der hier verwendeten Informationen und weiterer, 
möglicherweise mit dem Strafurteil in Beziehung stehender Variablen dienlich. 
Dje Ergebnisse der zehn College-Studenten dieser Untersuchung legten die Hy-
pothese einer distributiven nonadditiven Beziehun~ zwischen der Ersatz-Infor-
mation einerseits und der Verschulden- und der Schaden-Information anderer-
seits nabe. Die anschließend dazu von Hommers & Anderson ~ Vorb.) vorge-
nommenen Experimente _g~§j;Ä;igJ;b!lqie~y.I-Ix.po;hese und sprächeö~für!yi~ffiit 
1) Diese andere Art eines non additiven Effekts der Schaden-Stufen könnte man als 
Folge einer Beurteilung des Restschadens nach erfolgtem Ersatz auslegen, da dann die 
Wirkung der Schadensvariablen ebenfalls zunehmen würde. Aber dagegen spricht, daß bei 
einem Restschaden von fünf unersetzten Briefmarken (vgl. Schaden = 10; Ersatz = Halb) 
eine geringere Strafe gegeben wurde als bei einem Restschaden von zwei unersetzten 
Briefmarken (vgl. Schaden = 2; Ersatz = Kein). Daher erscheint diese durch die Verwen-
dung von Ersatzproportionen im Stimulusmaterial nahegelegte Netto-Schaden-Erklärung 
der nonadditiven Beziehung zwischen Ersatz- und Schaden-Information bei den "Prügel-
strafe" präferierenden Kindern nicht überzeugend (vgl. Seite 141f. und Abbildung 8 auf 
Seite 150). 
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der Ersatzhöhe zunehmende Gewichtung der Ersatz-Stufen im Rahmen eines 
J::?urchschnittsbildungsmodells als Erklärung des non additiven Ersatzeffekts. Die 
in der vorliegenden Arbeit gewonnenen Ergebnisse schließen dagegen aus, daß 
alle Vorschul- und alle Grundschulkinder eine derartige Urteilsregel verwende-
ten, da die bei etwa einem Drittel von ihnen gefundene Umkehrung des Schadens-
effekts bei abnehmendem Ersatz mit dem Durchschnittsbildungsmodell unver-
einbar ist. Daher ergibt sich als weitere Konsequenz die umfassendere Hypothese 
eines Entwicklungsvorganges, der sich in der unterschiedlichen Verbindung von 
Informationen im Strafurteil während des Kindes- und während des Erwach-
senenalters ausdrückt. 
In der vorliegenden Untersuchung interessieren die Ergebnisse aber vorrangig 
nicht wegen der Prüfung und der Erweiterung Piagetscher Auffassungen, sondern 
wegen ihrer Bedeutung für die Erfassung des Vergeltungspflichtverständnisses 
ohne sprachliche Äußerungen des Kindes. Dazu wird im folgenden Stellung ge-
nommen. 
Interpretation in bezug auf das Vergeltungspflichtverständnis. Die zuvor be-
richteten J,rgebnisse sollen nun darauf untersucht werden, ob sie als verbalisie-
t:ungsfreier Ausdruck von Vergeltungspflichtverständnis aufgefaßt werden _ kön-
nen. In dieser Hinsicht erscheint YQrgerg[.\!!19jg.Q~LY9..!b_~!:.~b_~nde Ersatzeinfluß 
und die Veränderung der Zahl einflußnehmender Informationen aufschlußreich. 
Jedoch lassen sich Einwände dazu vorbringen. Abschließend können aber zwei 
weitere Zugänge entwickelt werden, die sich aus zwei Merkmalen der Non-
Additivität der Ersatz-Information im Urteil ergeben: der unerwarteten Abnah-1 
me9~L_StgfuQh~J.?~i_ VOI~.rrLg,I..~tZ. mit steigendem Schaden und dem unter-
~<::l!i<:!4li~h starken Einfluß von Verschulden-Stufen bei verschiedenen Ersatzaus-' 
maßen. Das~Merkmal schein~ "inhaltliche Validität" im Sinne der Testkon-
struktion (Lienert 1967) zu besitzen. Das zweite erscheint aufgrund der besonde-
ren Beziehung zum Pi<lget§<:.h~J!l\onzept der änderbaren moralischen RegelY9_l} 
Interesse. 
--Hohe moralische Bedeutung der Ersatzleistung: Bis in das Colle~e-Alter war 
der Einfluß der Ersatzleistung auf die Strafzumessung groß. Er überwoLili.e 
Einflüsse anderer Informationen über die Tat oder trat im Vorschulalter sogar 
isoliert auf. Darin kann eine hohe moralische Bedeutung der Ersatzleistung zum 
Ausdruck gekommen sein. Die hohe moralische Bedeutung des Ersetzens wieder-
umkönnte Folge des Bestehens eines Vergeltungspflichtverständnisses sein. In 
diesem Fall wäre durch die Untersuchung nachgewiesen, daß auch schon im 
Vorschulalter das wertende Moment des Vergeltungspflichtverständnisses.au.sg.e=. 
bildet sein kann. 
Entgegenläufige Interpretationen der Befunde über das Vorherrschen des Er-
satzeinflusses müßten ausgeschlossen werden können.oDer vorrangige Ersatzein-
fluß könnte aber z. B. auf einen Gedächtnis-Effekt zurückgeführt werden. Die 
Ersatz-Information wurde in der Geschichtendarbietung immer zuletzt gegeben 
und könnte deswegen eine höhere Wirkung erlangt haben. Zwar wurde mit den 
Grundschulkindern versucht, diesen Gedächtnis-Effekt durch Wiederholung der 
Geschichtenteile in umgekehrter Reihenfolge zu umgehen, und bei den Vorschul-
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kindern durch gleichzeitige visuelle Darbietung der Schaden- und Ersatz-Stimuli 
im Schaden X Ersatz-Plan. Jedoch ist nicht bekannt, wie effektiv dies erreicht 
wurde. Die obige Interpretation des Ersatzeffekts als Ausdruck hoher morali-
scher Bedeutung setzt demnach ungeprüft voraus, daß der Gedächtnis-Effekt 
ohne Wirkung war. 
~ grÖßere Konkretheit der Ersatz-Information könnte zusätzlich sowohl zu 
einer alleinigen Ersatz-Beachtung als auch zu einem Vorherrschen ihres Einflus-
ses a~fAj~_ll1i_~!!~!..~.~.!!:afu.§he_~~~agen haben. Dieser Kritikpunkt ist abel:.ll.W:. 
~e~enüber dem Verschulden stichhaltig, da die Ersatz-Information kaum konkre-
ter als die Schaden-Information gewesen sein dürfte. Schließlich kann nicht aus-
geschlossen werden, daß die Präsentierung der Ersatz-Information in den Endan-
kern die Beachtung der Ersatz-Stufen begünstigte. Aber auch in diesem Falle 
wäre noch besonders zu begründen, warum die Präsentierung in den Endankern 
nur bei der Ersatz-Information einen begünstigenden Effekt hatte. 
Insgesamt gesehen, ist die Interpretation der hohen oder alleinigen Wirkung 
der Ersatzleistung in den Strafurteilen als Ausdruck hoher moralischer Bedeutung 
einfach und naheliegend. Jedoch sind konkurrierende Erklärungen des Befundes 
gegenwärtig nicht auszuschließen. Deswegen müßten noch geeignete Untersu-
chungen angestellt werden, um diese Interpretation abzusichern. 
- Änderbarkeit der Verpflichtung und Bedingtheit der Urteilsregel:YomYor- .. 
2fhJ!l: .ZJ.l,ffi GruIlqschul~lter trat eine erhebliche Veränderung in der Zahl auf die 
Strafzumessung einflußnehmender Informationen auf .. Bej Grundschulkindern 
konnte mit Geschichten, die aus drei Teilen zusammenge;etzt waren, der Ejpfluß 
aller drei Geschichtenkomponenten auf die Strafhöhe belegt werden. Bei der 
Mehrzahl der Vorschulkinder hatte selbst in der vereinfachten Darbietung von 
~wei der drei Geschichtenkomponenten lediglich die Ersatz-Information 
Ein.fhlß auf die Strafzumessung. Diese Befunde könnten in Anlehnung an die 
Regelverständnisstufen von Piaget als Ausdruck YOP zwej Stpfen des Vergeltpngs-
pflichtyerständnisses interpretiert werden. 
J?ie Unantastbarkeit der moralischen Regel im Regelverständnis der einseitigen ~;I 
Achtung wäre als unbedingte Gültigkeit einer Urteilsregel bei der Strafzumessung 
zu interpretieren. Der alleinige Einfluß der Ersatzleistungsinformation würde als 
Ausdruck des Bewußtseins der moralischen Verpflichtung, Ersatz leisten zu müs-
sen, verstanden. Nicht gegebener Ersatz würde bewußt unabhängig von weiteren 
Umständen als Verletzung der Vergeltungspflicht bestraft. Eingeschlossen wäre 
dabei die Annahme, daß es den Kindern von ihrer Integrationskapazität her wohl 
möglich gewesen wäre, die anderen Informationen der Geschichte zu berücksich-
tigen. Bei einem Teil der Kinder (v gl. gestrichelte Kurve der Abbildung 4) wurde 
das zumindest für die Möglichkeit der unterschiedlichen Bewertung einiger Ver-
schulden-Stufen in separater Darbietung gestützt. Bezüglich der hinreichend aus-
gebildeten Integrationskapazität blieb diese Annahme jedoch ungeprüft. 
Die Änderbarkeit der moralischen Regel bei der weiter entwickelten Form des l) 
Regelverständnisses nach Piaget, das aus ger gegenseitigen Achtung resultiert, 
ließe sich formal als bedingte Regelgültigkeit bei der Strafzumessung beschreiben. 
Bei ihr würden alle oder mehrere relevante Informationen über die Tat in die 
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Strafzumessung einbezogen, auf jeden Fall aber immer die Ersatz-Information. 
Für den Urteiler wäre also von Bedeutung, ob auf seiten des Täters ein Verschul-
den vorlag oder wie groß der angerichtete Schaden war, wenn er über das Ausmaß 
der Berücksichtigung der erbrachten Ersatzleistung bei der Strafzumessung ur-
teilt. 
Im Aufkommen des neben dem Ersatz-Effekt gleichzeitig auftretenden Ver-
schulden-Effekts bei Grundschulkindern besteht auch eine Brücke zwischetukm, 
bedingten Regelyerständnis im Sinne Piagets und dem oben auf Seite 53 f. geprägten 
_ Verständnis der Vergeltungspflicht bei erfolgter Unrechts erkenntnis. Daüer-
schulden des schädigenden Effekts wurde nicht nur zusammen mit dem geleiste-
ten Ersatz zur Strafbemessung herangezogen, sondern voller Ersatz machte nicht 
unbedingt straffrei. Bei intentionalem und bei fahrlässigem Verschulden wurde 
auch bei vollem Ersatz zwar durchschnittlich gleich viel, aber überhaupt und 
mehr als bei akzidentellem Verschulden Strafe erteilt. Eine anscheinend noch 
,undifferenzierte Verschulden-Konzeption erschien daher als Bedingung der Er-
satzberücksichtigung Dies könnte als Verständnis der Vergeltungspflicht bei er-
folgter Unrechtserkenntnis aufgefaßt werden. 
Außerdem sind die Ergebnisse des Einbezugs des Verschuldens bei dieser Be-
trachtungsweise noch in Hinsicht auf die dem Recht unterstellte Entwicklungs-
hypothese (v gl. o. S. 54) interessant. Wie die individuellen Beurteilungsmuster 
der Verschulden-Stufen andeuteten, ging die zusätzliche Berücksichtigung der 
Verschulden-Stufen weder mit der Unterscheidung der Fahrlässigkeit von der 
akzidentellen Entstehung noch mit einer vollen Unterscheidung der drei den 
Kindern dargebotenen Verschulden-Stufen einher (v gl. o. S. 104ff.). Vielmehr 
. wurden bei individueller Auswertung in der Regel zwei Verschuld~~~en 
gleich strafwürdig beurteilt gefunden. Zum Teil wurde dabei fahrlässig wie inten-
tional und fahrlässig wie akzidentell mit Strafe versehen. Darin könnte eine Stüt-
zung der auf den Seiten 53 f. beschriebenen Entwicklungshypothese liegen, 
daß sich die Ausbildung des engen Zusammenhangs zwischen Unrechtserkennt-
nis und Vergeltungspflichtverständnis von der Erweiterung des Umfangs der in 
die Unrechtserkenntnis einbezogenen unerlaubten Handlungen unterscheiden 
läßt und daruber hinaus noch von der Erhöhung des Niveaus der Unrechtser-
kenntnis, welche dort als von der moralischen Unterscheidung zur Uorechts.e.r.:-
ke.pntnis gege.niib~.r_dem..MitmeMchen führend .angenommen wurde. In den Er-
ebnissen würde sich die Erweiterun des Umfan s der Unrechtserh~ntnis in 
ä r ässigenüfr-mtentI-ööaten-Be uIig·-emerkbarmacheri. Die Niveauerhö"--
hung der Unredl'tsefkehhtfÜswürde darüber hmausgehend in der unterschiedli-
chen Beurteilung aller drei dargebotenen Verschulden-Stufen sichtbar werden. 
Schließlich könnte man bei Gültigkeit dieser Interpretation die Begründung der 
Altersgrenze nicht unbedingt mit dem Aufkommen des Vergeltungspflichtver-
ständnisses als Regelverständnis aus einseitiger Achtung vornehmen, sondern 
könnte, wenn mit der alleinigen systematischen Ersatzbeachtung schon Vergel-
tungspflicht erfaßt würde, die Altersgrenze mit der zusätzlichen Berücksichti-
gung des Verschuldens begründen, die allerdings weder unbedingt mit einem 
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Einbezug der Fahrlässigkeit in das Verschulden, noch mit einer Differenzierung 
zwischen intentionalem und fahrlässigem Verschulden einhergehen müßte. 
Das von Piaget als Vorläufer der Erkenntnis der Verpflichtung konzipierte 
"motorische" Regelverständnis schließlich könnte, im Sinne der "Freude am Re-
gelmäßigen", als alleinige Wirkung des Schadens auf die Strafzumessung gedeutet_ 
werden. Diese Urteilstendenz wäre als Fehlen einer auf eine Verpflicht':!!,1g durch 
die Tat bezogenen Urteils regel aufzufassen. Alleinige Ausrichtung des Strafurteils 
am Schaden wäre im Sinne der objektiven Verantwortlichkeit im Piagetschen 
Konzept des moralischen Realismus zu erwarten (vgl. Kapitel 3.2.2.). Sie wurde 
\ aber als Urteils tendenz in der eigenen Untersuchung nicht angetroffen. "Das wäre 
aber noch als Ergebnis einer umfangreicheren Untersuchung aufzuweisen, damit 
die Bestimmung des Zeitpunktes des Aufkommens des Vergeltungspflichtver-
ständnisses vorgenommen werden könnte. So_~i~_~_!~J?jgg~jm:_A~K~~~!~,':.~_~~=, 1 
gen, ,könnte man bei Gültigkeit dieser Inte1]i!retation nur. feststellen, daß ein . 
V~eltun~spflichtverständnis im Vorschulalter ausgeprägt sein kann: " ,.. "'" 
Bei diesem Ansatz der Erfassung des Vergeltungspflichtverstäridnisses sind bei-
~tikpunkte an einer Übertragung der Nachweismethode von Piaget für Re-
gelverständnisstufen ausgeschal,IO'. Die Urteils aufgabe vermeidet es, dem Kind 
das Bestehen der Vergeltungspflicht zu suggerieren, da sie es dem Kind überläßt, 
die Informationen auszuwählen, die für das Kind relevant sind. Außerdem ist die 
"Zwangsregel" der Ersatz-zentrierten Strafzumessung mit einer "motorischen" 
Urteils regel der systematischen, alleinigen Schadensbeachtung unterschreitbar, so 
daß zumindest prinzipiell nicht der Nachweis des Aufkommens des Vergeltungs-
pflichtverständnisses mit dem Erwerb der Response der systematischen Strafzu-
messung konfundiert ist Jedoch :W:JJ.uk diese "motorische" Urteilsregc;lJ:!Ü:ht 
empirisch nachgewiesen, so daß befürchtet werden kann, daß der Erwerb der 
Urteilsresponse doch mit der Zuordnung der "Zwangsregel" einhergeht. In dem 
Falle wäre auch diese Methode zum Nachweis des Aufkommens des Verpflich-
tungsgedankens in den Schätzurteilen ungeeignet. 
Andere Interpretationsmöglichkeiten der Befunde bestärken gegenwärtig die 
Zweifel an der vorgeschlagenen Interpretation der Ergebnisse. Alleinige Beach-
tun der Ersatz-I Imatio.n..kännte .• _S!Lei.n .. erster..Einwand .. : niclit, dur,ch,B ewuB t-
S in der V un zum Ersatz verursacht sein, sonder,n,durch Unfähigkeit 
aüfgrund einer Verarbeitungsschwäche (d. h.' einem Mangel an Integrationskapa-
zität), zweiodermehr Informationen im Urteil zu integrieren. Man müßte dann 
aber noch eine Erklärung dafür finden, warum gerade die Ersatz-Information 
allein berücksichtigt wurdt:....Hier wäre der schon zuvor erwähnte Gedächtnis-
Ef(ekt oder die Konkretheit der Ersatz-Information"'z'\Ule.unro. 
Auch die Verbindung der Informationen einer Geschichte im Urteil ließe sich 
auf andere Umstände als die Einschränkung der Vergeltungspflicht zurückführen. 
Sie könnte z. B. Ausdruck einer schematischen Verbindung von dargebotenen 
Teilinformationen, die während der Instruktionsphase eingeübt wurde, beruhen. 
In dieser Hinsicht ist auch wichtig, daß der Übergang zur Integration der drei 
Informationen im Strafurteil nicht nur mit dem Alterszuwachs, sondern auch mit I 
dem Beginn der Beschulung zusammenfiel. Es erscheint daher naheliegend, die I" 
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. Integration der Informationen in der Strafzumessung auf eine schulbedingte J:ör-
dJlrun~ der allgemeinen Integrationsfähigkeith~n9,l1ic~t auf eine Vorstellung über 
eingeschränkte Gültigkeit der Ersatzpflicht zurückzuführel1 . 
Insgesamt gesehen, kann die vorgeschlagene Interpretation der Ergebnisse aus 
einer Übertragung der Piagetschen Regelverständnisstufen zur Begründung eines 
Verfahrens verbalisierungsfreier Erfassung des Vergeltungspflichtverständnisses 
trotz der aufgewiesenen Übereinstimmungen noch nicht befriedigen. Der Auf-
weis des Urteilsverhaltens der motorischen Regel und der Ausschluß kritischer 
Einwände zu der Interpretation der Urteile im Sinne der beiden anderen Regel-
verständnisstufen sind noch notwendig. Das gilt auch in Hinsicht auf die Inter-
pretation der mit den Grundschulkindern erlangten Ergebnisse als Ausdruck von 
Vergeltungspflichtverständnis nach erfolgter Unrechts erkenntnis oder in Hin-
sicht auf die umfassendere Entwicklungshypothese. Dazu müßte die Abfolge der 
genannten En.twicklungsstufen der Ausdifferenzierung des lTIoralischen Unter~ 
scneldungsvermögens (vgl. o. S. 104ff.) in weiteren Untersuchungen erhärtet und 
als im Zusammenhang mit der Ersatzbeachtung stehend erwiesen'werden. 
- Regelbedingtheit zweiten Grades: Zu leich mit dem als Aufkommen der 
Bedingtheit der Ersatzregel interpretierten Befund, gleichzeitige Wir ung der 
Verschulden- und der Ersatz-Information, trat bei den Grundschulkindern aber 
noch,ß:.in non:-_additiyes Zusammenwirken von Verschulden- und Ersatz-Informa-._ 
tion auf. Dieses könnte im Sinne einer "Regelbedingtheit zweiten Grade( als 
Anzeichen für eine Veränderung oder für das Aufkommen des Vergeltungs-
pflichtverständnisses aufgefaßt werden. 
---Wie iii def!1divergierenden Verlauf der 'Ersatz-Kurven über den Verschulden-
Stufen auf der Horizontale (vgl. Abbildungen 4 und 5) deutlich wurde, beeinfluß-
ten die verschulden-Informationen die Strafhöhe je nach Höhe der Ersatzleistung 
unterschiedlich stark: bei vollem Ersatz am wenigsten, bei,feh)(!fl4em _Ersa~z am 
§tärkst.eIlc-Anders ausgedrückt, bei akzidentellem Verschulden wirkte die Ersatz-
leistung weniger strafreduzierend als bei intentionalem Verschulden. Dieser Be-
fund trat bei allen vier untersuchten Altersgruppen der Grundschulkinder auf, 
jedoch nicht bei den Vorschulkindern. Er kann als Anzeichen einer Regelbedingt-
heit zweiten Grades interpretiert werden. 
In dieser Non-Additivität des Zusammenwirkens von Ersatz- und Verschul-
den-Information auf die Strafzumessung wird eine andere Ersatzregelbedin~. 
sichtbar als in der gleichzeitigen Wirkung von Verschulden- und Ersatz-Informa-
tionen, die mit Regelbedingtheit ersten Grades bezeichnet wird. Die bedingte 
Ersatzregel ersten Grades führt dazu, daß eine Strafreduktion nicht nur durch das 
. :g!~.t.~"t!E:L ~ie_.~~Li~<.?!2.~hu}kind~~_t;.ri<2.lgt, sonder~~ch~~~~_~ minderes 
Verschulden. Die bedingte Ersatzregel zweiten Grades bewirkt, daß das Au~maß 
.4~E Strafreduktion durch den Ersatz selbst abhängig vom Verschulden ist und 
außerdem auch geringere Strafe für minderes Verschulden eintrifft, wie man an 
den Kurven der Abbildungen 4 und 5 für vollen Ersatz sieht. 
Das Stadium der Regelbedingtheit zweiten Grades bildet möglicherweise ein 
besonderes Analogon der Stufe der änderbaren moralischen Regel, wie sie von 
Piaget als Regelverständnis aus gegenseitiger Achtung für den autonomen morali-
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schen Urteils typ herausgestellt wurde. ,Die Einführung dieser Konzeption als 
valides Anzeichen für das Vorliegen von V ergeltungspflichtverständnis ~bat V or~ 
teile gegenüber der Ersatzregelbedingtheit ersten Grad~§. Erstens muß nun der 
Befund der alleinigen Wirkung der Ersatz-Information bei Vorschulkindern nicht 
mehr als Ausdruck bewußter Mißachtung anderer strafrelevanter Faktoren ge-
wertet werden. Vielmehr wäre nun, ohne daß davon die moralische Qualität der 
Befunde bei den'Grundschulkindern abhinge, denkbar, daß Vorschulkinder auf-
grund ihrer weniger entwickelten kognitiven Verarbeitungsprozesse allein di~_ 
Ersatz-Information beachteten. Also aus nicht-moralischen Gründen ein "unbe-
dingtes" Urteilsverhalten zeigten .. Zweitens wiirde die Zunahme kognitiver lir-
teilsfähigkeiten von Grundschulkindern allein nicb...uJ_~LÖ..!!f!r!'~Q.A~y:~r~<::I1UI­
densabhängigen Strafreduktion durch die Ersatzleistun~ erklären,. pie zweitgra-
dig genannte Bedingtheit der Ersatzregel wäre daher besonders aussagekräftig. 
Die existierenden Befunde von den. Grundschulkindern lassen also das Wirken 
zweier Arten von Regelbedingtheiten b~~i ihnen annehmen. Diese könnten zusam-
men mit der eventuell auch noch existierenden Zwangs regel-Stufe drei Entwick-
lungsschritte des Vergeltungspflichtverständnisses bezeichnen. Der Befund von 
Zahn-Waxler et al. (1979) über eine frühe Entwicklungsstufe restitutiven Verhal-
tens im Alter yon 18 bjs 30 Monaten (vgl. o. S. 83) weist den Weg zu weiterer 
empirischer Klärung. Die dort besonders häufig mit restitutivem Verhalten auf 
Schäden reagierenden Kinder taten dies in gleichem Maße bei selbst- wie beim 
fremd verursachten Schäden. Helfen und Ersetzen waren in dem betreffenden 
Alter weit~ehend eins. In ähnlicher Weise schien es für die Vorschulkinder dieser 
Untersuchung unwichtig, wie der Schaden entstand. Jedoch ging es hier nicht um 
die Unterscheidung von fremd- und eigenverursachten Schäden, sondern um die 
moralische Differenzierung und gemeinsame Berücksichtigung des Verschulden-
Ausmaßes in Strafurteilen. Jedoch könnte man die Unterscheidung von eigen-
und fremdverursachten Schädigungen in den Stimulusplan einfügen und daraus 
Aufschluß über die Bewußtheit der Mißachtung der Verschulden-Stufen ziehen. 
In den Stimuli der eigenen Untersuchungen, handelte es sich stets um den 
gleichen eindeutig bestimmten Verursacher. , Wenn Vorschulkinder aber nali:h 
Vorgabe geeigneter Stimuli zur Beurteilung einen Unterschied in der Beurteilung 
..Y.QlL.Ersatzleistungen" einer Person machten, die nicht den Schaden verursacht 
hat, und einer Person, die ihn selbst verursachte, würde dieses Ergebnis folgende 
Konsequenzen haben, wenn außerdem bestätigt werden könnte, daß sie nicht 
zwischen den eigentlichen Verschulden-Abstufungen unterscheiden. Wegen der 
dann belegten Wirkung des Wechsels des Verursachers wäre dann er~~~s~,I1..' daß 
nicht die Integrationskapazität für die alleinige Ersatzleistungswirkung im Ver- __ 
schuldenbereich verantwortlich ist, sondern die bewußte Hintanstellun~ der \'~L­
schulden -Information. 
Außerdem könnte auch geprüft werden, ob in der demonstrierten Wirkung des 
Wechsels des Verursachers eine Non-Additivität enthalten ist. Wäre der Effekt 
des Wechsels des Vernrsachers bei fehlendem Ersatz nicht anders als bei vollem 
Ersatz, wäre er also additiv, würde die Non-Additivität im Verschuldensbereich 
bei Gq,mdschulkindern als BefundJ?esondJ~r..s..._!!bgeh9ben. Den Nachweis für de~-
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darin die allgemeine moralische Anschauunga:usgedrückt.w~rerd-aßm..afl seine 
Pflicht zu erfüllen hab~,öhne daß dies positive oder ne~atiY$; KQQslliQ,LU.;pZen hat. 
EipUnterlassen der Beseitigung des Schadenteils, wozu man verpflichtet w~re;-' 
müßte aber straferhöhend wirken, weil Strafe quantitativ als Kompensation für 
das Ausmaß dez;, Pflichtvernachlässigung angesehen werden kann> Pflichtüberer-jüllun,g müßte eipe reduzierende Auswirkung auf die Strafe zugestanden werden, 
so daß sich verschiedene Formen der den Täter treffenden Folgen auch in der 
anderen Richtung kompensieren könnten . 
• Pflichterfüllung durch Ersetzen des halben Schadens würde man bei diesem 
Zugang etwa einem Drittel der Kinder zwischen vier und acht Iahren als ihr 
Vergeltungspflichtverständnis zuordnen. Die von den Kindern danach vollzogene 
Bewertung halben Ersatzes als Pflichterfüllung würde einer Maxime, sich den 
Schaden zu teilen, gleichen. Damit würden diese Kinder aber nicht das Verständ-
nis der Ersatzpflicht zeigen, wie sie im Zivilrecht bei alleinigem Verschulden des 
Täters vorgesehen ist. Im Hinblick auf die Anforderung zur Deliktsfähigkeit wäre 
das aber u. U. kein Mangel, da für sie ja gerade nur das Verständnis, in irgend-
einer Weise für die Folgen der Tat eintreten zu müssen, verlangt wurde. Dazu 
müßte sich aber die Jurisprudenz äußern. 
Unter reie entwickln[!g§BYchologischer Betrachtung hätt~ dieser Ansatz zur 
'Konsequenz daß sich mit ihm zwei Entwicklungsstufen des Vergeltungs pflicht-
; yerständpisses apnehmen lassen. In der von den Abbildungen 6, 7 und 8 darge-
. stellten Form wird das wahrscheinlich früher auftretende Vergeltungspflichtver-
ständnis der PflichterfülJung durch Leistung halben Ersatzes sichtbar Die ,ititere 
160 
~es möglicherweise folgenden Vergeltungspflichtverständnisses, Erfüllung 
der .Ers.illzp.fli.clu..dJ.trcb Leistung vollen Ersatzes. wurde in der eigenen U ntersu-
chung keinem Kind zugewiesen Dies war bs:i dem verwendeten Versuchsaufbau 
auch J;1icht mö~lich. Nach der Logik des vorgeschlagenen Zugangs müssen~dazu 
im Versuchsplan der Geschjchten ErsatzJeistun~sstufen vorhanden sein.die jjber 
'ie volle Ersatzleistung hinaus~ehen. Erst dann könnten sich die Schaden-Kurven 
bei vollem Ersatz aufgrund der dann dort liegenden subjektiven Nullstelle schnei-
den und könnte die Strafhöhe bei der darüber hinausgehenden Ersatzleistung 
(z. B. der doppelten Menge zerstörter Briefmarken) für einen höheren Schaden 
aufgrund der Multiplikation mit dem negativen subjektiven Ersatzwert geringer 
ausfallen als für einen niedrigeren Schaden. 
Man wird fordern müssen, daß nach den Prinzipien dieses Zugangs zur Erfas-
sung des Vergeltungspflichtverständnisses mit einem geeigneten Versuchsaufbau 
weitere Untersuchungen vorgenommen werden, in denen auch der volle Ersatz 
als subjektive Nullstelle bestimmt werden könnte und müßte. Dadurch würde 
einerseits der vorgeschlagene Zugang zur Erfassung des Vergeltungspflichtver-
ständnisses abgesichert. Andererseits würde aber auch mit Bezug auf die Begrün-
dung der deliktrechtlichen Altersgrenze besser beurteilbar, wie die Entwicklung 
des wertenden Moments des Vergeltungspflichtverständnisses verläuft. Mögli-
cherweise ist die Zahl der Kinder, die das wertende Erkenntnismoment in einer 
der beiden diskutierten Formen der Nullstellenzuweisung bei Sachbeschädigun-
gen ausgebildet haben, erheblich größer, als es die eigenen Untersuchungsergeb-
nisse schon mit dem Anteil von einem Drittel der Vor- und Grundschulkinder 
nahelegten. Möglicherweise besteht aber zusätzlich auch noch vom Vorschul-
zum Grundschulalter eine altersabhängige Zunahme des derartig nachgewiesenen 
Vergeltungspflichtverständnisses, die die deliktrechtliche Altersgrenze stützen 
würde. 
pieser Zugang verwendet Gedankengänge skalierungstheoretischer Ansätze 
der verbundenen Messung (Krantz, Luce, Suppes & Tversky 1971; Anderson 
1974, 1979), verfolgt aber eine andere Zielsetzung. Iene Ansätze befassen sich mit 
der Lösung des Problems der Messung subjektiver Werte von Komponenten der 
daraus zusammengesetzten Stimuli. Dabei geht ihr Hauptinteresse auf die Be-
stimmung der Urteils regel, deren Kenntnis die Lösung des Meßproblems herbei-
führt. Der hier vorgeschlagene Zugang zum Vergeltungspflichtverständnis hat, 
verglichen mit den Skalierungsansätzen, eine andere Zielsetzung, erreicht sie aber 
auf dem Wege jener Skalierungsansätze. Tatsächlich bilden die Geschichten über 
die Briefmarkenruinierung zusammengesetzte Stimuli und werden subjektive 
Werte und Urteils regeln vom Datenauswerter zugeordnet an bestimmte Proban-
den. Aber dies dient nicht unmittelbar der Theorienbildung über moralisches 
Urteilen durch die Bestimmung von Urteilsregeln und durch die Messung subjek-
tiver Werte der beteiligten Stimuluskomponenten, sondern es wird -damit das 
diagnostische Interesse der Zuschreibung einer kognitiven Fähigkeit (Vergel-
tungspflichtverständnis) an ein Individuum verfolgt. Indem geprüft wird, ob von 
bestimmten Konstellationen subjektiver Werte und einer Urteils regel bei einem 
Probanden eine vorliegt, wird nur über die Möglichkeit, auf dieser Basis einem 
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Probanden Vergeltungspflichtverständnisfähigkeit zuzuerkennen, entschieden. 
Kehrt sich die Urteilsabhängigkeit für zunehmenden Schaden nicht mit abneh-
mendem Ersatz um, interessiert auch nicht mehr, welche Urteilsregel oder welche 
subjektiven Werte dieser Versuchsperon zugeordnet werden müßten, zumindest 
solange gicht andere in den Urteilen von Kindern nachweisbare Urteilsregeln 
auch als Anzeichen von Vergeltungspflichtverständnis interpretiert werden kön-
nen. Insofern wjrd bjer eine dia"nostische Verwertung der skalierungstheoreti-
schen Ansätze der verbundenen Messung geleistet. Selbstverständlich bleibt es 
unbenommen, aufgrund der beim Verfolgen dieser diagnostischen Zielsetzung 
erlangten Erkenntnisse die Theorie des quantitativen moralischen Urteilens unter 
allgemeinen oder ontogenetischen Aspekten weiterzuentwickeln. Jedoch muß das 
Gegenstand einer besonderen Abhandlung bleiben, die auch andere Ergebnisse 
einbeziehen muß, die nicht in Beziehung zur zivilrechtlichen Altersgrenze gestellt 
werden können und die daher hier nicht dargestellt wurden. 
Die wieri keiten dieses Ansatzes liegen einerseits in der hinreichend groß 
~iLQ1~pden Spanne der Ersatz elstungsausmaße, andererseits in der l!e~chT~!1::­
JsuI!g....seiner Funktionstüchtigkeit auf Versuchspersonen, die eine multiplikas.b:e 
lktJ:ibr~.g~1 verw~!!den. Bei zu kleiner Spanne der im Versuchsplan realisierten 
Ersatzleistungsausmaße wäre selbst bei Verwendung einer multiplikativen Ur-
teilsregel durch die Versuchsperson das Kreuzen oder Divergieren der Kurven, 
wie in den Abbildungen 6, 7 und 8 dargestellt, nicht zu beobachten. Verwendet 
die Ys:r~~~p'~r~8P aber keine multiplikative YrteilsregeL wäre ihr V ;;g;lt;:;~gs:- . 
pflichtverstäpdnis auch bei Ausbildung einer subjektiven Nullstelle nicht feststell_-
här;·aa·a;;d~~~~Urtell~regeln. nicht diese form. des Kur.xenv.eciaufs ,habep. Daher 
mag es berechtigt erscheinen, die multiplikative Urteilsregel durch die Verwen-
dung von Brüchen zur Ersatzleistungsbezeichnung zu provozieren. Man vermer-
ke aber, daß damit keine Provokation der Zuordnung der subjektiven Nullstelle 
an ein Ersatzleistungsausmaß erfolgt. Da mehrere Möglichkeiten für die Plazie-
rung der subjektiven Nullstelle vorhanden sind, ist das ganz evident. 
Die vorteile des Ansat~~~.1Yi.",g,t:.l1 .. die.Schwierig1:~t.en ~~f, über deren faktische 
Auswirkungen in der durch sie bedingten Beschränkung der Erfassung des Ver-
geltungspflichtverständnisses im Augenblick ohnehin noch nicht geurteilt werden 
kann. Der vorgeschlagene Zugang hat von der Testkonstruktion (Lienert 1967) 
her den Vorteil, "inhaltliche Validität" zu besitzen. Er gewinnt seine Aussage-
kraft nämlich nicht ays der Korrelation mit anderen Kriterien des Vergeltungs-
. pflichtverständnisses, spndern aus der Struktur und Bedeutung der, Strafurteile 
selbst. Das schließt nicht aus; daß solche Korrelationen noch intensiver unter-
sucht würden, als es in der eigenen Untersuchung mit dem Vergleich von Strafar-
ten-Bevorzugern und quantitativen Strafurteilen (v gl. o. S. 150) geschehen ist-Da:-
h~,t;.besiRL<:lj~.s~.r Z1,lgapgnoch den weiteren Vorteil der Anregung metqpdenver-
. gls,i.chmd&r entwicklungspsycho1()gischer Untersuchungen über die EntWIcklung 
verschiedener Äußerungsfqrmen des Vergeltungspflichtverständnisses. 
Außerdem ließe sich der Ansatz auch verwenden, wenn die Urteils regel nicht 
über alle Verschulden-Stufen gleichartig ausgebildet wäre. Die Strafreduzierung 
bei einer Ersatzleistung, die über die Pflichterfüllung hinausgeht, könnte z. B. nur 
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bei akzidentellem oder fahrlässigem Verschulden reliabel ausgebildet sein. Man 
würde das dann so auslegen, daß das Vergeltungspflichtverständnis verschuldens-
abhängig ist. Dies würde zwar gegen die generelle Gültigkeit einer Strafzumes-
sungsregel aufgrund von Schaden- und Ersatzumfängen sprechen, nicht aber ge-
gen die Tatsache des Nachweises eines Vergeltungspflichtverständnisses bei den 
betreffenden Verschulden-Stufen mit den charakteristischen Kurvenverläufen. 
S&hließlich is.t der Ansatz in der forensischen Begutachtung auch am Einzelin-
dividuum verwendbar. Dabei wär~ aber sicherzustellen, daß die Urteilstendenz 
ci;;~sei;z;lnen Probanden gegen den Einwand der Zufallsvariation abgesichert 
ist. In der hier geübten Vorgehensweise der Selektion einzelner Versuchspersonen 
konnte dieser Einwand durch die Wiederholungsreliabilität der Kurvenverläufe 
und durch die Beziehung zur Strafartenpräferenz entkräftet werden. Durch Wie-
derholung der Beurteilungen ließe sich das auch bei einem einzelnen Probanden 
anläßlich seiner Begutachtung vornehmen. Im übrigen erlaubt die vorstehend 
ausführlich beschriebene Versuchsdurchführung sicher schon die replizierende 
Anwendung durch Dritte. 
Insgesamt gesehen_~eichnet sich der dargestellte Zugang nicht nur durch "in-
ha.Wi~alidität" und Verzicht auf eine Zuhilfenahme von sprachlichen Äuße-
rungen des Kindes aus, ~derc..,auch durch die sich ergebende Annahme ,.von 
~ Entwicklungsstufen des Vergeltungspflichtverständnisses im Vor- und, 
qrundschulalter. Daher erscheint eine Verwendung dieses Zugangs in einer im 
Versuchs aufbau umfassenderen, für Deutschland repräsentativen Untersuchung 
zur Entwicklung des Vergeltungspflichtverständnisses nicht nur unter Bezug auf 
die hier in den Mittelpunkt der Betrachtung gerückten rechtlichen Belange ange-
zeigt, sondern auch in Hinsicht auf die entwicklungspsychologische Hypothese 
zweier Stufen des Vergeltungspflichtverständnisses. 
3.3.5. Zusammenfassung des Erkenntnisstandes 
Beiträge, die das moralische Wissen über das Bestehen der Ersatzpflicht unter-
suchten, zeigten, daß Kinder des Grundschulalters in der Mehrzahl wußten, daß 
Schadensersatz die Folge von Schädigungen ist. Weiterhin wurde gefunden, daß 
dieses Wissen während des Vorschulalters zunahm, so daß es bei etwa 50% der 
:Ki~~er ,,~Iti!~ir!.~~h~_'O!.~~~~~;!~bem~n Lebensiah~'~~-~~-;'~t~t' ;~d~~.k;~~:W ei-
terhin erschien es möglich, daß da~ Ersetzen gegenüber dem Bestrafen schon von 
Kindern_am ,8!!ginn des Schulalters als Sanktion bevorzugt werden kann. Es 
deutete sich also insgesamt eine entwicklungsmäßig frühe kognitive Repräsentanz 
des Ersetzens bei Kindern an .. Jedoch wurde durch die verwandten Methoden 
nitt geklärt, inwieweit es sich um das internalisierte Verständnis einer morali-
sc en Verpflichtung llikLnur um bloßes Faktenwissen handelte. 
MiLdenkbaren Ansätzen zur Erfassung des wertenden Erkenntnismomentes 
des Vergeltungspflichtverständnisses in Anlehnung an Piagets Regelverständnis-
stufen und Kohlbergs Argumentationsstufen ist nicht gearbeitet worden. Diese 
hätten ohnehin den Nachteil gehabt, daß der Erwerb der __ !~,~h..I!!schen Beherr-
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schung der Response des verbalen Ausdrückens von kognitiven Leistungen mit 
der Feststellung aufgekommenen Vergeltungspflichtverständnisses _zusammenge-
fallen wäre. 
Ein eigener Ansatz versuchte daher:. ohne verbale Äußerungen des Kindes das 
wertende Erkenntnismoment des Vergeltungspflichtverständnisses erfaßbar zu 
machen. Die vier diesbezüglichen Zugänge dieses Ansatzes wurden an den Ergeb-
nissen einer eigenen Studie entwickelt. Diese Untersuchung verlangte als Re-
sponse das Anzeigen verdienter Strafe für eine Sachbeschädigung. Die verbalisie-
rungsfreien Zugänge zum Vergeltungspflichtverständnis ergaben sich dabei aus 
der Wirkung, die die Ersatzleistungsinformation der Geschichten über die Sach-
beschädigung des Briefmarkentausch-Szenarios auf die Strafzumessung der ver-
schiedenen Altersgruppen hatte. 
Das Vorherrschen des Einflusses der Ersatzleistungsinformation auf die Straf-
zumessung wurde als Ausdruck hoher moralischer Bedeutun~ der Ersatzleistun& 
diskutiert .. Die alleinige Wirkung der Ersatzleistung auf die Strafzumessung wur-
de als Ausdruck einer unbedingten Regelgültigkeit der Ersatzpflicht diskutiert. 
Beide Zugänge zum Vergeltungspflichtverständnis hätten seine Ausbildung schon 
bei den Vorschulkindern der eigenen Untersuchung bestätigen können. Es erga-
ben sich aber methodische Einwände gegen diese Interpretation. Obwohl durch 
sie nicht die Validität dieser Interpretationen ausgeschlossen werden konnte, war 
es günstig, daß noch zwei weitere Zugänge zur Erfassung des Vergeltungspflicht-
verständnisses gefunden werden konnten. . 
Die durch das verschulden bedingte Gültigkeit der Ersatzregel, die den Befun-
den der Grundschulkinder als Interpretation zugeordnet wurde, konnt~_~!lL~F~i 
_ßx.ten in_~L~!Ie.f.~umt:.~ung in Erscheinung tretenz die als unterschiedliche Gra-lk.m . .B..e.g.elbedingtbeit bezeichnet wurde,:!. Regelbedin~theit ersten Grades führt 
demnach .gazu, daß eineStrafreduktion nicht nur durch das Ersetzen, sondern 
auch durch minderes Vers~h~ideg.e~folgen soll:&;i~)b~cli~~th~it}~~i~:~~-Grades 
bewirkte demnach, d~ .... _<i.il.~ ... A.l!.~.!!laß der Strafreduktion selbst abhän~i~ vom 
Verschulden ist und außerdem auch generell geringere Strafe rur geringeres.Ycr-
schulden eintreffen soll. Als eine_dritte, frühere Entwicklungsstufe d~r Ersatzre- • 
gelbedingtheit wurde die V erursachung-Verschulden -Unterscheidung diskutiert. 
Die Zuordnung einer subjektiven Nullstelle an eine Ersatzleistungsinformation 
eröffnete schließlich einen "inhaltlich validen" Zugang zur Erfassung des werten-
den Momentes des Vergeltungspflichtverständnisses aus dem Zusammenwirken 
der Schaden- und Ersatz-Information. Dabei wurde zugleich die Möglichkeit der 
Existenz von zwei anderen Stufen des Vergeltungspflichtverständnisses sichtbar. 
In der eigenen Untersuchung konnte nur die Form nachgewiesen werden, die 
. dem Ersatz des halben Schadens PflichterfüllungscharäKter aufgrun~~_~er L~](!~er 
subjekt~ven.:r-J"l.dlst~lle zus~.hrieb. Für den Nachweis der Form, die vollen Ersatz 
als subjektive Nullstelle auszeichnet, müßte der Aufbau der __ ~~nen Unt~rsu­
~~~~~tert werden. Aufgrund dieses Ansatzes könnte man schließlich zu-
mindest etwa einem Drittel der Vor- und Grundschulkinder der Untersuchung 
Vergeltungspflichtverständnis auf der Stufe "Pflichterfüllun~ durch halben Er-
satz" zuerkennen. 
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Der entworfene eigene Ansatz aus quantitativen Beurteilungen der Strafhöhe 
aufgrund von Handlungsbeschreibungen, die durch systematische Kombination 
von Verschulden-, Schaden- und Ersatzleistungsinformation entstehen, auf das 
~~~,t~hen eines Vergeltungspflichtverständnisses zu schließen, ...hätte den V~;teII; 
zugleich über das Bestehen der Unrechtserkenntnis im Sinne des" moralischen 
Unterscheidungsvermögens und über das Vergeltungspflichtverständnis infor-
mieren zu können. Das würde di~ PrüfunIL~.e!:"E~_C.~~li~!:ten. In~!.kationstheorie 
erlauben. pie Aussagen über das Unterscheidungsvermögen würden abgeleitet 
aus der Abhebung der fahrlässigen oder intentionalen Begehung von derJh:.unei-: 
lung der akzidentellen Begehvng, pas wäre grundsätzlich auch möglich anhand 
von separaten Darbietungen der Verschulden-Informationen. Das Bestehen des 
Verge1wogspfljchtyerständnjsses würde man aus der Form der systematischen 
l3eachtung der Ersatzleistungsinformation ableiten. Legt man nur die Nullstellen-
Interpretation des. V ergeltungspflichtverständnissetiiigiiinde, "wlirde ' es a"u'srei-
ehen,. dazu nur Schadenausmaß .' und Ers~t?;leisty,l1gsi1usrnaße zu .. kombinieren . 
. Das würaeaeiiDurchführungsaiIfwand erheblich reduzieren. Eine Sichtung der 
eigenen Ergebnisse in Hinsicht auf den Zusammenhang von moralischem Unter-
scheidungsvermögen und Vergeltungspflichtverständnis unterblieb, weil die eige-
ne Untersuchung im Umfang der Ersatzleistungsausmaße zu beschränkt war, um 
alle eventuellen Formen des Vergeltungspflichtverständnisses, das in Nullstellen 
sichtbar wird, aufdecken zu können. Dies wäre in der geforderten umfangreichen 
und repräsentativen Untersuchung mit diesem Ansatz nachzuholen. 
Abschließend bleibt festzuhalten, daß zum wertungsbezogenen Erkenntnismo-
ment replizierte Befunde fehlen. Dagegen liegt dort eine Reihe von methodischen 
Ansätzen vor, mit denen in einer umfassenden Untersuchung der Entwicklung 
des Vergeltungspflichtverständnisses gearbeitet werden könnte. Insgesamt exi-
stieren aber bislang auch von der Entwicklung des Vergeltungspflichtverständnis-
ses her keine Widersprüche zur Altersgrenze von sieben Jahren. 
3.4. Erwägungsfähigkeit über Vorteilserlangungen 
Aus der höchstrichterlichen Bestimmung der Geschäftsfähigkeitskriterien, die 
bei der Frage des Aberkennens von Geschäftsfähigkeit bei Volljährigen aus 
Krankheitsgründen in der Rechtsprechung vorgefunden wurden und hier mangels 
anderer Äußerungen übernommen werden müssen, ergab sich, daß die Ge-
schäftsfähigkeit bei Vorteilserlangungen als Fähigkeit zur "Prüfung der in Be-
tracht kommenden Gesichtspunkte" bei einer konkreten Vorteilserlangung um-
schrieben werden kann. Dies soll als Erwägungsfähigkeit bei Vorteilserlangungen 
bezeichnet werden. Sie bildet die kognitive Voraussetzung der Fähigkeit zur 
"freien Entscheidung aufgrund einer Abwägung des Für und Wider", wie es die 
Rechtsprechung für das Aberkennen von Geschäftsfähigkeit bei Volljährigen for-
derte. 
Von der Wortwahl "Entscheidung" her sind für die vorliegende Arbeit solche 
Untersuchungen zur Beurteilung der Übereinstimmung von Empirie und Rechts-
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regelung relevant, die sich mit der Entwicklung des Entscheidungsverhaltens im 
Alterszeitraum von sieben Jahren befassen. Dabei wurden als in Betracht zu 
ziehende Gesichtspunkte die Wahrscheinlichkeit der Vorteilserlangung oder ihre 
Auszahlungszeit benutzt. Mit dem Begriff der "in Betracht kommenden Ge-
sichtspunkte" können bei Vorteilserlangungen aber auch andere Aspekte verbun-
den sein. Hier kommen moralische Beurteilungen über Vorteilserlangungen (Be-
lohnungen) in Frage. Auf solche Untersuchungen wird vor der Behandlung von 
entscheidungspsychologischen Fragen eingegangen. Im folgenden werden daher 
an drei Gegenstandsbeispielen Befunde zur möglichen Stützung der Geschäftsfä-
higkeitsgrenze zusammengetragen und diskutiert. Keiner dieser Beiträge wurde 
mit direktem Bezug auf die Rechtsaltersgrenze vorgenommen. Es wird daher 
nicht verwundern, daß diese Untersuchungen keine vollständige Behandlung der 
Fragestellung bieten. Trotzdem können aus den abschließend referierten Erklä-
rungsansätzen für die berichteten Befunde zum Belohnungsaufschub Hypothesen 
über Gründe der unterschiedlichen Entwicklung der Erwägungsfähigkeit bei 
V orteilserlangungen und anderen Rechtsgeschäften gewonnen werden. 
3.4.1. Moralische Erwägungen über Belohnungen 
Einen Vorteil kann man erlangen, wenn man etwas getan hat, was ein anderer 
für belohnenswert hält. Innerhalb des täglichen Lebens des Kindes im Vorschul-
alter werden solche Gelegenheiten auftreten, z. B. bei Besorgungen für die Eltern 
usw. Wenn Belohnungen an Kinder gegeben werden, um die Kinder zu einem 
bestimmten Verhalten zu bringen, werden Kinder vermutlich gelegentlich Hand-
lungen um der Belohnungen willen tun. Daraus ließe sich als allgemeine Vermu-
tung ableiten, daß Kinder im Alter von sieben Jahren ausreichende Erfahrungen 
haben, um zwei Urteilsaufgaben zu bewältigen, die im folgenden näher unter-
sucht werden sollen: 
a) die Verteilung von Belohnungen aufgrund von Leistungsanteilen und Bedürf-
tigkeit; 
b) die Beurteilung der moralischen Güte von Handlungen für Belohnungen. 
Verteilungsgerechtigkeit. Die hier zu beantwortende Frage geht bei der gerech-
ten Verteilung von Belohnungen dahin, ob die siebenjährigen Kinder genügend 
kognitive Fähigkeiten haben, die verschiedenen Vorteile der Beteiligten abzuwä-
gen, während dies bei etwaigen Verpflichtungsaspekten nicht erforderlich ist. 
Die Angemessenheit einer Belohnungsverteilung ist unter verschiedenen Be-
zeichnungen (fairness for reward allocation, equity) im Anschluß an eine allge-
meine Behauptung von Piaget, es herrsche erst die Gleichheitsnorm und später 
die Proportionalitätsnorm in der verteilenden Gerechtigkeit, von amerikanischen 
Autoren untersucht worden. Auf verschiedene Probleme der amerikanischen Be-
funde braucht nicht eingegangen zu werden, da sie die Einflüsse verschiedener 
Variablen auf das Austeilungsverhalten betreffen, die in diesem Zusammenhang 
nicht interessieren. Hier kommt es nur auf die Prüfung des Erreichens eines 
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grundsätzlichen Entwicklungsstandes im Austeilungsurteil an, des Verständnisses 
des gerechten Verhältnisses von Leistung oder Bedürftigkeit zur Austeilung. Die-
ses zeigt sich u. U. in der Berücksichtigung von Leistungs- und Bedürftigkeits-
Information beim Austeilen der Belohnung. Von daher werden die Untersu-
chungsergebnisse zur austeilenden Gerechtigkeit unter dem sogenannten Supervi-
sor-Paradigma (Streater & Chertkoff 1976) für das angestrebte Ziel relevant. In 
diesem Untersuchungsparadigma wird das Kind gebeten, Belohnungen an Akteu-
re einer Geschichte zu verteilen, ohne selbst von diesen Urteilen in irgendeiner 
Weise betroffen zu sein. Seine Antworten werden also nicht durch sein Selbst-
Interesse an der Belohnung beeinflußt, was der Fall sein könnte, wenn es auch 
selbst zum Kreis der Belohnungsempfänger gehörte. 
Beim Supervisor-Paradigma besteht allerdings wegen des Ausschlusses des 
Selbst-Interesses keine genaue Entsprechung zwischen der Geschäftsfähigkeit bei 
Vorteilserlangungen und dem Aufteilungsverhalten, da im Aufteilungsverhalten 
mit dem Supervisor-Paradigma nur Vorteilserlangungen anderer beurteilt wer-
den. Hierin kann aber u. E. kein grundsätzlicher Mangel erblickt werden, da 
Befunde des Selbst-Interesses (d. h. Selbstbevorzugung ohne Bezug auf Lei-
stungsvorteile) nur bei Kindern unter sieben Jahren erhoben wurden (Hook & 
Cook 1979). Man wird also schon in dieser Überwindung der vom Selbst-Interes-
se geleiteten Auf teilung eher eine Bestätigung der Altersgrenze der Geschäftsfä-
higkeit erblicken können, da möglicherweise das Selbst-Interesse aufgrund höhe-
rer Erwägungsmöglichkeit aufgegeben wird, wenn man auch an sich und nicht 
nur unter anderen Belohnungen gerecht verteilen kann. 
Mit dem Supervisor-Paradigma liegen Untersuchungen mit Kindern des AI-
tersbereichs um sieben Jahre von Leventhal, Popp & Sawyer (1973), Coon, Lane 
& Lichtmann (1974), Larsen & Kellog (1974), Streater & Chertkoff (1976) und 
Anderson & Butzin (1978) vor. Einige von ihnen sollen kurz dargestellt werden. 
Leventhal et al. (1973) führten das Supervisor-Paradigma ein. Sie fanden, daß 
die leistungs proportionale Verteilung von Belohnungen schon bei Fünf jährigen 
vorlag und von der Größe des Leistungsunterschiedes abhing. Da das Alter der 
Vpn nicht über mehrere Altersstufen variiert wurde, sind bezüglich der Altersab-
hängigkeit, die in diesem Zusammenhang von entscheidender Bedeutung ist, kei-
ne weiteren Hinweise aus dieser Studie über das Aufkommen der Erwägungsfä-
higkeit bei Vorteilserlangungen zu gewinnen. Dieser Entwicklungstrend konnte 
von Coon et al. (1974) belegt werden, da sie fünf-, sieben-, neun- und elf jährige 
Kinder untersuchten. Sie fanden, daß in jeder Altersgruppe signifikant mehr 
Kinder dem Gewinner eines Geschicklichkeitsspiels einen höheren Preis zuteil-
ten. Hook & Cook (1979) zeigten in ihrem Überblicksreferat, daß in den Unter-
suchungen mit Kindern im Alter von sieben Jahren fast ausnahmslos die Berück-
sichtigung des Verdienens der Belohnung (Arbeitsbeitrag) in der Gewinnzutei-
lung erfolgte. 
Im folgenden wird ausführlich auf eine Reihe von Untersuchungen von Ander-
son & Butzin (1978) eingegangen, weil in ihnen neben der Bestätigung der Be-
rücksichtigungsfähigkeit von Vorleistungen auch noch ein weiterer die Sonder-
stellung der Verpflichtungen betreffender Befund berichtet wurde. Anderson & 
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Butzin (1978) benutzten in ihren verschiedenen Experimenten vier- bis zehnjähri-
ge Kinder als Versuchspersonen. Die Kinder zeigten ihre Urteile über Beloh-
nungsausteilungen unter verschiedenen Bedingungen auf Rating-Skalen an, die 
zuvor durch untere und obere Anker-Reize auf den Meßbereich geeicht wurden. 
Es wurden Versuchspläne mit Meßwiederholung auf den Stimulusfaktoren ver-
wandt, d. h. jedes Kind beurteilte alle Bedingungskombinationen der Stimuli. 
In dem Experiment 1 mit den drei Altersgruppen von sechs, acht und zehn 
Jahren wurde die Belohnungsverteilung anläßlich von Arbeiten in einem Zeltlager 
als Rahmengeschichte verwandt. Die Geschichten enthielten als variierte Varia-
blen Angaben über die Arbeitsleistung am Vormittag und am Nachmittag. Es 
stellte sich heraus, daß die als verdient betrachtete Belohnung sich additiv aus den 
beiden Arbeitsleistungen zusammensetzte und daß sich die Verteilung der Beloh-
nung zwischen zwei Kindern einer Geschichte abhängig vom Arbeitsbeitrag jedes 
Kindes zeigte. Dies konnte unter individueller Datenauswertung für alle 144 
Kinder unabhängig vom Alter statistisch gesichert werden. Es gab keinerlei An-
zeichen für Alterstrends. 
Im Experiment 2 mit den Altersgruppen von vier, fünf, sechs und acht Jahren 
wurde als weiterer Faktor außer dem Arbeitsbeitrag zweier Geschichtscharaktere 
ihre Bedürftigkeit in den Versuchsplan aufgenommen. Als Geschichtsinhalt wur-
de die Verteilung von Geschenken durch Nikolaus benutzt. Dabei wurden drei 
Rating-Aufgaben von den Versuchspersonen verlangt. In der Wiederholung der 
Aufteilungsaufgabe aus Experiment 1 zeigte sich auch hier bei den jüngeren Kin-
dern kein Alterstrend, alle Altersgruppen machten die Zuteilung von Geschenken 
durch Nikolaus von der Leistung beider Geschichtscharaktere abhängig. Bei zu-
sätzlicher Darbietung von Information über die Bedürftigkeit (Besitz von Spiel-
zeug) erwies sich die Zuteilung von Belohnung auch von der Bedürftigkeit beider 
Geschichtscharaktere abhängig, ohne daß ein Alterstrend beobachtet werden 
konnte. In der dritten Rating-Aufgabe dieses Experiments wurde Information 
über Bedürftigkeit und Leistung eines der Geschichtscharaktere gegeben. Wie-
derum erfolgte eine Kombination der beiden Informationen ohne Alterstrend. 
Damit zeigte sich, daß in den Mittelwerten der Altersgruppen keine Alterstrends 
in diesen Altersgruppen bestanden. Zwei Alternativen zur Erklärung für das 
Fehlen von Alterstrends blieben. Erstens könnte eine höhere Komplexität des 
Reizmaterials zur Entdeckung von Alterstrends führen. Zweitens könnte nur die 
individuelle Analyse die Alterstrends aufdecken. 
In einem dritten Experiment, das Alter der Versuchspersonen war vier, fünf, 
sechs und acht Jahre, wurden diese Gesichtspunkte einer empirischen Kontrolle 
unterworfen. Das Reizmaterial wurde in faktorieller Hinsicht dadurch komplexer 
gemacht, daß von jedem zweier Geschichtscharaktere Informationen über seine 
Bedürftigkeit und seine Leistung gegeben wurden. Außerdem wurde das Reizma-
terial zweimal vorgegeben, so daß eine individuelle Datenauswertung vorgenom-
men werden konnte. Die Aufgabe bestand wie in Experiment 2 darin, als Niko-
laus Geschenke zu verteilen. Bezüglich Alterstrends und Reizverarbeitung im 
Urteil stellte sich auch bei diesem komplexeren Material heraus, daß kein Alters-
trend vorlag und daß alle Reizelemente integriert wurden, wenn Mittelwerte der 
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Altersgruppen zur Ergebnisdarstellung benutzt wurden. Bei Auswertung der Ur-
teile jeder einzelnen Versuchsperson für sich ergab sich jedoch ein deutlicher 
Alterstrend. Nur in der achtjährigen Gruppe waren alle Kinder in der Lage, alle 
vier Informationen im Urteil zu berücksichtigen. In den jüngeren Altersgruppen 
konnten nur einige Kinder - je jünger, desto weniger - alle Reizdimensionen im 
Urteil integrieren. Schwierigkeiten hatten die jüngeren Kinder hauptsächlich mit 
der Integration der Leistung in der Zuteilung. Die Information über die Bedürf-
tigkeit der Geschichtscharaktere wurde dagegen von den jüngeren Altersgruppen 
einbezogen, so daß ein Bedürftigerer mehr Spielzeug bekam, obwohl er weniger 
geleistet hatte. Somit deutet sich ein Entwicklungstrend von der alleinigen Beach-
tung der Bedürftigkeit zum Einbezug der Leistung während des Vorschulalters 
an. 
Kritik. In den beschriebenen Untersuchungsergebnissen liegt eine begrenzte 
Stützung der Altersgrenze der Geschäftsfähigkeit vor. Sowohl der Alterstrend in 
der proportionalen Belohnungszuteilung als auch die zunehmende Integrationsfä-
higkeit von Bedürfnis- und Leistungsinformation sprechen dafür. Soweit die 
Stichproben repräsentativ waren, scheint dieser Entwicklungsvorgang zur pro-
portionalen Belohnungsverteilung zwischen sechs und acht Jahren zum Abschluß 
gekommen zu sein. Wenn man spezifisch bei der Anderson & Butzin-Untersu-
chung die Leistungsinformation als den Verpflichtungsfaktor bezeichnet, wäre 
auch die in der gesetzlichen Regelung ausgedrückte Hypothese bestätigt, nach der 
die Kinder zuerst die Information über Vorteile (hier das unterschiedliche Aus-
maß der Bedürfnisbefriedigung bei konstanter Belohnung aufgrund unterschiedli-
cher Bedürftigkeit) berücksichtigen können und erst später, wenn auch die er-
brachten Leistungen ins Urteil eingehen, verpflichtende Gesichtspunkte bei Be-
lohnungsverteilungen beachten können. Da diese Untersuchungen zu anderen 
Fragen unternommen wurden, ist eine ausreichend spezifizierte Untersuchung 
für das Ziel der Validierung der Altersgrenze nicht erfolgt. Solche eigens zum 
Zweck der Validierung der Geschäftsfähigkeitsaltersgrenze unternommenen Un-
tersuchungen hätten vor allem die Repräsentativität bei der Zusammenstellung 
der Stichproben zu beachten. Sie wären aber wohl auch nötig wegen der unge-
klärten Übertragbarkeit der amerikanischen Untersuchungsergebnisse auf kon-
tinentaleuropäische, insbesondere deutsche Populationen. 
Die moralische Beurteilung von Handlungen für Belohnungen. Butzin (1978) 
ging es um die Entwicklung der Fähigkeit, verdeckte egoistische Motive (ulterior 
motives) und altruistische Bestrebungen (superior motives) bei der Bewertung 
einer Leistung zu berücksichtigen. Dazu wurden in einigen Experimenten Be-
schreibungen eines physiologischen Bedürfniszustands (Hunger, Durst), in ande-
ren Beschreibungen eines Geldanreizes als Information über das Vorliegen von 
verdeckten egoistischen Motiven für die erbrachten Leistungen (bei einer Anzahl 
von Keksen beim Backen helfen oder bei einer Anzahl von Geschirrteilen beim 
Geschirrabwaschen helfen) vorgegeben. Wurde die Leistung bei geringem Geld-
anreiz oder physiologischem Bedürfnis erbracht, so galt sie als altruistisch moti-
viert. Wurde sie bei hohem Anreiz erbracht, galt sie als verdeckt egoistisch moti-
viert. Der Hinweis auf einen Bedürfniszustand wurde in den meisten Experimen-
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ten verwandt. Jedoch erscheinen nur die Experimente mit Geldanreiz im hier zu 
verfolgenden Zusammenhang der Vorteilserlangung direkt relevant. Die Heran-
ziehung der anderen Experimente, die Hinweise auf den Bedürfniszustand als 
Information geben, ist trotz gleichartiger Ergebnisse inhaltlich problematisch, 
weil das Erbringen von Leistungen unter erhöhten physiologischen Bedürfnissen 
nicht nur als verdecktes egoistisches Motiv, sondern auch als Anstrengung ver-
standen werden kann, deren höhere Belohnung wohl auch moralisch gerechtfer-
tigt erscheinen kann. 
In Butzins erstem, grundlegenden Experiment mit drei Altersgruppen (fünf, 
sieben und neun Jahre) wurde neben der Information über die erbrachte Leistung 
eines Akteurs auch über die vorher in Aussicht gestellte Geldbelohnung für die 
erbrachte Leistung Information gegeben. Es wurde von den Kindern verlangt, die 
(moralische) Güte des Akteurs zu beurteilen, der für die in Aussicht gestellte 
Belohnung arbeitete. Dies geschah auf einer Skala, die durch stilisierte Gesichter 
mit zunehmend freundlicherem Ausdruck konkretisiert wurde. 
Das Erkennen und Berücksichtigen möglicher verdeckter egoistischer Motive 
müßte zu einer Abwertung der Tat führen, so daß für höhere Ausprägungsstufen 
des Anreizes das Zuschreiben dieser verdeckten Motive an den Akteur zu durch-
schnittlich geringerer moralischer Güte im Urteil führen müßte. Tatsächlich wa-
ren die neunjährigen Kinder dazu in der Lage, bei höheren materiellen Anreizen 
für die Hilfeleistung die moralische Güte des Akteurs abzuwerten. Dagegen wur-
de mit fünf jährigen Kindern gefunden, daß sie bei mehr materiellen Anreizen für 
die Hilfeleistung die moralische Güte der Handlung höher einschätzten. Sieben-
jährige Kinder berücksichtigten im Durchschnitt den Belohnungsanreiz nicht, 
sondern nur das Ausmaß der Hilfeleistungen. Dies könnte bedeuten, daß ein Teil 
der Siebenjährigen wie die Fünf jährigen bei mehr materiellen Anreizen für die 
Hilfeleistung die moralische Güte höher einschätzten und daß ein anderer Teil 
schon wie die Neunjährigen bei höherem Anreiz die Hilfeleistung abwertete. 
Durch einige Zusatzexperimente konnte nach Meinung von Butzin (1978) ab-
gesichert werden, daß ein Mangel im integrierenden Urteilsprozeß der Fünfjähri-
gen und nicht Verständnisschwierigkeiten oder artifizielle Einflüsse für die bei 
ihnen reliabel beobachtete direkte Urteilsabhängigkeit von der in Aussicht gestell-
ten Belohnungsmenge verantwortlich zu machen war. Der Mangel im Urteilspro-
zeß wurde von Butzin als globales (= undifferenziertes) Güte-Konzept interpre-
tiert. Der Autor räumte aber selbst ein, daß die Verursachungsfrage dieser umge-
kehrten Urteils abhängigkeit wohl nicht eindeutig geklärt sei. Man könnte auch 
die Auffassung vertreten, daß die Erwägungsfähigkeit der Fünf jährigen nicht so 
weit entwickelt war, daß Umkehrungen im Urteil über Vorteilserlangungen hät-
ten vollzogen werden können, wie sie in höherem Alter (neun Jahre) auftraten. 
Die Urteilsregel im Alter von fünf Jahren könnte gelautet haben: Je höher eine 
Vorteilserlangung, um so besser; gleichgültig, in welchem Zusammenhang sie 
zustandekam. Diese Regel könnte Ausdruck einer generell additiven Integra-
tionsstrategie (Anderson & Cuneo 1978) beim Urteilen gewesen sein, durch die 
den Fünf jährigen auszudrücken verwehrt gewesen wäre, daß sich Motive und 
positive Effekte in der Bewertung von Handlungen gegenseitig aufheben können. 
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Stand demgemäß die Vorteilserlangung (in Aussicht gestellte Bezahlung) nicht 
mit einer anderen Dimension (Arbeitsleistung) zusammen zur Beurteilung an, 
dann konnte die moralische Unterlegenheit von "Arbeit für Belohnung" gegen-
über "Arbeit, um zu helfen" erkannt werden, wie im Experiment 2 von Butzin 
gezeigt wurde. 
Kritik. Auch in diesem Urteilszusammenhang scheint sich die Siebenjahres-
grenze des Deutschen Rechts in bezug auf das Vorliegen der Erwägungsfähigkeit 
bei Vorteilserlangungen zu bestätigen, da im Alter von sieben Jahren nicht mehr 
die direkte Abhängigkeit des moralischen Urteils von dem Belohnungsanreiz 
vorherrschte. Das weist u. U. darauf hin, daß zumindest von einigen Kindern eine 
Prüfung des beachtenswerten Gesichtspunkts der möglichen Induzierung der 
Hilfeleistung durch den Anreiz erfolgte. Allerdings fehlte diesem Befund noch 
der gleichzeitige Beleg für die Unfähigkeit zu hinreichenden Erwägungen in Si-
tuationen, die Verpflichtungen enthalten. Eine diesbezüglich geeignete Untersu-
chungssituation müßte erst noch entworfen werden. Daher ist dieser Befund nur 
begrenzt verwendbar zur Validierung der Altersgrenze der Geschäftsfähigkeit. 
3.4.2. Erwägungen über Wahlalternativen 
Ein Verantwortlichkeits-Test aus der Rechtsgeschichte. Beckmann (1969, S. 6f.) 
wies darauf hin, daß einzelne Rechtsquellen bereits im Mittelalter Ansätze für 
eine Prüfung der geistigen Reife des Kindes kannten. Nach dem lübischen Recht 
z. B. sollte der Richter dem unter zwölf Jahre alten Kind, welches ein anderes 
getötet hatte, einen Apfel und einen Pfennig zur Wahl anbieten. Das Kind wurde 
für strafmündig gehalten, wenn es den Pfennig wählte. Auch das Verbergen der 
Tat galt als Anzeichen der Strafmündigkeit. Stoljar (0.]., § 82) beschrieb den 
Apfel-oder-pfennig-Test nicht im Zusammenhang mit einer bestimmten Alters-
grenze, so daß er möglicherweise auch bei anderen Altersgruppen oder prinzipiell 
zur Bestimmung der Zurechnungsfähigkeit für Delikte verwandt wurde. 
Den Apfel-oder-Pfennig-Test heute anzuwenden, um Unrechts erkenntnis und 
Vergeltungspflichtverständnis festzustellen, ist aber nicht nur wegen des geänder-
ten Geldwertes problematisch. Es ist offenkundig, daß die Wahl zwischen Apfel 
und Pfennig nichts mit Untechtserkenntnis und Vergeltungspflichtverständnis zu 
tun hat. Trotzdem steckt in der Aufgabe der wertvolle Gedanke, die Wahl des 
überdauernden Wertes (Pfennig) als Reifekriterium zu verwenden. . 
Dieser "Test" bietet aber auch einen weiteren Denkansatz zur Untersuchung 
der Geschäftsfähigkeit bei Vorteilserlangungen. Zu der Deliktsfähigkeitsfrage 
sagt er zwar nichts aus. Jedoch stellt er offenbar zwei Vorteile zur Wahl. Daher 
kommt er für die Geschäftsfähigkeitsfrage in Betracht. Dieser "Test" ist selbstver-
ständlich nicht befriedigend. Er verdeutlicht vor allem die Problematik, von einer 
einzigen Reaktion auf den Reifezustand kognitiver Vorgänge zu schließen. Ob 
hinter dem Wahlverhalten überhaupt ein kognitiver Vorgang stand, ist offenkun-
dig nicht begründbar. Dies liegt vor allem daran, daß nicht eindeutig bestimmbar 
ist, welche beachtenswerten Gesichtspunkte eigentlich in den Alternativen vorlie-
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gen und somit von den Kindern beachtet werden könnten. Die AufgabensteIlun-
gen der im folgenden beschriebenen Untersuchungen berücksichtigten dieses in 
expliziter Weise, so daß eine Abänderung der Bedingungen vorgenommen wer-
den kann. Die Kovariation des Wahl- oder Urteilsverhaltens !flit diesen Bedin-
gungen gilt dann als Hinweis auf die Beachtung der variierten Aspekte der Situa-
tionen. 
Untersuchungsergebnisse 
Erwägungen über Kombinationen von Wert und Wahrscheinlichkeit. Durch 
Kombination eines positiven, d.h. das Individuum bereichernden, Werts mit 
seiner Auszahlungswahrscheinlichkeit erhält man Untersuchungssituationen, mit 
denen die Erwägungsfähigkeit bei Vorteilserlangungen in der Kovariation des 
Wahl- oder Urteils verhaltens mit variierten Ausprägungen des Werts und der 
Wahrscheinlichkeit nachgewiesen werden kann. Solche Kombinationen lassen 
sich zu Wahlsituationen zusammenstellen oder einzeln beurteilen, so daß zwei 
methodische Vorgehensweisen zur Wahl stehen. Als Vorteil ist zu werten, daß 
gegenüber den Beurteilungen von Handlungsbelohnungen nicht die retrospektive 
Verteilung, sondern die prospektive Beurteilung von Handlungen zum Gegen-
stand der Untersuchung gemacht wird. Dadurch realisieren diese Kombinationen 
die in der Geschäftsfähigkeit geforderten Erwägungen eher. Diese sollten eigent-
lich auf zukünftige, wohl auch direkt bevorstehende, nicht auf schon vergangene 
Handlungen bezogen sein. Da die Entwicklungsbeobachtungen über die Erwä-
gungen bei solchen Reizen nicht mit der Entwicklung des Verständnisses des 
Wahrscheinlichkeitsbegriffs konfundiert sein sollten, muß zur Rechtfertigung der 
Verwendung dieser Kombination von Wert und Wahrscheinlichkeit auf die Un-
tersuchungen hingewiesen werden, die belegen, daß die Kinder schon weit vor 
einer begrifflichen Darstellung von Eigenschaften des Wahrscheinlichkeitsbegriffs 
fähig sind, mit Wahrscheinlichkeiten im perzeptiven oder Präferenz-Urteil umzu-
gehen (zusammenfassend Perner 1977). 
Schmidt (1966) berichtete eine Untersuchung mit Gewinnwert-Wahrschein-
lichkeit-Kombinationen (Wetten), die mit Vpn des Altersbereichs um die Sieben-
jahresgrenze erfolgte. 98 Kindern aus vier Altersgruppen (4;81), 6;5, 8;6 und 11;0 
Jahre als Durchschnittsalter) wurde fünfmal die Wahl zwischen fünf Alternativen 
gelassen. Die Alternativenattribute Gewinnwert und Gewinnwahrscheinlichkeit 
waren so angeordnet, daß keine Alternative dominierte, d. h. wenn der Wert einer 
Alternative höher als bei einer anderen war, war die Wahrscheinlichkeit kleiner. 
Schmidt gelangte durch Analyse der Wahlen, Begründungen und Entscheidungs-
zeiten zu einer 3-Stufentheorie der Entwicklung des Verhaltens bei diesen Wet-
ten. Die ersten beiden Stufen sind dabei im wesentlichen durch die Wahlen extre-
mer Alternativen, die dritte durch Wahl mittlerer Alternativen zu beschreiben. 
An diese Arbeit anschließende Untersuchungen anderer Autoren befaßten sich 
mit den Einflüssen verschiedener weiterer Variablen auf das Entscheidungsverhal-
1) 4;8 bedeutet vier Jahre und acht Monate, entsprechend an den anderen Stellen. 
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ten (Schubring 1970, Kleber 1972, Hommers 1975 ). Weiterhin wurden die Infor-
mationsverarbeitungsprozesse der einzelnen Stufen untersucht (Hommers 1975, 
1976 und 1979). Es ergab sich aus den Arbeiten von Hommers (1975, 1976,1979), 
daß eine 4-Stufentheorie der Entwicklung der Informationsverarbeitung den Be-
funden adäquat ist. Kinder der ersten beiden Stufen kombinieren danach nicht die 
Attribute der Wetten, sondern beachten nur ein Attribut in ihren Urteilen und 
Wahlen. Kinder der dritten und vierten Stufe kombinieren die beiden Attribute, 
unterscheiden sich aber in der Art und Weise der Kombination. Die dritte Stufe 
verwendet eine additive Kombinationsregel für die Attribute, die vierte eine mul-
tiplikative. 
Für den hier verfolgten Zusammenhang ist von Interesse, welche Veränderun-
gen sich gerade um das siebente Lebensjahr vollziehen. Hierzu kann außer 
Schmidts Bericht auch die Arbeit von Schub ring (1970) herangezogen werden, da 
auch sie die fraglichen Altersgruppen enthielt. Aus beiden Untersuchungen kann 
unter Berücksichtigung der zuvor erwähnten 4-Stufentheorie des Urteils- und 
Wahlverhaltens bei diesen Wetten gefolgert werden, daß zwischen dem sechsten 
und achten Lebensjahr der Wandel von eindimensionaler (nicht-kombinierender) 
Verarbeitung zu zweidimensionaler (kombinierender) Verarbeitung erfolgt. Dies 
drückt sich in der Tabelle 8 (aus Schmidt 1966) darin aus, daß die prozentualen 
Häufigkeiten der mittleren Wahlen (B, C, D) zwischen sechs und acht Jahren 
einen hohen Anstieg verzeichnen. Allerdings kombinieren möglicherweise Kin-
der auch dann die Alternativenattribute, wenn sie andere Alternativen wählen 
(Hommers 1979). Eine weitere Möglichkeit besteht darin, in der Zunahme der 
Wahl der sichersten Alternative (E) aufgrund von Erfahrung oder Unterweisung 
bei den 5;5jährigen die Berücksichtigung der "Gefahr" entgangenen Gewinns zu 
sehen. Diese Interpretation würde aufgrund der Altersabhängigkeit und des In-
halts, "Beachtung von in Vorteilserlangungen enthaltenen Gefahren", die Rechts-
altersgrenze der Geschäftsfähigkeit stützen. 
Tabelle 8: Prozentuale Wahlhäufigkeiten zwischen fünf Vorteilserlangungen (A, 
B, C, D, E: Gewinnwetten) nach Schmidt (1966, S. 110 bis 112) zusammenge-
faßt. 
Durch-
schnitts-
alter 
4;8 
6;5 
8;6 
11;0 
N 
25 
30 
22 
21 
Erste Wahl 
A (B, C, D) E 
36 32 32 
47 17 36 
41 37 22 
29 52 19 
Dritte Wahl 
nach 
Erfahrung 
Alternativen 
A (B, C, D) E 
44 
17 
5 
5 
36 
37 
81 
71 
20 
46 
14 
23 
Vierte Wahl 
nach Unter-
weIsung 
A (B, C, D) E 
40 20 40 
13 30 57 
0 63 37 
0 77 23 
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Entwicklungspsychologische Untersuchungen, die das Verhalten in Gewinn-
Wetten mit dem in Verlust-Wetten in irgendeiner Form vergleichen, lagen nicht 
vor. Damit waren empirische Befunde nicht verfügbar, die die wesentliche zweite 
Annahme des Gesetzgebers prüfen, Kinder dieses Alters seien in Verpflichtungs-
geschäften nicht in der Lage, die beachtenswerten Gesichtspunkte zu erwägen. 
Eine eigene Pilot-Studie sollte eine denkbare Vorgehensweise demonstrieren. An 
ihr nahmen 20 Kinder teil, von denen zwölf in einem zweifaktoriellen 3 X 3 Wert 
X Wahrscheinlichkeits-Stimulusversuchsplan I) beide variierten Stimulusmerkma-
le (Attribute) im Urteil über die Stimuli beachteten, während die acht verbleiben-
den Kinder dies offenbar nicht konnten. Ihnen wurden die im folgenden beschrie-
benen zwei Reihen dreiattributer Wetten zur Beurteilung ihrer Attraktivität vor-
gelegt. Die eine Art der Wetten bot nur die Möglichkeit, mit gewissen Wahr-
scheinlichkeiten zu gewinnen (Vorteilserlangung). Die andere Wettart schloß 
auch eine Verlustmöglichkeit ein (Verpflichtung). 
In der dreiattributen Gewinnsituation (Vorteilserlangung) wurde der Fall reali-
siert, daß zwei verschiedene Gewinnwahrscheinlichkeiten (PI, Pz) für die gleiche 
positive Auszahlung existierten (mit PI + Pz < 1). Die Gewinnereignisse waren 
durch unterschiedliche Murmelfarben veranschaulicht, deren Anzahlen entspre-
chend der Wahrscheinlichkeit variiert waren und in eine Urne zum Ziehen in 
einem Zufallsexperiment gelegt waren. Stimuli eines 2X2X3-Wahrscheinlichkeit/ 
X Wahrscheinlichkeitz X Gewinnwert-Stimulusversuchsplans (PI X Pz X G-Plan) 
wurden in zwei Beurteilungsdurchgängen dargeboten, nachdem in einer Trai-
ningsphase eingeübt wurde, sie hinsichtlich der durch sie ausgelösten Freude zu 
beurteilen. Die Trainingsphase erfolgte nach den gleichen Prinzipien wie das oben 
auf Seite 136ff. beschriebene Vorgehen. 
In der dreiattributen Gewinn-Verlust-Situation (Verpflichtungen) wurden Sti-
muli eines 3X2X2-Wahrscheinlichkeit X Gewinn X Verlust-Stimulusversuchs-
plans (PxGxV-Plan) vorgelegt. Mit der Wahrscheinlichkeit P war der Gewinn G 
zu gewinnen und mit 1-P trat der Verlust V ein. Es wurden ebenfalls zwei 
Durchgänge erhoben. Die Auswertung beschränkte sich darauf, die Anzahl der 
Vpn in beiden Gruppen zu bestimmen, die alle drei Faktoren in individueller 
Varianzanalyse signifikant hatten. In diesem Falle wurde angenommen, daß die 
Vp alle Stimulusmerkmale im Schätzurteil integrierte. Die Tabelle 9 zeigt die 
Ergebnisse. 
Von den in den zweiattributen Gewinnwetten nicht beide Attribute beachten-
den Vpn war keine in der Lage, alle drei Attribute der "Verpflichtungen" des 
Px GXV-Plans im Schätzurteil zu integrieren. Dagegen war die Hälfte dieser Vpn 
dazu in der Lage, es im PI xPzxG-Plan der "Vorteilserlangungen" zu tun, in dem 
kein Verlust-Attribut dargeboten wurde. 
Von den in den zweiattributen Gewinnwetten beide Merkmale beachtenden 
Vpn konnten dagegen alle bis auf eine die drei Faktoren im PlxPzxG-Plan der 
Vorteilserlangungen beachten, was die andere Gruppe der Vpn nur zur Hälfte 
erreichte. Entsprechend waren die Vpn, die beide Merkmale der zweiattributen 
1) Es handelte sich um spezifisch ausgewählte Vpn der Hommers (1979)-Studie. 
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Tabelle 9: Ergebnisse einer Pilot-Studie: Häufigkeiten von "dreifaktoriellen" 
Schätzurteilen in zwei Versuchsplänen. 
Versuchsplan 
Vorteilserlangung 
(PJ xP2 xG) 
Verpflichtung 
(PxGxV) 
Urteilsverhalten in den zweiattributen Gewinnwetten 
Beachtung beider 
Attribute 
Schätzurteil 
dreifaktoriell 
Ja 
11 
nem 
6 6 
Keine Beachtung 
beider Attribute 
o 
Schätzurteil 
dreifaktoriell 
nem 
4 
8 
Wetten beachteten, auch häufiger in der Lage, alle drei Faktoren des PxGxV-
Plans der Verpflichtungen zu beachten. Allerdings erzielten das nur die Hälfte der 
Kinder dieser Gruppe. 
Diese Ergebnisse stützen insofern die Annahme des Gesetzgebers der späteren 
kognitiven Beherrschung von Verpflichtungssituationen, als die Aufgabe ohne 
Verlust-Attribute von beiden Gruppen häufiger vollständig gelöst wurde als die 
Urteilsaufgabe mit Verlust-Attribut; weiterhin dadurch, daß von den Kindern, 
die nicht beide Merkmale der zweiattributen Wetten beachteten und die daher als 
weniger kognitiv entwickelt gelten dürfen, keines in der Lage war, alle Gesichts-
punkte der Gewinn-Verlust-Wetten zu beachten. Demgegenüber war die Hälfte 
der anderen Kinder dazu fähig. 
Das Alter der Kinder war als Kovariate erhoben worden. Der folgende Befund 
über die Altersabhängigkeit darf aber wegen möglicher Selektionseffekte nicht 
überbewertet werden. Sechs Kinder waren in beiden Designs zu dreifaktorieller 
Beachtung fähig. Ihr Durchschnittsalter war 11;2 Jahre. Das Durchschnittsalter 
der Vpn, die in dreiattributen Gewinn-Verlust-Wetten nicht dreifaktorielle Be-
achtung zeigten, war 7;11 Jahre. Damit wurde die These weiter gestützt, daß die 
Fähigkeit zur Einbeziehung der Verpflichtungen altersabhängig ist. Eine einge-
hendere Untersuchung entlang den aufgezeigten Linien dürfte damit genügend 
begründet erscheinen. Grundsätzlich bleibt festzuhalten, daß es auch hier keine 
zu der gesetzlichen Altersgrenze widersprüchlichen Befunde gab. 
Erwägungen über Kombinationen von Wert und Zeit. Die Kombination von 
Wert und Zeit ergibt ebenfalls Untersuchungssituationen, mit denen die Erwä-
gungsfähigkeit bei Vorteilserlangungen in der Kovariation des Wahl- oder Ur-
teilsverhaltens mit variierten Ausprägungen dieser Merkmale untersucht werden 
kann. 
Die Kombination von Auszahlungszeit und Auszahlungswert in Wahlalterna-
tiven hat gegenüber der Kombination von Wert und Wahrscheinlichkeit aber den 
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Vorteil, noch in einer weiteren Hinsicht als nur der prospektiven Erwägungsfä-
higkeit dem in der Geschäftsfähigkeit angesprochenen Problem zu entsprechen. 
Bei vielen Geschäften ist es nicht nur ein Problem, ob und wann sie getätigt 
werden sollen, sondern darüber hinaus beinhalten sie zum Teil die Zahlung von 
Werten an die Geschäftspartner zu verschiedenen Zeitpunkten. Zum Beispiel hat 
man oft die Wahl zwischen einerseits unmittelbarer Befriedigung eines aufkom-
menden Bedürfnisses durch Kauf einer Ware und andererseits Verzicht auf diesen 
unmittelbaren Kauf zugunsten eines anderen späteren Kaufs, der aber viele solche 
Verzichte aufgrund des Preises der anderen Ware voraussetzt. Weiterhin werden 
auch Kreditgeschäfte angeboten, bei denen der Gebrauch schon vor dem Eigen-
tum möglich ist. In diesem Fall wird die Bezahlung und nicht der Verzicht 
zeitlich gestückelt. Das bleibt bekanntlich nicht ohne finanzielle Konsequenzen, 
obwohl oder weil es für den Verbraucher angenehmer erscheint. 
Man muß hier daran erinnern, daß der Zweck dieser Untersuchung von Wert-
Zeit-Kombinationen nicht an diesen Geschäften allein verdeutlicht werden kann. 
Beide Beispiele enthalten als wesentliches gemeinsames Element, daß von beiden 
Parteien, also auch von dem potentiellen kindlichen Käufer, Verpflichtungen 
eingegangen werden müssen. Das bedeutet, daß Kinder nicht generell (Ausnahme 
Taschengeldparagraph) zu diesen Geschäftsaktionen befugt sind. Die Aussagen 
des Gesetzes lassen sich so verstehen, daß Kinder zu diesen Erwägungen nicht 
fähig sind. Daraus folgt, daß, wenn mit Kombinationen von Auszahlungswert 
und Auszahlungszeit ein Beitrag zur vollständigen empirischen Überprüfung der 
betreffenden Bestimmungen des Gesetzes erbracht werden soll, die adäquaten 
Untersuchungssituationen komplexer zu definieren sind. Man kann aber auf eine 
Untersuchungssituation zurückgreifen, mit der schon im Zusammenhang mit der 
Frage des Belohnungsaufschubs empirisch gearbeitet wurde. 
Die bisher ausschließlich in der einschlägigen empirischen Forschung (Mischel 
1966, 1974; Ainslee 1975) verwandte Untersuchungssituation von Wert-Zeit-
Kombinationen war die Entscheidung zwischen den Alternativen "sofort V,olort" 
und "zur Zeit t den Wert Vt". Die Alternative "sofort V,olort" stellte mit Gewiß-
heit einen Vorteil (V,olort)' z. B. in Form eines Stückes Kuchens oder eines Geld-
betrages, in Aussicht. Bei Wahl der Alternative "zur Zeit t den Wert V;' war mit 
Gewißheit zu erwarten, daß nach Ablauf der angegebenen oder aber auch unbe-
stimmt gelassenen Zeit t der zu V,olort größere Vorteil Vt (z.B. höherer Geldbetrag 
oder zusätzlich zum Kuchen eine Limonade) erlangt wurde. Mit diesem Wahlpa-
radigma wurde eine Reihe von Untersuchungen an Kindern durchgeführt (Mi-
schel 1966, 1974). Aber nur einige der zahlreichen Untersuchungsberichte zur so 
bestimmten Aufschubbereitschaft von Kindern sind gerichtet auf die Altersab-
hängigkeit des Verhaltens in der beschriebenen Wahlsituation. Die Zielsetzung 
der meisten Untersuchungen war nur auf die sozialen und kognitiven Kovariablen 
dieser Aufschubbereitschaft gerichtet. Sie dienten teils persönlichkeitspsychologi-
schen Fragestellungen, teils sogar allgemeinpsychologischen. Insgesamt legten sie 
die Auffassung nahe, daß das Aufkommen der Wahl des Aufschubs von verschie-
denen Lernbedingungen und individuellen Erwartungen abhängt. 
Eine weitere Gruppe von Untersuchungen ist, neben dem Fehlen der Altersko-
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variablen im Design, durch die Benutzung einer anderen, aber ähnlichen Pro-
blemstellung gekennzeichnet. Dort wurde das Warten-Können-Paradigma ange-
wandt, in dem nicht die anfängliche Aufschubbereitschaft, sondern das Beharren 
auf dem Aufschubentschluß unter verschiedenen Versuchsbedingungen unter-
sucht wurde. Die Untersuchungen wurden häufig mit Vorschulkindern vorge-
nommen (zusammenfassend Mischel1974) und besagten, daß auch Vorschulkin-
der unter bestimmten Bedingungen zum Aufrechterhalten des Aufschubs ihrer 
Befriedigung fähig sind. 
Die Zweiteilung der Annäherung an das Aufschubverhalten entspricht der 
Zweistufen-Theorie des Aufschubs von Bedürfnisbefriedigungen von Mischel 
(1974). In dieser Theorie findet auf einer ersten Prozeßstufe eine Aufschubwahl 
statt, wenn die kognitiven Fähigkeiten des Kindes dies nach Erreichen einer 
ersten Entwicklungsstufe des Aufschubverhaltens ermöglichen. Nach Wahl der 
Aufschubalternative gilt es dann in einer zweiten Prozeßstufe, die dauernd bis 
zum Eintreten der späteren Befriedigung bestehende (oder auch nur vereinzelt 
während dieser Wartezeit auftretende) Frustration oder Verlockung zu ertragen 
und bei dem Aufschubentschluß zu beharren. Dies kann erst auf einer zweiten 
Stufe der Entwicklung des Aufschubverhaltens geleistet werden. 
Zwischen dem Warten-Können-Paradigma und dem Wahlparadigma bestehen 
Unterschiede im experimentellen Verfahren. Im Warten-Können-Paradigma wer-
den dem Kind zwei Objekte in Aussicht gestellt, die in ihrem subjektiven Wert 
unterschiedlich sind. Das Objekt mit dem geringeren Wert ist unmittelbar zu-
gänglich. Auf das wertvollere muß das Kind unter Verzicht auf das geringer 
bewertete Objekt warten. Der Experimentator verläßt nach dieser Erläuterung 
den Raum. Die Länge der Wartezeit wird nicht angegeben. Durch eine Einweg-
scheibe wird die Zeit gemessen, bis zu der das Kind das geringere Wertobjekt 
nimmt (das Warten aufgibt). 
In dem Wahlparadigma wird im Unterschied dazu eine explizite Darbietung 
aller Informationen vorgenommen. Statt "V 0 jetzt, oder bis die Geduld reißt" 
und "V, zu einem unbestimmten Zeitpunkt" wird sowohl das Wertattribut als 
auch das Zeitattribut beider Alternativen ausdrücklich genannt. Weiterhin wird 
im Wahlparadigma nicht die Umstoßung einer Entscheidung zugelassen. Dage-
gen wird im Warten-Können-Paradigma direkt eine Versuchungs situation ge-
setzt, um die Dauer des Wartens zu messen. 
Beim Wahlparadigma werden, wenn überhaupt, Erwägungen gefordert, die 
vor einer Entscheidung angestellt werden können. Beim Warten-Können-Para-
digma werden Erwägungen relevant, die nach dem Treffen einer ersten Entschei-
dung auftreten können. Für eine empirische Untersuchung der Geschäftsfähigkeit 
erscheint das Wahlparadigma als die bessere Modellsituation, da ein Geschäft 
sinnvollerweise Erwägungen vor dem Abschluß erfordert. Erwägungen nach dem 
Vertrag oder der Willenserklärung sind zumeist wirkungslos. 
Alterstrends mit dem Warten-Können-Paradigma, die das Alter von sieben 
Jahren einschließen, liegen nicht vor. Die Altersvariable ist in den Untersuchun-
gen mit Vorschulkindern unter Verwendung dieses Paradigmas nur gering variiert 
worden. Im folgenden werden daher nur Untersuchungen mit dem Wahlparadig-
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ma aufgeführt. Diese wurden einerseits mit Kindern eines Altersbereichs, der 
über drei Jahre reichte, durchgeführt und umschließen andererseits die Alters-
gruppe der Siebenjährigen, wenn sie diese nicht sogar direkt erfassen. Diese Un-
tersuchungsberichte sollen darauf geprüft werden, was sich nach dem Erwerb der 
prinzipiellen Möglichkeit zum Aufschub im Vorschulalter bis zum Alter von 
sieben Jahren in den möglichen Erwägungen und Verhaltensweisen ändert. 
Mischel (1958) untersuchte 53 Sieben-, Acht- und Neunjährige mit Hilfe der 
Wahlaufgabe "Eine kleine Süßigkeit sofort" oder "Eine größere in der nächsten 
Woche". Die Siebenjährigen bevorzugten zu 80% die unmittelbare Belohnung, 
die Neunjährigen zu 80% den Aufschub. Die Achtjährigen wählten die Alternati-
ven gleich häufig. 
Melikian (1959) ließ 169 Kinder der Altersgruppen fünf bis zehn Jahre zwi-
schen den Alternativen "Sofort 1 0 Fils (libanesische Währung)" oder "In zwei 
Tagen 20 Fils" wählen. Die Gruppe der fünf- bis sechsjährigen Kinder wählte zu 
70% die sofortige Auszahlung, die sieben- bis achtjährigen Kinder zu 40%, die 
neun- bis zehnjährigen zu 27% die sofortige Auszahlung. 
Mischel und Metzner (1962) verwendeten als Alternativen "Einen 5-Cent-Lol-
ly sofort" oder "Einen 10-Cent-Lolly später". Als "später" wurden fünf Zeitstu-
fen eingesetzt: ein Tag, fünf, sieben oder achtundzwanzig Tage. Jede Vp konnte 
also fünfmal wählen. Es wurden 162 fünf- bis zwölf jährige Kinder untersucht. 
Die Hypothesen der Autoren wurden bestätigt: Die Aufschubalternative wurde 
mit zunehmendem Alter oder zunehmender Intelligenz häufiger gewählt; je hö-
her das Aufschubintervall, desto weniger wurde aufgeschoben. Die Veränderung 
mit dem Alter war nicht kontinuierlich, sondern es wurde ein drastischer Wechsel 
zwischen den im Mittel 8;8jährigen und 9;5jährigen beobachtet. Dies im Ver-
gleich zu Melikians Befund höhere Alter erklärt sich u. U. aus der Summierung 
der Wahlhäufigkeiten über erheblich längere Zeitintervalle. 
Die Untersuchungen von Nisan (1974a, b) enthalten neben dem Nachweis der 
Altersabhängigkeit um den Altersbereich von sieben Jahren auch Befunde über 
die Wirkungen der benutzten Untersuchungssituation. Als Alternativen verwen-
dete Nisan (1974a) ,,6 Zeichenstifte jetzt" oder ,,12 Zeichenstifte in 2 Tagen". Es 
wurden 128 Kinder aus den Altersgruppen fünf, sechs, sieben und acht Jahre 
unter zwei Bedingungen untersucht. Eine dieser Bedingungen entsprach der 
schon zuvor verwandten. In der anderen Bedingung hatten die Vpn eine kurze 
Bedenkzeit vor ihrer Entscheidung zu wahren. Die relativen Wahlhäufigkeiten 
der aufschiebenden Alternative betrugen 0, 30, 47 und 86 Prozent für die vier 
Altersgruppen. Der Wechsel zur Wahl der aufschiebenden Alternative fand also 
zwischen dem sechsten und achten Lebensjahr statt. Unter der Bedingung ,,45 sec 
vor der Entscheidung zu bedenken" ("think before you choose", S. 1090) wählten 
die 6- und 7jährigen etwa doppelt so häufig die aufschiebende Alternative. 
Nisan (1974b) untersuchte zusätzlich zur Altersabhängigkeit der Wahl des 
Aufschubs die Wirkung direkter, visueller Präsentation der zur Wahl stehenden 
Objekte. Er legte die in Aussicht gestellten Objekte der beiden Alternativen, ,,12 
Zeichenstifte in 2 Tagen" oder ,,6 Zeichenstifte jetzt", einer Hälfte der vier Grup-
pen von sechs-, sieben-, acht- und neunjährigen Kindern (insgesamt je 20 Kinder 
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pro Altersstufe) direkt vor. Die andere Hälfte der Kinder wurde lediglich gefragt, 
was sie lieber hätte. Auf die Sechsjährigen hatte diese experimentelle Manipula-
tion keine Wirkung. Sie wählten unter beiden Bedingungen häufiger (65%) die 
unmittelbar zu erlangenden sechs Zeichenstifte. Auf die acht- und neunjährigen 
Kinder hatte die Präsentation der Objekte ebenfalls keinen Einfluß. Sie wählten 
im Unterschied zu den Sechsjährigen aber die in zwei Tagen zugesagten zwölf 
Zeichenstifte (85%). Nur mit den siebenjährigen Kindern ließ sich die Bevorzu-
gung beeinflussen. Wenn die Zeichenstifte ihnen real präsentiert wurden, schoben 
sie häufiger auf (80%). Wenn nur die Frage gestellt wurde, wählten sie häufiger 
die unmittelbare Alternative (80%). 
Rozek et al. (1977) untersuchten 58 Mädchen zwischen vier und neun Jahren. 
Es wurden ,,5 Cent jetzt" und ,,10 Cent morgen" als Alternativen verwandt. Die 
sechsjährigen wählten noch etwa gleich häufig die beiden Alternativen. Die neun-
jährigen zu 90% die Aufschubalternative. 
Nisan und Koriat (1977) sowie Koriat und Nisan (1977) untersuchten fünf- bis 
sechsjährige und zehn- bis elf jährige Kinder unter zwei Instruktionsbedingungen. 
Die eine war, für sich selbst zu wählen, wie es in den zuvor erwähnten Untersu-
chungen immer gefordert wurde. Im zweiten Falle wurde gefragt, wie ein "kluges 
Kind" nach der Meinung der Vp wählen würde. Unter beiden Bedingungen zeigte 
sich, daß von beiden Altersgruppen durchschnittlich häufiger dem "klugen Kind" 
die Aufschubwahl unterstellt wurde als bei Wahl zwischen den Alternativen für 
sich selbst. In der Auswertung jeder einzelnen Versuchsperson ergab sich, daß die 
Anzahl fünf- bis sechsjähriger Kinder, die für sich selbst nicht aufschoben, aber 
dem "klugen Kind" den Aufschub unterstellten, gleich der Anzahl derjenigen 
Kinder war, die sowohl für sich selbst als auch für das "kluge Kind" den Auf-
schub wählten. Bei den zehnjährigen Kindern war diese Gleichheit nicht vorhan-
den. Dort war die letztere Anzahl von Kindern, die sowohl für sich selbst als auch 
für das "kluge Kind" den Aufschub wählten, erheblich größer. Zwischen den \. 
Altersstufen von fünf und zehn Jahren war also bedeutungslos geworden, ob man 
für sich selbst oder für das "kluge Kind" entschied. Dies könnte darauf hinwei-
sen, daß Erwägungen für sich selbst bei V orteilserlangungen erst nach sieben 
Jahren möglich sind. Um solche müßte es sich aber bei der Geschäftsfähigkeit in 
Vorteilserlangungen handeln. 
Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß mit dem Wahlparadigma wiederholt 
bei etwas unterschiedlichen Alternativen ein Wechsel zur Präferenz der aufschie-
benden Alternative gefunden wurde, der zwischen Vorschulalter und Grund-
schulalter eintrat. Der Alterszeitpunkt des Wechsels zum Aufschub variierte aber 
in den aufgeführten Untersuchungen. Dies kann u.a. auf die Zeitdifferenz-Varia-
tion in den Untersuchungen zurückgeführt werden. Die daraus abzuleitende Hy-
pothese wäre: Je kürzer dieses Zeitintervall ist, desto eher erfolgt der Übergang 
zum Aufschub. Hieran würde sich die Frage nach der notwendigen und hinrei-
chenden Zeitdifferenz für die Frage der Erwägungsfähigkeit anschließen lassen. 
Auch die Wertdifferenz zwischen den Alternativen war in den aufgeführten Un-
tersuchungen verschieden. Durch einen geeigneten Stimulusplan ließe sich dies in 
zukünftigen Untersuchungen berücksichtigen. 
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Die Befunde legen die Annahme nahe, daß ein Wechsel in den kognitiven 
Fähigkeiten für die Verhaltens änderung verantwortlich ist. Wenn diese kogniti-
ven Fähigkeiten bei Verpflichtungen einschließenden Wert-Zeit-Kombinationen 
nicht ausgebildet sind, wäre die Geschäftsfähigkeitsaltersgrenze gestützt. In die-
ser Hinsicht fehlt allerdings jeglicher empirische Beleg. In eingeschränktem Um-
fang können die Befunde über den Präferenzwechsel aber auch schon gegenwärtig 
die Altersgrenze der Geschäftsfähigkeit stützen. Dazu müßten die dem Wechsel 
im Wahlverhalten zugrundeliegenden kognitiven Vorgänge die Fähigkeit zur Be-
achtung beachtenswerter Gesichtspunkte beinhalten. Einige diesbezügliche Hy-
pothesen werden im folgenden dargestellt. 
Theoretische Gesichtspunkte 
Erklärung der Wahländerung bei Kombinationen von Wert und Zeit. In Be-
tracht kommen verschiedene Erklärungen des Wechsels in der Präferenz von 
Wert-Zeit-Kombinationen. 
Psychoanalyse: Die psychoanalytische Erklärung interpretiert den 
Präferenzwechsel als Aufgabe der Herrschaft des Lustprinzips über das Realitäts-
prinzip, welche sich durch Beendigung der Impulsivitäts-Wahl der unmittelbaren 
Befriedigung zeigt. Jedoch kann es Gesichtspunkte geben, die auch unter dem 
Realitätsprinzip unmittelbare Bedürfnisbefriedigung empfehlen, so daß aus der 
Wahl der Alternative mit geringerer Wartezeit nicht gefolgert werden kann, daß 
das kindliche Lustprinzip noch herrschte. Akzeptiert man die psychoanalytische 
Interpretation, was aufgrund der Befunde Nisans (1974 a) über die aufschub-
erhöhende Wirkung eines Bedenkzeitintervalls möglich erschiene, bliebe zu klä-
ren, welche Erwägungen einerseits durch die Impulsivitätshemmung bei Vorteil-
serlangungen ermöglicht werden, andererseits aber bei Verpflichtungen sich noch 
nicht auswirken. Prinzipiell müssen also weitere Erklärungsansätze zum Psycho-
analytischen hinzukommen, um die Altersgrenze über den Wechsel der Wahl zu 
validieren. 
- Soziales Lernen: Im Ansatz des sozialen Lernens geht man von dem erfah-
rungsabhängigen Erwerb einer den Aufschub fördernden Einstellung aus, die sich 
im täglichen Leben, z. B. im Sparen, Investieren, Barzahlen, auswirkt. Die Wert-
internalisierung "Aufschub ist sinnvoll und daher gut" erfolge schon während der 
vorschulischen Erziehung. 
Die Wirkung dieses Wertes ließ sich empirisch demonstrieren. In der Untersu-
chung von Walls (1973) bestand die Wahl zwischen zwei Alternativen, die sich 
nicht durch ihren Belohnungswert oder Bezahlungswert unterschieden, sondern 
nur in der Bezahlungsweise. Die Kinder konnten nach Erwerb einer Zahlungsein-
heit ein Spielzeug, das drei Zahlungseinheiten kostete, entweder sofort auf Kredit 
verlangen (ohne für den Kredit zu zahlen) oder erst nach der mit Sicherheit zu 
erwartenden Auszahlung der weiteren Zahlungseinheiten. Es zeigte sich, daß 
Sjährige das Kreditkaufen bevorzugten, 8jährige gleichhäufig auf Kredit kaufen 
bzw. warten wollten, bis sie den Preis verdient hätten, und 12jährige sich häufiger 
zum Abwarten bis zur vollen Verfügbarkeit des Zahlungsmittels entschieden. 
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In gewisser Weise ist hier ein Gegenstück zur Herrschaft des Lustprinzips 
beschrieben. Es könnte psychoanalytisch als Vorherrschen des Über-Ichs aufge-
faßt werden, wenn trotz Fehlens aller erkennbaren Nachteile ein Vorteil nicht 
angestrebt wird. Hier deutet sich der Einfluß von gesellschaftlichen Einstellungen 
an, die über reine Nützlichkeitserwägungen dominieren können. 
Aber es liegt hiermit kein Erklärungsansatz vor, der mit Erwägungen über 
Reizmerkmale, die in der Situation gegeben werden, arbeitet. Außerdem handelt 
es sich bei der Walls-Untersuchung nicht um Erwägungen bei reinen Vorteilser-
langungen, so daß dahingestellt bleiben kann, ob der Sozialisationseinfluß auch 
ausreicht, um den Wandel des Wahlverhaltens in der einfachen Aufschubsitua-
tion, die bisher betrachtet wurde, zu erklären. Weiterhin scheint die Untersu-
chung von Walls dafür zu sprechen, daß sich der Einfluß der internalisierten 
gesellschaftlichen Forderung erst später als mit sieben Jahren gegen die Nützlich-
keitserwägungen durchsetzt. 
- Kognitionen über die Stimulusmerkmale: Der kognitive Erklärungsansatz 
geht davon aus, daß eine Altersabfolge im Verständnis, in der Beachtung und in 
der Integration von Attributen der angebotenen Alternativen vorliegt. Beloh-
nungswerte könnten gegenüber den metrischen Aspekten von Auszahlungszeiten 
früher verstanden werden und so eine Dominanz in der Wahl erlangen. Dies ist 
um so wahrscheinlicher, als der Experimentator sich bemühen wird, Belohnungs-
werte zu benutzen, die der Vp verständlich oder attraktiv genug sind. Wenn nun 
dank der impulshemmenden Wirkung des Realitätsprinzips oder dank der visuel-
len Präsentation der Objekte (Nisan 1974 b) beide Alternativen überhaupt beach-
tet werden und zumindest die Belohnungswerte verglichen werden können, dann 
kommt es zur Aufschubreaktion, da ja die Aufschubalternative den größeren 
Auszahlungswert besitzt. Dies erfolgt natürlich um so eher, je größer die Diffe-
renz zwischen den Belohnungswerten ist, und um so eher, je weniger der Zeit-
aspekt integriert wird. 
Dieser kognitive Erklärungsansatz geht über die Theorie von der Impulshem-
mung hinaus, indem er eine altersabhängige Abfolge im Verständnis der dargebo-
tenen Stimulusmerkmale postuliert. Es ist zu prüfen, ob hier ein hinreichender 
Ansatz für den Nachweis der Erwägungsfähigkeit im gesetzlichen Sinne durch 
den Präferenz wechsel gefunden wurde. Er könnte darin bestehen, daß der Ver-
gleich der beiden Alternativen auf der Vorteilserlangungsdimension als hinrei-
chender Ausdruck der zu fordernden Erwägungsfähigkeit aufgefaßt wird. Dies 
würde implizieren, daß beliebige Wartezeiten in Kauf genommen würden. Das ist 
zweifellos nicht im Sinne einer hinreichenden Erwägungsfähigkeit. Die Fähigkeit 
zur zusätzlichen Berücksichtigung der Zeitvariablen in hinreichend differenzier-
ter Form entspräche dagegen erst der rechtlich zulänglichen Stufe der Erwägungs-
fähigkeit. 
Weiterhin scheint dieser Ansatz ein spezielles Problem zu beinhalten: Wie 
kann in ihm die Wahl der unmittelbaren Befriedigung von Individuen, die noch 
nicht das Verständnis für die Ausmaße der Belohnungswerte, aber auch nicht für 
die metrischen Aspekte der Auszahlungszeiten besitzen, erklärt werden? Man 
müßte die Alternativen-Kombination "Jetzt etwas bekommen können" als beson-
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deren Stimulus für die impulsive Reaktion des Lustprinzips ansehen. Dies ließe 
sich dadurch begründen, daß die Information über die Auszahlungszeiten in zwei 
subjektive Komponenten zerlegt werden kann, die altersmäßig aufeinanderfol-
gend zur Wirkung gelangen. Die erste wäre als "Sofort versus erst später" zu 
umschreiben; die zweite durch einen subjektiven, mehrfach abgestuften Zeitbe-
griff, der die vom Experimentator vorgegebenen Zeit-Informationen psychisch 
abbildet. Eine Aussage von Mischel & Metzner (1962), daß jüngere Kinder die 
Auszahlungszeiten anders auffassen als ältere, könnte diese Auffassung über zwei 
subjektive Komponenten der Zeitinformation stützen. 
- Informationen-Integration der Stimulusmerkmale: Der Informationen-Inte-
gration-Ansatz zur Erklärung des Wahlwechsels faßt jede Alternative des Wahl-
paradigmas als durch mindestens zwei Attribute, Auszahlungswert und Auszah-
lungszeit, gekennzeichnet auf. Damit baut der Informationen-Integration-Ansatz 
auf dem oben beschriebenen kognitiven Entwicklungsansatz auf. Er fügt zu der 
Beachtungsfähigkeit der einzelnen Attribute die kombinierende Beachtungsfähig-
keit hinzu. Unter kombinierender Beachtungsfähigkeit wird verstanden, daß die 
Attribute von dem wählenden Subjekt zu einem die Alternative repräsentierenden 
Gesamtwert für die Alternative verarbeitet ("verdichtet") werden. In der Wahlsi-
tuation werden dann diese Gesamtwerte jeder Alternative verglichen, und die 
Alternative mit dem größten integrierten Gesamtwert wird gewählt. Somit könn-
te der alters abhängige Wechsel in der Wahl der Kinder mit einem höheren kombi-
nierten Gesamtwert der Aufschubalternative erklärt werden. 
Im Sinne der rechtlich geforderten Erwägungsfähigkeit könnte und müßte so-
wohl die Kombination beider Attribute der Alternativen als auch der Vergleich 
beider Alternativen vor der Wahl als Kriterium des Erreichens der geforderten 
Erwägungsfähigkeit angesehen werden. Es besteht, anders ausgedrückt, in der 
Vollständigkeit der Erfassung der Information der Alternativen bei der Wahl. 
Nicht gefordert ist dagegen eine bestimmte Auswirkung dieser vollständigen Er-
fassung. Das bedeutet, daß die Veränderung des Wahlverhaltens selbst nicht zum 
Kriterium des Erreichens der geforderten Erwägungsfähigkeit genommen werden 
kann. Auch bei Präferenz der unmittelbaren Bedürfnisbefriedigung ist nicht aus-
geschlossen, daß die Kombination der Attribute und ihr Vergleich vor der Wahl 
erfolgte. Lediglich im Falle, daß die vollständige Erfassung aller dargebotenen 
Merkmale mit der Ausbildung eines höheren Gesamtwerts für die Aufschubalter-
nativen zusammenfiele, würde der Präferenzwechsel das Bestehen der Erwä-
gungsfähigkeit anzeigen. Das wäre aber noch zu belegen, wie die folgende Dis-
kussion der Erklärung Nisans für seine Befunde (Nisan 1974 b, S. 378) zeigt. 
Nisan (1974b) fand (vgl. o. S. 178), daß die Präsentation der Objekte nur bei 
Siebenjährigen den Aufschub förderte. Er führte diese Wirkung der Objektprä-
sentation auf zwei kognitive Folgen zurück, die er miteinander verbunden hielt. 
Erstens erfolge eine Erhöhung der Beachtung der Wertunterschiede. Ergänzend 
könnte man das verbinden mit der Überlegung von Seite 181 (unten), daß man 
zwei Zeitaspekte unterscheiden könne. Die Beachtung des Aspekts "Jetzt" könn-
te aufgegeben werden zugunsten der Beachtung der Werte. Zweitens sei nach 
Nisan diese Erhöhung der Beachtung von Wertunterschieden mit einer Erleichte-
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rung der Dezentrierung verbunden, so daß eine ausgewogene, Zeiten und Werte 
berücksichtigende Entscheidung resultieren kann. Dezentrierung entspricht also 
der kombinierenden Beachtungsfähigkeit. 
Entgegen Nisans Annahme ist aber die durchaus mögliche zweite Folge der 
Dezentrierung nicht notwendig mit dem Eintreten der ersten Folge verbunden. 
Die erhöhte Beachtung der Werte durch Objektpräsentationen kann total zu 
Lasten der Beachtung irgendwelcher Zeitaspekte gehen, so daß eine Zentrierung 
bestehen bleibt und nur auf einen anderen Aspekt verlagert wird. Offensichtlich 
fällt schon dann die Wahl zugunsten der Alternative mit höherem Wert aus, wenn 
eben nur die erste Annahme des Beachtungswechsels durch die Objektpräsenta-
tion zutrifft. Der induzierte Präferenzwechsel belegt also keineswegs das Beste-
hen einer kombinierenden Beachtungsfähigkeit oder Dezentrierung. Das gleiche 
gilt dann aber auch für irgendeinen Präferenzwechsel, solange nicht zusätzliche, 
empirisch nachweisbare Anhaltspunkte erbracht werden können. 
Nisan (1974 b) führte als zweite, zur ersten nicht konträre Erklärung des indu-
zierten Präferenzwechsels eine Erhöhung der Erwartung bzw. der Wertdifferenz 
durch die Objektpräsentation an. Dieser Erklärungsansatz macht spezifischere 
Annahmen als Nisan glaubte. Erstens müßte eine multiplikative Verbindung bei 
kombinierter Beachtung vorausgesetzt werden und zweitens eine unterschiedli-
che Erhöhung der Werte in Abhängigkeit vom objektiven Wert. Auf den Hinter-
grund dieses zweiten Erklärungsansatzes von Nisan (1974 b) wird aber nur des-
wegen ausführlicher eingegangen, weil deutlich wird, was als eigentliche gesetzli-
che Anforderung an die kombinierende Erwägungsfähigkeit aufzufassen wäre. 
Die Erwartungs-Wert-Theorie, die von Mischel (1974) zur Erklärung des Auf-
schubverhaltens herangezogen wurde, ist als Spezialfall des Informationen-Inte-
gration-Ansatzes auffaßbar. Sie bezieht weitere Einflußgrößen ein und macht eine 
Annahme bezüglich der Kombinationsregel. Die Integrationsregel sei demnach 
eine multiplikative. Nach dieser multiplikativen Regel würden die "Erwartung" 
der Alternative und ihr Wert kombiniert. Obwohl nicht eindeutig von Mischel 
geklärt, scheint unter der "Erwartung" der Alternative die Sicherheit oder subjek-
tive Wahrscheinlichkeit ihrer Auszahlung verstanden zu werden. Diese hängt 
natürlich nicht nur von der Auszahlungszeit ab, sondern auch von weiteren Grö-
ßen, wie dem Vertrauen der Vpn in die Ankündigung des Experimentators. Die 
Erwartungs-W ert-Theorie enthält in dieser Hinsicht aber eine Schwierigkeit, da 
sie die Auszahlungszeit anscheinend auch zur Bestimmung des gegenwärtigen 
subjektiven Werts der Alternative benutzt. Im Zusammenhang mit der rechtli-
chen Frage aber ist wegen der bloßen Notwendigkeit der kombinierenden Beach-
tung von erwägungsrelevanten Informationen überhaupt die Art der Kombina-
tionsregel oder die Art der Abhängigkeit der subjektiven Werte von Alternativen-
attributen nicht bedeutsam, so daß auf diesen Ansatz nicht weiter eingegangen zu 
werden braucht. 
Insgesamt zeigt sich, daß der Informationen-Integrations-Ansatz zwar den 
Wahlwechsel erklären kann, daß aber zugleich der Wahlwechsel nicht mehr unbe-
dingt als Anzeichen des Erreichens der zur Validierung der Altersgrenze der 
Geschäftsfähigkeit geforderten Erwägungsfähigkeit dienen kann. Vielmehr müßte 
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die Fähigkeit zur Kombination der Attribute in einem Gesamtwert mit einer 
geeigneten Untersuchungsmethode direkt nachgewiesen werden. Als solche 
kommt die quantitative Beurteilung einzelner Wert-Zeit-Kombinationen in Fra-
ge, wie es bei Wert-Wahrscheinlichkeit-Kombinationen schon dargestellt wurde. 
Solche Untersuchungen fehlen aber. Daher enthält der Präferenzwechsel bei 
Wert-Zeit-Kombinationen bislang keine hinreichende Aussagekraft für die Stüt-
zung der Altersgrenze. 
Utilitätstheoretische Erklärung des Fehlens der Erwägungsfähigkeit bei Ver-
pflichtungen. Das vom Gesetz angenommene Fehlen einer Erwägungsfähigkeit 
bei Verpflichtungen einschließenden Geschäften bliebe noch erklärungs bedürftig. 
Im Rahmen des Ansatzes der Informationen-Integration kommt dafür in Frage, 
daß es besonders schwer fällt, Verpflichtungsaspekte angemessen im Gesamtwert 
zu integrieren. Einen Erklärungsansatz dafür bietet wiederum eine Hypothese 
über die Entwicklung der Utilitätskurve des Geldes. Mit diesem hier vorgeschla-
genen utilitätstheoretischen Ansatz wird zur Erklärung der gesamten Konstruk-
tion der Geschäftsfähigkeitsaltersgrenze beigetragen. Diese war als Vorliegen der 
Geschäftsfähigkeit bei Vorteilserlangungen bei gleichzeitigem Bezweifeln der Ge-
schäftsfähigkeit bei Verpflichtungen einschließenden Geschäften bzw. Willenser-
klärungen im BGB konzipiert. 
Der Erklärungsansatz geht aus von einer Hypothese über die Entwicklung der 
funktionalen Abhängigkeit der subjektiven Bewertung von Verlusten von ihrer 
Höhe (Utilitätskurve). Die sogenannte Utilität des Geldes wurde bei Erwachse-
nen von Friedman & Savage (1948) als eine negativ beschleunigte Kurve für 
positive Beträge (Einnahmen) und eine positiv beschleunigte Kurve für negative 
Beträge (Verluste) bestimmt. Eine unterschiedliche Beschleunigung der Utilitäts-
kurve im positiven und negativen Bereich kann das vom Gesetz angenommene 
Defizit in der Berücksichtigung der beachtenswerten Gesichtspunkte bei Ver-
pflichtungen einschließenden Geschäften erklären. Dazu muß man annehmen, 
daß die positive Beschleunigung im negativen Bereich erst im Laufe der Entwick-
lung ausgebildet wird. 
Die Konsequenz des positiv beschleunigten Kurvenverlaufs im negativen Be-
reich bei Verpflichtungsgeschäften stellt sich wie folgt dar. Die möglichen oder 
tatsächlichen Verluste gehen mit hohen subjektiven Werten in den Gesamtwert 
ein. Eine geringe Erhöhung der möglichen Verluste muß durch immer größere 
Erhöhungen der möglichen Einnahmen ausgeglichen werden, damit der gleiche 
subjektive Gesamtwert des Verpflichtungsgeschäfts erhalten bleibt. Liegt die po-
sitive Beschleunigung im negativen Bereich vor, dann ist es ganz plausibel, wenn 
die Versuchsperson auf die Veränderungen bei den potentiellen Verlusten mehr 
achtet als auf die anderen Aspekte. Zumindest erscheint es verständlich, daß die 
Beachtung der potentiellen Verluste zunimmt, wenn der Grad an positiver Be-
schleunigung im negativen Bereich!) zunimmt. Umgekehrt kann sich jeder Be-
1) Die Ausdrucksweise "positiv beschleunigt im negativen Bereich" ist unnötig ein-
schränkend und erfolgt nur wegen Bezug auf die Friedman-Savage-Hypothese. Im Grunde 
braucht man nur einen Entwicklungstrend anzunehmen, bei dem die Utilitätskurve im 
positiven Bereich erst steiler, mit höherem Alter aber flacher als im negativen Bereich ist. 
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troffene in der Lage fühlen, die steigenden Verluste um so mehr zu mißachten, je 
weniger gewichtig sie subjektiv bleiben. 
Nimmt man nun an, daß Kinder zunächst noch keine positiv beschleunigte 
Utilitätskurve für Verluste besitzen, ließe sich folgern, daß sie etwaige Verluste 
nicht für besonders beachtenswert halten und daher bei ihren Entscheidungen 
bzw. Willenserklärungen die Verluste auch tatsächlich nicht berücksichtigen. Da-
von bleibt ihre Beachtungsfähigkeit der positiven Ereignisse unberührt. 
Diese Erklärung der fehlenden Beachtung verpflichtender Gesichtspunkte bie-
tet auch einen einfachen Übergang zur später aufkommenden Geschäftsfähigkeit 
für Verpflichtungen einschließende Geschäfte. Durch die unausweichlichen Er-
fahrungen wird die Utilitätskurve der Verluste zu einem positiv beschleunigten 
Verlauf geändert, was wiederum zur höheren Beachtungsbereitschaft der Verluste 
führt. 
Abschließend sei darauf hingewiesen, daß die Erklärung des fehlenden Einbe-
zugs der Verpflichtungen durch einen "flachen" Verlauf der Utilitätskurve im 
negativen Bereich nicht auf die Kombination von Wert und Zeit in Alternativen 
beschränkt ist. In gleicher Weise kann sie auch bei Kombinationen von Wert und 
Wahrscheinlichkeit als Ausgangspunkt der Erklärung der Nicht-Beachtung von 
verpflichtenden Gesichtspunkten zutreffen. Es ist aber nachdrücklich zu beto-
nen, daß bislang keinerlei empirische Evidenz für die hier erstmals formulierte 
entwicklungspsychologische Hypothese über den Verlauf der Utilitätskurve im 
negativen Bereich vorliegt. 
3.4.3. Zusammenfassung des Erkenntnisstandes 
Keiner der zur Erwägungsfähigkeit bei Vorteilserlangungen diskutierten Un-
tersuchungsansätze war speziell in bezug auf diese Frage entworfen worden. 
Daher bestehen jeweih nur Teilentsprechungen ,der empirischen Beiträge zur 
Struktur d~r Rechtsregelung. Insbesondere fehlen Beiträge über die Ent"\yicldupg" 
einiger Fähigkeiten, die als Begründungsgesichtspunkte der Geschäftsfähigkeits-
altersgrenze in Frage kommen (vgl. u. S. 197). 
ln.Jier moralischen Beurteilun~ von Belohnun~en war einerseits ein eng um-
grenzter Entwicklungstrend zur Abwertung von Handlungen für Belohnungen 
_~ben Jahre zu beobachten. Andererseits war die Abfolge in der Einbezie-
hung von Verpflichtungsaspekten nach Vorteilsaspekten in einer anderen Unter-
suchung schon im Vorschulalter demonstriert worden, ohne daß ein eng um-
grenzter Entwicklungstrend aufgewiesen wurde. Repräsentative und alle Alters-
gruppen von vier bis zehn Jahren einbeziehende Stichproben könnten aber andere 
Ergebnisse erbringen. 
,Bei Wahlen zwischen Alternativen aus Kombinationen von Gewinnwerten und ~ 
!,!inem anderen Gesichtspunkt (Wahrscheinlichkeit oder Zeit der Auszahlung) 
w,wkzwar ein Präferenzwechsel bei sieben Jahren ~efunden. Untersuchungen, 
die hier zugleich einen ko~nitiven Verarbeitun~swechsel_~~. waren nicht 
vorzufinden. Ein theoretischer Ansatz bot sich jedoch für die Annahme von 
Verarbeitungsänderungen der kombinierten Informationen bereits an. 
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Zur Frage des Einbezugs von verpflichtenden Gesichtspunkten müßten die 
zweifellos zu fordernden Untersuchungen ebenfalls noch Stellung nehmen. Auch 
hierzu lagen keine ausreichenden Beiträge vor, obwohl sich eine übergreifende 
utilitätstheoretische Erklärungshypothese für die spätere Einbeziehung der Ver-
pflichtungen nach den bevorteilenden ableiten ließ. Eine ei~ene Pilot-Studie ver-
wendete zwar das Schema einer derartigen Untersuchung über den Vergleich von 
reinen Vorteilserlangungen und von Verpflichtungen einbeziehenden Optionen 
gleicher Attributanzahl. Diese Pilot-Studie belegte auch eine Beziehung zum AI-
..!ll-in der dort hauptsächlich demonstrierten häufigeren Einbeziehung der Vor-
teils gesichtspunkte als der verpflichtenden Gesichtspunkte und eine Abhängigkeit 
dieses Befundes vom auf bestimmte Art erfaßten kognitiven Entwicklungsstand. 
Aber damit erfol~te noch keine Demonstration der derartig unterschiedlichen 
Fähi~keiten zur Beachtung der bevorteilenden und verpflichtenden Gesichts-
punkte zum Alter von sieben lahren. Daher müßte zur Hauptsache noch der 
Zeitpunkt bestimmt werden, wann schon, aber gleichzeitig auch nur die bevortei-
lenden Gesichtspunkte einer Option auf die Beurteilung der Option Einfluß 
nehmen können. Erst in einer geeigneten Untersuchung könnte sich dann heraus-
stellen, daß sich die gesetzlichen Annahmen über das Vorliegen der Ge~chäftsfä­
higkeit in Vorteilserlangungen in Hinsicht auf die Fähigkeit zur Prüfung beach-
tenswerter Gesichtspunkte zum Alter von sieben Jahren bestätigen lassen. 
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4. Schlußfolgerungen 
In diesem Kapitel sollen die Schlußfol~erun~en über die empirische Be~rün­
dung der Altersgrenze vom vollendeten siebenten Lebensjahr gezogen werden. 
Dazu erscheint es notwendig, zunächst zu verdeutlichen, unter welchen Bedin-
gungen überhaupt von einer entwicklungs psychologischen Bestätigung oder Wi-
derlegung der zivilrechtlichen Altersgrenze von sieben Jahren gesprochen werden 
kann. Daran anschließend werden die gesetzlichen Anforderungen, die zusam-
mengetragenen Befunde entwicklungspsychologischer Forschung und die For-
schungsdesiderata zu den Bereichen der Delikts- und der Geschäftsfähigkeit je-
weils zusammenfassend gegenübergestellt. Daraus ergibt sich dann das Gesamtfa-
zit der vorliegenden Untersuchung zur zivilrechtlichen Altersgrenze. Davor er-
scheint es aber noch angebracht, auf bestehende Erweiterungsmöglichkeiten der 
vorliegenden, exemplarisch gemeinten Untersuchung hinzuweisen. 
Formale Begründungs- oder Widerlegungsbedingungen. Beim Versuch der em-
pirischen Fundierung der zivilrechtlichen Altersgrenze von sieben Jahren kann 
man....z;wei Fälle der eindeutigen Widerlegung der Altersgrenze unterschei<!.~~. 
fu.t.e.n~müßte man e~ als Widerlegung der Altersgrenze ansehen, wenn universell 
sowohl bei der Deliktsfähigkeit als auch bei der Geschäftsfähigkeit bereits vor 
dem Alter von sieben Jahren die erforderlichen kognitiven Kompetenzen vorlie-
gen: Zweitens wäre auch das all~emeine Nicht-Erreichen dieser Kompetenzen in 
beiden Bereichen bis zum Alter von sieben lahren ein eindeutiger Falsifikations- .. 
fall. Die Konsequenz dieser beiden Fälle wäre, die Altersgrenze entsprechend zu 
verlegen. 
Es ließe sich aber. </:.l!..Gh.,in anderer Weise argumentieren. Dabei könnte man an 
den juristischen Begriff der unwiderlegbaren Rechtsvermutung" fehlender Ge-
schäfts- und Deliktsfähigkeit vor sieben Jahren anschließen. Man würde z. B. die 
Feststellung der geforderten Fähigkeiten für Delikts- und Geschäftsfähigkeit bei 
einzelnen Kindern unter dem geforderten Alter von sieben Jahren als Widerle-
gung der Rechtsvermutung und damit als eine Widerlegung der Altersgrenze 
auffassen (vgl. Keasey & Sales 1977a, die bei der Siebenjahresgrenze des Common 
Law so argumentieren, und oben Seite 98). Man muß hier fragen, welche Auffas-
sung zu bevorzugen ist. Damit würde offenbar zu einer rechts-wissenschaftlichen 
Problemstellung eine Aussage versucht. Diese wird in der vorliegenden Arbeit 
primär nicht angestrebt, da hier nur empirische Grundtatsachen beigetragen wer-
den sollen. Es erscheint aber bei dieser Argumentationsweise gegen die Alters-
grenze zumindest unvermeidbar, daß man bei Vorverlegung der Altersgrenze 
aufgrund des Auffindens einiger Kinder mit den geforderten Fähigkeiten vor 
Erreichen des siebenten Lebensjahres nicht mehr am Verfahrensrecht der Unter-
stellung der Deliktsfähigkeit bei Kindern, die älter als das Alter der dann neuen 
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Altersgrenze sind, festhalten könnte. Dafür ist zweifellos erforderlich, daß die 
Kinder. die die Alters~renze überschritten haben, überwiegend und nicht nur in 
. Einzelfällen die erforderlichen Kompetenzen haben. 
Denkbar ist auch, die Existenz d,er Altersgrenze überhaupt für empirisch wi-
derlegbar anzusehen, sich also nicht nur auf die Berechtigung ihrer alters mäßigen 
Lage einzuschränken. Dazu hätte man auch den Altersverlauf der Entwicklungs-
stände zu betrachten. Es sind verschiedene Fälle denkbar, die die Berechtigung 
der Altersgrenze überhaupt erweisen können. Erstens sind die Fälle allgemcinfn 
Fehlens oder allgemeinen Vorliegens der gef()rderten kognitiven Kompetenzen 
eine allgemeine Bestätigung für die Altersgrenze. ~ berechtigt eine be-
schleunigte Zunahme ihres nachweisbaren Vorliegens, ohne daß sie von einem 
allgemeinen Fehlen ausgeht oder zu allgemeinem Vorhandensein führt, zur An-
nahme einer Altersgrenze. Liegt keiner dieser Fälle vor, ließe sich das als allge-
meine Widerlegung einer Altersgrenze überhaupt werten . 
. Eine extrem große Beschleunigung der Zunahme könnte als fOrll1;lkStufen-
definition gelten. Wenn sich also eine ?tufen- oder Phasenlehre au(gie vom Recht 
geforderten kognitiven Leistungen bezieht, begründet ihre über individuell~!1 
Stufenübergänge gemittelte Altersgrenze möglicherweise die rechtlicheAit-er~~· 
grenze. Eine erhebli~he Beschleunigung der Zunahme im Vorkommen der Fähig-
keit zu mindestens einem der Kriterien der Delikts- oder Geschäftsfähigkeit sollte 
aber zum Zeitpunkt der zu begründenden Altersgrenze festzustellen sein, damit 
der Starrheit der existierenden Regelung (delikt rechtliche Beweislage nach Voll-
endung des siebenten Lebensjahres und Geschäftsfähigkeit bei Vorteilserlangun-
gen ohne bedingte Altersphase) hinreichend Rechnung getragen würde. 
Schließlich hätte man Maßstäbe zu bestimmen, um das allgemeine Vorliegen 
oder allgemeine Fehlen von kognitiven Kompetenzen, aber auch die beschleunig-
te Zunahme ihres nachweisbarenVorliegens beurteilen zu können. Hierbei könn-
te man sich an das Beispiel statistischer Entscheidungsverfahren anlehnen und 
versuchen, eine bedeutsame Abweichung von den entsprechenden Ausgangswer-
ten zu bestimmen. Solche intensiven, exakten quantitativen Auseinandersetzun-
gen enthalten das praktische Problem eines hinreichend großen Untersuchungs-
aufwandes, so daß eine quantitative Auseinandersetzung dieser Art erst dann 
unternommen werden sollte, wenn sie unumgänglich ist, d. h. wenn das Erschei-
nungsbild von vorhandenen Daten keinen befriedigenden Schluß zuläßt. 
Eine ideale Be ründun der Alters renze lä e vor, wenn die kognitiven Kom-
petenzen zu jedem Bereich sich so entwickelten, da sie eme Grenzzle ung bei 
sieben Iahren sinnvoll machten. Wie dies jeweils aussehen müßte, wird, abgese-
hen von den schon besprochenen Grundsätzen, im folgenden vor der Zusammen-
fassung der jeweils vorliegenden Erkenntnisse herausgestellt. 
Daneben ist denkbar, daß sich die Kompetenzen gerade nur in einem der 
Bereiche, als9 entweder bei der Geschäftsfähigkeit oder bei der Deliktsfähigkeit, 
in Diskrepanz zu der Altersgrenze entwickdn. In diesem Fall könnte man aus 
pragmatischen Gründen die Altersgrenze beibehalten. In der »Zusammenstellung 
der gutachterlichen Äußerungen zu dem Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbu-
ches" (Nachdruck O. Zeller, Osnabrück 1967, S. 404) steht in diesem Sinne unter 
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Bezug auf eine Äußerung v. Liszts: "Für die Rechtsprechung wie für das Rechts-
leben selbst könne es pur verwirrend wirken, wen!}. an_~.t~~e._ Altet:~_s_t!!f(!l1~Ill~~ge­
bend seien filr di~Geschäftsfähigkeit, andere für die Zurechnungsfähigkeit, \lnde-
re f~!!:'9ie Deliktsfähigkeit. " Man sieht, daß pragmatische Überlegungen schon bei 
der Diskussion des Entwurfs des BGB eine Rolle gespielt haben. In dem hier 
hervorgehobenen Falsifikationsfall durch gerade einen Entwicklungsverlauf hätte 
sich die pragmatische Argumentation aber gegen empirische Fakten zu be-
haupten. 
Schließlich könnte die Grenzziehung bei sieben Jahren auch, wie im Zitat eben 
schon angedeutet, durch die Entwicklung der Steuerungsfähigkeit allein begrün-
det sein, obwohl diese Fähigkeit nicht direkt mit der Altersgrenze im Gesetzes-
text verbunden wurde. Dies würde bedeuten, daß die Fähigkeit, erkannte Gefah-
ren oder das Unrecht bei der Willensbildung zu berücksichtigen, mit sieben 
Jahren hinreichend häufig vorzufinden ist oder sich relativ kurzfristig ändert. Es 
ist in diesem Fall denkbar, daß die kognitiven Kompetenzen zur Deliktsfähigkeit 
früher als im Alter von sieben Jahren ausgebildet sind. Dieser Fall könnte aber 
ebenfalls aus pragmatischen Gründen unter Beibehaltung der bestehenden Alters-
grenze zur Kenntnis genommen werden. Er würde aber den Rechtsdogmatikern, 
die einer Einbeziehung des Schuldfähigkeitsbegriffs in das Zivilrecht das Wort 
reden, Argumente liefern. 
Ein_ weiterer formaler Gesichtspunkt bei der Begründung dieser, aber auch 
anderer rechtlicher Altersgrenzen betrifft eine methodische Anforderu~~l}. (Ü~ __ 
entwicklun~spsychologischen Befunde. Dabei geht es um die Frage, ob guer-
sc.hnittlich oder län~sschnittlich gewonnene Befunde benötigt werden. Die im 
dritten Kapitel referierten Ergebnisse entwicklungspsychologischer Forschung, 
die für die Entwicklung der in der zivilrechtlichen Altersgrenze berücksichtigten 
Kognitionen relevant erschienen. stammten überwiegend aus sogenannten Quer-
schnittsuntersuchungen, d. h. aus Vergleichen von Altersgruppen, und nicht aus 
Längsschnittuntersuchungen, d. h. wiederholten Datenerhebungen an denselben 
oder an direkt vergleichbaren Individuen. Da Ergebnisse aus Längsschnittstudien 
als vorzuziehende entwicklungspsychologische Befunde ausgegeben werden 
(Wohlwill 1973, Trautner 1978), ist zu klären, ob auch in der Frage der Validität 
der rechtlichen Altersgrenzen Längsschnittdaten erforderlich sind. 
Die querschnittliche Vorgehensweise bei der Untersuchung von Entwicklungs-
verläufen setzt voraus, daß die Altersgruppenmittelwerte die individuellen Ent-
wicklungsverläufe der interessierenden Fähigkeiten hinreichend wiedergeben. 
Wollte man also die Entwicklungsverläufe der zivilrechtlich relevanten Fähigkei-
ten untersuchen, wäre zu prüfen, ob eine derartige Voraussetzung berechtigt ist. 
Bei hinreichender Begründung der Unzulässigkeit von querschnittlichen Erfas-
sungen dieser Entwicklungsverläufe müßte man daher fordern, daß längsschnitt- .. 
lich vorgegangen wird. ~ 
Diese Forderung erscheint aber in der Frage der Validierung von Altersgrenzen 
grundsätzlich nicht vertretbar. In den rechtlichen Altersgrenzen werden Kriterien 
sichtbar, die die Altersgrenzen jeweils begründen, wenn die Entwicklungsverläu-
fe zu dem Zeitpunkt einer Altersgrenze zur Ausbildung der in den Kriterien 
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genannten Fähigkeiten geführt haben. Lassen sich diese Anforderungen durch 
replizierte und repräsentative Querschnittsbefunde stützen, wäre die Altersgren-
ze hinreichend begründet, da die Befunde belegen würden, was sie dafür belegen 
müssen. Eine längsschnittliche Untersuchung erübrigt sich deswegen, weil die 
Begründung einer Altersgrenze nicht aus dem Verlauf der individuellen Entwick-
lung erfolgt, sondern aus der Tatsache des Erreichens des die geforderte~_ Fähig-
keiten belegenden Verhaltens kriteriums in unmittelbarer Nähe zu dem betreffen-
den Alter. 
Auch der andere gegen die Querschnittsmethode erheb bare Einwand ist für die 
Frage der Altersgrenzenvalidierung durch Querschnitts- oder Längsschnittdaten 
unbedeutsam. Die Querscbnittsmetbode konhlDdiert zwei Yariablen: Alter und_ .... 
Geperatjon. Es ist u. a. daher nicht möglich, die in repräsentativen Erhebungen 
festgestellten alters korrelierten Unterschiede zwischen Gruppen einer Quer-
schnittsuntersuchung auf den Einfluß des Alters, d. h. des Gen-Umwelt-Zusam-
menwirkens, zurückzuführen. Ebensogut können die Unterschiede auf die durch 
das Geburtsjahr charakterisierten Stichprobenunterschiede zurückgehen. Bei der 
Validierung der Altersgrenzen ist es jedoch nicht nur unerheblich, wie die Ent-
wicklung bis zum Erreichen des Kriteriums verläuft, sondern auch, worauf sie 
zurückgeführt wird .. Allein der Beleg des Erreichens der erforderlichen Kriterien 
zum jeweils' angegebenen Alter wird verlangt. 
Angesichts des' Problems der potentiellen Generationeneinflüsse ergibt sich 
aber die Folgerung, daß die Fragestellung der Altersgrenzenvalidierung nicht nur 
gegenwärtig, sondern auch fortdauernd Relevanz besitzt. Führen geänderte an die 
Generationen gebundene Einflüsse z...B .• .z!l._.~ilt~r_Akzeleration der Entwicklung 
in den rechtlich relevanten Fähigkeiten, danq müj.hl:!_9j~Alt~r~g[~!l:ze auch ent-
sprechendgeänd~rt:w!:!.r.d.en, falls ihre Lage davor schon durch die entwicklungs-
bedingte Ausbildung der bedeutsamen Kriterien bestimmt war (v gl. o. S. 75 über das 
Verhältnis von Menarchealter und strafrechtlicher Altersgrenze). Von daher er-
hält die ohnehin bestehende Notwendigkeit replizierter Befunde einen besonde-
ren Gehalt. Die Validierung der Altersgrenzen kann nicht ein für allemal erfol-
gen, sondern muß bei hinreichenden Anlässen oder routinemäßig nach gewissen 
Zeitabständen wiederholt werden. 
Begründungskriterien der DeliktsJähigkeitsaltersgrenze. Aus der Rechtspre-
chung und dem verfahrens rechtlichen Erfordernis, im Falle angestrebter Excul-
pierung wegen Unreife das Fehlen der Einsichtsfähigkeit in Unrecht und Vergel-
tungspflicht beim Beklagten nachzuweisen, ergibt sich als psychologische Annah-
me des Gesetzgebers. daß bei der überwiegenden Zahl von Kindern dieses Alters 
Unrechtserkenntnis und Vergeltungspflichtverständnis für hinreichend viele un-
~rlaubte Handlungen nachgewiesen werden können und daß bei zumindest eine~ 
Delikt unmittelbar vor dem Alter von sieben Iahren eine besch~gte-Z{;,~~hme 
des Vorkommens eines der Kriterien auftritt. Eine empirische Begründung der 
Altersgrenze im Deliktrecht würde umfangreiche psychologIsche Forschungen 
mit einer1U~h~_QfLii.Q1kn AnzahlverschIedener unerlaubter Handlungen vor-
aÜsSetzen.- - . -.---------.---. _.- .. -
---
-----
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Angesichts der Indikationstheorie des Rechts, bei nachweisbarer Unrechts er-
kenntnis gegenüber dem Mitmenschen auf vorhandenes Vergeltungspflichtver-
ständnis zu schließen, kann die Fra~estellun~ mö~licherweise dahin ejn~eengt 
werden, daß allein die Entwicklun~ des Ver~eltun~spflichtverständnisses die Al-
tersgrenze zu begründen vermag.!!_i~~~}3egr~114unK_'Y.~~~jn.~(!J:A.:nforderung an 
die empirischen Befunde einfacher, da hier die. einzelnen unerlaubten Handlun-
gen nur noch für die Unrechtserkenntnis ~ine Rolle spielen würden. Diese Indi-
kationstheorie ,setzt aber gleichzeitig die Ausbildung des genannten Zusammen-
han~s zwischen Unrechts erkenntnis und Vergeltungspflichtverständnis bis zum 
...h.l.t.axon sieben Jahren voraus. Dieser könnte sich bei dem im Recht geforderten 
Allgemeinheitsgrad des Vergeltungspflichtverständnisses auch nur mit einer allge-
meinen, nicht auf das Opfer der konkreten Unrechts tat bezogenen Unrechtser-
kenntnis zeigen. In der Indikationstheorie ist er iedoch spezieller. auf dje Un-
recbrserkenmnjs ge~enüber dem Mitmenschen" festgelegt worden. Daher erhält 
der rechtlich geforderte Zusammenhang eine größere Auftretenswahrscheinlich-
keit, weil angenommen werden muß, daß bei weiterentwickelter Unrechts er-
kenntnis auch zugleich das Vergeltungspflichtverständnis vorliegt. Das allerdings 
nur dann, wenn dieser Zusammenhang schon für eine weniger spezifizierte Un-
rechtserkenntnis tatsächlich besteht. Daher ist bei einer Begründung der Delikts-
fähi keitsalters renze nur durch die Entwicklung des Ver eltungspflichtverständ-
nisses auch die Prüfungddi~ses Zusammenhjngs in irgen einer Form vorzuneh-
men, z. B. so wie es oben auf Seite 53 mit der:B~griffsbildung Vergeltungs pflicht-
verständnis bei erfolgter Unrechtserkenntnis. vorbereitet wurde. 
Y-tltersuchungstechnisch könnte das geschehen, indem der Nachweis erbracht 
würde, daß das Verschulden als Yoraussetzun~ des Bestehens der Vergeltungs-
pflicht in den Urteilen der Probanden erscheint. Im Falle der Ausbildung eines 
entsprechenden Urteilsverhaltens bis zum Alter von sieben Jahren, ließe sich die 
Altersgrenze auch ohne Bezug zur Unrechtserkenntnis gegenüber dem Mitmen-
schen begründen. Zugleich wäre aber aufgrund der Wahrscheinlichkeitsüberle-
gung auch die forensische Indikationstheorie gestützt. Sie würde aber nur das 
Bestehen der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit eines Minderjährigen betreffen. 
Im Falle des angestrebten Ausschlusses der Verantwortlichkeit eines Beklagten 
wäre man auch in forensischer Hinsicht gezwungen, das zuvor spezifizierte Ver-
geltungspflichtverständnis zu prüfen, das u. a. das Verschulden als Voraussetzung 
des Bestehens der Vergeltungspflicht auffassen muß. 
Erkenntnisse und Desiderata zur Deliktsfähigkeit. Von Beiträgen, die an die 
Kohlbergschen Argumentationsstufen und an die Unterscheidung von intentio-
~=;nerlaubten Handlüi1genund zufälligen Taterfolgen anschlossen, konnten 
sowohl die Unrechtserkenntnis im Sinne des "Discerne,w.ent" als auZhdi;;-'i~ 
Sinne der Rechtsausie un "ge enüber dem Mitm~.!!.~~.!1" be;t~I~~-~de-Q:gi.eclits-· 
_~!~~~EIi~ __ ~~_eE.~~ic .:t:tE.~~~~nitive Fä ig eit nac gewiesen werde~, . 
deren Leistungen bis zum Alter von sieben I ahren von vielen Kindern vollzogen 
werden könnten. In den Untersuchungen deutete sich sogar an, daß einige Kinder 
schon mit vier Iahren dem. Unterscheidungsvermögen entsprechende Erkenntnis-
se haben. Diese Schlüsse wurden aber vorherrschend aus US-amerikanischen 
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Forschungsergebnissen abgeleitet, so daß Vorbehalte wegen möglicher interkul-
tureller Unterschiede erhoben werden können. 
Über den ,Einfluß von Handlungsarten ist nicht viel bekannt. Die in der refe-
rierten Forschung verwendeten Beispiele von Handlungen entstammten ~.Il'l(!ist 
der täglichen häuslichen Erfahrungswelt der Kinder. Zumeist handelte es sich um 
Beschreibungen von Sachbeschädigungen. Imamoglu (1975), Berg-Cross (1975), 
Elkind & Dabek (1976) und Leon (1979) boten den Kindern zusätzlich Beschrei-
bungen von Körperverletzungen dar. Neben dem Befund höherer Strafe für Kör-
perverletzungen, ergab sich nur bei Imamoglu eine frühere moralische Unter-
scheidung von intentionalen und akzidentellen Körperverletzungen. Das ist 
forensich interessant, stellt aber keine wesentliche Abweichung von dem allge-
meinen Trend des Auftretens solcher Unterscheidung bis zum Alter von sieben 
Jahren dar. 
ezu auf die moralische Bewertun der Fahrlässi keit konnten keine ein-
heitlichen und insgesamt nur weQige Befunde im Sinne es" iscernement' aufge-
wiesen werden. Im Argumentationen-Ansatz fehlte jeglicher Beitrag. Auch die 
Einsichten in die Pflicht zur Verhütung eigener Schädigung und in die Konse-
quenz der Ersatzkürzung ebenso wie die von der Rechtsprechung hierzu vertrete-
ne Entwicklungshypothese (vgl. o. S. 26) sind nicht untersucht worden. Hier 
liegen offensichtlich Desiderata für die zukünftige Forschung. 
Der Forschungsstand ist jn".lllethodischer Hinsicht gut entwickelt, da sich in 
beiden methodischen Zugängen, dem Argumentationen-Ansatz und dem Ansatz 
quantitativer Beurteilung, eine stabile Vorgehensweise herausgeschält hat. Der 
dem "Discernement" zu~eordnete Ansatz Quantitativer Beurteilung läßt auch die 
einzelfallstatistische Absicherung von Aussagen über die Unterscheidung von 
SchuldstufeI1..Zlh..Dadurch könnte er in der forensischen Begutachtung Bedeutung 
erlangen. 
Bei den Ergebnissen des Argumentationen-Ansatze~Jieß sich aber auch noch 
eine weitergehende Übereinstimmung zwischen Entwicklungsauffasmngen g~ 
Rechts un_4J~~~~~h~!1Entwicklungsverläufen feststellen. Diese ergibt sich, wenn 
man zivil- und strafrechtliche Unrechtserkenntnisanforderungen zusammen be-
*' trachtet. Das Zivilrecht verlangte Unrechtserkenntnis "gegenüber dem Mitl!len-
sehen", das Strafrecht Unrechts erkenntnis "aus der Sozialbindu~. In der Kohl-
. bergs ehen Stufenlehre wurde ersteres der Stufe 2 (Individuelle Zweckgebu~den­
heit) und letzteres der Stufe 4 (Recht und Ordnung) zugeordnet. Das tatsächliche 
Auftreten entsprechender Begründungen in Untersuchungen stand in deutlicher 
Übereinstimmun~ mit dem im zeitlichen Abstand aufeinanderfolgenden Eintre-
ten zivil- und strafrechtlicher Verantwortlichkeit. Antworten der Stufe 4 herrsch-
ten in der Vntersuchung von Lee (1971) wie in den Kohlbergsche~~hun­
gen b~i etwa 14jährigen Jugendlichen vor. Das stimmt gut mit der Grenze absolu-
ter Strafunmündigkeit im deutschen Strafgesetzbuch von 1975 überein. 
Forscbllogsdesiderata in bezug auf die Entwicklung der Unrechts erkenntnis 
liegen vor allem in der Purchführung deutscher Untersuchungen mit beiden 
beschriebenen methodischen Ansätzen zur Unrechtserkenntnis, die zu repräsen-
tativen Befunden mit quantitativen Angaben über das Ausmaß des Vorliegens der 
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verschiedenen rechtlich relevanten Aspekte über die Unrechtserkenntnisentwick-
lung in verschiedenen Gruppierungen der Population (z. B. nach Intelligenz oder 
sozialer Schicht) führen. Ohne sie kann die Frage der genauen Lage der empirisch 
begründbaren Altersgrenze mit Hilfe der zuvor herausgearbeiteten formalen Be-
dingungen für die Begründung der Altersgrenze durch Entwicklungsverläufe (Be-
endigung universellen Fehlens, Erreichen universellen Vorliegens oder Verände-
rung des Entwicklungsfortschritts) noch nicht beantwortet werden. I 
.clr.undsätzlich besteht ein Manjiel an empirischen Arbeiten über die Fahrlijssig-
~eit! sei es unter Verschulden, sei es unter Mitverschulden. Dies muß angesichts 
der praktischen Bedeutung der Fahrlässigkeit noch einmal besonders hervorgeho-
ben werden. \ 
In bezug auf das Vergeltung.sR,flichtverständnis liegen Befunde vor, die einer-
seits auf eine frübe kognitive Releyanz des Ersetzens bei zumindest einigm Kin-. 
dern schon im Vorschul alter hinweisen, andererseits aber auch das Aufkommen 
des wertungsbezogenen Verpflichtungsgedankens bei den Spielregeln Vor das AI-
_t~r von sieben Jahren legen. Unter den beiden Voraussetzungen der Validität und 
Verallgemeinerbarkeit der Interpretationen der eigenen Befunde über den Einfluß 
der Ersatzinformation auf die Strafzumessung läßt sich aUfh hinsichtlich der 
Ersatzpflicht das Aufkommen des wertungsbezogenen Yerpflicbwngsgedankens 
krcils in die Yorschulzeit legen. 
Aus den vorliegenden Arbeiten läßt sich aber sicher nicht in befriedigender 
Weise auf das universelle und generelle Ausbilden von Verjieltungspflichtver-
ständnis bis zum Alter von sieben Iahren schließen. Die wissens bezogenen Be-
funde aus den Intelligenztests sind zu lückenhaft, da repräsentative Ergebnisse 
über die Entwicklung des wissens bezogenen Vergeltungspflichtverständnisses 
sich nur auf das Verlustdelikt bezogen. Die eigene 1 TnterSlIcbllng ist die einzige, 
die sich direkt der wertenden Relevanz von Ersetzen im moralischen Urteil an e-
nommen hatte. DIe 10 I r entwickelten Zugänge zum wertenden Erkenntnismo·-
ment des Vergeltungspflichtverständnisses bedürfen noch ergänzender Studien. 
,Als Forschungsdesiderat ist demnach herauszustellen,<daß sowohl die vQrlie.-
gen den Erkenntnisse überhaupt als auch die Validierun der Methode zur Erfas-
sung es wertungs ezogenen erge tungsp ic· tverstandriisses nochweite~~ 
Forschungsbemühungen bedürfen. In bezug auf das Vergeltungspflichtverständ-
nis kann man demnach die schon zur Unrechtserkenntnis erhobene Forderung 
D.ach repräsentativen Untersuchungen wiederholen. Diese hätten sich nicht nur 
auf die wertungsbezogene Seite des Vergeltungspflichtverständnisses zu beziehen, 
sondern müßten, da repräsentative Daten zur Kenntnis der Ersatzpflicht nur für 
die Frage des Verlusts fremden Eigentums erhoben worden sind, die Kenntnis der 
Ersatz flicht auch für andere. Del~kte in ähnlicher methodischer Vorgehensweise 
'Y~jr!!J:!A~'.IK __ erfassen. Beim wertungs ezogenen erge tungsp IC tverstan _. 
nis hätte sich die zukünftige Forschung hauptsächlich zunächst mit der Übe~l?x!i.~ 
fungj der Validität der Methoden zur Messung dieses Erkenntnismoments des 
Vergeltungspflichtverständnisses zu befassen. Danach kann die geforderte reprä-
sentative Bearbeitung der Fragestellung über den Entwicklungsverlauf des wer-
tenden Erkenntnismoments selbst in Angriff genommen werden. 
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Bezieht man auch die entfernter mit der Altersgrenze im deutschen Zivilrecht 
zusammenhängende Steuerungsfähigkeitsfrage in die Betrachtung ,ein., verändert 
sich die Be~ründung der bestehenden Altersgrenze keineswe,gs. Dieser Fragestel-
lung entsprechendes empirisches Befundmaterial oder hinreichende methodische 
Ansätze zur SteuerungsJt3:g,~nil~h der konkreten Gefahrenerkenntnis liegen nicht 
vor. Ledi liclicrf~-'~n em eine Emotionalitäts-Entwicklung und die Entwicklung 
der Kontrollfähigkeit aufgrund von Unterlassungsau or erungen wurden, aller-
dings in einem rechtsirrelevanten Zusammenhang, mit Kindern untersucht. Da 
diese Entwicklungsvorgänge nicht notwendigerweise zur Begründung der beste-
henden Deliktsfähigkeitsgrenze benötigt werden, erscheint dieser Mangel für den 
Rahmen dieser auf die Altersgrenze im Deutschen Recht bezogenen Arbeit nicht 
schwerwiegend, obwohl er in bezug auf die Vorschläge zur altersmäßigen oder 
inhaltlichen Änderung der bestehenden Regelung besagt, daß sich eine Änderung 
nicht auf empirische Fakten über die betroffenen rechts bezogenen Entwicklungs-
verläufe stützen könnte. 
Weiter ist darauf einzugehen, wie die vorliegenden Erkenntnisse in bezug auf 
die forensischen Anforderungen zu bewerten sind. Ihr Aussagengehalt zum Beste-
hen des Vergeltungspflichtverständnisses, zur Indikationstheorie und zum Zu-
sammenhang von Intelligenz und Vergeltungspflichtverständnis oder U nrechts-
erkenntnis befriedigt nicht. Die Forschung war in der Regel nur mit der Prüfung 
des Bestehens und der Art des Zusammenhangs zwischen Maßen der kognitiven 
Entwicklung im allgemeinen und des moralischen Urteilens im besonderen be-
faßt, nicht jedoch mit den erreichten Ausmaßen bei bestimmten Entwicklungs-
ständen, z. B. dem kognitiven Entwicklungsstand als notwendiger, jedoch nicht 
hinreichender Bedingung von Maßen des moralischen Entwicklungsstandes. Wei-
terhin beruhten wenige Beiträge auf solchen repräsentativen Untersuchungen, die 
die Beziehung zur allgemeinen Intelligenz und zu anderen Populationsvariablen 
erkennen lassen. 
'\ Bei dem Vergeltungspflichtverständnis war dies im wissensbezogenen Ansatz 
am weitesten in der Frage der Ersatzpflicht für Verlieren eines Gegenstandes der 
Fall. Dort liegt mit den Intelligenztests HA WIVA und HA WIK Material vor, 
das, wenn es detailliert plubliziert wäre, diese Frage, allerdings nur für den Fall 
des Verlusts fremden Eigentums, befriedigend klären ließe. Man kann aber davon 
ausgehen, daß bei Siebenjährigen die Nennung von Antworten, die sich auf die 
Ersatzpflicht beziehen, im Durchschnitt nur mit etwa mittlerer Häufigkeit auf-
tritt. Daher wäre es forensisch wünschenswert, die Häufigkeit von Antworten 
mit B~zug-aurdie Wiedergutmachungspflicht oder die Ersatzpflicht auch bei 
anderen Delikten zu kennen. Möglicherweise liegt sie bei anderen Delikten hö-
her:-so-(ragtats~chllchbei nörmaler Intelligenz vom Bestehen des Vergeltungs-
pflichtverständnissesJ;),!::i,~i_p:ig!';p pelikte,?- ausgegangen werden kann. Gegenwär-
tig ist das nicht beurteilbar. 
JILder Unrechtserkenntnis lie t zwar mit Lees (1971) Untersuchung eine zah-
len- und altersgruppenmäßig umfangreiche Studie vor, ie vie e rec ts estätigen-
de Aspekte enthielt. Aber sie stammte aus dem US-amerikanischen Raum und 
12€!t_r~.ii.Q~rdurchschnittli~b, beg~~~ Hieraus kann wohl in Hinsicht auf 
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die Altersgrenze eine begrenzte Best:itigung der deutschen Rechtsauffassungen 
über die Unrechtserkenntnisentwicklung abgeleitet werden., Eine empirische Ba-
~is->-die den Zusammenhang von Unrechtserkenntnis und Entwicklungsstand,für. 
~.e.utsche Verhältr1issef()r:ensi~.<;:h verwertbar macht, ist daraus .nicht ableitbar. 
Trotz der verschiedentlich gefundenen mittleren Korrelationen zwischen Maßen 
des konkret-operationalen Denkens, der Intelligenz oder dem Entwicklungsalter 
einerseits und den Argumentationsstufen oder den Piagetschen Moral-Urteilsva-
riablen andererseits, wiesen die Ergebnisse von Taylor & Achenbach auf die 
Problematik einer Orientierung am Entwicklungsalter hin. Zur besseren Beurtei-
lung dieser Frage wäre vor allem die Untersuchung einer repräsentativen Stich-
probe deutscher Kinder unter Einbeziehung unterdurchschnittlich Begabter und 
die Verwendung eines für den gesamten Entwicklungsstand repräsentativen und 
für deutsche Verhältnisse normierten Intelligenzmaßes nötig. 
. der ei eDen Untersuchunglegen.die Prüfung .der Hypothese ti., 
ind.U:' , der Ausbildun er mora ISC en ntersc el ungs-
fähigkeit Bir fahr1iissi~e Delikte nahe Bei EinzeJauswerwng des Urteilsverha ten; ~' , 
der Grundschulkinder der eigenen Untersuchung zeigten sich unter Konstanthal-
tung anderer Stimulusfaktoren neben dem durchschnittlichen Befund auch d~\':Ol1 
_ab.weichc:!l1<iC;!~.e..llxte.ilungen der fahrlässigen Sachbeschädigung. Darunter befand 
sich auch das Jh:teÜ~muster der Gleichbeurteilung fahrlässigen und akzisle.l1te,llen 
Verschuldens bei zusä!.~Ji(;hermorali!>(;he.~.A\;>:\Ye.r~.ll.!llL~_er Stufe intentionalen 
Verschuldens. Dieses könnte als Fehlen des Sorgfaltspflichtverständnisses ausge-
legt werden, wenn von einem Probanden zuverlässig gerade so geurteilt würde. !n-
_4!",~em..fall würden die Ergebnisse. der eigenen Untersuchung auch auf die tat-
s~_<:~lÜ;J! .. b~.~.~nhende Erforderlichkeit individuenerB~&':ltachtung der Deliktsfähig- n 
keil gerade bei fahrlässigen Delikten nach dem Alt.er. von sieben lahren hinweisen. 
Jedoch läßt sich die Hypothese interindividueller Unterschiede in der Beurteilung 
der Fahrlässigkeit angesichts der geringen Stichprobengröße und der Wahrschein-
lichkeit anderer Störeinflüsse auf das Urteil nicht aus den Ergebnissen als gesi-
chert entnehmen. Vielmehr kann man die unterschiedlichen Befundmuster auch 
als Fehlervariation interpretieren. Prinzipiell sprechen die vorliegenden Befunde 
daher im Augenblick nur dafür, eine Untersuchung spezifisch unter dem Aspekt 
der individuellen Auswertung der Verschulden-Stufen-Beurteilungen anzulegen. 
Falls sich dabei dann die beschriebene Urteilstendenz bei Probanden nach dem 
Alter von sieben Jahren reliabel nachweisen ließe, wäre die Erforderlichkeit der 
Erfassung des Vergeltungspflichtverständnisses in der zivilrechtlichen Begutach-
tung eines Minderjährigen empirisch bestärkt. Da bei diesen Probanden keine 
Anhaltspunkte für eine ausgebildete Unrechtserkenntnisfähigkeit bei einer fahr-
lässigen Tat, d. h. für das Sorgfaltspflichtverständnis, vorliegen, könnte die Indi-
kationstheorie der Rechtsprechung bei einem gewissen Teil der zu begutachten-
den Minderjährigen mit einiger Wahrscheinlichkeit nicht angewendet werden und 
müßte, wie Bresser (1972) auch generell meint, das Vergeltungspflichtverständnis 
geprüft werden, um diese Beklagten u. U. exculpieren zu können. 
~chließlich gibt es keine Untersuchung, die man als Beitrag zum Zusammen-
hang von Unrechts- oder Sorgfaltspflichtverständnis einerseits und Yergeltuogs- . 
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c pflichtverständnis. andererseits, d, h. zur Indikationstheorie der Re~bt~iH!~leg\lng, 
auffassen kann. pi~3J!kiinftige.F.orschYJ:.l$ ,hätte also die BegründungAerEechtli-
ehen Indikationstheorie ,noch in Angriff zu nehmen. Hierbei kann der eigene 
Ansatz gewählt werden, die Unterscheidung von Gut und Böse im Strafurteil 
zusammen mit der Wirkung von Ersatzinformation auf das Strafurteil als Indika-
toren für Unrechtserkenntnis und Vergeltungspflichtverständnis zu verwenden. 
~~.1l5~h._~i.e..., Be_~ieh.ung zwischen dem Vergeltungspflichtverständnis, wie es 
z. B. in der Wirkung von Ersatzinformation auf das Strafurteil zum Ausdruck 
kommt, und der Argumentationen-Stufe der Unrechtserkenntnis "gegenüber 
dem Mitmenschen" könnte als Au.~gang~punkt dienen. Der erstere Ansatz hätte 
den Vorteil, nicht auf die verbalen Außerungsfähigkeiten der Probanden angewie-
sen zu sein. Obwohl damit die Unrechts erkenntnis nicht in der rechtlichen An-
forderung "gegenüber dem Mitmenschen" nachgewiesen würde, ist er wegen der 
in der Rechtsauslegung zum Teil verlangten Allgemeinheit der erforderlichen 
Einsicht besonders bedeutsam. Bei Bestehen des erforderlichen Zusammenhangs 
würde nämlich schon die Unterscheidungsfähigkeit von Gut und Böse das Ver-
geltungspflichtverständnis anzeigen können. Bei ihr handelt es sich aber offenbar 
um eine allgemeinere moralische Einsicht als bei der Unrechtserkenntnis gegen-
über dem Mitmenschen, so daß der Nachweis letzterer das Bestehen des Vergel-
tungspflichtverständnisses in höherem Maße nahelegen würde. 
Forschyn!isdesiderati !J<:;g~hen_in.J.o.r.ensis~Jle.LtEnsjch~ also in der Durchfüh-
rung repräsentilztiv.erVptersuchungenunter Berücksichtigung zumindest der zi-
vilrechtlich relevanten Delikteuo,raer'ziViTreclitIlchieIe'yanteö'PopuJationsvana-
blen.·ni~s.~ U~t~~\lS!!~~IH.Qlh!:'Q.~Ü:b einerseits auf da,s ~ergeltungspfll~htv~r­
stänclnis unq cli,eJJQrechtserkeplltni.~, also die Delikt~fähigkeit, beziehen . .Al1d.e:; 
) rerseits solltetl äe .. die Kriterien der Versc~uldensfähi~~eit.~. h~ der konKreten 
Gefahrenerkenntnis ~~YteuerungSThhigkeit nach dieser, einbeziehen, da 
auch diese in einer Zivilklage gegen einen Minderjährigen bedeutsam sind und 
Arbeiten dazu nicht. vorliegen.,Die geforderten repräsentativen Untersuchungen 
müßten jedoch ni~hLnur __ s!en Zusammenhang mit den zivilrechtlich relevanten 
Populationsvariablen bestimmen, sondern genau angeben, in welchem Ausmaß 
zl!.....c:;i~_m bestimmten Alter. bei einer bestimmten Intelligenz usw. die genannten 
Fähigkeiten vorhanden sind. Diese Aufgabenstellung läßt sich in der Gesamtfor-
derung der Erstellung eines testähnlichen Instruments mit entsprechenden Ent-
wicklungsnormen zusammenfassen. Weiterhin bliebe noch die empirische 
Grundlage für die Indikationstheorien der Rechtsprechung zu legen. Jedoch wür-
de eine derartige Zielsetzung nicht die Bereitstellung eines Meßinstruments zum 
Vergeltungspflichtverständnis erübrigen, da möglicherweise einige Minderjährige 
insbesondere bei fahrlässigen Delikten nicht im Besitz des Sorgfaltspflichtver-
ständnisses sind. Bei ihnen wäre selbst bei einer empirischen Bestätigung der 
eindeutigen Schlußmöglichkeit von Unrechts erkenntnis oder Sorgfaltspflichtver-
ständnis auf das Bestehen des Vergeltungspflichtverständnisses die Erfassung des 
Vergeltungspflichtverständnisses entscheidend für die Beurteilung ihrer zivil-
rechtlichen Verantwortlichkeit. 
Begründungskriterien der Geschäftsfähigkeitsaltersgrenze. Bei der entwick-
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lungspsychologischen Begründung der Altersstufe der Geschäftsfähigkeit liegt 
eine andere Situation vor als bei der Deliktsfähigkeit. Nicht die)mmulative Form 
über die Teile Unre(;J1t~e!"kenntnis und Vergeltungspflichtverständnis und über 
di~ Situationen der unerlaubten Handl~ngen, sondeiiidieGegenübersteIlüng von 
lediglich V ?!!~iJe_et:l.~n~~nden. oder V erpf1iEhtuE~l!_~iIl~~~I~e~ende~.~i!!~Il~~E::: __ 
~ klJirungen i~!L!illter~uchen. Bei den lediglich Vorteile erlangenden Willenser-
klärungen sollte sictLdie Fäbj~it zur PrÜfung der h~~.f.bJ~E~erten Gesichts-
~~ineinem relativ e~~_~eitlich.t!IlJ~.;;t.h!!l~ um das siebente-Lebensjahr 
entwickeln .. Bei de!1y_~pflicJ:ltungen ejn~.hli.dknQ~. Wi!J~nse.r:~~gen b~l!.~~t 
.~ie. danIly-nd..aYciLir:L~pät~!:emAlter Il<?c~~Ili~h!. vorzuliegen. Daher wirdhier die 
Bestätigung der Altersgrenze durch eine beschleunigte Zunahme der Fähigkeit 
zur Prüfung der beachtenswerten Gesichtspunkte von Vorteilserlangungen zum 
Alter von sieben Jahren eine besondere Bedeutung für die Begründung der Ge-
schäftsfähigkeitsaltersgrenze erlangen müssen. 
Es ergeben sich drei grundsätzliche Begründungsmöglichkeiten der Altersgren-
ze der Geschäftsfähigkeit. Erstens kann es Vorteilserlangungen geben, wie sie im 
vorigen Kapitel in empirischen Beiträgen zu Wert-Wahrscheinlichkeit- und Wert-
Zeit-Kombinationen gefunden wurden, die sich zu Verpflichtungen enthaltenden 
Situationen umformen lassen. Die Begründung der Altersgrenze wäre dann gege-
ben, wenn vom 7. Lebensjahr an nur bei den benutzten Vorteilserlangungen die 
beachtbaren Gesichtspunkte berücksichtigt werden könnten, während die Beach- L 
tungsfähigkeit in bezug auf die Verpflichtungen enthaltenden Situationen, die 
durch Umformung aus den reinen Vorteilserlangungen entstünden, nicht vorläge. 
Zweitens kann die Fähigkeit zur Berücksichtigung der in der Annahme einer 
Schenkung enthaltenen potentiellen Gefahren oder Verpflichtungen, die nicht 
unmittelbar gegeben sind, begründungsrelevant für die Altersgrenze sein. So 
könnte das rechtsrelevante Problem der Rückgabe einer Schenkung an einen nach 
der Schenkung in Not geratenen Schenkenden von Kindern vor dem Alter von 
sieben Jahren anders aufgefaßt werden als von älteren Kindern. Weiterhin könn-
te, in einem anderen Beispiel, die Erkenntnis der Verpflichtung zur Geschenk-
erwiderung beim Alter von sieben Jahren einen relativ kurzfristigen Entwick-
lungswandel durchmachen. Bei diesen kognitiven Leistungen wäre eine Gegen-
überstellung der Vorteilserlangungen und Verpflichtungen einbeziehenden Situa-
tionen nicht erforderlich. 
Neben den Begründungsaspekten Schutz vor Gefahr und spezifischer Schwie-
rigkeit des Einbezugs ~fljchtender Gesichtspunkte kommt aber drittens auch 
noch eine weitere Möglichkeit der Begründung der Geschäftsfähigkeitsaltersgren-
ze in Betracht. Möglicherweise sind in rechtlichen V~~erlangun~!!...F-.enig~_p 
~~sjsh!§p~l!nJn~ ~tl.J)~a(;h!t!.n als -In einigen Geschäften, die~uch Verpflichtungen __ 
~_h<lhen. Dann wäre zu prüfen, ob die Verarbeitungskapazität von Kindern nach 
dem Alter von sieben Jahren lediglich durch die Anzahl, nicht aber durch die 
inhaltliche Seite der Gesichtspunkte von Geschäften begrenzt wird. Das könnte 
dadurch gestützt werden, daß bei Vorteilserlangungen wie bei Verpflichtungs ge-
schäften nur bis zu einer bestimmten Komplexität der Option die Prüfung aller 
beachtenswerten Gesichtspunkte von mindestens sieben Jahre alten Kindern er-
197 
folgen kann. Aber das würde nicht ausreichen. W eiterbci~_wär~ zu belegen! ~ß, 
die Entwicklung A(!!:Y erarbeituJ:.1g~!<.apazitä.t d~.r Kind.er gerade so verläuft, dair 
z~m-Afi:er von'sieben j ~.hrenI"t1Öglich ';i~d, nur bei allen Arten von rechtlichen 
Vort~i~.erla;;g~ngen-~_~~~FI"~i~jit~~=Q.~~~h~.s'pyn;ki~, zu prüfen. Das setzt 
weIterhin die-Bestätigung der Anl1_~hl!!~_~2~':>.L~.<l~ .. ~i(! ~~gIlitiven l\.Ilforderun-
gen der"<Ien"Kbaren'rechtITch"en-Vorteilserlangungen tatsächli(;h. jmmer geringe.r 
sind als die ~iIlig~~ auch' Ve·rp{iIdltun·genen·~~ait.~~d~~Geschäfte. 
Erkenntnisse und Desiderata zur Geschliftsfähigkeit, ~unächst kann festgestellt 
werden, daß Beiträge über die in reinen Vorteilserlal1gQngen enthaltenen Gefah-
;';;1RiiZkgabe bei späterer NoidesSchenkenden, Verpflichtung zur Geschenk-
erwiderung) nicht vorliegen. Forschungsergebnisse, die in Beziehung gesetzt 
werden können zur Frage der geringeren Komplexität von rechtlichen Vorteils er-
langungen und einer sich daraus bis zum Alter von sieben Jahren ergebenden 
Ausbildung der Fähigkeit zur Prüfung der beachtenswerten Gesichtspunkte gera-
de von Vorteilserlangungen liegen gleichfalls nicht ':'Q!..-
In der Frage der Beachtung von Gesichtspunkten in Vorteilserlangungen aus 
Kombinationen von Stimulus dimensionen konnte auf Entwicklungstrends hinge-
wiesen werden, die in einigen Punkten mit der Gesetzesaussage konform gehen. 
Dies war bei Butzins (1978) Arbeit über die moralische Beurteilung von Hilfen 
für in Aussicht gestellte Belohnungen in Hinsicht auf den Alterszeitpunkt der 
Änderung der Bewertung dieser Handlung der Fall. In der Arbeit von Anderson 
& Butzin (1978) wurde berichtet, .~.'l~A,e.!:._~il1Qezllg der Vorleistu.ng.en.~­
Belohnl:1pggut~iI1:11:!K.A~A!lsbikLlll1K..ges Ei!tb_ez!lgL~~F .~e~~~!~jgkeit iIl. das 
Lohnzuweisungsurteil nachfolgte. Das entspricht der vom Gesetz angenomme-
~ früheren Ausbildung der Fähigkeit zur Beachtung der bevorteilenden Ge-
sichtspunkte vor der der verpflichtenden Gesichtspunkte. Bei den Untersuchun-
gen, die Kombinationen von Werten mit anderen Gesichtspunkten verwandten, 
konnten zwar Hinweise auf einen Wandel in der Verarbeitung von Vorteils er-
langungen im Alter von sieben Jahren beobachtet werden. Es gab aber bislang 
keine systematischen Untersuchungen über den Entwicklungstrend bei solchen 
Aufgaben, die auch verpflichtende Gesichtspunkte einzubeziehen verlangten und 
diese mit der Beachtungsfähigkeit bei reinen Vorteilserlangungen verglichen hät-
ten. Im Prinzip ist das Schema einer solchen Untersuchung aber schon in einer 
.l:j~en Pilo..t-Stu~~ benutzt worden. Die Ergebnisse dieser Pilot-Studie wiesen 
auch bereits auf die Relevanz der Altersvariablen hin. Weiterhin konnte auf eine 
theoretische Konzeption hingewiesen werden, die die Entwicklungsannahme der 
späteren Einbeziehung verpflichtender Gesichtspunkte in den Gesamtwert einer 
<Dption vorhersagen kann. 
Bei der Geschäftsfähigkeit muß wegen des Fehlens entsprechender Ansätze 
noch entschiedener als zuvor bei Unrechtserkenntnis und Vergeltungspflichtver-
ständnis weitere empirische Forschung gefordert werden. Sie müßte die Frage der 
Erwägungsfähigkeit bei Vorteilserlangungen in den beiden Möglichkeiten (Ge-
genüberstellung von Vorteilserlangungen und gleichkomplexen, Verpflichtungen 
enthaltenden Optionen oder Einbeziehung von möglichen Verpflichtungen bei 
V orteilserlangungen) mit repräsentativen Altersgruppen untersuchen. 
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Erweiterungsmöglichkeiten. Die vorliegende Untersuchung ist exemplarisch zu 
verstehen. Daher erscheinen einige grundsätzliche und einige detailliertere Hin-
weise über Erweiterungsmöglichkeiten erforderlich. Zur Erweiterung des Pro-
blembereichs bieten sich direkt im Anschluß an die vorliegende Untersuchung die 
strafrechtlichen Entwicklungsannahmen des Deutschen Rechts an, da sie zum 
Teil in Verbindung mit den zivilrechtlichen Annahmen der Siebenjahresgrenze 
stehen. Auch bei den strafrechtlichen Entwicklungsannahmen können de lege 
ferenda und de lege lata abzielende Fragestellungen verfolgt werden. Die Prüfung 
der empirischen Begründbarkeit der Altersgrenze von \14 J ahre~ aber auch die A cr 
Aufgabe der Erfassung der strafrechtlichen UnrechtserKenmn!LYnd Steuerungs- V 
fähigkeit ergeben sich in Jreser'Rmslcht als Forschungsgegenständeaus den Ge-
setzestexten und Kommentaren. Die StrafIlliil!digkeit im Sinne einer Strafverar-
~,~itungsfähigkeit war im zweiten"Kapltef(vgl. Kap. 2.5.2.) als eine weitere Enr": 
wicklungs annahme des strafrechtlichen Denkens herausgestellt worden. 
Neben diesen und anderen auf weitere Entwicklungsannahmen der Jurispru-
denz bezogenen Forschungsgegenständen bestehen Erweiterungsmöglichkeiten 
auch in methodischer Hinsicht. Darauf soll im folgenden noch ausführlicher 
eingegangen werden, weil sich dabei der exemplarische Charakter der vorliegen-
den Untersuchung auch in methodischer Hinsicht noch besser verdeutlichen läßt. 
Jedoch besteht auch eine Erweiterungsmöglichkeit anderer Art. Bei dieser werden 
die rechtlich relevanten Entwicklungsvorgänge intensiver untersucht, als in bezug 
auf die Erfordernisse de lege lata und de lege ferenda notwendig ist. Dadurch 
könnten dann die Fragen der Entwicklungsverläufe (also nicht nur der Entwick-
lungsstände) und der Entwicklungsdeterminanten bzw. -interdependenzen zum 
Untersuchungsgegenstand gemacht werden. Insofern bekämen die rechtlichen 
Auffassungen einen noch umfassenderen forschyng~~.~E.e.s.~n(I~nC~~r.:~.~~!' als. sie 
schon durch die Erfordernisse de lege ferenda und de lege lata besitzen. Daher 
erscheint es sinnvoll, das Verhältnis von Jurisprudenz und Psychologie als echt 
wechselseitig und nicht nur als hilfswissenschaftlich aufzufassen (Hommers 
1981 ). 
~ge solc~ Forschun~.ilill'~~\!nttI] .. ,1Y.~rJ<g."~1:LY.E).r.J?~~S~Ü~~~,~ .. ~~t9.~~t".:?J~~: 
,_~ezie~~E..s.,~~is~~~.I1: .. ~~,~far!~_n..p!.~~!.=~~~<i_~!:~.t"~~!!~~E!_~~~.~~.h~~~.~~i.~E.h~E 
verschiedenen Erfassun~swei~~..1:uie.:i Yer.gel tu n gspfl j eh tlc::eL:stä n d niss.es.. Bestehen 
~ueller Unterschiede bei,der Bewertung der Fahrläs~igkeit. I?ie Ontogenese 
und die Weiterentwicklung des Sorgfaltspflichtverständnisses .2-g~Lc~kLmurali­
sch~n"lJPt~rscheidul}gsJähigkeÜJijIJ;}hdä~.~ig~s".:Ei<ll1.cl<:!l~,erscheint angesichts der 
uneinheitlichen Befunde (vgl. o. S. 105) bei der Bewertung von Beschreibungen 
fahrlässigen Verhaltens und angesichts des völligen Fehlens (vgl. o. S. 109),...Y.QD-
di~s!:>eziiglich~l1.".~!:!!r..~~l1.L.A.i~"" Ar"&~~~1?:~.~~E::'I1:..~~,:~~,!,~!.~E:!_,überhau pt als ein 
vernachlässigter Forschungsgegenstand des moralischen Urteilens. Seine umfas-
sendere Bearbeitung würde nicht nur die rechtlichen Belange treffen, sondern 
auch den Erkenntnisstand über die Entwicklung moralischer Urteile verbessern. 
So wäre z. B. klärenswert, warum Grundschüler und Erwachsene unterschiedli-
che Bewertungen der Fahrlässigkeit vornehmen. 
Eine weitere hier anzuführende Aufgabenstellung wäre, den Entwicklungsver-
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lauf der im Rechtszusammenhang bedeutsamen Kognitionen interkulturell ver-
gleichend zu untersuchen. Dabei kann aber neben der Frage des Bestehens eines 
Einflusses gesellschaftlicher Unterschiede auf die betrachteten Entwicklungsver-
läufe auch der Gesichtspunkt der empirischen Fundierung der rechtsvergleichend 
vorhandenen Unterschiede in den Altersgrenzenregelungen bearbeitet werden. 
Die ethnologischen Untersuchungen von Rogoff et al. (1975) und auch der 
Rechtsvergleich zeigten, daß interkulturelle Unterschiede in den Altersgrenzen 
der Verantwortlichkeit bestehen. Diese können mit unterschiedlichen kognitiven 
Anforderungen der Gesetze an die Kinder und Jugendlichen einhergehen, so daß 
die unterschiedliche Lage von Altersgrenzen dadurch begründbar wäre. Dies 
bliebe in eingehenderen rechtsvergleichenden und empirischen kulturvergleichen-
den Studien festzustellen. Deren Ergebnisse können aber auch besagen, daß ein 
Teil der Altersgrenzen der verschiedenen Rechtsfamilien nicht durch empirisch 
feststellbare Entwicklungsverläufe gestützt werden könnte. Außerdem wäre 
denkbar, daß die Entwicklungsverläufe in unterschiedlichen Kulturkreisen, d. h. 
Rechtsfamilien, unterschiedlich in Erscheinung treten, so daß auch bei gleichen 
kognitiven Anforderungen unterschiedliche Altersgrenzen begründ bar oder gar 
ihre Existenz entbehrlich wären. 
- Weiterentwicklung des VergeltungspjZichtverständnisses: Im Vergeltungs-
pflichtverständnis kann eine rechtliche Thematik auch über de lege late und de 
lege ferenda hinaus zu einer entwicklungspsychologischen Fragestellung gemacht 
werden. Indem die Rechtsprechun~ zur zivilrechtlichen Verantwortlichkeit nahe-
legte, das"A.],ll~ommenein~::t!.rst:t:Il Vergeltungspflichtvem~ndnisses als wesentli-
che eotwicklllngsbedingte VoranssetZlIng der Delikrsfäbigkeit der Minderj~ 
genautzufassen, unt~~tellte sie zugleich, daß sich das V~!:g~*tlEg_spflicht~er-:: 
stänQpis weiterentwickelt, nachdem es in einer ersten Form aufgetreten ist. Aus-
drücklich wurde das deutlich a~_der Ablehnung der deliktrechtlichen Erforder-
lichkeit. die genaue Form der Erfüllung der Vergeltungspflicht zu wissen. Diese 
Auffassung macht entwicklungspsychologische Erkenntnisse über die Weiterent-
wicklung des Vergeltungspflichtverständnisses rechtsirrelevant, zumindest wenn 
eine befriedigende Methode zum Nachweis des aufgekommenen Vergeltungs-
pflichtverständnisses verfügbar ist. Die Entwickll:l.I1KsPsychologie des morali-
schen Urteilens kann aber völligJ,lnabhängigdavon in der Weiterentwicklung des 
Vergeltungspflicht~erstiin:dnisses einen lohnensw.erten forschungsgegenstand er-
blicken. Insbesondere gilt das für die Weiterentwicklung des wertenden Erkennt-
nismoments des Vergeltungspflichtverständnisses. 
Zuvor waren schon mehrere vorstellbare Bereiche der Weiterentwicklung des 
, werte~ck;;Mo~ents desVergelt~ng~pflichtverständnisses angedeutet worden, 
z. B:l~-Zusa~~~;"e;;-h~g-'mlt-den-PiagetschenRegelverstandnisstufen und den 
Kohlbergsehen Argumentationsstufen (vgl. o. S. 124ff.). Auch in der Abhängig-
keit der Strafzumessung von Ersatzleistungen sind Ansätze für quantitative und 
qualitative altersabhängige Veränderungen enthalten. Als eine quantitative alters-
abhängige Veränderung war z. B. das relativ hohe Ausmaß des Einflusses der 
Ersatzleistungsinformation in den Ergebnissen der eigenen Untersuchung hervor-
getreten (vgl. o. S. 154). Die Lage der Nullstelle der subjektiven Bewertungen von 
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Ersatzleistungen, also zu wieviel Ersatzleistung man nach Auffassung einer Vp 
verpflichtet ist, bildet möglicherweise eine weitere quantitative Variable mit alters-
abhängigen Veränderungen (vgl. o. S. 160). Q1!~li!<l!~,,~~ntwic~lunK~};te_dingte.Än­
derungen treten Illöglicherweise in der Zahl. der auf. die Strafzumessung Einfluß 
nehmenden Variablen und der Art dieser Einflüsse hervor (v gl. o. S. 155 und 158). 
An dieser Stelle erscheint es angebracht, auf weitere potentiell die Strafzumessung 
beeinflussende Variablen hinzuweisen, die für die Weiterentwicklung des Vergel-
tungspflichtverständnisses charakteristisch sein können. Diese gehen von den 
Elementen aus, die in der den Vpn zur Beurteilung vorgelegten Beschreibungen 
von Ersatzleistungen enthalten sind. 
Die bisherige Vorgehensweise zielte auf die alters abhängigen Wirkungen des 
Ersatzleistungsausmaßes ab. Das lag wegen der quantitativen Konnotation des 
Begriffs der "Pflichterfüllung" nahe. Jedoch besitzt das wertende Erkenntnismo-
ment des Vergeltungspflichtverständnisses möglicherweise weitere Merkmale, die 
in der Strafzumessung zum Vorschein kommen. Auf jeden Fall hat eine erfolgte 
Ersatzleistung nicht nur ein quantitatives Ausmaß, sondern geschieht unter be-
stimmten angebbaren näheren Umständen. Aus diesen konstituiert sich die Be-
schreibung einer Ersatzleistung in einer Geschichte, wenn man diese Ersatzlei-
stung in der Geschichte ausführlich beschreibt. In dieser Hinsicht wären z. B. die 
Freiwilligkeit der Ersatzleistung, die Selbstbeteiligung und die Motive des Täters 
bei der Ersatzleistung zu nennen. Zu untersuchen wäre also, ob und zu welchem 
Alter auch diese Konstituenten v;~-Ersätzleist1ingen die Strafzumessung beein-
flqs..s.ell,.., 
Entwicklungspsychologisch ergeben sich zwei Möglichkeiten, wie sich solche 
Konstituenten der Ersatzleistungsinformation in der Strafzumessung als Anzei-
chen von Vergeltungspflichtverständnis bemerkbar machen können. Einerseits 
besteht die Möglichkeit, daß sich in den Alterszeitpunkten, zu denen sich die 
verschiedenen Konstituenten in der Strafzumessung auswirken, eine Abfolge er-
gibt. Dann wären diese Einflüsse unter dem Gesichtspunkt der Weiterentwick-
lung des Vergeltungspflichtverständnisses bedeutsam. Andererseits könnten ihre 
Einflüsse auch schon beim Aufkommen des ersten Vergeltungspflichtverständnis-
ses zusammen auftreten. In dem Falle würden sie bei der Begründung der delikt-
rechtlichen Altersgrenze eine Rolle spielen. Daher sind die hieran anschließenden 
Untersuchungen unter beiden Aspekten durchzuführen. 
Neben der Bestimmung der Alterszeitpunkte, von denen an bestimmte Konsti-
tuenten von Ersatzleistungsbeschreibungen auf die Strafzumessung Einfluß neh-
men, wäre auch unter dem Gesichtspunkt der Weiterentwicklung des Vergel-
tungspflichtverständnisses interessant, wie diese Einflüsse beschaffen sind-Die." 
~!t.der Einflußnahme des Ersatzleistungs~ll.,sIll.a§~S_:vy:eLSj<!tQn,.ili..$,:iI!<e.}Y~~.~l]tli­
che Komponente des Nächweises des VeEge.hlJngspfl.icht.v.erstän.dnis.!i,e,~)Jl_qer .. ei-
geiiep:ani~tili~ll~gghera:ü~g~s~~U~ worden. Q hU,e,9ie Almah!l1.~_ein,er ,m\!h.ipJih,a; 
. tiveI)JlrJeit~r.~gel war der Ansatz, der die Ausbilg!:!l1Keiner~u,bL~~~i.y:~n~Elht!;JJe 
derB,~:vv,ertllllg.YQn:.ErsiU.leistungsausmaß.en .. als ,.Anzeichen,eines.Y~rg"ell1I_n~­
pflichtyerständnisses auffaßte, praktisch nicht durchführbar(ygl. o. S. 162). Die 
Art der Einflußnahme der Ersatzleistungsausmaße im Zusammenwirken mit der 
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Verschulden- und der Schaden-Information war auch als ein besonderer For-
schungsgegenstand bei der Bestimmung der Rolle der Ersatzleistung in morali-
schen Urteilen und deren Entwicklung hervorgehoben worden (vgl. o. S. 152ff.). 
In der Art des Einflusses von weiteren Konstituenten der Ersatzleistung auf die 
Strafzumessung läßt sich aber sowohl ein weiterer Bereich qualitativer Aspekte 
des Aufkommens oder der Weiterentwicklung des Vergeltungspflichtverständnis-
SeS, als auch ein weiterer Bereich der Bestimmung der Bedeutung von Ersatzlei-
stungsinformationen für moralische Urteile erblicken. 
Methodisch wäre prinzipiell eine dem Vorgehen in der eigenen Untersuchung 
über die Auswirkung der Ersatzleistungsausmaße in der Strafzumessung entspre-
chende Untersuchungsstrategie zu verfolgen. Darari zeigt sich, daß der inhaltliche 
Erweiterungsgesichtspunkt der Weiterentwicklung des Vergeltungspflichtver-
ständnisses mit einer umfassenderen Anwendung des eigenen methodischen An-
satzes verbunden werden kann. Die jeweils betrachteten Konstituenten der Er-
satzleistung wären in mindestens zwei Abstufungen als Komponenten von zu 
beurteilenden Geschichten mit anderen Komponenten nach einem faktoriellen 
Versuchsplan zu kombinieren. Nach geeigneten Versuchsvorbereitungen in einer 
Instruktionsphase wären dann zu jeder der so entstehenden Geschichten quanti-
tative Urteile auf einer Schätz skala von den Versuchspersonen abzugeben. Aus 
den Effekten der Komponenten auf die Urteile würde dann unter Anwendung 
von Verfahren des Funktionalen Messens (Anders on 1974) auf die Art der Ein-
flußnahme und auf das Bestehen einer Einflußnahme überhaupt geschlossen. 
Grundsätzlich erscheint es auch möglich, jeweils zwei derartige Geschichten zu 
einem Paar zusammenzustellen und dann die Geschichte angeben zu lassen, bei 
der z. B. höhere Strafe gegeben werden soll. Die weitere Analyse der Wahlurteile 
müßte dann mit den Methoden d~s "conjoint measurement" (Krantz, Luce, Sup-
pes & Tversky 1971) erfolgen, die nur eine Ördlnalsblenqualität der Urteile 
voraussetzen. Das entwicklungspsychologische Problem läge aber bei diesem 
Vorgehen darin, daß die Wahlmethode eine erheblich höhere Anforderung an die 
Gedächtniskapazität der Kinder stellen würde. Daher könnten noch mehr als 
möglicherweise auch beim Schätz urteil Vereinfachungsstrategien der urteilenden 
Kinder die Qualität der Daten beeinträchtigen. Beide Vorgehensweisen würden 
aber die Erreichung der vom Verfasser dieser Arbeit verfolgten Zielsetzung för-
dern, aus der Beurteilung von systematisch zusammengestellten Geschichten 
Aufschluß über kognitive Entwicklungsstände des moralischen Urteilens zu ge-
winnen. Diese Zielsetzung bildet auch den Hintergrund der im folgenden be-
schriebenen strafrechtlichen Anwendungsmöglichkeit des in der eigenen Unter-
suchung über die Wirkung von Ersatzleistungsausmaßen auf ~ie Strafzumessung 
sichtbar gewordenen Ansatzes. 
- Steuerungsfähigkeit nach der Unrechtserkenntnis aus der Sozialbindung: 
Eine Anwendung von methodischen Ansätzen, die in der vorliegenden Untersu-
- chung in Verbindung mit der zivilrechtlichen Handlungsfähigkeit bzw. der damit 
verbundenen Altersgrenze von sieben Jahren dargestellt wurden, auf die Pro-
ble~stellungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 0 .... 4es 
Jugendlichen ~ac em ter von 14 Jahren ersch~Et in bezug autbeide Konsti-
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tuenten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit möglich. Bei der UIJJc::cht!ier-
kenntnis ergibt sich diese Anwendungsmöglichkeit direkt aus dem aufgewiesenen 
s~chli~ .. l1_en und empirischen Zusammenhang zwischen dem .z:<:.i~tpunkt vermehrten 
AJlftr~_tens und der Defin~tion der Stufe 4 (~echt und Ordnung) Kohlbergs. Bei _ 
der Steuerungsfähigkeit nach der Unrechtserkenntnis ist diese Anwendungsmög-
lichkeit durch einen eigenen Ansatz aber erst zu entwickeln. Dieser eigene, im 
Tolgenden umschriebene Ansatz läßt sich dann aber in Analogie auch bei der 
zivilrechtlich erforderlichen Steuerungsfähigkeit nach der Gefahrenerkenntnis 
verwenden, so daß es auch von daher berechtigt erscheint, diese weiteren metho-
dischen Konsequenzen der vorliegenden Untersuchung an dieser Stelle darzu-
legen .. 
Zur Prüfung der Fähi keit der Unrechtserkenntnis aus der Sg~ialbin(hlllg 
körinte~man SIch 0 enbar an die Stufen onzeptlOnKo erg~ .. :m .. ~.JJ,~Q, Ier 
bteibt aber noch die Aufgabe, den Einfluß der verbalen Äußerung auf die Nach-
weismöglichkeit der Unrechtserkenntnis aus der Sozialbindung zu prüfen (vgl. 
o. S. 109). Diese Frage ist deswegen besonders untersuchenswert, weil sich einer-
seits mit dem Kohlberg-Interview durchaus nicht universell zum Alter von 
14 Jahren das Erreichen der Stufe 4 nachweisen ließ, andererseits weil die verbale 
Äußerung u. U. nur ein hinreichendes Kriterium für die Fähigkeit zur Unrechts-
erkenntnis aus der Sozialbindung darstellt. Mit Methoden wie dem Wahl urteil 
od,er dem Schätzurteil würde sich möglicherweise die Fähigkeit zur Unrechtser-
kenntnis aus der SOZIalbindung valider nachweisen lassen. Im folgenden wird 
gezeigt, daß sich eine derartige Erfassung der Unrechtserkenntnis aus der Sozial-
bindung u. U. mit der Erfassung eines Moments der strafrechtlich erforderlichen 
Steuerungsfähigkeit kombinieren läßt. Das deutet darauf hin, daß die schon im 
Kohlbergschen Argumentationen-Ansatz enthaltene Potenz zur Erfassung "per-
sonnaher", über die Unrechts erkenntnis hinausgehender Aspekte des morali-
schen Urteils (vgl. o. S. 118) trotz der Aufgabe der verbalen Äußerung seitens des 
Probanden erhalten bleiben kann. 
, Die Steuerungsfähigkeit, auch Willensbildungsfähigkeit, wird im Gesetz oder 
in der Rechtsprechung mehrfach (§ 276 BGB, § 3 JGG, §§ 19,20 StGB) beachtet. 
Dabei tritt sie zum Teil in Verbindung mit einer anderen Fähigkeit auf: In ~ 
IGG und §§ 19, 20 StGB mit der Unrechtserkenntnis, in § 276 BGB mit der 
.Gefahrenerkenntnis. Die Steuerungsfähigkeit wird aber alsJ!ine. eigeo~tändlg~· 
Voraussetzuog der Scbllld- oder VerscbuldeQifäbigkiit 9@trasatet. 
~anger (1948) äußerte sich kritisch gegenüber der Trennung von Unrechts er-
kenntnis und Willensbildungsfähigkeit. E.J:.meinte diese besser als ganzheitliEhe~ 
System auffassen zu.könn~ .. da.s_nirotz~Iglic::4c::t:J?~X.,~!]. Auch in der Rechtsge-
schichte wurde die Beachtung einer besonderen Willensbildungsfähigkeit erst im 
19. Jahrhundert gefunden. Die Aufklärungsphilosophie unterstellte dem mensch-
lichen Willen pauschal die Orientierung an seinen Erkenntnissen. Die jugendge-
richtliche Rechtsprechung nahm ebenfalls anscheinend wenig Notiz von dem 
Erfordernis des Willensbildungsfähigkeitsnachweises (Keller, Kuhn & Lempp 
1975). 
Es besteht offenbar ein Spannungsfeld, das möglicherweise durch kognitiv-
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psychologische Forschung behoben werden könnte. Der dazu vorzubringende, 
im folgenden noch auszuführende Vorschlag wäre, ähnlich wie bei der Frage der 
Geschäftigkeit, zunächst einmal eine Voraussetzung der Willensbildung im 
kognitiven Bereich, wie z.B. die Fähigkeit zur Prüfung von in Betracht kommen-
den Gesichtspunkten, zu untersuchen. Ein entsprechendes Untersuchungsverfah-
ren zur Steuerungsfähigkeit soll im folgenden entworfen und begründet werden. 
Es stellt sich dabei heraus, daß es u. U. auch den gleichzeitigen Nachweis der 
Fähigkeit zur Unrechtserkenntnis aus der Sozialbindung erlaubt. Das Untersu-
chungsverfahren besitzt einen sachgegenständlichen psychologischen und einen 
methodischen Ausgangspunkt. 
Der pSy'~"hologisch*,A.llsganglipuokt .dc::s Verfahrens geht von den Bedingungen 
für dje tl~d.~elexauz einer Kognition au~. Eine kognitive Voraussetzung für 
di"e-Ste~erungsfähigkeit nach der Unrechtserkenntni~ betrifft die Stellung der.l1n.-
rechts erkenntnis unter anderen möglicherweise mit der Unrechtserkenntnis kon-
kurrierenden, handlungs relevanten KpgnirjoQen. Nur wenn die Unrechts er-
kenntnis im Verhältnis zu den anderen ewichti genug ist, kann sie selbst als 
hemmen e Gegenvorstellung . handlungsrelevant werden. Diese hemmende 
Handlungsrelevanz der Unrechtserkenntnis kann aus situativen oder aus situa-
tionsunabhängigen persönlichen Gründen gestört sein. Das folgende Verfahren 
soll einen Ansatz beispielhaft beschreiben, mit dem die situationsunabhängige, in 
der Person des Probanden beruhende Einschränkung der Handlungsrelevanz der 
Unrechtserkenntnis erfaßt werden kann. 
Der methodische Ausgangspunkt ist, daß quantitative Einschätzungen ein hin-
t:richend sensibles Verfahren sind, um die relative Gewichtung von Kognitionen 
--.d.eL."U.nt:~ch~ser..kenntnj_~ __ g~~_~~be~ anderen handlungs relevanten Kognitionen 
hemmender oder fördernder Art zu bestimme~~robanaeii-s-öllen~qefi~k-' 
teur von Geschichten. beurteilen, die. einem mehrfa,}uoi-ieHen Geschichtenver=-
suchsplan 'en!.s!~mnl~p, Ü!eblkt~re~'d~'s Versuchsplans, d. h.di~ Komponenten 
derGe-sch{~Ilten, würden einerseits Abstufun en der etwa in Anlehnung an Kohl-
~rgs Stufen formulierte!)-, dem Akteur der Geschichte unterstellten Unrec tser-
kenntnis unq andererseits weitere je nach dem Geschichteninhalt (Delikt) auszu-
wählende tatfördernde oder tathemmende Gesichts unkte umfassen. Damit wird 
in den zu entwlc e n en Geschichten zwar eine Variante des Dilemmata-Ansat-
zes Kohlbergs realisiert. Jedoch werden mehrere Intensitätsabstufungen eines 
Dilemmas dadurch gebildet, daß mehrere tatfördernde Gesichtspunkte systema-
tisch kombiniert den tathemmenden Unrechtserkenntnissen gegenübergestellt 
werden. Ein Beispiel soll das verdeutlichen. 
In dem folgenden BeispieP) werden die Unrechtserkenntnisse als Stufen Ul bis 
U4 und die beiden tatfördernden bzw. t;themmenden Variablen Vl, V2 undWl, 
.W2 angegeben: 
1) Dieses Beispiel soll dazu dienen, die Prinzipien des eigenen Ansatzes zu verdeutli-
chen. Es erhebt keinerlei Anspruch auf eine besonders gute Lösung der einzelnen Abstu-
fungen der drei Geschichtenkomponenten U, V und W. 
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"Heinz und Hans gehen zusammen die Straße entlang. Heinz findet eine Geld-
börse mit 100,- DM. Heinz steht vor der Frage: Behalten oder abgeben? 
Heinz denkt (Variable U): 
VI) Vm Strafe zu vermeiden, wäre es wohl besser, die Geldbörse abzugeben. 
V2) Der Verlierer wäre durch Behalten des Fundes wohl sehr geschädigt. 
V3) Bei Behalten wäre er den Erwartungen seiner Eltern von ihm nicht nachgekommen. 
V4) Bei Behalten des Fundes würde er ein schlechtes Beispiel geben. 
Heinz überlegt, was er denn mit dem Geld machen könnte (Variable V): 
VI) Er könnte sich die dringend gewünschte Stereo-Anlage kaufen. 
V2) Er hat keine Verwendung für das Geld. 
Der ihn begleitende Hans hat folgende Meinung dazu. Er sagt (Variable W): 
WI) "Tu was Du willst." 
W2) "Wenn Du es abgibst, halte ich Dich für einen großen Dummkopf." 
Schließlich behält Heinz das Geld und wirft das Portemonnaie weg. Wie 
schlecht war das von Heinz? 
Aus den quantitativen Beurteilungen sollen sich Schlußfolgerungen über die 
Unrechtserkenntnisfähigkeit und das kognitive Moment der Steuerungsfähigkeit 
nach der Unrechtserkenntnis ergeben. Haben die Unrechtserkenntnisabstufun-
gen einen unterschiedlichen Einfluß auf das Urteil, dann wäre davon je nach der 
besonderen Ausprägung dieser Unterschiede die Unrechtserkenntnisfähigkeit be-
troffen. Wie im einzelnen eine Zuordnung von Unrechtserkenntnisfähigkeiten 
und quantitativen Beurteilungen der vorformulierten Abstufungen der U-Kom-
ponenten der Geschichten vorzunehmen wäre, bliebe noch von einer besonderen 
Untersuchung zu klären. Man hätte sich dazu mit entsprechenden "objektivieren-
den" Erhebungsverfahren im Bereich des Kohlbergschen Ansatzes (Rest 1976, 
Lind 1978) auseinanderzusetzen. Lassen sich bei einem. nachweisbaren Einflu6._ 
der U-Komponenten der Geschichten auf die Urteile auch Anhaltspunkte dafü~ __ 
finden, daß die Unrechtserkenntnisse ein höheres Gewicht als die anderen hand-
lungsrelevanten Informationen besitzen, dann wäre davon die Steuerungsfähig-
keit nach der Unrechtserkenntnis betroffeni Die Unrechts!;)rk~!lnmisi!lfQrmation 
wäre dann ewichti er für das Urteil als die jeweils in <ii~ .. GC!schichten ein ebau-
ten weiterenharidlun srelevanten Informationen. Das önnte man als Nachweis 
äituclnierpreiieren.;ait bei dem urteilen en Pro anden prinzipiell keine situa-
tionsunabhängigen, kognitiven Einschränkungen der Handlungsrelevanz der Un-
rechtserkenntnis, d.h. der Steuerungsfähigkeit nach der Unrechtserkenntnis, be-
stehen. 
Auf die technischen Probleme dieses Ansatzes bei der Bestimmung der Rela-
tion der Gewichte der Information der Geschichten und der forensischen Anwen-
dung kann hier nicht ausführlich eingegangen werden. Dies muß Gegenstand 
einer besonderen Abhandlung bleiben. Im Prinzip sind zur Bestimmung der 
Relation der Gewichte aber die Möglichkeiten, die sich aus den Ansätzen des 
simultanen Messens (Anderson 1974; Kranz, Luce, Suppes & Tversky 1971) 
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ergeben, zu nutzen. _Das Funktionale Me~~ vOll Anderson J} 974) erscheint 
besonders aussichtsreich! weil dort ein Durchschnittsbildun~~IE2del! kon~p~rt 
worden ist. Dieses sieht Informationsgewichte als unabhängige Größen_neben 
Informationswerten vor, so daß möglicherweise auch über die relativen Größen 
der Gewichte auf empirischer Grundlage befunden werden könnte. Weiterhin 
wäre es in forensischer Hinsicht grundsätzlich möglich, jeweils für den vorliegen-
den Fall geeignete Geschichtenkomponenten zusammenzustellen, so daß der An-
satz hinreichend flexibel für die praktische Anwendung erscheint. Da die straf-
rechtlich erforderliche Steuerungsfähigkeit aber individuell nachzuweisen ist, wä-
re die einzelfalldiagnostische Validität des Verfahrens besonders klärungsbedürf-
tig. Dabei kann ergänzt werden, daß dieser Ansatz auch bei einer Prüfung der 
Gültigkeit der strafrechtlichen Altersgrenze des Deutschen Rechts in einer ent-
wicklungspsychologisch hinreichend umfassenden Erhebung verwendbar wäre. 
Eine deliktrechtliche Anwendung dieses Ansatzes wäre bei der Feststellung der 
Steuerungsfähigkeit nach der Gefahrenerkenntnis möglich, die im Zusammen-
hang mit der Verschuldensfrage bei fahrlässigen unerlaubten Handlungen eines 
Beklagten zu beantworten wäre. Bei dieser Problemstellung wäre die Berücksich-
tigung der Gefahrenerkenntnis als hinreichend gewichtig gegenüber anderen Ge-
sichtspunkten zu bestimmen. Dies könnte durch Ersetzen der Variablen der dem 
Akteur unterstellten Unrechtserkenntnis durch eine ihm in den Geschichten un-
terstellte Abstufung der Gefahrenerkenntnis erfolgen, so daß die Gefahrener-
kenntnis gegenüber anderen tatfördernden oder tathemmenden Kognitionen zu 
beurteilen wäre. Im Vergleich zu der strafrechtlichen Anwendung dieses Ansatzes 
bei der Steuerungsfähigkeit aufgrund der Unrechtserkenntnis hätte die weitere 
Prüfung seiner zivilrechtlichen Tragfähigkeit nur den altersdurchschnittlichen 
Verlauf der so feststellbaren Handlungsrelevanz der Gefahrenerkenntnis zu un-
tersuchen. 
Insgesamt schejnt dje quantitative Einschätzung von .k.QI1lQ.iIJi(!rJ~!!JQf9rma!i.<?.: 
ne'ö-sicb als ejn grundlegender Ansatz für d.ie Erf!1~~_1!!!g v:<?!!_ .. gelikt~, kolltrakt-
lind 'itrafrechtlic.h~Lele1laIlten..kognitiven.Fähigkeiten zu erweisen. Dieser sollte de 
lege lata und de lege ferenda genutzt werden. A !1erdings leistet die quantitative 
Einschätzung von Informationen keinen direkten Beitrag zur Erfassung der 
-fueuerungsfähigkeit in den konkreten Handlungssituatiänen. Man könnte SlCIl 
hier der Auffassung Sprangers (1948) anschließen und eine über den beschriebe-
nen Vorschlag hinausgehende. Untersuchung der eigentlichen Steuerungsfähig-
keitsfrage f\,ir überflüssig oder unlösbar halten. Ein Anreiz für eine weitergehende 
Fragestellung ergibt sich aber dann, wenn man bereit wäre, künstlich Erregungs-
zustände von urteilenden Probanden herzustellen, die den Zuständen bei Bege-
hung von Straftaten oder unerlaubten Handlungen ähnlich sind und in denen die 
Probanden ebenfalls Informationen, wie oben erläutert, beurteilen sollen. Zeigen 
sich dabei andere Ergebnisse als in erregungsmäßig normalen Zuständen, wäre die 
These der Überflüssigkeit weiterer Berücksichtigung der Steuerungsfähigkeit wi-
derlegt. Insofern könnte der vorgeschlagene Ansatz zur Erfassung eines kogniti-
ven Moments der Steuerungsfähigkeit auch zur Klärung der umfassenderen Pro-
blemstellung der Steuerungsfähigkeit beitragen. 
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0~samiEiili} ß!!stätigung oder Widerlegung der zivilrechtlichen Alters_grenze 
vom vollendeten siebenten Lebensjahr stehen sich als angestrebte Gesamturteile 
der vorliegenden Untersuchung gegenüber. Der vorliegende Erkenntnisstand läßt 
aber weeer eile S~h.l1!ß d.eLBestätig\).!l~n()~hE~~ße!..~ider~.[ung der Altersgren-
ze vom vollendeten siebenten Lebensjahr als eindeutiges Gesamturteil zu. Im 
Augenblick spricht jedoch nichts für eine Änderung der bestehenden Altersgren-
ze vom vollendeten siebenten Lebensjahr zur Geschäfts- und Deliktsfähigkeit. 
Eine Widerlegung der bestehenden Altersgrenze ist durch die dargestellten 
Befunde offenbar nicht erfolgt. Die Vermutung, daß Kinder mit sieben Jahren 
Einsicht in Unrecht und Vergeltungspflicht haben, wird durch die empirischen 
Forschungsergebnisse z. B. keineswegs falsifiziert. Vielmehr erhärten c!ie US-
amerikanischen Befunde über die Entwicklung von moralischen ArguI!lentatj(): 
neo die Rechtsyermutung sogar eher, als_c1aß _sie-~ie widefI~ge_n.-Daß Kinder 
weiterhin die erforderliche Einsicht in die Yer~eltun~spflicht wesentlich vor sie-
.m Jahren erlangen, erscheint aufgrund der deutschen Befunde über das Wissen 
von der Ersatzpflicht für einen verlorenen Gegenstand, der einem anderen ge-
hört, wenig wahrscheinlich. Sofern es sich bei dieser besonderen Einsicht nicht 
um eine besonders spät erreichte handelt, bleibt schon von daher eine V orverle-
gung im Sinne von Deutsch (1976, S. 302) auf das vollendete sechste Lebensjahr 
ohne empirische Stützung. 
-Als eindeutige Bestätigung der bestehenden Altersgrenze kann diese Befundsi-
tuation jedoch auch nicht aufgefaßt werden. Das Wissen über die Ersatzpflicht 
für einen verlorenen Gegenstand reichte auch im Grundschulalter nicht an 100% 
heran..!.. wie es von der Rechtsvermutung des Vorliegens der zivilrechtlichen Ver- _ 
antwortlichkeit nach dem Alter von sieben Jahren her erforderlich wäre. ~khe.s4 
Ausmaß an Vergeltungspflichtv(!rstän,dnis mit dem siebenten Lebensjahr in Hin- J 
sicht auf Werten- und Wissen-Können und in Hinsicht auf die verschiedenen 
Deliktmöglichkeiten erreicht wird, ist weitgehend ungeklärt. Gerade wegen der 
fundamentalen Bedeutung der Entwicklung des Vergeltungspflichtverständnisses 
für die Deliktsfähigkeit wären aber genauere Kenntnisse notwendig. Schließlich 
ist hier auch anzuführen, daß die bestätigenden Befunde in der Frage der Un-
rechtserkenntnis nur aus US-amerikanischen Untersuchungen stammen. Daher 
ist zunächst eine explizite und für Deutschland repräsentative, umfassende Unter-
suchung der Entwicklung von Unrechts erkenntnis und Vergeltungspflichtver-
ständnis nötig, bevor ein definitives Bestätigungsurteil über die Validität der de-
liktrechtlichen Altersgrenze abgegeben werden kann. 
)Ton der Geschäftsfähi~keitsaltersgrenze her ist ähnlich zu argumentieren. Eine 
Widerlegung der bestehenden Altersgrenze durch entwicklungspsychologische 
Befunde ist keineswegs möglich. Das Gegenteil, eine Bestätigung, ist aber auch 
nicht erfolgt. Einzelne Untersuchungen weisen auf die Zulässigkeit der Vermu-
tung hin, daß bevorteilende Gesichtspunkte eher beachtet werden können als 
benachteilende. Systematisch ist dies aber nicht untersucht worden. Insbesondere 
fehlt die Klärung der altersmäßigen Übereinstimmung zwischen Entwicklungs-
verlauf und Altersgrenze. 
Insgesamt bleiben noch viele Einzelaspekte der empirischen Begründung der 
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bestehenden zivilrechtlichen Altersgrenze und der weiteren damit verbundenen 
zivilrechtlichen Entwicklungsaussagen unbefriedigend durch empirische For-
schung behandelt. Insbesondere fehlen noch Anhaltspunkte für die spezifische 
Art der empirischen Begründung der deutschen zivilrechtlichen Altersgrenze 
vom vollendeten siebenten Lebensjahr. Es ist nicht entscheidbar, ob die Alters-
grenze mehr durch die Entwicklungsvorgänge, die zur Deliktsfähigkeit führen, 
oder mehr durch diejenigen, die zur Geschäftsfähigkeit führen, oder aber durch 
beide in gleicher Weise begründet werden kann . 
. Bei Einbezu~ der Steuerungsfähigkeit in die Altersgrenzenkriterien des Zivil-
rechts würde den vorliegenden Erkenntnissen über die Emotionalitäts- und Kon-
. trollfähigkeitsentwicklung der direkte Bezu~ zur dann ~egebenen rechtlichen 
Problemstellung fehlen, um eine Änderung der Altersgrenze empfehlen zu kön-
nen. Entsprechende definitive Schlüsse de lege ferenda zur Deliktsfähigkeitsgren-
ze sind entgegen Dauner (1980) oder Wille & Bettge (1971) hinsichtlich Beibehal-
tung oder Änderung auch bei Einbeziehung der Steuerungsfähigkeit offenbar 
verfrüht. 
In methodischer Hinsicht liegt das Ergebnis der vorliegenden Untersuchung im 
Aufweis der zahlreichen bestehenden methodischen Ansatzmöglichkeiten, die bei 
expliziten empirischen Arbeiten zur Altersgrenze und bei der Lösung von Frage-
stellungen der forensischen Begutachtung der Deliktsfähigkeit verwendet werden 
könnten. D~.~_~i .. macht die :f~a,gederSJe1.H~r4ngsfähigkeit nach der. Gefahrener-
kenntnis allerdings eine Ausnahme. Zu ihr liegen aus der Literatur keine ~peziti­
sehen methodischen Ansätze vor, was auf die geringe empirische Absicherung 
von gutachterlichen Stellungnahmen zU: dieser Frage hinweist. Der in der eigenen 
Untersuchung zur Wirkung der Ersatzleistung sichtbar gewordene verallgemei-
nerungsfähige Ansatz, mit der Beurteilung von systematisch kombinierten Ge-
schichtenkomponenten von De1iktbeschreibungen rechtsre1evante Entwicklungs-
zustände des moralischen Urteilens zu bestimmen, scheint aber auch hierbei wei-
terhelfen zu können. 
Als methodische Forderung ergibt sich in Hinsicht auf die zivilrechtliche Ver-
antwortlichkeit, die verschiedenen Ansatzmöglichkeiten in einem testähnlichen 
Verfahren zusammenzufassen und zu standardisieren. Dies kann mit den Unter-
suchungen, die für die Gewinnung von Altersnormen und für die Bestimmung 
der forensisch relevanten Zusammenhänge (Indikationstheorie und Entwick-
lungsstand) erforderlich sind, verbunden werden. 
Schließlich kann ein positives Gesamturteil über die empirische Begründung 
per Altersgrenze vom vollendeten siebenten Lebensjahr ~e~enwärti~ nur daraus 
abgeleitet werden. daß keiner der dargestellten, die Altersgrenze stützenden Be-
funde in einer Untersuchung gewonnen worden war, die zum Zwecke der Prü-
fung der Altersgrenze des deutschen Zivilrechts oder der dort angesprochenen 
Entwicklungsverläufe unternommen worden war. Dieser Umstand hat aber posi-
tive und negative Folgen für den Wert der Ergebnisse in Hinsicht auf das Unter-
suchungsziel dieser Arbeit. Positiv ist zu werten, daß ohne diese Fragestellungen 
seitens der Untersucher Ergebnisse auftraten, die nicht nur von den Entwick-
lungsinhalten, sondern auch von den Altersangaben her ohne Übereinstimmun-
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gen mit den gesetzlichen Altersgrenzen anzeigten. Weiterhin wirkte positiv, daß 
sie vielfach aus dem US-amerikanischen Kulturraum stammten. Hierauf könnte 
sich nämlich die These interkultureller Übereinstimmung begründen lassen, so 
daß einige Entwicklungsverläufe, die im deutschen Zivilrecht anerkannt werden, 
sich als relativ gesellschaftsunabhängige Phänomene herausstellen könnten, wenn 
sich die Ergebnisse auch in anderen Kulturräumen replizieren ließen. Negative 
Folge der nicht direkt auf die Rechtsfragen abstellenden Beiträge ist, daß nicht alle 
Gesichtspunkte der im Gesetz enthaltenen Bestimmungen angegangen und erfüllt 
wurden, wie es bei einer intensiveren expliziten Befassung hätte geschehen kön-
nen. Ohne sie zu bagatellisieren, wird man aber diese Unzulänglichkeiten gegen 
die "unabsichtlich" herbeigeführten Übereinstimmungen zwischen entwicklungs-
psychologischer Empirie und juristischen Annahmen halten müssen, um zu einer 
ausgewogenen Beurteilung zu gelangen. Da man die Übereinstimmungen, gerade 
weil sie nicht als Untersuchungsziel angestrebt worden waren, doch wohl höher 
gewichten darf als die Unzulänglichkeiten, erscheint es uns gerechtfertigt, ein 
positiv ~etöntes Gesamtfazit zu ziehen: Die Validitätsvermutung der deutschen 
zivjlrecbtljchen Altersgrenze kann aufrechterhalten werden, da sich in mehreren 
nicht mit der Zielsetzung der Prüfung der Altersgrenzenvalidität er!ang!~~~.~"~i­
rischen Befunden, die sich mit der Entwicklung der rechtlich geforderten Fähig:. 
keiten in Beziehung setzen lassen. keine Widerle~un~en. sondern eher Stützun-
gen der zivilrechtlichen Entwicklungsannahmen zeigten. 
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